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Vorwort. 



Die nachfolgenden Blätter sollen nach der Absicht des Verfassers 
in grofsen Umrissen ein Bild davon geben, wie das ärztliche Vereins- 
leben in Deutschland sich entwickelt, wie es sich zentralisiert und welche 
Ziele es sich gesteckt hat; sie sollen zugleich als Ergänzung und Fort- 
Setzung dessen dienen, was durch H. E. Richter im „Arztlichen Vereins* 
blatt" (1873, Nr. 9 — 12) tlber die Geschichte der deutschen Arztevereine 
veröfifentlicht und, so weit es nötig, auch in der vorliegenden Schrift 
benutzt worden ist. 

Vollständigkeit konnte bei der für die Fertigstellung knapp be- 
messenen- Frist weder erstrebt noch erreicht werden ; die etwas ungleich- 
artige Behandlung des Gegenstandes aber hat ihren Grund einesteils 
darin, dafs die Vorgänge der älteren Zeit, welche leichter der Vergessen- 
heit anheimfallen, absichtlich auf Kosten der jüngeren Vereinsgeschichte 
bevorzugt sind, — sodann in dem Umstände, dafs die einzelnen Mit- 
arbeiter am speziellen Teile ihre Monographieen nach verschiedenem 
Plane und in verschiedener Ausdehnung abgefafst haben. 

Der Verfasser, dem durch das Vertrauen seiner Kollegen seit der 
Gründung des deutschen Arztevereinsbundes der Vorsitz in demselben 
übertragen ist, steht selbstverständlich voll und ganz auf dem Boden 
der Beschlüsse der Arztetage, diese Beschlüsse mufsten demnach auch 
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IV Vorwort. 

die leitenden Gesichtspunkte fttr seine Schrift abgeben; dennoch hofft 
er, dafs man auch auf gegnerischer Seite das Streben nach objektiver 
Darstellung ihm zuerkennen wird. 

Allen Kollegen, welche ihn entweder durch die Beschaffung des 
statistischen Materials oder durch selbständige Abhandlungen bei dieser 
Arbeit unterstützt haben, spricht er hierdurch seinen wärmsten Dank aus. 

Elberfeld, Pfingsten 1890. 

Dr. E. Graf. 



A. Allgemeiner Teil. 



Deutsche Kunst und deutsche Wissenschaft sind seit Jahrhunderten 
als Gemeingut unseres Volkes betrachtet worden und haben auch im Aus- 
lande eine einheitliche Würdigung erfahren. Dies gilt selbstverständlich 
auch für das medizinische wissenschaftliche Gebiet und für die vor- 
nehmsten Pflegerinnen desselben, die Universitäten. Nur die Stammes- 
zugehörigkeit war hier entscheidend und die politischen Grenzen zwischen 
Wien, Berlin, Dorpat, Basel bildeten keine trennenden Schranken. Anders 
aber verhielt es sich mit dem ausübenden Faktor der Medizin, mit 
den Ärzten. Sie waren in ihr engeres Heimatland gebannt und nur inner- 
halb desselben lag ihr Wirkungskreis. Bildete so schon die staatliche 
Zerrissenheit Deutschlands ein Hemmnis ihrer Vereinigung, so lag auch 
in der ganzen Zeitrichtung, in dem geringen Mafse öffentlichen LebenSi 
in der knappen Entwickelung der Verkehrsmittel ein weiteres Hindernis 
für die Bildung ärztlicher Assoziationen, und bis zum vierten Dezennium 
unseres Jahrhunderts sind nur spärliche und vereinzelte Versuche dazu 
gemacht worden. 

Von besonderem historischen Interesse ist deshalb die 1644 erfolgte 
Gründung eines „Collegium medicum" in Hamburg, über welches 
unten genauer berichtet werden soll ; ebenso finden wir als Vorläufer des 
(1829 gestifteten) „V e r e i n s der Arzte in Donaueschingen" schon 
1731 in dieser fürstl. Fürstenbergischen Residenz ein (wohl meist aus 
Feldscheerem bestehendes) „gremium Chirurgie um". Aus dem vorigen 
Jahrhundert haben wir femer Andeutungen eines Vereinigungsstrebens 
der Arzte durch das Nürnberger: commercium literarium (1731 — 
1745) und durch die Acta academiae Caesareae (1727 ff.); ~ beide 
wesentlich gelehrten Zielen nachstrebend; letztere, die noch bestehende 
Kaiserliche Leopoldo-Carolinische Akademie führt auf einen 
in der Mitte des 17. Jahrhunderts gegründeten Verein von Ärzten in 
Seh wein fürt ihre Entstehung zurück. Auch reicht die Stiftung der 
Jablonow'schen Gesellschaft zu Leipzig und der Senken- 
berg'schen Gesellschaft zu Frankfurt noch in die letzten Jahre 
des 18. Jahrhunderts hinein. 

Graf, ÄntliohM Vereiniweien. 1 



2 Yereinsleben im yorigen Jahrhundert 

Die Kenntnis eines anderen im vorigen Jahrhundert gestifteten 
Vereins verdanke ich der gütigen Mitteilung des Herrn Dr. Dornseifp 
in Giefsen. 

y^Im Jahre 1766 bildete sich in Giefsen eine gelehrte Gesellschaft; meist 
aus Professoren bestehend , welche wöchentlich einmal zusammenkam, ^^um 
sich mit gelehrten Gegenständen zu unterhalten , sich auf eine freundschaft- 
liche Art ihre angestellten Beobachtungen, Versuche und Erfindungen, die 
philosophischen und medizinischen Wissenschaften betreffend, mitzuteilen, 
solche mit vereinigten Kräften zu prüfen, und dadurch zur Erweiterung 
nützlicher Kenntnisse und zur Ausbreitung der wahren Gelehrsamkeit etwas 
beizutragen". 

1767 wurde dieser Verein von Seiner hochfürstlichen Durchlaucht 
Ludwig IX. zu einer öffentlichen Societät erhoben, und erhielt die Erlaub- 
nis, künftig den Namen einer „hochfürstlichen akademischen Gesellschaft 
der Weltweisheit und der Arzneigelahrtheit" zu führen. Am 6. November 
1767 war ein festlicher Actus deshalb; Prof. Böhm hielt die lateinische 
Festrede, Prof. Baumer redete lateinisch über den Ursprung der Grund- 
wasser, Prof. Alefeld ebenfalls lateinisch über Schädelfissur der Kinder, 
Rat Adam französisch über Glockenmetall, Hofmedicus Berchelmann deutsch 
über Gedächtnisbilder im Gehirn, und Dr. Nebel deutsch über Streitigkeiten 
unter Ärzten. Die ganze Feierlichkeit endete mit einer anständigen Bewir- 
tung der vornehmen Anwesenden. — Aufser diesen Notizen über die Grün- 
dung und pomphafte Eröffnung der Societät ist über die ferneren Schick- 
sale derselben, insbesondere auch über ihre Thätigkeit, sowie über die Dauer 
ihres Bestehens u. s. w. Nichts zu finden. " 

Es kann nun keinem Zweifel unterliegen, dafs ähnliche Einrichtungen, 
wenn auch unter weniger klingendem Namen, in manchen Städten Deutsch- 
lands, namentlich auch in Universitätsstädten, vorhanden gewesen sind; 
dafs aber die allgemeine Zeitströmung solchem Zusammentreten nicht 
besonders günstig, geht aus der im Uebrigen sehr lesenswerten Schrift des 
verstorbenen Leibmedicus Dr. Johannes Stieglitz (geboren zu Arolsen 1767, 
gestorben 1840 zu Hannover als Chef der dortigen Medizinalbehörde) — 
„über das Zusammensein der Ärzte am Krankenbette und über ihre Ver- 
hältnisse unter sich überhaupt" *) (1797) — hervor. Er sagt in derselben: 

„Man legt viel Gewicht darauf, Ärzte desselben Ortes zu verbinden, 
und rechnet ihnen dieses höher an, als die Befolgung der besten Grund- 
sätze bei Kollisionen am Krankenbette. So viel mir von solchen Gesell- 
schaften bekannt geworden ist, haben sie weder viel Genufs gegeben, noch 
Nutzen geleistet, noch sich lange erhalten; nur in London traten seltene 
grofse Köpfe zusammen, und unterhielten sich mit dem Vorlesen trefflicher 
Abhandlungen, welche sie nachmals in Druck gaben. Von der Gesell- 
schaft der correspondierenden Schweizer Ärzte und Wund- 
ärzte ist mir weiter Nichts bekannt geworden, als dafs sie viele kleine 
Aufsätze von ungleichem Werte jährlich zu einem Bande ihres Museums 
sammelt, und nichtssagende Diplome an bedeutende und unbedeutende Män- 
ner schickt. — Mit vielen Ärzten des Ortes oder der Gegend in Etwas zu- 

1) Nea herausgegeben von Dr. Ludwig RoHDBN-Lippsprlnge. Leipzig 1878. 
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aninnienzuhäDgen , kann dabin führen , von der Annäherung epidemischer 
Krankheiten, oder der Entwiclielnng einea besonderen herrschenden Charak- 
ters der Krankheiten oft früher unterrichtet, nnd nicht erst durch eigene 
Fehlgriffe auf den rechten Weg gebracht zu werden. Aber näher anein- 
ander mögen sich nur Ärzte anschliersen , welche sich auch ohne gemein- 
schaftlichen Stand als Freunde genähert haben würden/' 

„Die Ärzte lebten im Allgemeinen wie die Spinnen, jeder in seinem 
Netze; sie manifestierten aach sattsam die sprichwiirtliebe Feindschaft 
dieser Insekten", sagt Richter'}. 

Der älteste (noch heute bestehende) ärztliche Verein in Deotschland ist 
die„phygikaliscb-mediziniBcheSocietät in Erlangen", welche 
am 20. März I8{|s darch Harless gegründet wurde, und durch eine Reibe 
von wissenschaftlichen Abhandlungen sich bis zum heutigen Tage eines 
hervorragenden Rufes erfreut. Lediglich von praktischen Ärzten be- 
grllndet und den Bedürfnissen dieser entsprechend, finden wir sodann 
um Jene Zeit die ärztlichen Vereine in Lübeck (1809) und Hamburg 
(I816J; ferner in Berlin die Hufeland'sehe Gesellschaft dSIO), so 
wie die Gesellschaft fUr Natur- und Heilkunde (ISKt). Alle 
diese Vereine bestehen noch Jetzt. Hieran schliesst sich die am 19. Sep- 
tember ISIS gegründete, gleichfalls heute noch in Blltte stehende Ge- 
sellschaft für Natur- und Heilkunde in Dresden, so wie 
lU Jahre später die „philosophisch-medizinische Gesellschaft zn WUrz- 
burg" (1S2S), welche sich nachmals io die „physikalisch-medi- 
zinische Gesellschaft" verwandelte, beide durch die Heraus- 
gabe ihrer Verhandlungen in eigenen Jahjresbericbten weithin bekannt. 
In dieselbe Periode fällt die Schöpfung des „allgemeinen ärztlichen 
Vereins in Württemberg", dessen „Correspondenzblatt wUrttem- 
bergischer Ärzte" seit dem Jahre IS32 bis jetzt erscheint, während das 
Vereinswesen in Württemberg später durch die Trennung in S Landes- 
vereioe eine Umgestaltung erfahren hat. Im Jahre 1835 wurde der ärzt- 
liche Verein in MUn eben gegründet, welcher zanächst eigene Jahres- 
berichte herausgab, bis er dann später seine Verbandlungen im „Ärztlichen 
Intelligenzblatt" veröffentlichte. Gleichfalls noch heute iu voller Frische 
wirkend nnd bestehend ist der am 13. Oktober 1839 zu Kaiserslautern be- 
gründete Verein Pfälzischer Ärzte, dessen Geschichte und Bestre- 
bungen bei Gelegenheit seines im vorigen Jahre gefeierten aujährigen Jubi- 
läums uns in dankenswerter Weise mitgeteilt sind.*^) Der ärztliche 
Verein zu Hanau datiert seine Vorgeschichte bis in den Anfang des 



I) kna. Vereinsblatt, Bd. I, S. nti. 

2| Vereinebtatt der Pi^lzi'scben Ärzte iDr. Deudtd, Frankentbal). — Zur Os- 
■chichte des Vereins Pf&lziacher Ärzte (Dr. Lobcbkbb, Frankentbal), — Festscbrift 
zur Feier des funfzigj&tirigen Bestehens des Vereins Pßilzischer Ärzte (Frankentbal, 
GObring & Ca. I8ä»|. 
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Jahrhunderts zurück; die Vereine in Bremen und Schleswig wurden 
1S32 Regründet, der zu Frankfurt am Main und der „Meissner- 
sche ärztliche Verein" (Kurhessen) sind vom Jahre 1837. 

Der älteste in der Rheinprovinz bestehende Verein ist der im Jahre 
1833 begründete „ärztliche Leseverein" inKöln»). In der ersten 
Zeit seines Bestehens hat derselbe eine rege Thätigkeit entfaltet, welche 
sich dadurch dokumentiert, daXs von ihm eine der ältesten auf die Reform 
dos Medizinalwesens in Preufsen bezüglichen Schriften ausging, welche 
noch heute von hohem Interesse ist und auf die wir unten zurück- 
kommen werden. Das vom älteren Nasse herausgegebene „Correspon- 
denzblatt rheinischer und westfälischer Ärzte" (Bonn 1842—45) deutet 
weniger auf geschlossene Vereine, als auf zwanglose ärztliche Versamm- 
lungen, aus welchen allerdings am 11. August 1847 der nur kurze Zeit 
bestehende „Verein der Ärzte der preufsischen Rheinprovinz" 
hervorging. Zu einem nachhaltigeren Vereinsleben dort gab Anlafs der 
im Jahre 1844 begründete „Verein der Ärzte des Regierungsbez. 
Düsseldorf", dem dann später die Vereine der vier anderen Regie- 
rungsbezirke folgten. 

Wesentlich wissenschaftlichen Zwecken gewidmet sind die in jener 
Zeit begründeten nicht rein ärztlichen Gesellschaften: „Schlesische 
Oesellschaft für vaterländische Kultur" in Breslau, eine 
gleichnamige in Görlitz, die „physikalisch-medizinische Ge- 
sellschaft zu Königsberg" u. A., während die Leipziger medi- 
zinische Gesellschaft", 1841 gestiftet, eine rein ärztliche war, und 
wenn auch vorwiegend mit Wissenschaft beschäftigt, doch ihre Wirkung 
auf das Verhältnis der Arzte zu einander nicht verfehlt hat. Erst von 
jetzt ab beginnt in allen Landesteilen Deutschlands ein regeres Vereins- 
leben, dessen wesentlichster Zweck die Vertretung der Interessen des 
Standes und die Reform der Medizinalverfassung ist. Die wichtigste An- 
regung hierzu gaben zwei Schriften; die eine von Philipp von Walther: 
„über das Verhältnis der Medizin zur Chirurgie und die Duplizität im 
ärztlichen Stande" (1841), die andere von Jon. Hermann Schmidt: 
„über Triunität in der höheren Medizin" (Berlin 1842). Diese gegen die 
bisherige Trennung zwischen innerer Medizin, Chirurgie und Geburtshülfe 
gerichteten Abhandlungen wiesen der Arztewelt Deutschlands bestimmte 
praktische Ziele und die Bildung von Ärztevereinen in grofser Zahl war 
die nächste Folge. Alle diese Vereine können hier in der allgemeinen 
Übersicht nicht mehr einzeln aufgeftihrt werden. Wenn auch von einem 
Geiste beseelt, waren ihre Verhandlungen doch bis zur Begründung des deut- 
schen Reiches im Wesentlichen an die Medizinalverfassung der Einzelstaa- 
ten geknüpft, und sie müssen demzufolge auch getrennt besprochen werden. 

1) Aus der Bibliothek dieses Vereins habe ich durch die freundliche Ycrmitte- 
lung des Kollegen KBLLSB-Köln reiches Material fOr die yorliegende Schrift erhalten. 
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Für die Gesamtheit der BeBtrebungen der deutschen Arzte aber 
war in jener Zeit vod nnberecbeabarem Werte die seit IS22 alljähr- 
lich wiederkehrende „Versammlung deutscher Naturforscher 
und Ärzte", welche seit dem Jahre 15S& in eine „Gesellschaft 
deutscher Naturforscher und Arzte" umgewandelt ist. Diese 
Versammlungen boten eine stets wiederkehrende Gelegenheit zu gegen- 
seitiger Aussprache und Klärung; sie waren ein Symbol der deutschen 
Einheit, selbst in den Tagen der. schlimmsten politischen Zerrissenheit 
und inneren Zerfahrenheit, ond auf einer solchen Versammlung sind auch 
die Grundlagen des deutschen Arztevereinsbundes geschaffen worden. 
Stets werden die deutschen Arzte diesen von Oken ins Leben gerufenen 
Vereinigungen ein dankbares Andenken zu bewahren haben. 

Das Jahr 1 SIS brachte allerorten das zur Erscheinung, was die letzten 
vorhergehenden Jahre geweckt und verbreitet hatten. Eine der inte- 
ressantesten ßeformscbriften aus dem Beginn dieser Periode ist der Be- 
richt des Ausschusses des ärztlichen Vereins zu Köln'l. Indem 
sich diese Schrift in ähnlicher Weise, wie Philipp von Walther und 
Schmidt, fUr nur eine Kategorie geprdfter Medizinalpersonen mit Be- 
fähigung für die drei Fächer der Medizin, Chirurgie und Gebnrtshtllfe, 
ansBpricbt, behandelt sie gleichzeitig das schon damals auf der Tages- 
ordnung stehende Thema der ÜberfttUung des ärztlichen Standes. 
Die letztere war in einer Eingabe der sämtlichen Arzte eines Kreises 
des Regierungsbezirkes Düsseldorf mit der sich aus ihr ergebenden Not- 
lage des ärztlichen Standes in grellen Farben geschildert, und es war 
als Heilmittel eine Beschränkung des freien Niederlassungsrecbtes em- 
pfohlen worden. Hier stellt nun jene Schrift zunächst die Tbatsache 
fest, dafs von den Jahren 1817 bis 1&12 sich das Verhältnis der Be- 
völkerungsziffer zu den Ärzten zusehends zu Ungunsten der letzteren 
verschlechtert hat. Es kamen beispielsweise ein Arzt auf 

im Jahre: im Regierungsbezirk Köln: in der Stadt Köln: 

IS17 7'J2(i Einwohner 234(i Einwohner 

1829 4776 ^ 1S7Ü 

1842 294Ü = 13SS 

Hierbei ist allerdings zu bemerken, dafs die Zahl der Wundärzte in 
jenem Zeiträume entsprechend gesunken war, so dafs mit Einschlnfs dieser 
Kategorie des Heilpersonals eine Medizinalperson kam auf 

im Jahre: im Regierungsbezirk Köln; in der Stadt Köln: 

1817 2&9*) Einwohner 1116 Einwohner 

1842 2142 '- 1041 

Indes sprach sich der ärztliche Verein Köln mit Entschiedenheit fUr 
Beibehaltung des (den preufsischen Ärzten seit 180S gewährten) freien 



1) Die Reform der Mediziualietf&sEung Prenraecs, EOln \%\1. 



6 Die Beformbewegung der Jahre 1848/49 in Berlin 

Kiederlassungsrechtes ans. Da bei der staatlichen Besetzung ärztlicher 
Vakanzen doch nicht allein die Anciennität entscheiden könne, so wäre 
dem Nepotismus Thür und Thor geöffnet; nur die freie Mitbewerbung 
sporne zu tüchtigen Leistungen an; das Interesse des Publikums, dem 
der Mann seines Vertrauens aufgezwungen werden soll, leide am meisten 
unter einer solchen Einrichtung. Ebenso wenig könne der Verein den 
in Frankreich gemachten Vorschlag befürworten, dafs die Zahl der Arzte 
ffir den ganzen Staat eine beschränkte sein solle, und dafs aus den* 
sich alljährlich zu den Prüfungen meldenden nur eine bestimmte Anzahl 
der Tfichtigsten auszuwählen sei. Der Kölner Verein sucht das Mittel 
zur Abhälfe deshalb sowohl in der schon oben erwähnten Aufhebung 
aller anderen Kategorien des Heilpersonals, wie der nur für Militärärzte 
bestimmten Bildungsanstalten. Er wendet sich mit Energie gegen die 
(in damaliger Zeit mehrfach regierungsseitig gefibte) Übertragung des 
Rechtes der Praxis an Kurpfuscher u. s. w., und sagt schliefslich : 

„Mafsregeln zur Aufrechterhaltung der Moralität des 
Standes können nur in einem Disziplinarrate bestehen, wie 
ihn der Stand der Advokaten schon seit lange besitzt. Alle 
Einwürfe aus der Unzulänglichkeit dieses Institutes können 
die Ueberzeugung nicht erschüttern, dafs gleichwohl der 
Mitwirkung desselben der Advokatenstand Vieles zu ver- 
danken hat, und dafs auch die Arzte von seiner Einführung 
nur Gutes sich versprechen dürfen. Daneben müsste von 
Regierungswegen die Bildung von Vereinen zu wissenschaft- 
lichen und kollegialen Zwecken begünstigt werden. Es 
fehlt den Ärzten nicht an Neigung dazu, und um ihr Auf- 
blühen zu sichern, bedarf es nur einer Unterstützung von 
Seiten des Staates, die darin bestehen müsste, dafs den Ver- 
einen eine legale Existenz, eine wirkliche Autorität, ein 
Einflufs auf die öffentlichen Angelegenheiten verliehen 
würde.*' 

Besonders vielgestaltig und interessant entwickelten sich die Reform- 
bestrebungen des Jahres 1848 in der preufsischen Hauptstadt, namentlich 
auch um deswillen, weil sie in dem jugendlichen Prosek'tor Rudolf 
ViKCHOw einen begeisterten Vorkämpfer in Rede und Schrift fanden, 
dessen Wochenschrift „die Medizinische Reform*' sich zwar nur über die 
Dauer eines Jahres (10. Juli 4S — 29. Juni 49) erstreckt, dennoch aber 
ein reichhaltiges Material von bleibendem Werte für die Geschichte 
jener Zeit enthält. Wir sehen aus derselben, dafs bald nach dem 18. März 
auf Veranlassung der geburtshülflichen Gesellschaft Deputierte der ver- 
schiedenen ärztlichen Gesellschaften Berlins zusammentraten, um die Vor- 
bereitungen für eine allgemeine Versammlung zunächst der Berliner Arzte, 
und später sämtlicher preufsischen Arzte anzubahnen. Ganz unabhängig 
hiervon waren die Studierenden zusammengetreten, um an das Ministerium 
eine Petition wegen Wiederbesetzung der Dieflfenbach'schen und einiger 



und ItDQDi.p ViBCHOw's „medisinische Rerorm". 

auderen kliniseben Lehrstellen zu richten. Da sich an diesen letzteren 
Debatten auch viele Ärzte beteiligten, wobei auch die Fragen des Uoter- 
richtawesens und insbesondere des medizinischen Unterrichtes behandelt 
wurden, so entwickelte sich hieraus ein medizinischer Klub, welcher 
eine Reform des gesamten Medizinal wesens unter Mitwirkung der Arzte, 
Wundärzte und Studierenden sieb als Ziel steckte. Mitwirkend waren 
hierbei namentlich solche Arzte, welche keinem Vereine aagebUrten und 
welche das Vorgehen der Vereine als eine aristokratische Anmafsnng und 
Bevormundung betrachteten. Indessen scheint doch diesem Klub nur eine 
kurze Lebensdauer beschieden gewesen zu sein; dagegen gründete mit 
BeiseitelasBung der Studierenden der bekannte Orthopüde Dr. Behend 
den aus Ärzten und Wundärzten bestehenden „Verein zur Förderung 
der Gesamtinteressen des ärztlichen Personals", welcher, ob- 
ficbon nicht direkt ausgesprochen, doch bald in einen gewissen Gegen- 
satz gegen die Gesamtheit der anderen Vereine (in welcher Wnndärzte 
zunächst nocb keinen Sitz hatten) ') trat. 

Am S). Juni 1S4S fand die erste Generalversammlung der 
Berliner Ärzte statt; solcher Versammlungen haben insgesamt 20 statt- 
gefunden. Anfangs halte die Mehrzahl derselben thatsächliche Besnitate 
nicht zu verzeichnen. Die Klagen über schlechten Besuch, Zersplitternng 
in lauter Kleinigkeiten, Mifsverständnisse und Ähnliches wiederholen sich, 
nnd in der sechsten Sitzung wurde bereits der dritte Präsident gewählt.-) 
Das wesentlichste materielle Kesnltat war ein Aufruf an die prenfsiscbeu' 
Ärzte, worin dieselben aufgefordert werden, Überall in grßfseren Städten 
und landrällichen Kreisen zur Beratung der Reform ärztliche Vereine 
zn bilden und seitens derselben beim Kultusminister das Gesuch zu 
nntersttltzen , wonach die neue medizinische Verfasanng nicht eher ab- 
zuBchlieCsen sei, bis ein KongreFs aller preufsischeu Ärzte sieb 
über dieselbe geäulsert habe. Anlserdem beschäftigten sich jene General- 
versammlnngen mit Verbesserung der Stellung der Kompagnie-Chirurgen, 
mit der Cnmulatiou verschiedener Ämter (Civil- und Militärämter, Pro- 
fessuren der Medizin mit gleichzeitiger Fuhrnug eines Verwaltungsamtes), 
mit Mafsregeln gegen die in Berlin auttreteude Cholera, Befreiung der 
Ärzte vom Btlrger Wehrdienste, Anstellung von Civilärzten au der Charit^, 
Aufhebung des Rechtes der Homßopathen zum Selbstdispensieren, Öffent- 
lichkeit der Spitäler für die praktischen Arzte. Nach der vierzehnten 
Generalversammlung vertagte man sich auf so lange, bis eine Kom- 
mission von lö Mitgliedern bestimmte gesetzgeberiacbe Vorschläge gemacht 
haben werde, 

\) In der X. Generalversammlung der Berliner ÄrUe wurde beaclilosseu , auch 
Wond&iEte 1. und 2, Klasse mit StimmberechtiguDg zuzulassen. 

2] „Die medizinische Reform" S. 'i, 12, 35, 6ä. 
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Waren sonach die parlamentarischen Ergebnisse jener Zeit nicht 
besonders glänzende, so ist die literarische Ausbeute eine um so reichere, 
und namentlich enthält die genannte Virchow'sche Wochenschrift eine 
Reihe sehr bedeutender meist aus der Feder des Herausgebers stammender 
Abhandlungen. Besonderen Wert legt Virchow schon damals auf die 
öffentliche Gesundheitspflege. Er fordert ftir dieselbe ein deutsches 
Reichsministerium und eine einige Medizinalgesetzgebung ftir ganz Deutsch- 
land. Der Eongrefs von Sachverständigen zur Reform der öffentlichen 
Gesundheitspflege soll von Staatswegen einberufen, auf je 50 Ärzte soll 
durch direkte Wahlen ein Abgeordneter entsendet werden. Entspre- 
chend der sozialistischen Strömung jener Zeit, welche dem Staate 
nicht nur die Sorge ftir die bedürftigen Arbeitsunfähigen, sondern auch 
flir die bedürftigen Arbeitsfähigen zuweist, will er dem Arzte und der 
öffentlichen Gesundheitspflege eine hervorragende Stelle eingeräumt 
wissen. Die hygienischen Mafsregeln gegen Hungertyphus und Cholera, 
namentlich solche, welche sich auf bessere Ernährung, Kleidung und 
Wohnung der ärmeren Klassen beziehen, werden von ihm eingehend 
diskutiert, ebenso die Armenkrankenpflege mit der Möglichkeit, immer 
und unbedingt in Krankheitsfällen Aufnahme in einem Krankenhause zu 
erhalten. Die Teilnahme am medizinischen Unterricht soll ftir jeden, 
der seine Befähigung zum Verständnis nachweist, eine unentgeltliche sein, 
die Kollegienhonorare sollen fortfiallen. Der Praktikantendienst in den 
Polikliniken soll besser organisiert, eine gröfsere Zahl von Assistenten- 
stellen an Spitälern auch auTserhalb der Universitätsstädte geschaffen 
werden, und eine solche praktische Ausbildung soll als unerläfsliche Be- 
dingung jeder ärztlichen Wirksamkeit vorhergehen. Der medizinische 
Unterricht ist mehr auf die Anschauung zu basieren. Statt der Besetzung 
durch den Minister soll die Erlangung einer Professur in Zukunft auf 
dem Wege des Konkurses erfolgen. 

Dab die jetzt in gewissen Kreisen so mißliebigen ärztlichen Ehren- 
gerichte unter den Ärzten weniger ungünstig beurteilt werden, zeigt 
sowohl die Empfehlung derselben durch den eifrigen und tüchtigen Mit- 
herausgeber der Virchow'schen Reform, R. Leubuscher *), wie auch die 
Ausführungen Virchow's selbst, der bei Gelegenheit der Besprechung über 
die vom Staate einzusetzenden ärztlichen Assoziationen mit bestimmten 
Pflichten und Rechten sagt'O: 

„Die Pflichten werden zu den Rechten in gar keinem VerhältnisBe 
stehen, denn indem er (der Arzt) die materielle, geistige und moralische 
Unterstützung der Assoziation gewinnt, indem er an ihren Beratungen und 
Untersuchungen, an ihren Schieds- und Ehrengerichten teil hat, so 
gewinnt er immer mehr, als er an persönlicher Freiheit, oder besser gesagt 
Willkür aufopfert. Eine wirkliche, nicht blos scheinbare Majoritätsherr- 



1) Refonn S. 178. 2) 1. c. S. 227. 
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schnft ist ja immer erträglich, weil die Ausaicht auf Sieg iii der Tbatigkeit 
und Intelligenz der Minorität volletändig verbürgt ist." 

Und als gleichzeitig mit der ReaktiüD auf politischem Gebiete auch 
die Medizinalreform vorläufig als gescheitert betrachtet werden mnrBte, 
verabschiedete Bich der inzwischen zum ordentlichen Professor der patho- 
logischen Anatomie in Würzhurg berufene Redakteur der Reform n. A. 
mit den Worten '): 

„Den Ärzten bleibt mittlerweile nichts weiter übrig, ais das Vereins- 
wesen in müglicbst gröTstem Umfang auszubilden. überall 
mllBsen Stadt- oder Kreisvereine entstehen, die bezirks- oder provinzen weise 
in nähere Beziehung treten und endlich sich in einen gemeinachaftliclien 
Zusammenhang durch eine Art von CenCralisalion, wie sie in Sachsen ge- 
wonnen ibt, bringen. In diesen Vereinen müssen sie sich möglichst orga- 
niHieren, und sich aber die Fragen zu einigen und vorzubereiten suchen, da- 
mit bei einer späteren Gelegenheit nicht so lange Zeit vergeht, bis eine 
allgemeine Agitation das Notwendige zur Kenntnis der Gewalthaber bringt." 

Dem Bestreben, einen auf allgemeinen Wahlen beruhenden Kongrefs 
der prenl'sischen Ärzte in Berlin zn stände za bringen, war bereits ftUher 
aus der Rheinprovinz vorgearbeitet worden. AuknUpfend an den im 
Sommer 1S4& in Paris zur Beratung eines neuen Medizinalgesetzes statt- 
gehabten Kongrefs, bei welchem alle medizinischen Fakultäten, Aka- 
demien, Geseltschafteo und Vereine Frankreichs durch Abgeordnete ver- 
treten, aufserdem viele Arzte aus eigenem Antriebe, im ganzen etwa 
li>00 Teilnehmer, erschienen waren, und auf welchem man nach vierzehn- 
tägigen Dehatten zur Redaktion eines Medizinalgesetzes gelangt war, 
einen Kongrefs, der lediglich ein freiwilliger war, und weder einen 
offiziellen Charakter trug, noch, wie hier gleich bemerkt sein mag, irgend 
einen Einflufs auf die französische Gesetzgebung erlangt hat, tauchte in 
der Rheinproviuz der Gedanke an einen ähnlichen Kongrefs fUr Preufsen 
auf, aber in der Art modiUziert, dafs man eine amtliche Berufang und 
Wirksamkeit für denselben in Anspruch nahm. Im Auftrage des neu- 
gebildeten „Vereins der Arzte der preufs lachen Rheinprovinz" 
ging ein hierauf bezügliches Gesuch am 12. Augast 1S47 an den da- 
maligen Kultnsminister Eichhorn ab, ebenso ein gleiches Gesuch seitens 
des „Vereins der Arzte des Regierungs-Bezirkes Düssel- 
dorf" nnter dem 15. Oktober 1847. Beide Gesuche erfuhren eine wenig 
freundliche Zurückweisung, das erstere noch dazu mit einem Verweise 
für die beiden mit unterzeichneten Bonner Professoren. 

Nachdem nun die zwei oben erwähnten Korporationen, der „Verein 
praktischer Ärzte und Wandärzte in Berlin" und die „Gene- 
ralversammlung der promovierten praktischen Ärzte Ber- 
lins" im Juni 184>> an den Kultusminister Rodbertus das gleiche An- 

I) 1. c. S. 275. 
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i^a/i^bfrD ^f:mbU;t. iD faQfiieher Wei«« aber dahin beschieden worden waren, 
da/ji ^ den Ärztin felb«tTerstindliefa nnbenommen fei, dnreh frei^wäUse 
DepDtierU; sieb so einer centralen Vereinigung za sammeln, nnd dai!^ aneh 
die Vomcbläf^e «Kilcber Vereinigungen dankbar entgegengenommen wfirden, 
dalii aber da« Ministerinm niebt in der Lage ßei, ein £olebee Central- 
coniit^ zn bemfen, oder die Leitung desselben in die Hand zu nebmen« 
iia eine Einmi^hung de« Staates MiTsdeutnngen unterliegen und als eine 
Bevormundung aufgeCa/st werden könne, trat aucb die medizinische 
Gesellschaft in Magdeburg am 7. Juli 1S4S mit einem gleichen 
Gesuche an den Kultusminister. Wir geben aus demselben einige Sätze 
im Wortlaut wieder, da dieselben in knapper Form ein Bild davon 
liefern, was jener ärztliche Verein als den wesentlichsten Inhalt seiner 
Reform wünsche bezeichnet: 

,,Wir wüoscheu, dafs die Ärzte nicht mehr unter unmittelbarer Diszi- 
plin der VerwsItQDgsbehdrden stehen, daf» sie die Beurteilang aller auf die 
Aasdbong ihres Berufes bezfiglichen HaodluDgen oder Unterlassangen , so- 
weit sie Dicht der Strafrechtspflege aoheimßLlU, zanächst von einem zu 
bildenden Verein freier Fachgenossen zu gewärtigen haben: wir wflnschen 
femer, dafs der Kreis von Pflichten und Leistungen, weiche das bürger- 
liche Gesetz von ihnen verlangen darf, sorgfältig erwogen and genau be- 
zeichnet werde, and nicht Alles, was allein die moralische Pflicht von 'dem 
Arzte fordern kann, ihm zugleich als gesetzliche Verpflichtung auferlegt 
werde ; wir wünschen eine den Bedürfnissen des Landes mehr entsprechende 
Armenkrankenpflege, and zwar vorzugsweise im Interesse der Leidenden 
selbst, damit die Opfer, welche der ärztliche Stand ihnen gern und willig 
darbringt, weil Helfen und Heilen das höchste Ziel seines Wirkens ist, nicht 
auch für sie fruchtlos und eitel bleiben, und der Arzt den moralischen An- 
forderungen, welche sein Beruf und sein Herz ihm auferlegen, nicht erliegen 
möge; wir wünschen die ungehinderte Zulassung aller Ärzte zu den ärzt- 
lichen Stellen im Heere ; nur ihre Befähigung möge hierbei entscheidend sein, 
nicht aber der Ort, oder die Anstalt, wo sie ihre Ausbildung erhalten haben." 

„Der Verein der promovierten Arzte der Provinz 
Preufsen" (Königsberg 8. Juli 184S) fügt seinem Kongrefegesuch noch 
den Wunsch hinzu, dafs bei der Wahl der Vertreter eine besondere Be- 
rttcksiebtigung der einzelnen Fraktionen des ärztlichen Standes, d. h, 
der medizinischen Verwaltungsbeamten und Lehrkörper, sowie der nur 
praktischen Arzte nicht stattfinde. 

„Der Verein der Ärzte zur Förderung ihrer Standes- 
interessen" (aus 8 Kreisen des Regierungsbezirkes Liegnitz) stellt 
aus Lauban unter dem 8. Juli 184S bezüglich des Kongresses den An- 
trag an das Ministerium, ein solcher Kongrefe möge nicht vorzeitig zur 
Ausführung gebracht werden, bevor nicht die Ärzte im allgemeinen in 
gemeinschaftlichen Beratungen und durch Verständigung über ihr Ver- 
hältnis zum Staate, zum Publikum und unter sich zu genügend vor- 
bereiteter Beschlufenahme gelangt sind. 
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In einer langen Denkschrift, in welcher sowohl die Verhältnisse 
des ärztlichen, wie des Apothekerstandes behandelt werden, stellt der 
„Verein der Ärzte im Regierungsbezirk Merseburg (Merseburg, 
Naumburg, Halle 19. Juli 1848) neben einer Reihe von Einzelvorschlägen 
den obersten Grundsatz auf, dafs eine blofse Verbesserung des heutigen 
Medizinalwesens nicht mehr genüge, es sich vielmehr um eine völlige 
Umwälzung des Gebäudes handle, infolge deren das Bevormundungs- 
prinzip des Staates der möglichst weiten Ausdehnung der Selbstregierung 
weichen müsse, und verlangt ebenfalls, dafs der Entwurf der neuen 
Medizinal- und Apothekerordnung zunächst den versammelten ärztlichen 
und pharmaceutischen Deputierten des Reiches zur Prüfung vorgelegt 
und erst im Verein mit dem Gutachten derselben den gesetzgebenden 
Körpern zur Begutachtung unterbreitet werde. 

Der „Verein von Ärzten im Regierungsbezirk Magde- 
burg'' will die Einberufung des Kongresses nicht an den Kosten scheitern 
lassen, und erklärt es als eine Ehrensache, des ärztlichen Standes, die- 
selben, wenn möglich, aus eigenen Mitteln zu beschaffen, während der 
„Verein der Arzte der Provinz Westfalen" gegen diese Über- 
nahme der Kosten auf den ärztlichen Stand protestiert, und nur einen 
auf amtlichem Wege berufenen Kongrefs als berechtigten Ausdruck des 
Gesamtwillens der Ärzte hält. 

Endlich stellt der „Verein der Arzte zu Bonn" einen genauen 
Plan auf, nach welchem staffeiförmig vier in achttägigen Zwischenräumen 
zu berufende Kongresse in Kreisorten, Regierungshauptstädten, Provinzial- 
hauptstädten und der Landeshauptstadt stattfinden, und zwar so, dafs 
jeder dieser Kongresse die Deputierten für den nächsten wählt. 

Alle diese Gesuche wurden ablehnend beschieden, dagegen sah sich 
der Minister veranlafst, zur Beratung der in Rede stehenden Fragen aus 
jeder Provinz nach Vorschlag des Oberpräsidenten je einen praktischen 
Arzt und einen Medizinalbeamten zu Konferenzen nach Berlin zu berufen. 

Diese Konferenzen (zu welchen auch drei Homöopathen eingeladen 
waren) fanden unter dem Präsidium des Geheimrat Schmidt in der 
Zeit vom 1.— 22. Juni 1849 statt. Ihre Beschlüsse sind im wesentlichen 
folgende: 

1. Betreffs der Ärzte und Apotheker: dafs es in Zukunft nur 
noch eine Klasse von Ärzten geben und die bisherigen Wundärzte 1. Klasse 
fortfallen sollten; dafs man diesen jetzt das Aufsteigen in die Klasse der 
promovierten Ärzte durch Erleichterung der betreffenden Examina ermög- 
lichen müsse; dafa alle Richtungen der Medizin , also auch Hydropathie 
u. s.w. nur von Ärzten geübt werden dürften; dafs das Selbstdispensieren 
der homöopathischen Arzneien aufhören müsse; dafs die Gewerbefreiheit 
nicht auf die Apotheken auszudehnen sei. 

2. Betreffs des medizinischen Unterrichtswesens: dafs 
das Gymnasialzeugnis beizubehalten ^ dafs die Universitäten die einzigen 
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ärztlichen Büdungaanstalten seien; äaSa die Zeit des Universitätsstndiums 
nicht fixiert werden solle, äah aber, falls dieses doch geschehe, das biB- 
herige Qüadriennium ausreichend seij dars ein Studienplan nicht befohlen, 
sondern nur empfohlen werden solle; dafa die Forderung einer praktischen 
Vorbildung durch eine Assistenten lau fbahn nnaiisfOhrbar sei, dars dagegen 
die Assistent enstellen an der Charit^ allen Medizinstudierenden, soweit dieses 
möglich sei, zugänglich werden, dafs besondere Bildungsanstalten für MilitSr- 
ärzte nicht mehr bestehen sollen. Gegen die Errichtung homöopathischer 
Kliniken und Lehrstellen erklärte sich die Versammlung. 

3. Betreffs des Prllfungswesens: das tentamen philosophicmn 
soll beibehalten und die theoretisch - medizinischen Disziplinen darin auf- 
genommen werdeu; auch soll es dem Eintritt in die Kliniken vorangehen. 
Das esamen rigorosnm fällt fort, die Staatsprüfung wird den Fakultäten 
zurQukgegebcn , jedoch neben den Fakultätsglledern eine möglichst gleiche 
Zahl Ton Prllfungskommissarien zugezogen. Die verschiedenen Zensuren 
Bollen fortfalleu, die zwangsweise Doktorpromotion in lateinischer Sprache 
wird beibehalten, die Gebühren derselben ermäfsigt; sie soll aber erst nacli 
vollendeter Staatsprüfang eintreten. 

4. Betreffs der Sicherung der Standesinteressen: 

a) Gegen die Einmischung Unbefähigter wird die Approbation 
als Bedingung der ärztlichen Praxis einstimmig aufrecht erhalten. Die bis- 
herigen Gesetze gegen die Quacksalberei werden fUr ungenügend erklärt, 
die gewerbsmäfsige Ausübung der Quacksalberei bleibt Bedingung der Straf- 
barkeit („gewerbsmäfsig" im Sinne des Ministerialreskripts vom 31. HSrz 
lS4u), und die Gewinnsucht wird als ein Scbärfungsgrund der Strafe be- 
zeichnet. 

b) Gegen das kranke Publikum: Die Arzneitase sowohl wie die 
Taxe der Ärzte soll fortbestehen. Den Apothekern soll das ßabattgeben 
au Private freistehen, und für den Bedarf der Armen dürfen Apotheken anf 
Kommunalkoaten gehalten werden. Die Ärzte dürfen mehr fordern, als die 
Taxe besagt, dies darf indes nie bei der Ausstellung von Gesundheits- 
attesten der Fall sein. Der Staat soll für die SrKtlichen Stellen an alten 
öffentlichen Anstalten ein festes Gehalt festsetzen und sich daran binden ; fUr 
die Austeilung von Ärzten an Kommnnalanslalten ist der Verding an den 
Min destforde rüden unbedingt zu verbieten. Die höhere Taxe für ansteckende 
Krankheiten soll fortfallen, ebenso soll für Hebammen eine bestimmte Taxe 
eintreten. 

Bei der sehr wichtigen Frage: ,, Können die Ansprüche des 
kranken Publikums an den Arzt an bestimmte Grenzen ge- 
bunden werden?" wird dieses bejaht, die spezielle Angabe der Greozeo 
bis auf die Verhandlungen Uber den 2u konstituierenden Vorort verschoben. 
Der Arzt ist nicht verpflichtet, Privatpersonen auf Verlangen Atteste aus- 
zustellen, das Ministenum wird ersucht, dahin zu wirken, dafs die Glaub- 
würdigkeit der Gesnndbeitsattesle von einfachen Ärzten an und für sich nicht 
beanstandet werde, vielmehr solche Atteste denen der Physiker gleichgestellt 
werden, vorbehaltlich des Rechtes der Behürden ein Superarbitrium ein- 
zufordern. Der Arzt ist nicht rechtlich, aber moralisch verpflichtet, Kraok- 
heilsgeschichtcn abzufassen und Nachweise Uber die bisherige Behandlung 
eines Kranken zu erteilen. 

c) Unter sich: In BetrelT der Ärzte bleibt es (abgesehen vom Quali- 
fikationsnachweise) bei der nnbedingten Freiheit der Ausübung ihrer Kunst, 
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in Betreff der Apotheker bei der bedingten Freiheit (Konzession); fUr Heb- 
ammen und das HUlfBpersonal wird die Gemeinde - Eon zesBion als richtig 
anerkannt. Es wird abgelehnt, den Ärzten einen bestiinmlen Wohnort 
anzuweisen; als indirekte Mittet, den ÜberfliiTB der Ärzte zu beseitigen 
werden bezeichnet: die Überleitung eines Teils der Ärzte vom Zivil ins 
HilitKr durch völlige Niederreiraung der biaherigen Scheidewände und die 
teilweise Beamtang der Ärzte (Ännenkranken pflege) ; die Sorge fltr die durch 
Älter und Krankheit invalide gewordenen Ärzte soll mit Hülfe des Staates 
durch Überweisung der Mittel aus den einzuziehenden militürärzllichen 
Unterrichlsanatalten einer zu bildenden grofsen Assoziation sämtlicher Ärzte 
mit Beitragspäicht der letzteren anheimgegeben werden. Die Sorge fOr die 
Witwen soll durch die Zulassung znr allgemeinen Witwen verpSegangsanstalt 
erfolgen, während die Sorge für die Waisen nur auf dem Wege der ge- 
wöhnlichen Lebensversicherung erfolgen kann. 

5. Armenkrankeupflege: Unter Anerkennung, dafs die bisherige 
Armen kranken pflege ungenügend, wird die Verpflichtung jeder Gemeinde, 
besoldete Armenärzte anzustellen, ausgesprochen, und werden Kreishospi- 
tSler, für welche evcutnell der Staat die Mittel herzugeben hat, als ein 
allgemeines GedQrfnia anerkannt. 

6. Ärztliche Beamte: Betreffs der ärztlichen Beamten wurde nichts 
WeBentlicheB geändert. Dagegen wurde ans der Mitte der Versammlung 
noch eine Verhandlung über die Handhabung der Disziplinarmacht, vor 
allem, was die Kognition Über den einfachen ärztlichen Kunslfehler anlangt, 
sowie Über die Konstituierung eines Ehrenrates nach Analogie des bei den 
Rechtsanwälten und Notaren bestehenden angeregt, und in dieser Beziehnng 
folgender Beschlufs gefafnt: „En soll ein Elirenrat blofa aus ärztlichen Mit- 
gliedern bestehend unter Zuziehung von Staatsanwalt und Justitiarien ge- 
bildet werden; derselbe soll ans freier Wahl des Standes hervorgehen. 
Diesem Ehrenrat werden zunächst die Differenzen der Ärzte unter sieh 
Hberwiesen, er soll Über diejenigen Pflichten der Stande sgenossen wachen, 
welche durch Ehrenhaftigkeit, Redlichkeit und Anstand bedingt werden, soll 
ferner darüber zu entscheiden haben, ob der Arzt bei der Verweigerung 
seiner Hülfe seine moralische Pflicht verletzt habe. Dagegen wurden ihm 
die Kognition über sämtliche Disziplinarangelegenbeiten, ebenso die Ab- 
urteilung des Kunstfehlers und die Differenzen der Ärzte dem Publikum 
gegenüber nicht Überwiesen. Die rechtliche Verpflichtung, Jedem zn 
Dienste zu stehen, dem Armen sogar unentgeltlich, welche im Doktoreide 
ausgesprochen ist, soll aufgehoben, bei allen Untersuchungen wegen Kunst- 
fehlers vorab die Medizinalbehörde gehört werden und bei Erkenntnissen, 
welche auf Entziehung der Approbation lauten, immer der Rekurs an die 
Gerichte zulässig sein. 

Wir haben die Ergebnisse dieser Konferenz nm deswillen ao weit- 
länfig behandelt, weil in denselben die meisten in jener Zeit wie auch 
später die ärztliebe Welt bewegenden Fragen zur Besprechnng nnd Ent- 
scheidung gelangt sind, oft allerdings mit einer nur kleinen Stimmen- 
majorität. Es läTst sich indessen nicht verkennen, dal's die Mehrzahl der 
Beschlüsse einen entschiedenen Fortschritt gegen den bisherigen Znstand 
beknndet, ja in mancher Beziehnng den gegenwärtig bestehenden Rechts- 
verhältnissen Toranseilt. 



14 Der Berliner Entwarf 

Mittlerweile hatte die sogenannte Fünfzehner- KommiBsion, welche von 
der Generalversammlung der Berliner Arzte niedergesetzt war, ihre Arbeit 
vollendet nnd den „Entwarf der Grandsätze einer neaenMedi- 
zinalordnang'^ aasgearbeitet, welcher, vom 26. Februar 1849 datiert 
im Druck erschien (Berlin, Hirschwald 1849). Die Namen der Mitglieder 
jener Kommission sind : Dann, Hertwig, Körte, Krieger, Leubuscher, 
LöFFLER, C. Mayer, S. Neumann, Quincke, Bemak, Riedel, Schöller, 
Schütz, Virchow, J. Waldeck. 

Dieser Entwarf bietet als Ergebnis der monatelangen Beratungen 
der damaligen Führer des ärztlichen Standes in Berlin ein hervorragendes 
Interesse. 

Als Aufgabe der öffentlichen Gesundheitspflege wird in erster Linie 
bezeichnet die Sorge für die gesundheitsgemäfse Entwicklung der Staats* 
angehörigen in geistiger und leiblicher Beziehung; dem einzelnen Individuum 
wird bei Armut und Gebrechlichkeit das Recht zuerkannt, die Hülfe des 
Staates in Anspruch zu nehmen. 

Dabei will der Entwurf die Berechtigung zur Inanspruchnahme der 
öffentlichen Gesundheitspflege nicht nur den notorisch Armen, sondern allen 
denjenigen zuerkennen, welche aufser ihrer Arbeitskraft kein ausreichendes 
Einkommen besitzen, und zwar jedesmal gleich auf ein Jahr (§ 15). 

In einer durchgearbeiteten Organisation des Heilpersonals (Gemeinde- 
ärzte, Mitglieder des lokalen Gesundheitsamtes, Kreisärzte u. s. w.) findet 
auch die Vertretung der Ärzte, „der Ausschufs der freien Assoziation^', ihren 
Platz. Dieser Ausschufs der für jeden Bezirk zur Wahrnehmung und För- 
derung ihrer wissenschaftlichen und Standesinteressen freiwillig zusammen- 
tretenden Assoziation soll aufserdem die Funktionen eines Ehrenrates er- 
balten (§ 28); er schlichtet die Streitigkeiten der Mitglieder und hat das 
Recht, Mitglieder, welche sich eines unehrenhaften Betragens schuldig machen, 
zu ermahnen und nötigenfalls ihren Ausschlufs aus der Assoziation bei der 
Generalversammlung zu beantragen. 

[Wir haben hier also ein in die Medizinalordnung eingefügtes, also 
„staatlich anerkanntes'^ Ehrengericht. Die Generalversammlung der Ber- 
liner Ärzte ist bis zu der Diskussion über diesen § 28 nicht gelangt (sie 
hat nur die ersten sechs Paragraphen des Entwurfs dnrchberaten) ; da- 
gegen gab die Bildung der Assoziation schon Stoff zu den lebhaftesten 
Debatten. Gegen den Einwand, dafs jeder Zwang vermieden werden müsse, 
ein Standpunkt, den namentlich Hemak vertrat, welcher den Zwang des 
Vereinswesens, und wenn dieses auch noch so demokratisch wäre, für die 
ärgste Despotie erklärt, die man sich nur denken könne, fiel die Verteidi- 
gung des Entwurfs den Herren Virchow, Stich, Neümann und Kokte 
zu; namentlich stellte Virchow die Forderung auf, dafs sämtliche 
Ärzte eines Bezirkes diese Assoziation bilden sollten, welche sich dann 
wieder in Kreisvereine gliedert. Er führte aus, dafs, falls man die Bildung 
der Assoziation dem freien Willen überlassen wolle, sich bald in jedem Be- 
zirke Assoziationen und Gegenassoziationen bilden würden und die Regie- 
rung alsdann keine derselben als den Ausdruck der Gesamtheit betrachten 
könne. Wolle man aber der Gesetzgebung keinen Einflufs auf die Bildung 
der Assoziation gestatten, so könne man auch nicht verlangen, dafs sie den 



r prenrsfsahen Medidnalordnang. 



15 



Ausschul'a derselben als eiu competentee Organ aDsehen solle, und auf den 
Einwund, daCs dann ein Zwang vorläge und dafa man alsdann ,, Zunft", 
„Korporaliou" oder „ärztliche Gemeinde" sagen müsse, adoptiert VmcHow 
den letzteren Ansdruck, da sein Vorschlag die Mitte zwischen Willkür und 
Zwang enthalte. Die Zunft, die Korporation aelzQ Bedingungen für den 
Eintritt; sie habe die Fähigkeit zum Ausschlufs oder zur VerweigeruDg, 
tind auf der anderen Seite zwinge sie wieder diejenigen, welche eine be- 
stimmte Thätigkeit üben wollen, zum Beitritt. Er wolle aber jedem Ein- 
zelnen, welcher an den Rechten der Vereinigung keineu Teil haben wolle, 
gestatten, sich davon auszuschliefsen. Es gelangte sodann der Antrag Neu- 
mann zur Annahme, welcher lautet: 

„Die Ärzte jedes Regierungsbezirkes bilden eine ärztliche Bezirks- 
gemeinde, welche sich in Ereisgemeinden gliedert. Diese Be z irksgemein - 
deD in ihrer Veieinigung bilden das sachverständige Organ des Staates 
für alle Gegenstände der Gesetzgebung, welche Interessen des Heilperso- 
nals oder der Gesundheitspflege betreffen." (Vgl. mediz- Reform ä. 236, 
238. 246.)] 

Während dem lokalen Gesnndheitsamte (§ 8) es zur Pflicht gemacht 
wird, der Pfuscherei zu steuern, spricht sich der Entwurf (§ 22) gegen 
jede ßeschützung des Heilpersonala durch Ffusohereigeaetze aus. Die Frei- 
zügigkeit der Ärzte durch ganz Deutschland will der Eutwurf durch eine 
entsprechende Prüfung in allen deutschen Staaten anbahnen (§ 19), spricht 
sich indes gegen das freie Niederlassuugsrecht der Apotheker aus (§ 21). 

In Betreif des medizinischen Unterrichts soll der Gymnasialzwang fort- 
fallen, dagegen eiu Maturitätsexamen eingeführt werden, in welchem anfser 
den humanistischen Wissenschaften (Eeontnis der griechischen, lateinischen, 
französischen und englischen Sprache, Geometrie und Arithmetik mit Aus- 
schlufs der Differential- und Integra Irechnung^eschichte, Litt eraturge schichte, 
formelle Logiki besonderer Wert auf die Real Wissenschaften gelegt werden 
soll. Die Prüfung hat sich speziell zu erstrecken auf Terminologie und 
Systemkunde der Zoologie, Botanik und Mineralogie, Elemente der Chemie 
und Physik, beschreibende Astronomie und Geographie (( 31). Der eigent- 
liche medizinische Unterricht zerfällt in den theoretischen und praktischen 
Teil; zum letzteren gehSrt das Praktizieren in Polikliniken und der Dienst 
im Hospital. Das Recht des Eintritts in den Hospital dienst Ist an eine 
Prüfung gebunden, andere Prüfungen finden während des Universitätsstudiums 
nicht statt ($ 33). Ein bestimmter Zeitraum für das Studium der Medizin, 
ebenso ein bestimmter Studienplan und der Testierzwang fallen fort (§ 34). 
Für Unbemittelte ist der medizinische Unterricht frei (§ 3ä). Die Universi- 
tätslehrer haben zwar das Recht für ihre Vorträge ein Honorar zu fordern; 
die Inhaber der besoldeten Lehrstühle jedoch haben die Verpflichtung, die 
Gegenstände, für welche sie angestellt sind, unentgeltlich (publice) zu lehren 
(§ 40). Sämtliche besoldete Lehrerstellen werden durch Konkurs vor einer 
Jury besetzt (§41), welche Jury durch das Zusammentreten von frei er- 
wählten Mitgliedern der einzelnen medizinischen Fakultäten des Landes ge- 
bildet wird (§ 47). Ebenso w-erden die Stellen der freien Lehrer an der 
Universität, diejenigen der Hülfsärzte und die Praktikantenstellen durch 
Konkurse vor einer Jury besetzt (§ 48, 49, 50). Die ärztliche Prüfung wird 
vor einem Kollegium in Berlin abgelegt, welches dadurch gebildet wird, 
dafs die Fakultälslehrer einerseits und die praktischen Arzte audrerseita die 
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volle Zahl der nötigen Mitglieder des Kollegiums wählen, aus welchen der 
Minister die Jury zusammensetzt (§ 53). 

Endlich will der Entwurf als höchste Instanz für die medizinische 
Wissenschaft; zu Berlin eine Akademie der Medizin begründet wissen, deren 
Mitglieder, 24 teils einheimische, teils auswärtige Ärzte, zuerst durch den 
Medlzinalkongrefs in Vorschlag gebracht, auf ihre Lebensdauer von der 
Staatsbehörde ernannt werden und beim Ausscheiden einzelner Mitglieder 
sich durch Wahl der Korporation ergänzen. Für die Zwecke derselben 
bewilligt der Staat die nötigen Mittel ; ein Gehalt ist mit der Stellung nicht 
verbunden (§ 56). 

Wir haben schon oben gesagt, wie namentlich infolge der Vorgänge 
auf politischem Gebiete den Keformbestrebungen , soweit sie von unten 
auf kamen, ein baldiges Ende bereitet wurde. Auf die Gesetzgebung 
des preufsischen Staates sind dieselben jedoch, namentlich was die ein- 
heitliche Gestaltung des Heilpersonals, Prüfungsordnung u. s. w. anbetrifft, 
nicht ohne Wirkung geblieben. 

Auch im übrigen Deutschland vollzog sich die Bewegung in ähn- 
lichem Sinne. Der ärztliche Verein zu Dresden hatte alle säch- 
sischen Arzte für den 20. August 1848 zu einem Vereinstage eingeladen. 
Von den Beschlüssen desselben ist namentlich hervorzuheben, dafs ein 
permanenter Ausschuls niedergesetzt wurde, welcher mit anderen medi- 
zinischen Vereinen, sowie mit der Zentralgewalt Verbindungen anknüpfen 
soll, um eine gemeinsame deutsche Medizinalverfassung anzubahnen ; dafs 
femer die Bildung ärztlicher Bezirkskollegien durch Wahl der Berufs- 
genossen gefordert wird, welche die Aufgabe haben sollen, die Medizinal- 
verwaltung des Bezirkes zu leiten, Gutachten abzugeben und als Schieds- 
und Ehrengericht unter den Kollegen zu dienen, sowie femer, dab eine 
aus Wahl der Bezirkskollegien hervorgehende ärztliche Kammer fttr 
Medizinalgesetzgebung und oberste Medizinalverwaltung zu bilden sei, 
und dafs hiermit der Grundsatz der Selbstregierung auch fttr den ärzt- 
lichen Stand als ein unveräufserliches Kecht in Anspruch genommen wird. 

In Bayern war die Bewegung durch eine Aufforderung des Mttn- 
chener ärztlichen Vereins an die bayerischen Arzte eingeleitet (im 
Anschlufs an schon früher von Mittelfranken gemachte Vorschläge), sich 
an der Medizinalreform zu beteiligen und einen Kongrefs der Arzte zu 
unterstützen. Zu diesem Zwecke wurde durch den Münchener Verein 
der „oberbayerischeKreisverein" gegründet. Gleiche Anregungen 
gingen von Bamberg, Erlangen und Nürnberg aus. Zunächst ist es auch 
hier wesentlich der konstituierende Kongrefs, welcher erstrebt wird und 
welcher dann auch am 2. Oktober 1848 in München in offizieller Weise 
zusammentritt. Es waren 17 Deputierte aus den Kreisen Ober- und 
Niederbayern, Schwaben, Ober- und Mittelfranken erschienen, zu denen 
an den folgenden Tagen noch die Deputierten der Oberpfalz und der 
Rheinpfalz traten. Man erklärte sich in 10 Sitzungen für Beibehaltung 
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der Gymnasial- uud UDiveisitäUbilduug, jedocb gegen eiuen bestimniten 
Studienzwang und eine bestimmte Stadiendaaer. Ein Antrag auf eine 
einbeitiiehe deutscbi- Medizinalgesetzgebang fand nicht die nötige Unter- 
Ettltzung. Aufser der Organisation des Medizinalwesens in Bayern ver- 
handelte man noch über die Freigebung der ärztlichen Prasis, und sprach 
sich gegen dieselbe ans ']- Betreffs der Organieation des ärztlichen 
Standes wurde die Bildung äritücher Kreisvereine beschlossen, welche 
sich aus mehreren Bezirksvereinen zusammensetzen und deren Gesamt- 
heit einen Zentralausschufs fflr alle medizinischen Angelegenbeiteo als 
Repräsentation des ganzen ärztlichen Standes wählen solle. Mit jedem 
solchen Kreisvereine sei ein durch dieselben zu wählender Diszipünar- 
ausGchufs zu verbinden. Als Mandatar des Kongresses ward scblietslieh 
ein aus 5 MUnciieuer Ärzten bestehender permanenter Zentralansschofs 
(Gkaf, Öttinoeh, Bucuner, Seitz und Schlelss) niedergesetzt. 

Im Herzogtum Nassau fanden im Juli und September 184S Id 
Limburg und Biebricb Reform Versammlungen statt; ebenso im Januar 
1&4',) in Dessau eine Versammlung Anhalt-KOtbenscber und -Dessanischer 
Medizinalpersonen, Von Anhalt aus wurde ein eigener Entwurf Uber 
die Organisation der Arzte zn Assoziationen oder Korporationen fertig 
gestellt. 

Über die Reformbeslrebungen in den GrofsherzogtUmern Baden und 
Hessen wird später im speziellen Teile berichtet. 

Im Königreich Hannover stellten in einer am Iti. Juni 184$ zd 
Wunatorf einberufenen Versammlung die Arzte das Verlangen, dafs sieben 
als Vertrauensmänner gewählte Arzte Sitz und Stimme beim Obermedi- 
zioalkolleginm haben sollen, und dafs im Ministerium ein Arzt als Referent 
zu fangieren habe. Ferner wurde eine Kommission niedergesetzt, welche 
die Medizinalreform weiter beraten sollte. Eine von Medizinalrat Dr. Sciineb- 
MANN gegründete eigene Zeitschrift „der Sprecher" war das Organ dieser 
Bestrebungen, welche die Bildung einer ganzen Anzahl von ärztlichen 
Vereinen zur Folge hatten, deren Mehrzahl jedoch aus politischen Gründen 
bald wieder zu Grunde ging. 

In Württemberg nahm die Reformbewegung durch eine allgemeine 
Versammlung in Plochingen am 2i). August IHIS, zu welcher aus freiem 



l) Unter diusor „Froigcbuiig der ärztlichen Fracis in Bftferu" ist nicht etwa eine 
Aufliebung der Eurpfascht-reivcrbotQ, sondern die des aogenanntea „Praxisbanni" zn 
«erBteben. Ganz Bayern war n&mlich in bestimmte Distrikte eingeteilt, in welchen 
nur eine beetiirnnte Zahl Ton Ärzten zagelaaaen wurde , Hodarg also die jungen Ärzte 
suh ihrem Examen die Erledigung eineg solchen Distriktei abwftrtoD mussten. For 
Frtigebung in diesem Sinne hatten sich beBonders v. Wi.LTBaB, Sbiiz und Ga±r aiu- 
gesprocben ; mit besonderer Energie trat auch der Vorsitzende und Stifter des „^er- 
(dni Ffiilziscber Ärzte, Med. -Bat Dr. Du>ptNa, ftir das freie Niederlaas ungerecht (üa, 
welches indes erst IStlJ den bayerischen Ärzten zugestanden wurde. 
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Antriebe auch der Medizinalreferent im Ministerium erschienen war, einen 
vielversprechenden Verlauf, der auch die Niedersetzung eines ärztlichen 
Ausschusses zur Folge hatte. 

Die auf diesen mächtigen Aufschwung in ganz Deutschland folgende 
Beaktionsperiode macht sich in doppelter Weise geltend, sowohl in ge- 
setzgeberischen und Verwaltungsmafsregeln, als auch in einer allgemeinen 
Erschlaffung und Mutlosigkeit in den Keihen der Ärzte. Die ärztlichen 
Vereine hörten fast gänzlich auf zu tagen, die HauptwortfQhrer waren 
vertrieben, ausgewandert, einzelne eingekerkert, die Mehrzahl mundtot 
gemacht. In das preufsische Strafgesetzbuch (1851) wurde der bekannte 
§ 200 aufgenommen, welcher den gesetzlichen Zwang der Arzte zu Hülfe- 
leistungen aussprach. In Hessen-Darmstadt wurde aus Bruchstücken 
alter Verordnungen ein Medizinalstatut zusammengefügt, welches die Privat- 
ärzte geradezu (sogar hinsichtlich der Behandlungsweise) zu Untergebenen 
der Staatsärzte machte. Dies gab zu einem lebhaften E^mpfe um die 
Unabhängigkeit des ärztlichen Standes Veranlassung, welcher indes un- 
günstig für die Ärzte verlief und erst durch die Gewerbeordnung von 
1869 ein Ende fand. In Hannover wurde die gesamte Medizin und 
Pharmazie zu einem AusfluTs der Staatspolizei erklärt und unter die Ober- 
direktion des hauptstädtischen Polizeipräsidenten gestellt. 

In jener Zeit war es das grofse Verdienst des Prof. Beneke in 
Marburg, durch stets erneuerte Aufforderung in Wort und Schrift den 
Versuch zu machen, die Ärzte Deutschlands zu gemeinsamen wissenschaft- 
lichen Arbeiten zu vereinigen. Seine Erfolge waren zwar keine groCsen 
und dauernden, und der von ihm begründete „Verein für gemein- 
schaftliche Arbeiten zur Förderung der wissenschaftlichen 
Heilkunde'', welcher anfangs der fünfziger Jahre vielversprechend ins 
Leben trat, jedoch nach längerem Hinsiechen 1871 formell aufgelöst 
werden mufste, scheiterte im wesentlichen an der Teilnahmlosigkeit und 
mangelnden Arbeitslust auf diesem Felde. Dennoch wirkte der von 
ihm gegebene Anstofs dauernd weiter und es gelang, die wissenschaft- 
lichen Bestrebungen ärztlicher Vereine, welche in den gröfseren Städten 
(Berlin, Frankfurt a./M.) nicht geruht hatten, auch wieder in weitere 
Kreise deutscher Ärzte eindringen zu lassen. Namentlich ist es das 
Qebiet der öffentlichen Gesundheitspflege, auf welches jene Bestre- 
bungen sich mit besonderem Erfolge richteten; dahin gehört der „Ver- 
band mittelrheinischer Ärzte'^, der durch den Darmstädter Arzt 
Dr. H. Pfeiffer ein Korrespondenzblatt herausgab (von 1866 an), welches 
sieb später in eine gemeinsam mit Thüringer Ärzten herausgegebene 
„Zeitschrift für Epidemiologie" verwandelte; ferner der „Thü- 
ringer allgemeine ärztliche Verein" mit seinen Zweigvereinen 
(Dr. L. Pfeiffer - Weimar) , und, wenn auch nicht auf den ärztlichen 
Stand allein beschränkt, „der Niederrheinische Verein füröffent« 
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Hebe GesuDdfaeitspflege." BeaODderB aber wareo es seit 1865 die 
„Versanimlangen deutgeher Natarforscher nnd Arzte", welcbe 
den Ärzten aus allen Teilen Deutscblands Gelegenheit gaben, in gemein- 
samer Beratung die Frage der Medizinalreform wieder in die Hand zu 
nehmen nnd welche auch zu der Neubildung und Wiederbelebung ärzt- 
liober Vereine wirksamen Anstofa gaben. 

Dazu trat vor allem, daCs lu einigen deutseben Eiuzelslaaten die 
Keime, welche die Bewegung von 1S48 gelegt, nun doch im Scbofse 
der Regiernngea zur Entwickelung kamen nnd zu dem Entschiurs führ- 
ten, auch ihrerseits mit Reformen im Mediziualwesen vorzugehen und 
dabei die Stimme des ärztlichen Standes zn hören. So erliefsen an- 
fangs der sechziger Jahre die Regierungen von Baden, Sachsen 
und Brannscbweig Verordnungen, wedarch den Ärzten ihrer Länder 
eine Vertretung durch selbstgewäblte Abgeordnete ihres Standes bewilligt 
wurde, lu Baden geschah dieses durch die von sUmtHchen Ärzten des 
Landes zu tbätigende Wahl eines siebenkOptigen Ausschusses; die Bildung 
ärztlicher Vereine ward den .\rzteu selbst überlassen. Ebenso wurde 
im Herzogtum Braunschweig dorch allgemeine Wahl der Ärzte 
eine ärztliche Kammer mit Disziplinarrecht niedergesetzt. Im König- 
reich Sachsen dagegen wurde das Wahlrecht nur den Mitgliedern 
ärztlicher Vereine erteilt, indem den Ärzten anheimgegeben wurde (ent- 
sprechend der politischen Einteilung des Landes), zu 4 Krcisvereinen zn- 
sammeuzutreten und im ganzen 8 Abgeordnete als aofserordentliche Mit- 
glieder des Landesmedizinal kollegiums zu wählen. (Später, 1S72, sind 
als Unterabteilungen jener Kreisvereine 24 Bezirksvereine in jene Organi- 
sation eingefügt worden.) Diese Schöpfungen, zu welchen im Jahre 1871 
auch Bayern mit seiner staatlieben Vereinsorgauisation trat, bildeten 
fortan den festen Punkt, an welchen sich die Wünsche der deutschen 
Arzte klammern konnten, und die Bildung des norddeutschen Bundes 
gab mindestens für einen Teil von Deutschland die Zentralstelle, an 
welche diese Wünsche zu richten waren. So wurde denn von den 
Männern der Medizinalreform (SpiEsa, Varrenträpp, Kicbter u. s. w.) 
auf der Naturforsch er Versammlung in Dresden 1868 eine Kommission 
niedergesetzt, deren „Thesen" im wesentlichen lauteten: eine Zeutral- 
behörde fUr das öSentliche Gesundheitswesen im gesamten norddeutschen 
Bunde, als Mittelbehörde Gesundheitsbeamte flir jeden .einzelnen Ver- 
waltungsbezirk, OrtsgesundheitsausschUsse, Bildung von ärztlichen Asso- 
ziationen in ganz Deutschland. Diese Thesen gelangten dann 1869 auf 
der Innsbrucker Versammlung zur Annahme. Eine genauere Formulierung 
der betreffs der Organisation der öffentlichen Gesundheitspflege im 
ganzen Gebiet des norddeutscben Bundes gehegten Wünsche gelangte in 
einer Petition an den norddeutschen Reichstag, welcher neben vielen 
Ärzten und Ärztevereinen auch Magistrate nnd andere Körperscliaften 
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beitraten, zum Ausdruck; diese Petition £auid beim Reichstag auch eine 
sehr gttnstige Aufnahme, indem sie mit sehr grotser Majorität dem Reichs- 
kanzler zur Berttcksichtigung empfohlen wurde. Nachdem inzwischen 
durch den Krieg von 1S70 das deutsche Reich geschaffen war, ward die 
Petition auf der Naturforscherversammlnng 1 S7 1 erneuert 

Es war wesentlich ein Reichsgesundheitsamt mit einer ge- 
gliederten Organisation über ganz Deutschland, welches den Mittelpunkt 
jener Einheitsbestrebungen bildete. Diesem Bestreben nach einer ein- 
heitlichen Verwaltung des Gesundheitswesens im deutschen Reiche be- 
reitete nun zwar die Antwort des Reichskanzlers 1S75 ein jähes Ende, 
indem dieselbe jene Verwaltung nach wie vor als eine Sache der LAndes- 
behörden erklärte, dagegen erkannte diese Antwort an, dafs „die Be- 
wegung, welche sich die Förderung der Öffentlichen Gesundheitspflege 
zum Ziel gesetzt und dieses Ziel mit steigendem Eifer Tcrfolgt habe, 
ihre erste Anregung aus den ärztlichen Kreisen, speziell aus den ärzt- 
lichen Vereinen erhalten habe.'' Und sie sprach die E rwartun g ans, 
„dafs es einer Zentralbehörde, welcher die Autorität des Reiches selbst 
zur Seite stehe, gelingen werde, das ärztliche Personal zu gemeinsehaft- 
licher Thätigkeit zu verbinden." (Es sei hier vorweg bemerkt, dab die 
letztere an das Reichsgesundheitsamt geknüpfte Erwartung bis jetzt noch 
der Erfüllung harrt. Der Plan einer organischen Verbindung zwischen 
dem Kaiserlichen Gesundheitsamt und dem Arztevereinsbunde fand be- 
reitwilliges Entgegenkommen, scheiterte aber an formalen Bedenken. 
Dagegen wurde der derzeitige Vorsitzende des Ärztevereinsbundes ausdrflek- 
lich in seiner Eigenschaft als solcher am 19. März 1879 zum außerordent- 
lichen Mitgliede des Gesundheitsamtes ernannt) 

Von besonderer Wichtigkeit für den ärztlichen Stand war die Ein- 
fügung desselben in die norddeutsche Gewerbeordnung von 1S69. Zwar 
besagte § 6 derselben, dafs dieselbe nicht anzuwenden sei auf die Heil- 
kunde, indessen werden in den §§ 29, 30, 53, 80 und 144 die wich- 
tigsten Beziehungen der Ärzte zum Staate erörtert und entschieden. Es 
sind dies im wesentlichen die Freizügigkeit der Arzte, die Freiwillig- 
keit ihrer Hülfeleistung (Wegfall des früheren § 200 des preu&ischen 
Strafgesetzbuches) und der Wegfall jedes Schutzes (Kurierfreiheit) ; diese 
Gewerbeordnung erlangte dann nach der Gründung des deutschen Reiches 
auch für das ganze Gebiet des letzteren ihre Geltung. 

Nachdem durch solche gemeinsame Gesetzgebung die gemeinsamen 
Ziele für alle deutschen Arzte wesentlich vermehrt waren, nachdem ein 
Netz ärztlicher Vereine über den gröfsten Teil des deutschen Reiches ge- 
sponnen war, lag der Gedanke nahe, diese Vereine in einer einheitlichen 
Orf^anisation zu gemeinsamer Thätigkeit zu vereinigen. Das grosse Ver- 
dienst, nicht nur den Anstofs hierzu gegeben, sondern auch die praktische 
Ausführung gleich in die Hand genommen zu haben, gebührt dem schon 
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mehrfach genannten Professor Hermann Eberhard Richter in Dresden; 
er erliefs im Juli 1872 an alle ihm bekannten ärztlichen Vereine und 
an viele namhafte Arzte folgende Aufforderung: 

y,Nachdem nunmehr fast in ganz Deutschland fest organisierte und zum 
,,Teil auch schon staatlich als Vertreter des ärztlichen Standes anerkannte 
^,ärztliche Vereine (Kreis-, Bezirks-, Zweigvereine, Ärztekammern, ärztliche 
;, Wahlkammern, ärztliche Ausschüsse oder Delegierten- Versammlungen u. s.w.) 
„bestehen, 

,,Nachdem die neue Reichsgesetzgebung besonders durch die Freigebung 
„des Krankenkurierens es immer notwendiger macht, dafs sich die eigent- 
„liehen, wissenschaftlich gebildeten und staatlich geprüften Ärzte Deutsch- 
„lands fester als bisher aneinander schliefsen: 

^,So ersucht man hierdurch die sämtlichen ärztlichen Vereine Deutsch- 
„lands. Eines oder Mehrere ihrer Mitglieder bei Gelegenheit der Naturforscher- 
„Versammlung vom 12. — 17. August 1872 nach Leipzig zu entsenden, um 
„daselbst unter sich zu beraten: in welcher Weise ein gemeinsamer Ver- 
„band oder Mittelpunkt für sämtliche ärztlichen Vereine Deutschlands ein- 
„gerichtet werden könne, damit dieselben ihre Aufgaben (die Förderung der 
„wissenschaftlichen und Standesinteressen der Ärzte und die fakultative Teil- 
„nabme an der öffentlichen Gesundheitspflege) auf eine gleichförmige und 
„planmäfsige Weise über das ganze Gebiet des deutschen Reiches beraten 
„und lösen können. 

„Die in Leipzig eingetroffenen Mitglieder wollen sich gefälligst daselbst 
„bei dem Unterzeichneten melden.'^ 

Diese Beratung fand in einer aus allen Teilen Deutschlands, teil- 
weise durch direkte Abordnung ärztlicher Vereine, beschickten Ver- 
einignng von Ärzten am 14. August 1872 bei Gelegenheit der Natur- 
forsch erversammlnng in Leipzig statt; diese wählte nach längerer Beratung 
einen provisorischen Geschäftsausschufs (bestehend aus den Doktoren: 
CoHEN-Hannover ; B. FRÄNKEL-Berlin; FRiEDRiCH-München; GRAF-Elber- 
feld; Pfeiffer- Weimar ; RECK-Braunschweig; RiCHTER-Dresden; letzteren 
als Geschäftsführer) mit dem Auftrage, im nächsten Jahre auf der Natnr- 
forscherversammlung die Beschlufsfassnng über die Satzungen und die 
endgültige Konstituierung des Vereinsbundes vorzunehmen. Am 17. Sep- 
tember 1873 kam dies in Wiesbaden zur Ausführung; der bisherige Ge- 
schäftsausschufs wurde wiedergewählt, und es gelangten folgende (von 
Pfeiffer Weimar entworfene) Satzungen zur Annahme: 

§ 1. Unser Ärztevereinsbund hat den Zweck, die zerstreuten ärztlichen 
Vereine Deutschlands zu gegenseitiger Anregung und gemeinsamer Bethätigung 
der wissenschaftlichen und praktischen, auch sozialen Beziehungen des ärzt- 
lichen Standes zu vereinigen. 

§ 2. Zu diesem Verband kann jeder deutsche ärztliche Verein bei- 
treten, dessen Mitglieder wirkliche d. h. wissenschaftlich geprüfte und staat- 
lich anerkannte Ärzte sind. — Wenn Personen aus anderen Ständen (z. B. 
Apotheker, Chemiker, Techniker) Mitglieder eines solchen Vereins sind, so 
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dürfen die^e in Angelegenheiten des Ärztebande? nickz mitgezähit werden 
und nicht mitatimmen. 

) 3. Die Aof gaben and Zwecke der intiiehen Vereine siaä: 

a) Förderung der ärztlichen Wlasenächaft and KonäC sowie der Inter- 
essen des ärztlichen Standes «z. B. insbesondere darch GrflBdnng gemein- 
nfltziger Anstalten, darch Regelang and Wahmng der StandesrerhältnisBe). 

b) Fakultative Teilnahme an der öffentlichen Gesondheitspflege vnd 
Medizinalgesetzgebung: beides sowohl in staatlicher, als in lokaler (kommn- 
naler und pro vinzialer i Hinsicht. 

§ 4. Diejenigen ärztlichen Vereine, welche das Recht dain noch nicht 
besitzen, haben dahin zn streben: 

a) dafs sie Ton der betreffenden Staats- oder Provinzial- oder Orts- 
behörde als Vertreter des ärztlichen Standes anerkannt werden; 

b) dafs sie in allen in § 3 bezeichneten Angelegenheiten selbständig nnd 
unaafgefordert Anträge an die betreffenden Behörden stellen dOrfen, nnd 
darauf schriftlichen Bescheid erhalten mfissen: 

c; dafs sie von den betreffenden Behörden, falls dieselben Verord- 
nungen oder Gesetze in Betreff des ärztlichen Standes nnd des Medizinal- 
wesens im Allgemeinen zu erlassen beabsichtigen, im voraas davon nnter- 
richtet und vor der Fassung einer endgültigen Entscheidung erst am ihr 
Votum befragt werden. 

§ 5. Der Ärztevereinsbund hält alljährlich mindestens eine Hanpt- 
versammlung (Ärztevereinstag oder Ärztetagj, deren Ort und Zeit vom Ge- 
schäftsausschuls im voraus festgestellt und rechtzeitig bekannt gemacht wird. 

Hierzu senden die dem Verband angehörigen Vereine ihre Abgeord- 
neten mit einem auf die bezügliche Versammlung lautenden schriftlichen 
Mandat. 

Es können auch zwei nnd mehrere Vereine ihr Mandat auf einen nnd 
denselben Abgeordneten übertragen. 

§ 6. Auf dem jährlichen Ärztevereinstag wird der Geschäflsausschafs 
(§ 8j neu gewählt, die Rechnung geprüft und genehmigt, werden die Geld- 
beiträge geregelt und in Empfang genommen, und sodann alle gemeinsamen 
Ärztevereinsangelegenheiten, sowie die Anträge des Geschäflsausschusses oder 
einzelner Ärztevereine oder ihrer Abgeordneten durchberaten, beziehentlich 
durch Beschlufsfassung erledigt. 

§ 7. Stimmberechtigt sind bei dem Ärzte vereinstag nur die mit schrift- 
lichem Mandat versehenen Abgeordneten. Stimmenmehrheit entscheidet. 

Bei zweifelhaften Abstimmungen, oder wenn ein Mitglied solches be- 
antragt, wird die Kopfzahl der einzelnen von den Abgeordneten vertretenen 
Ärztevereine ermittelt und zusammengerechnet: wobei jedoch Doppelstimmen 
zu vermeiden sind. Das Ergebnis der Abstimmung bezw. Kopfzählung ist als 
Mehrheitsbeschlufs von allen zugehörigen Vereinen aufzufassen. 

§ 8. Als Centralorgan des Ärztevereinsbundes wird ein Geschäftsausschafs 
auf die Dauer bis zum nächsten jährlichen Ärztevereinstage mittels Stimm- 
zettel gewählt. Dieser AusschuFs besteht aus sieben Personen, welche die 
Funktionen unter sich verteilen und Einen von sich zum Geschäftsführer des 
Ärztebandes ernennen. ^) 



1) Diese Zahl ist später auf 9 zu wählende und 6 von diesen zu kooptierende 
Mitglieder erhöht. 
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§ 9. Au diesen üescliäftafulirer ergehen alle Tttr den GescbäftsaQSSchiire 
beBtimmten Zusendungen, iosbeBondere die Mitgliederverzeicbrnsse aller Ver- 
eine und die Anträge einzelner Vereine. Der GeechflfUfflhrer teilt die Ein- 
gänge den übrigen Ausschufsniitgliedern mit nnd ist ohne deren GeDelimignug 
nicht befugt, in VereinsangelegenheiCen BeschlUsBe zu fassen oder aus- 
zuführen. 

§ 10. Als Zeitaclirift des Ärzte vereiiisbundes dient das von Prof. Dr. 
H. E. RicuTEK in Leipzig herausgegebene „Urzlliche Verein ab l&tt fUr 
Deulsdilund." 

§ It. Alle nicht in Obigem enthaltenen BestimamDgen sind von den 
einzelnen ärztlichen Vereinen, oder von mehreren zueammen tretenden, als 
partikuläre Angelegenheiten zu erledigen und nach Befinden in ihren be- 
sonderen lokalen Satzungen aufzunehmen. 

Dies gilt z. B. namenilich von der Verschmelznitg z« gröfseren Ver- 
einagruppen (Gau- oder Provinz vereinen) und von der Abgrenzung oder 
Verschmelzung einzelner Vereine, sowie von BeEchrKnkungen der Mitgliedschaft. 

Wie aus ^ 10 ersichtlich, hatte Richter als wichtigstes Agitations- 
nnd VereinigUDgsniittel ein eigenes Orgau „Arztliches Vereins- 
blatt" ins Leben gerufen, dessen Heraasgeber er bis zo seinem Tode 
1876 blieb. Durch Vermächtnis von ihm ging das Blatt (zugleich mit 
einer Geldsumme fftr die nächste Weiterführung) auf den Arztevereins- 
band über, dessen GeschäftsansBchnCs die FortfUhrung einer Kommission 
(Graf , Pfeti'Feb , Heinzb) unter der Redaktion des letztgenannten 
Übertrug. Ell Jahre lang bat Heinze die Heransgabe deB Blattes ge- 
leitet, welches bald auch dadurch eine weil grbfsere Wirksamkeit ent- 
falten konnte, dafs fUr ein sehr billiges Jahresabonnement es allen Mit- 
gliedern der zum Arztevereiosbunde gehörigen Vereine zagesandt wird. 
Nach dem Rücktritt Heinze's (ISS7) ist die Redaktion an Wallichs 
Übergegangen, 

Wenn auch die obigen Satzungen „Förderung der ärztlichen Wissen- 
schaft und Kunst" als die erste Aufgabe der Arzterereme binstellen, so 
liegt es auf der Hand, dafs die Erreichung dieses Zieles von den ver- 
schiedensten Bediogungeu abhängig gemacht werden mufs, welche nicht 
Überall in gleichem Mafse zutreffen. In der günstigsten Lage hierfUr 
befinden sich naturgemäfs jene Vereine, welche in Universitätsstädten 
ihren Hitt haben und durch den lebendigen Meinungsaustausch zwischen 
Professoren und praktischen .Vrzten, durch die Benutzung der Biblio- 
theken und Institute stets reiche Hill'sqnellen zur Hand haben. In ähn- 
licher Weise günstig gestellt sind die Vereine, an deren Sitz sieh gröfsere 
Krank enanstalteu befinden, welche ihr Material nicht nur zu Heilzwecken, 
sondern auch fUr die Wisseuschaft verwerten. {Hamburg, Köln, Frank- 
furt a. M. u. A.j Dal'a auch ohne solche Hilfemittel durch gemeinsame 
Arbeit, durch litterarische Leistungen und mündliche Vorträge Vieles ge- 
leistet werden kann, beweist das Beispiel mancher Vereine. leb nenne 
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hier nur unter vielen den „Verein Hessischer Arzte", den^yärzt- 
lichen Verein in Thüringen", den „Verein pfälzischer Arzte". 
Nun fällt in jene Periode der Stiftung des Arztevereinsbundes auch die 
Gründung von grofsen fttr die einzelnen Zweige der medizinischen Wissen- 
schaft bestimmten Gesellschaften, deren Mitglieder in ganz Deatschland 
und über dessen Grenzen hinaus zerstreut wohnen. So finden wir die 
deutsche Gesellschaft für Chirurgie mit dem Domizil in Berlin, 
die Gesellschaft für Gynäkologie, für Ophthalmologie, den 
Kongrefs für innere Medizin, den Verein der deutschen Irren- 
ärzte, die anatomische Gesellschaft. In gleicher Weise wie fHlher 
boten ebenfalls die Sektionen der Versammlungen deutscher Naturforscher 
und Arzte alljährlich Gelegenheit zum wissenschaftlichen Austausch unter 
den deutschen Ärzten. 

Es blieb deshalb die Pflege der ärztlichen Wissenschaft vorwiegend 
Sache dieser Gesellschaften so wie der einzelnen Vereine. Hier wer- 
den durch das lebendige Wort, durch Demonstration und Diskussion, die 
Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung dem Einzelnen übermittelt, 
hier lernt er über seine eigenen Beobachtungen sich selbst und Anderen 
Rechenschaft ablegen, hier kann ein Jeder Bausteine herbeitragen nnd 
mitarbeiten an der Lösung grofser allgemeiner Aufgaben. Solche Vereine 
zu bilden, wo sie nicht vorhanden, die bestehenden neu zu beleben nnd 
zur Wirksamkeit nach der wissenschaftlichen, sozialen und materiellen 
Seite hin anzuspornen, ward stets als eine der Hauptaufgaben des Arzte- 
vereinsbundes betrachtet; für ihn selbst und seine Versammlungen, die 
Ärztetage traten die sozialen Aufgaben in den Vordergrund, ohne dafs 
man jedoch endgültig darauf verzichtet hätte, auch wissenschaftliche Fra- 
gen in den Kreis dieser Verhandlungen zu ziehen. Aber die nächste nnd 
noch lange nicht erfüllte Aufgabe der Ärztetage war und ist die Wahrung 
der ärztlichen Standesinteressen, so wie die fakultative Teilnahme an 
der Medizinalgesetzgebung und die öffentliche Gesundheitspflege. Auch 
diese, die öffentliche Gesundheitspflege konnte ihnen nur insoweit ver- 
bleiben, als sie Fragen betraf, über welche der Arzt in erster Linie nnd 
selbständig entscheiden kann (Impfwesen, Reichsseuchengesetz u. s.w.), 
während eine Reihe anderer hygienischer Fragen (Wohnung, Städtereini- 
gung, Kanalisation u. s. w.) der gemeinsamen Beratung von Ärzten und 
Laien überwiesen werden mufste, Fragen, zu deren Behandlung sich 
(gleichfalls im Jahre 1873) der deutsche Verein für öffentliche 
Gesundheitspflege gebildet hat. 

Aus dem Vorstehenden ergiebt sich, welche Aufgaben dem Ärzte- 
vereinsbunde gestellt waren; die folgenden Seiten sollen zeigen, wie er 
dieselben zu lösen sich bemüht hat. 

Wenn wir an dieser Stelle zuerst der Personen gedenken wollen, 
welche hierbei in hervorragender Weise tbätig gewesen sind, so hat dies 
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keine Scbwierigkeit bei den VerBtorbenen , denen aneingesebränkte An- 
erkennang zn zollen eine Pflicht der Dankbarkeit ist. 

Wir nennen hier vor Allen H. E. RiciixER-DreBden (f IS7b), Reck- 
Brannscbweig (t 1S7S), Fk. SAXDER-Hambnrg (f JS7SJ, BENEKE-Marburg 
{f ISS2), SteI'hani Mannheim (f 18fi4), P. BChneh- Berlin (f 1 b%b), Dörpler- 
Weifsenburg in Mittellranken (f 1S86), G. Vakrbhtrapp- Frankfurt (f 18S6), 
Rosesthal -Wünibnrg (f 1SS9), Reuter -Nürnberg (f I8S9), Neubeet- 
Leipzig it 1S89), HADLiCH-Berlin Cf 1889). Subwieriger wäre es, eine 
Answahl unter den Lebenden zu treffen, und wir mtissen uns deshalb 
damit begnügen, hier nur die Namen aller derjenigen Männer zu ver- 
zeichnen, welche bis jelzt dem geschäflsfUhrendeD AnsschuCe des Ärzte- 
vereinsbnndea angehört haben resp. angehören. 

Richter- Dresden (1S72— 76 t), GRAF-Elberfeld Ils72— 'JO), Pfeiffer 
Weimar (1872-90), Cohen - Hannover (1872— So), BEOK-BranuBchweig 
(1872-781), FRTEDEiCH-München (1872—74), B. FRisKEL-Berlin (1872 
bis SO), Brausek- Regensburg (1874—90), HEiNZE-Leipzig (tS7(i — vS), 
BoFFMANN-Karlsrnhe (1878—83), Wällichs - Altona (1878-90), Siqel- 
Stuttgart (1878—90), PiSTOR-Oppeln (1878 — 82), AuR-MUnchen 1879 
bis 90), RiNTEL- Berlin (1879—85), Lesknbero- Rostock (1879— S6), Ste- 
PHANi-Mannheim (18S3-84t), Escubacher- Freibarg I18S4— 9o), Barde- 
LEBEN-Berlin {ISs5— 90), CNVRiM-Frankfurt (1886-9ÜI, Eiqenbeodt- 
Darm8tadt(188t)— W7), LoHMAHN-Hannover (I8S6— 87), Hüllmann - Halle 
(1886— 9U}, Krabler -Greifswald (1886—90), SzMULA-Zabrze (1886-90), 
Thor-SPECKEN- Bremen (lSs7— 89), BECUER-Berlin (1887— 90), Neubert- 
Lcipzig (1SS8— 89t), MACK-Braunscbweig (1889—90). 

Auf dem Ärztetage, welcher in Eisenach am 9. Juni 1874 zusammen- 
trat, zäblte der Arztevereinsbund 111 Vereine mit (i!65 Mitgliedern; all- 
mählich haben sich diese Zahlen dabin verändert, dafs im Jahre 1890 
demeelben 225 Vereine mit 110ti6 Mitgliedern angeboren.') 

Mit dem Jabre 1874 beginnt die Reihe der dentscben Arztetage, deren 
Verhandlungen auf den folgenden Blättern kurz skizziert werden sollen. 

Von Gegenständen allgemeiner Natnr und von solchen, 
welche die öffentliche Gesundheitspflege und die bezügliche 
Gesetzgebung betrefifen, war es zunächst die Organisation der öffent- 
lichen GesundheitspÜege, welche den II. und IIL Arztetag beschäftigte. 
Hierbei sprach man sich prinzipiell für die Schaffung eines ständigen 
ärztlichen Beirates für das Reichskanzleramt ans, gelangte 
jedoch zur Formulierung bestimmter einzelner Thesen nicht. In Betreff 
der Regelung des Apothekerwesens standen sieb (auf dem HI. 
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Arztetage) die beiden RichtuDgen (Freigabe des Gewerbes und Eonzessions- 
wesen) gegenüber. Es wurde mit grofser Mehrheit der Satz angenommen: 

„Die bisherige obrigkeitliche Prüfung des Bedürfnisses und der Lebens- 
fähigkeit bei der Konzessioniernng wird beibehalten, in Zukunft aber nur 
noch persönliche und unveräufserliche Konzession erteilt/' 

Der Versuch des Prof. Beneke, den neugeschaffenen Arztevereinsbund 
für Zwecke einer von den Vereinen auszuftlhrenden Medizinalstati- 
stik zu verwerten, fand zwar warme Zustimmung und gab Veranlassung 
zur Niedersetzung einer Kommission, hat aber aus den früher schon er- 
örterten Gründen praktische Folgen nicht gehabt. Dafs es sich bei einer 
solchen Statistik vorläufig nicht um eine solche der Erkrankungen, sondern 
nur um eine Sterblichkeitsstatistik handeln könne, ward bei der Be- 
sprechung des Reichsseuchengesetzes festgestellt. Aufserdem sprach 
sich der Ärztetag für die obligatorische Fleischschau (insbe- 
sondere Trichinenschau) aus. 

Das Reichsimpfgesetz bildete den Gegenstand der Beratungen 
auf verschiedenen Ärztetagen. Da es sich nämlich zeigte, dafs, wenn 
auch nur sehr vereinzelt^ deutsche Ärzte sich an der Agitation gegen 
den Impfzwang beteiligten und derselben in der öffentlichen Meinung 
den Boden ebneten, so erschien es durchaus geboten, diese wichtigste 
Frage der öffentlichen Gesundheitspflege, zu deren endgültiger Beant- 
wortung doch nur der ärztliche Stand befähigt war, auch durch den 
Ärztetag zur Erledigung zu bringen. Es wurde eine Impfkommission 
niedergesetzt und nach sorgfältigster Vorbereitung gab dieses Thema 
den wesentlichsten Inhalt der Verhandlungen des VII. Ärztetages in 
Eisenach. Es sprachen über die wissenschaftlichen Unterlagen der Im- 
pfung Prof. BoHN - Königsberg , über Syphilis hereditaria und Syphilis 
latens Wolffbekg Bonn, über Impfstatistik Flinzer- Chemnitz, Übertrag- 
barkeit von Tierkrankheiten durch die animale Impfung Professor Bol- 
LiNGEBMünchen und über Methoden der animalen Impfung VoiGT-Ham- 
burg. Dabei stellte sich die Thatsache heraus, dafs nur Einer der 
anwesenden Delegierten (welcher hierbei lediglich seinen persönlichen 
Standpunkt vertrat) zu den Impfgegnem gehörte, und dafs in Bezug auf 
den Wert der Impfung von einer Verschiedenheit der Meinungen unter 
den deutschen Ärzten kaum gesprochen werden darf. 

Betreffs eines zu erlassenden Leichenschaugesetzes beschlofs der 
V. deutsche Arztetag, dafs die Leichenschau auch in den dünnbe- 
völkerten Gegenden unentbehrlich, und es deshalb dringend notwendig 
sei, dafs eine obligatorische allgemeine Leichenschau im ganzen deutschen 
Reiche baldmöglichst gesetzlich eingeführt werde, femer, dafs dieselbe 
am zweckmäfsigsten durch ärztliche Leichenschauer stattzufinden habe. 
Einen gleichen Beschlufs fafste der VI. deutsche Ärztetag, welcher gleich- 
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zeitig den vom kaiserlich-deutschen Gesundheitsamt veröffentlichten Ent- 
wurf eines Leiehenschaugeaetzea fltr nnannehmbar erklärte, [Dieser Ent- 
warf wollte die Leichenschau anf Orte mit mehr als 5000 Einwobnem 
beschränkt wissen.) Die Errichtung von LehrstUhlen für Hygiene 
an allen deutschen UniTersitäten wurde flir eiu dringendes Bedürfnis 
erklärt, ebenso die Notwendigkeit anerkannt, dafs alle Hehammen 
unter der stetigen Kontrolle der Medizinalbeamten bleihen sollten. Einem 
von Dr. PpEiFFEE-Weimar ausgearbeiteten Hebammen-Kalender, 
dessen Zweck eine genaue Tagebuch führung und eine stetige Fortbildung 
der Hebammen ist, sprach der Arztetag seine volle Zustimmung ans und 
genehmigte die Herausgabe desselben als im Auftrage des Gescbäftsaus- 
ecbusses erfolgt. Betreffs der Aufsicht und des Schutzes der soge- 
nannten Haltekinder wurden (auf demselben Arztetage) gesetzliche 
Vorschriften über die Beaufsichtigung Solcher für notwendig erklärt, 
und es wurde den Vereinen, welche sich mit der Unterbringnng und Pflege 
kleiner Kinder befassen, die mSglicbste Förderung versprochen, auch auf 
die Notwendigkeit hingewiesen, an solchen Orten, wo geburtshülfllche 
Kliniken nnd Entbindungsanstalten bestehen, auf die Errichtang von 
Hänsertl hinzuwirken, welche in den ersten Wochen nach der Entbin- 
dung den Mattern und Kindern ein Asyl bieten. 

Die Vivisektion (VII. Ärztetag) wird als notwendig ftlr die Fort- 
entwickelang der Natnrwisseuschaft im allgemeinen und der medizinischen 
Wiesenschaft insbesondere erklärt, und die von einigen deutschen Ärzten 
in ihren polemischen Schriften aufgestellte Behauptung, dafs die Über- 
wiegende Mehrzahl der Kollegen ihre Ansicht von der gänzlichen Nutz- 
losigkeit nnd der UnmoralitUt der Vivisektion teile, dieselbe jedoch 
ans Gleichgültigkeit, Zunftgeist oder Furcht nicht äubere, als anf Selbst- 
täuschung oder Täuschung des Publikums berechnet bezeichnet. 

Anf dem IX. deutscheu Arztetage ward Über eine Revision 
der deutschen Pharmakopoe verhandelt; sodann betreffs desGe- 
beimmittelhandcls ausgesprochen: 

„Das direkte oder indirekte Empfehlen oder Anpreisen von Arzuei- 
mitteln (alao auch sog. Geheimmitteln, Patentarzneien u. s. w.) zu fleil- 
zweckon seitens der Apotheker ist dem SelbBtkiirieren oder Selbstordinieren 
derselben gleich zu betrachten und mithin gesetzlich verboten." 

Auf dem XII. Arztetage wurden gemeinsame Kommissionen der 
Arzte und Apotheker zur Bekämpfung des Geheimmittelwesens 
empfohlen, und anf dem XVI. Arztetage »Referent Becheh- Berlin) 
folgende 4 Thesen zur Annahme gebracht: 

1. Das öffentliche Ankündigen oder Anpreisen von aogenunDten Qe- 
beiramitteln ist, auch wenn deren angebliche Zusammensetzung bekannt ge- 
geben ist, zu verbieten. 
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2. Der Verkauf sogenannter Geheimmittel aalserbalb der Apotheken 
sollte noch vollständiger eingeschränkt werden, als es bisher durch die 
Kaiserliche Verordnung vom 4. Januar 1875 geschehen ist. 

3. Es sind unzweideutige Bestimmungen notwendig, welche verhüten, 
dafs der Geheimmittelhandel in den Apotheken uneingeschränkt im Wege 
des Handverkaufes sich breit macht. 

4. Es ist notwendig, diese Bestimmungen auch auf den Grofshandel mit 
sogenannten Geheimmitteln auszudehnen. 

Die Verhandlungen ttber einReichsseachengesetz führten nach 
amCassenden Referaten von Präsident Reinhard -Dresden und Gottl. 
Merkel -Nürnberg auf dem XII. deutschen Arztetage zur Annahme folgen- 
der Thesen: 

1. Die zur Abwehr der Einschleppung von in Europa nicht einheimi- 
schen Infektions-Krankheiten erforderlichen Verkehrsbeschränkungen sind 
von Fall zu Fall von Reichswegen zu treffen. 

2. Die Anzeigepflicht über das Auftreten gemeingefährlicher Krank- 
heiten ist den Ärzten, dem niederärztlichen Personal, wo solches besteht, 
und den Leichenschauern, und zugleich bei Cholera und Pocken auch den 
Haushaltungsvorstehern und deren Stellvertretern aufzuerlegen. Dies in- 
volviert die obligatorische Einführung der Leichenschau in allen den Staaten, 
in welchen sie noch niclit besteht. 

3) Über die Ursachen, den Stand und den Fortgang gemeingefährlicher 
Krankheiten hat die mit der Gesundheitspflege betraute Behörde unter 
pflichtmäfsiger Mitwirkung der Ärzte Ermittelungen zu veranstalten, Listen 
zu führen, und periodische Bekanntmachungen zu erlassen. 

4. Der mit der Gesundheitspflege betrauten Behörde sind durch Gesetz 
und Verordnung die zulässigen Mafsregeln zur Unterdrückung der auf- 
getretenen gemeingefährlichen Krankheiten zu bezeichnen, und ist ihr die 
Ermächtigung zur Anordnung derselben unter Mitwirkung der zuständigen 
Medizinalbeamten je nach Lage des Falles zu erteilen bezw. die Verpflich- 
tung zur Anordnung derselben aufzuerlegen. 

Als solche sind zu verstehen: 

a) Anordnung eventuell zwangsweise Durchführung der Desinfektion 
der Aufenthaltsräume und Wohnungen, sowie aller der Infektion verdäch- 
tigen Gegenstände, im Notfall zwangsweise Vernichtung der Letzteren. 

b) Zwangsweise Überführung solcher Kranken, welche nach Gutachten 
der Medizinalbeamten ohne Gefahr für sich oder Andere nicht zu Hause 
verpflegt werden können, in die bestehenden Krankenhäuser, oder — wo 
letztere fehlen — in ad hoc zu errichtende Epidemiehäuser; Wohnungs- 
sperre bis nach geschehener Desinfektion und zwangsweise Evakuierung von 
in verseuchten Häusern wohnenden Gesunden ; Bestimmungen über Kranken- 
transport und Transportmittel. 

c) Schliefsung von Schulen, Aufhebung von Märkten und anderen 
Massenversammlungen von Menschen. 

d) Zwangsweise Überführung von Leichen in die Leichenhäuser (wo 
solche bestehen), und beschleunigte Beerdigung unter Vermeidung gröfserer 
Leichenbegleitungen. 
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wird durch 



5. Die Metliode uiid Art der Ausfülirung der UeBinrektio 
besondere Instruktion festgesetzt. 

C. FUr die Hinterlassenen derjenigen Ärzte, Geistlichen, Kranken- 
pfleger und Polizeibeamten, weicbe , wilbrend sie im Auftrage dea Slautea 
oder der Gemeinde an mit ansteckenden Krankheiten Leidenden Verkehr 
zu pflegen liatten, an solcher Krankheit tätlich erkrankten, iai vom Staate 
Fürsoiige zu treffen. 

Auf demselben Ärztetage führten die Referate der Professoren Henoch 
Berlin und von Du9ch- Heidelberg über SäuglingaernUhrnng zur 
Niedersetzung einer besonderen EommissioD, welche dann im Jali 1S<^4 
ihren Bericht tlber die Säugliugseraährungsfrage erstattete; dieser Berieht 
ist in Form einer eigenen Broschüre als Beilage zum ärztlichen Vereina- 
blatt allen Mitgliedern der Arztevereiue zugestellt worden. Ein mit leb- 
hafteBtem Interesse hegrltfster Vortrag von Professor KocH-Berlin Über 
die neuen Untersuchnngsmethoden zum Nachweis der Mi- 
kroorganismen in Boden, Luft und Wasser gab zn einer Dis- 
kossion keine Veranlassung. 

Während hiernach die Gegenstände der öffentlichen Gesnndheita- 
päege nur vereinzelt und ohne inneren Zusammenbang je nach dem 
augenblicklich hervortretenden Bedürfnis auf den Arztetagen zur Ver- 
handlung kamen, waren es vornehmlich die auf die Verhältnisse des 
ärztlichen Standes und dessen Stellung dem Staate gegen- 
über bezUglichen Materien, welche den wichtigsten Inhalt der 17 Arzte- 
tage bilden. 

Üie Stellung der Ärzte im StrafprozeCs (der Zeugen- und 
Ezpertenzwang der Arzte; gelangte auf dem IIL Ärztetage zur Ver- 
handlung, die Kunstfehler der Arzte auf dem XV. und XVL Ärzte- 
tage (Referent: Deneke- Flensburg). Der auf dem letzteren gefafste Be- 
schlufs geht dahin: 

„Vor der Eröffnung des gerichtlichen Verfahrens ist von derAnklage- 
beLtlrile daa Gutachten eines ärztlichen Kollegiums einzuziehen, welches 
sein Votum auf Grund dea Krankheitsberiehtes des angeschuldigten Arztes 
und eines Gutachtens dea zustiindigen Gerichtaarztes abgiebt." 

Die Frage der ärztlichen Zeugnisse ward auf dem IV. nnd 
V. Arztetage verbandelt; man einigte sich auf dem letzteren zn folgen- 
dem Bescbluls: 

1. den Ärzten wird empfohlen: 

a) sich in der Ausstellung von Attesten möglichst an beschränken; 

b) bei Ausstellung von solchen möglichst objektiv und auch in der 
Form korrekt zu verfahren; 

2. die Behörden werden ersucht: die Verfügungen betreffend Aus- 
fertigung ärztlicher Atteste einer Kevi»iun zu nnterziohen und die 
etwaigen das Ansehen und die Intereaaen des ärztlichen Standes 
verletzenden BestimmHugen derselben zu beseitigen- 
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Betreffs der Taxen für Arzte sprach sich der IL Arztetag dahin 
aus, dafs sich eine völlige Aufhebung derselben (wie in Baden) nicht 
empfehle, dafs auch die Mehrzahl der in den Einzelstaaten vorhandenen 
Taxsätze den Verhältnissen des ärztlichen Standes nicht entspreche, dab 
aber eine einheitliche Taxe für Deutschland unmöglich und die Fest- 
setzung der richtigen Sätze den Lokalbehörden zu überlassen sei. 

Das Verhältnis der Arzte zu den Lebensversicherungs- 
gesellschaften bildete den Gegenstand eingehender Verhandlungen, 
welche zum teil gemeinsam mit den Vertretern der letzteren geführt 
wurden und zu dem Ergebnis führten, dafs die Ausstellung hausärztlicber 
Atteste im Prinzip zugestanden, dafs dabei aber vorherige ausdrückliche 
Ermächtigung seitens des zu Versichernden und vollständige Diskretion 
seitens der Gesellschaft als unumgängliche Bedingung gefordert wurde. 

Von weit grösserer Bedeutung waren die Verhandlungen der Arzte- 
tage über die Stellung der Arzte zum Krankenkassengesetz. 

Als die neue sozialpolitische Gesetz&rebung des deutschen Reiches in 
Flufs kam, haben auch die deutschen Arzte die Absicht derselben, den 
Arbeiter in Zukunft gegen Krankheit, Unfall und Invalidität sicher zu 
stellen, freudig begrüfst und sich an ihrem Teil bereit erklärt, hierzu 
nach Kräften mitzuwirken. Aber gar bald machte es sich als ein schwerer 
Fehler geltend, dafs bei Vorbereitung und Beratung des Krankenkassen- 
gesetzes sachverständiger ärztlicher Beirat nicht stattgefunden und man 
es versäumt hatte, die Vertretung der deutschen Arzte über einen so 
wichtigen Gegenstand vorher zu hören. Hatte schon in seiner Eröffnungs- 
rede des XI. Arztetages der Vorsitzende auf die Gefahren und Bedenken 
jenes Gesetzes für den ärztlichen Stand hingewiesen, so war es Aufgabe 
des XII. Ärztetages (Eisenach 1884), in Würdigung dieser Gefahren auf 
eine gemeinsame Stellungnahme der deutschen Arztevereine und ihrer 
Mitglieder gegenüber jenen Krankenkassen zu gelangen, und sich über 
gewisse Grundsätze und Minimalforderungen zu einigen; dennoch sollte 
es gar bald zu Tage treten, wie jene schlimmen Befürchtungen durch 
die Wirklichkeit noch weit übertroffen wurden. Lag es schon in der 
Natur der Krankenversicherung überhaupt, dafs, sobald man dazu über- 
ging, die freie Wahl des Arztes aufzuheben, und bestimmte Kassenärzte 
anzustellen, der bisher vorhandene breite Boden, auf welchem die Praxis 
des jungen Arztes sich aufbaut, verlassen, und ein Wettrennen mit er- 
laubten und unerlaubten Mitteln um die Erlangung solcher fixierter Stellen 
statthaben werde, so trat hierzu noch eine Reihe anderer, teils in der 
Honorierung, teils in der Stellung der Arzte begründeter Missstände. 
Im Dezember 1885 bildeten im deutschen Reichstage jene Beschlüsse des 
Ärztetages den Gegenstand heftiger Angriffe und wurden irrtümlicher- 
weise als unerlaubte Strikeversuche aufgefafst. Später fand sogar die 
ganz unverständliche und geradezu ungeheuerliche Auffassung einzelner 
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Krankenkasseuvorslände, nach welcher uoter freier ärztlicher Behand- 
lang auch eioe solche durch Kurpfuecber vi^rstanden werden dtlrfe, nicht 
den Einsprach aller Landesregierungen bezw. des Bundesrates. Denk- 
schriften und Eingaben an Reichstag nnd Bundesrat haben bisher sich 
vergeblich bemllht, hierin Wandel zu schaffen. Die teilweise ganz un- 
genügende Bezahlung nnd Übertragung der Behandlung gro(ser Kreise 
der Bevölkerung an einzelne (dadurch relativ noch bevorzugte) Arzte 
ruft eine Notlage des Stande» hervor; jener Wettbewerb um erledigte 
Stelleu droht mehr und mehr die Regeln der ärztlichen Ethik und die 
Standesebre zu erscbtittern; und wenn es nicht gelingt, die mafsgebenden 
gesetzgeberischen Kreise davon zu Überzeugen, dafs ein Herabdrlioken 
der Qualität des ärztlichen Standes gleichzeitig eine nicht zu untei^ 
schätzende Gefahr für den Staat selber in sich birgt, wenn jene Gesetz- 
gebung nicht verbessert, und wenn namentlich bei der bevorstehenden 
Ausdehnung der Versicherung auf die Familien nicht auch auf die Stellung 
der Arzte genügende Rllcksicbt genommen wird, so droht das Kranken- 
kassengesetz, welches mit Überwindung unendlicher Schwierigkeiten zum 
Segen so vieler Millionen in Deutschland ins Leben gerufen wurde, nicht 
allein ein Fluch für die deutseben Arzte zu werden, sondern auch seine 
eigensten Zwecke ernstlich zu gefährden. 

Die grofsen Aufgaben, welche dem nach seiner Bezahlung und seinem 
Einflufs richtig gestellten Kassenärzte obliegen und welche sieb nicht nur 
auf die Heilnag von Krankheiten, sondern namentlich auch auf die 
Öffentliche Gesandheitspflege, auf Belehrung, teilnehmeude Fürsorge, auf 
die Abwehr von Krankheitsursachen erstrecken, können gar nicht erfüllt 
werden, wenn, wie dies jetzt in zunehmendem MaCse der Fall ist, der 
sozialdemokratische Arbeitgeber (der Kassen vorstand), oft in brutaler 
Weise, die Ärzte unter seine Botmäfsigkeit zu stellen bemüht ist und 
leider auch häutig hierfür bereitwiUige Dienstleistung findet. Welcher 
Qualität die letztere dann sein niuCs, braucht nicht hervorgehoben zu 
werden. Seit jenem XIL Arztetage in Eisenach bat die Frage der 
Krankenkassen fast alle folgenden Arztetage beschäftigt, und es wird 
dies auch wohl fernerhin noch nötig sein. Besondere Verdienste in der 
Bearteilung und Behandlung dieses Themas haben sich erworbeu der stän- 
dige Referent der vom Arztetage eingesetzten Kommission, BuscH-Krefeld, 
sowie der leider uns so früh durch den Tod entrissene Neubiiiut- Leipzig. 

Dafs man auch auf Seite der Regierungen es erkenut, wie sehr Ab- 
hülfe Not thnt, beweist u. a, ein Ministerial-Erlafs der grofsherzoglichen 
Regierung in Baden vom IS. März d. J. ') Dieser Erlafs verweist die 
notwendige Regelung der Verhältnisse an die ärztlichen Vereine 
(welchen er hierbei die UnterstUtzang der Regierung verspricht), und, 
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soweit aufserbalb der Vereine stehende Arzte in Betracht kommen, an 
die staatliche Vertretung der Arzte, den „Arztlichen Ansschufs^'. 

Hier liegt anch unseres Erachtens die endgiltige Lösung dieser 
schwierigsten Frage. Überall wo eine zufriedenstellende Regelung auf 
dem Wege der Verhandlung, womöglich unter Mitwirkung der Lokal- 
vereine, nicht erreichbar ist, mufs die staatlich anerkannte Ver- 
tretung der Arzte zur Wirksamkeit kommen. Damit ihr dies aber 
möglich wird, müssen ihr weitergehende Rechte ttber alle Arzte ihres 
Bezirks eingeräumt werden. Sie mufs es verhindern können, dafs Unter- 
bietung und Erschleichen von Stellen die gesundesten Verhältnisse unter- 
graben, sie mufs dafttr sorgen, dafs die allerorten bewährten Ziele — 
Bezahlung nach der Leistung und möglichste Verteilung der Praxis an 
eine gröfsere Zahl von Ärzten — immer wieder angestrebt werden; ihr 
fällt aber dann auch die Pflicht zu, das Gedeihen der Kassen im Auge 
zu behalten und ihnen gute, ausreichende und nicht zu teure ärztliche 
Fürsorge zu gewährleisten. 

Dadurch wird auch auf die Dauer die Regelung der Erankenkassen- 
frage weniger Sache der Arztetage als vielmehr der Ärztekammern und 
eine der hauptsächlichsten Aufgaben der letzteren werden. 

Dafs auch jetzt schon an einigen Stellen sich Anzeichen einer Bes- 
serung von unten auf geltend machen, dafs der gesunde Sinn der Arbeiter 
sich gegen die Tyrannei der Vorstände hier und da empört, soll nicht 
unerwähnt bleiben ; eine durchgreifende und dauernde Besserung ist aber 
ohne organisiertes Handeln der Ärzte nicht zu erwarten. 

Für Deutschland, welches mit der obligatorischen Krankenversiche- 
rung der Arbeiter den Anfang gemacht, und insbesondere für die Arzte 
sind nicht ohne Interesse die Versuche, welche in unserer nächsten Nach- 
barschaft, im Kanton Basel-Stadt, mit der obligatorischen Ver- 
sicherung aller Einwohner, anfangs der SOer Jahre, gemacht worden 
sind, und welche zum Teil auch durch den Einspruch der Ärzte scheiter- 
ten.') Eine von den ärztlichen Mitgliedern des Grofsen Rates heraus- 
gegebene, sehr lesenswerte Broschüre: „die Kehrseite der allgemeinen 
obligatorischen Krankenversicherung (Basel 1SS3)'' weist auf die grofsen 
Bedenken hin, welche durch die Verteilung der ganzen Praxis an bestimmte 
Kassenärzte nicht nur für den ärztlichen Stand und dessen Qualität^ 
sondern auch für die gesammte Bevölkerung entstehen würden. Es wird 
nachgewiesen, dafs die in den „Motiven'^ ausgesprochene Vermutung, 
das „obere Fünftel" werde von dem ihm zugebilligten Rechte freier ärzt- 
licher Behandlung keinen Gebrauch machen, nicht ganz zutreffend sein, 
und, wo sie zutreffe, nur ungünstig wirken und notwendig Ärzte L und 

1) Das sehr interessante Material verdanke ich der Freundlichkeit des Herrn 
Prof. Dr. SociN-Basel. 
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III. KiasBe schaffen werde; der gute ärztliche Mittelstand wUrde dann 
ganz fortfalleu. Die Vorlage wurde vom Grofsen Rat {1SS4) verworfen; 
ein weiteres Gesetz über Krankenversicherung der Arbeiter fiel durch 
VolkBabstimmung (1S87), nnd nun ward im Jahre ISSS ein neuer Ent- 
wurf eingebracht, welcher alle Angestellten und Arbeiter, deren 
Einkoromen '2200 Francs nicht übersteigt, sowie alle selbständigen Per- 
sonen mit einem Durchschnittseinkommen von 12i)ü — 2200 Francs, ein- 
ächlierslich der Familien beider Kategorien zur obligatorischeD 
Kranken versicher ang heranziehen wollte. lEs sollte aber nur ärztliche 
Bebandlttug nnd Arsnei, nicht, wie in Deutschland, Krankengeld gewährt 
werden.) Auch hier war wieder die Verteilung der Praxis an bestimmte 
Kassenärzte mit fixirtem Gehalt iu Aussicht genommen. Hiergegen wendete 
sich von Neuem eine „Eingabe der medizinischen Gesellschaft zu Basel" 
(ISSb), indem sie nachweist, dal's jenes System zu den grilfsten Härten 
sowohl für jene „Staatsärzte" wie fUr die nicht berttcksichtigten Kollegen 
fuhren werde. Überbardung auf der einen, geistige Versumpfung auf 
der anderen Seite würden die Folgen sein ; nur die Honorierung der Einzel- 
leistung so wie die freie Auswahl uuter einer möglichst grol'sen Zahl von 
Ärzten sei fUr alle Teile ratsam. Und als der Grofse Rat diesen Aus* 
fQbrungen gegenEiber sich willig zeigte und in den Gesetzentwurf die Be- 
stimmung aufnahm, dafs „eine angemesseue Zahl von Ärzten anzustellen 
sei, deren Honorierung nach Mafsgabe ihrer Leistungen auf Grund eines 
vom Hegierungsrate aufzustellenden Tarifs erfolgen solle", entspann sich 
Sber die Höbe dieses Tarifs eine Diskussion; während die Regierung 
1 Fr. 20 Cent, für Besuch, (iO Cent. fUr Konsultation (im Durchschnitt 
3 Fr. 41 Gent, pro Kopf nnd Jahr) als ausreichend erklärte, schienen 
den Ärzten die Sätze von 1 Fr. 5l> Cent, und 75 Cent, (pro Kopf und 
Jahr 4 Fr. 22 Cent.) angemessen. 

Die Frage ist nicht zum Austrag gekommen; das ganze Gesetz wurde 
von dem souveränen Volke im Anfang dieses Jahres durch Referendum 
verworfen. 

Minder wichtig, jedoch nicht ohne Bedentung fUr den ärztlichen 
Stand waren die Verhandlungen der Arztetage tlber das Verhältnis zn 
den privatenUnfallversichcrungs-Gesellschaften, ebenso wie 
zn den auf Grund des Gesetzes Über die Unfallversicherung gebildeten 
Berufsgenossenschaften. Aufser einer Festsetzung der für die Be- 
zahlong der ärztlichen Leistungen einzuhaltenden Normen wurde nament- 
lich dem Verlangen Ausdruck gegeben, dal's das Verhalten der Vertrauens- 
ärzte niemals zu einer Beeinträchtigung der hausärztlichen Stellung und 
Wirksamkeit führen dürfe, dal's somit eine Konsultation zwischen Haus- 
arzt und Vertrauensarzt nach Möglichkeit anzustreben sei. 

Auch bei dieser Gesetzgebung (Unfall versicherungs-Gesetz) hat man 

Oitt, intlieUei r«aliinroitn. :i 
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das sachverstäDdige Urteil des Arztes entbehren zu können geglaubt, 
sicher nicht zam Vorteil der Sache. 

Die Gefahren, welche der Freiheit des ärztlichen Handelns durch 
eine mil'sverständliche dogmatische Auffassung der segensreichen Wirkung 
antiseptischer Behandlungsmethoden drohten, führten zu der Behandlung 
des Themas: Die obligatorische Anwendung der Antiseptik 
in Chirurgie und Geburtshttlfe'^ auf dem IX. Arztetage und es 
gelangten folgende Thesen der Professoren Bardeleben (Berlin) und 
DoHRN (Marburg) zur einstimmigen Annahme: 

A) Bardeleben: 

1. Es ist Pflicht jedes Arztes, bei der Behandlung aller Verletzungen und 
bei der Ausführung aller Operationen streng antiseptisch zu verfahren d. b. 
mit gröfster Sorgfalt Fäulnis zu verhüten und dieselbe zu vertilgen, wo sie 
bereits entstanden ist. 

2. Welche Methode und welches Verfahren der Arzt zu diesem Behufe 
im einzelnen Falle anwenden will, bleibt seiner Wahl überlassen, welche 
einerseits durch seine wissenschaftliche Überzeugung geleitet werden mnlB| 
andererseits aber auch durch zufällige Aui'sen Verhältnisse bestimmt werden 
kann. 

3. Gesetzliche Bestimmungen oder Verordnungen seitens des Reiches 
oder der Einzelstaateu, welche eine obligatorische Einführung der antisep- 
tischen Methode zum Zweck haben sollten, erscheinen dem deutschen Ärzte- 
vereinsbunde nicht erforderlich und nicht statthaft. 

B) Dohrn: 

1. Das Verfahren des Geburtshelfers soll zwar in keinem Punkte in 
Widerspruch treten mit den Grundsätzen der Antisepsis, indefs wäre die 
Anforderung einer bestimmten Methode derselben, selbst wenn sie prinzipiell 
zulässig erschiene, doch wissenschaftlich zur Zeit nicht zu begründen. Die 
Aufgabe der Jetztzeit besteht vielmehr in der möglichst ausgedehnten Be- 
lehrung des ärztlichen Personals über die durch die Antisepsis zu erreichenden 
Erfolge, insbesondere im Hinblick auf die vielfachen schon darüber vor- 
liegenden klinischen Erfahrungen. 

2. Für die Hebammen bedürfen alle Vorschriften, welche auf Sauber- 
keit, sowie auf Desinfektion von Händen, Kleidern und Instrumenten Bezug 
haben, strenger Fassung. Eine straffe Aufsicht darüber, in wie weit die 
Hebammen diesen Vorschriften nachkommen, ist notwendig. Insbesondere 
ist eine öftere, sämtliche Hebammen eines Bezirkes umfassende Nachprüfung 
zu diesem Behufe erforderlich, über die weiter gebenden auf Antisepsis 
bezüglichen Vorschriften für die Hebammen liegt zur Zeit noch keine aus- 
reichende Erfahrung vor, um darüber ein Urteil abgeben zu können. 

Zu der Frage der ärztlichen Prüfungsordnung stellte der 
VI. Ärztetag das Verlangen auf, dafs vor der endgültigen Feststellung 
der neuen Prüfungsordnung die Landesregierungen zu veranlassen seien, 
die ärztlichen Standesvertretungen, beziehungsweise wo solche nicht vor- 
banden sind, die Arztevereine über dieselbe zu hören. Über einen 
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Punkt derselben, über die Zulassung der Realschalabiturienteu zum medi- 
zinischen Studinm fand auf Veranlassung des prenfsieohen Kultusministers 
eine Abstimmung der Vereine statt, in welcher sicli von 163 stimmen- 
den Vereinen 157 gegen eine solche Zulassung erklärten. Die weiteren 
Verhandlungen über die Prüfungsordnung, welche auf dem XVII. Arzte- 
tage wieder aufgenommen wurden, sollen erst in diesem Jahre auf dem 
XVIII. Arztetage in München znm Abschlul'a gelangen. — 

Die Frage der mifs liehen Lage des ärztlichen Standes und 
speziell die Überfttllung desselben beschäftigte den XIV. Arzte- 
tag und führte zu einem Rundschreiben, welches auf Grnnd statistischer 
Mitteilungen vom Studium der Medizin abmahnt, und sowohl durch die 
Tagespresse verbreitet wie auch allen Direktoren deutscher Gymnasien 
zugeschickt wurde. 

An die BegrUnduug des deutschen Arzterereinsbondes hatte sich als- 
bald in weiteren Kreisen die Hoffnung geknüpft, es werde dadurch auch die 
Schöpfung einer allgemeinen Invaliden- und Witwenkasse für 
deutsche Arzte ermöglicht werden. Die grofsen Schwierigkeiten, welche 
sich einem solchen Unternehmen in den Weg stellten, fanden ihre Wür- 
digung und eingehende Erörterung auf dem V., VI. und VII. Ärztetage. 
Auf dem ersteren wurde ausgesprochen, dafs eine solche Kasse auf dem 
Wege der Lebensversicherung zur Zeit noch nicht möglich, femer, dafs 
die Unterstlltzung der Invaliden und Hinterbliebenen zur Zeit am zweek- 
mäTsigsten von den ärztlichen Lokal- oder LandesnnteretUtznngsvereinen 
ausgeübt werden müsse, und dal'g eine allgemeine Unterstütznngskasse 
des deutseben .Vrztevereiusbundes nur auf einer Grundlage aufgeführt 
werden könne, die rechnangsmäfsig feststehende Ansprüche gewährleiste. 
Denselben Staudpunkt hielt auch der VI. Arztetag fest; er sprach sich, 
„ohne zur Zeit die Errichtung einer UntergtUtzungskasse des .Vrztevereius- 
bnndes im Prinzip abzulehnen", dafür aus, dafs der Beitritt zu den be- 
treffenden lokalen Unterstützungskassen für alle Vereinsmitglieder ein 
obligatorischer sein solle, beschlol's aber dennoch eine Enqoete darüber, 
welche deutschen Arzte und mit welchen Beiträgen dieselben einer 
ZentralhUlfskasse obligatorisch beizutreten gewillt seien. Als nun 
schon auf dein VII. Arztetage auf Antrag der Herren Rosenthai, und 
Kücu- Berlin die Zustimmung des Arztetagea zu einer von ihnen ge- 
planten „ZentralhUlfskasse fUr die Arzte Deutschlands und deren Hinter- 
bliebene" verlangt, aber mit grofser Mehrheit abgelehnt wurde, da, ab- 
gesehen von anderen Bedenken, jenes Projekt der unzweifelhaft notwen- 
digen und vom Arztetage geforderten recbnungsmäl'sigen Grundlagen und 
Garautieen noch entbehrte, so knüpfte sich hieran in der Presse eine 
sehr unerquickliche Diskussion mit Anfeindungen gegen diesen ßesohlufs 
des Ärztetages und gegen den Gescbäftsausschufs , ohne indes den letz- 
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teren zu einer anderen Auffassung der Sache veranlassen zu können.^) 
Die von jenen Arztetagen empfohlenen ärztlichen Unterstützangs- 
und Witwenkassen im deutschen Reiche haben sich wesentlich ver- 
mehrt und erfreuen sich eines grofsen und segensreichen Aufschwunges, 
wie solcher sich in Mitteilungen des „ärztlichen Vereinsblattes'^ 18S0 S. 147 
u. flf. und 1SS7 S. 87 flf. kundgiebt. 

Das Verhältnis der Arzte zum Staate war einer der 
frühesten Verhandlungsgegenstände; schon auf dem IL Arztetage machten 
sich zwei gegensätzliche Strömungen geltend. Hermann Ebekhakd Righ- 
UER, der alte Kämpfer für Freiheit und Emanzipation des ärztlichen 
Standes aus drückenden Fesseln, hielt es für seine erste Pflicht, diesen 
Gesichtspunkt zum formalen Ausdruck zu bringen. Er stellte dort den 
Antrag, auszusprechen: „Die Arzte sind keine Staatsdiener, ihnen liegt 
keinerlei öffentliches Amt ob; sie unterliegen aufser den allgemeinen 
Gesetzen keinen sonstigen exzeptionellen Verpflichtungen, ausgenommen 
die im Strafgesetzbuch ausgesprochenen sog. Zuwiderhandlungen gegen 
die Berufspflichten ^^ Es war klar, dafs Richter nicht daran denken 
konnte, mit diesem Satze das ganze Verhältnis der Arzte zum Staate 
kennzeichnen zu wollen, — er, derselbe Mann, durch dessen Initiative 
und mit dessen voller Übereinstimmung die beiden Paragraphen unserer 
Satzungen im Jahre vorher zur Annahme gelangt waren, welche besagen, 
dafs „die fakultative Teilnahme an der öffentlichen Gesundheitspflege 
und der Medizinalgesetzgebung zu den Aufgaben und Zwecken der ärzt- 
lichen Vereine gehöre, und dafs es ihnen zur Pflicht gemacht werde, 
dahin zu streben, dafs sie von der betreffenden Staats- oder Provinzial- 
(ider Ortsbehörde als Vertreter des ärztlichen Standes anerkannt werden 
HoIIcn." — Der Antrag Richter wurde mit grofser Majorität abgelehnt, 
und der Antragsteller selbst, weit entfernt, diese Ablehnung als eine 
Niederlage zu empfinden, schrieb in seinem Berichte: „der II. Arztetag 
hat sich in sehr zufriedenstellender und wahrhaft gediegener Weise en^ 
wickelt." 

Ho war es denn in der That das grundlegende Bestreben dieses and 
d(!r folgenden Ärztetage, zunächst die Frage der ärztlichen Standes- 
vertrutung in allen Einzelstaaten einer Lösung entgegenzuführen. 
Damals waren nur Baden, Sachsen, Braunschweig und Bayern im Besitze 
MolrliiT Htaatsseitig geschaffener Vertretungen. Demgemäfs fafste nach 
(!iiif;<'ljenden Berichten über die bestehenden Vertretungen in jenen vier 
Slaiiten der II. Ärztetag folgende Beschlüsse: 

„Das Heiclmkanzloramt wolle auf möglichst baldige Organisation and 
Mtaatliche Anerkennung ärztlicher Vereine in den Reichsgebieten, wo solche 

1) Uiibor diüHO iiizwUchen ins Leben getretene Kasse s. u. Berlin. 
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Doch niclit bestehen, Bedacht nehtuen" (Antrng Hein;ck) und: „die gesetz- 
liche Regelung der ärztlichen Päichtbeziehungen zum Staate soll unter 
offizieller Mitwirkung einer möglichst nmfaesenden ärztlichen 8 tan deere Präsen- 
tation in Eämtlichen Staaten des deutschen Reiches erfolgen." (FiNKEt.NBURa.) 

Während in dieser Frage der II. Arztete^ die Initiative vom Reichg- 
kaozleramt erwartet hatte, Bchlol's der III. Arztetag sieb einer vorliegen- 
den Petition preufsiseber Arztevereine um baldige Organisation des Medi- 
zinalweeeos in Prenfsen an. Und als mittlerweile zu jenen vier Staaten 
noch Württemberg und Hessen getreten waren, beschäftigte sich der 
V. Arztetag in Nürnberg wieder in eingehendster Beratung mit der Organi- 
sation dieser ärztlichen Standeavertretnugen. Die Notwendigkeit solcher 
Organe fUr alle deutschen Staaten wurde noch einmal betont, dagegen 
wurde die wichtige Frage, üb das Wahlrecht ein allgemeines für alte 
Arzte sein solle, oder ob ein solches anf die Mitglieder ärztlicher Vereine 
zu beschränken sei, eine Frage, welche schon in jenen 6 Staaten ver- 
schiedenartig beantwortet war (Baden und Braunschweig allgemeines 
Wahlrecht), dahin beantwortet, dal's die Beschränkung auf Vereinsmit- 
glieder allerdings als die vorzuziehende Norm zu bezeichnen, dafs sie aber 
keineswegs als eine notwendige Forderung hinzustellen sei. Es geschah 
dies namentlich mit Eücksicht auf Preufsen, wo bei der ungleichen Ent- 
wickelnog des Vereinelebens in den verschiedenen Provinzen befürchtet 
werden mufste, dal's ohne allgemeines Wahlrecht die Schaffung einer 
Standes Vertretung noch lange ein frommer Wunsch bleiben werde. Eine 
Bescblufsfassung über die speziellen ihr einzuränmenden Befugnisse ward 
vertagt. 

Hier mag denu gleich eingeschaltet werden, daTs es im Jahre isb7 
nach langen Kämpfen und Mühen durch die wohlwollende Vermitlelung 
des prenfsischen Ministerpräsidenten Fürsten Bismarck und des KuUus- 
ministers v. Gossler gelungen ist, dem grQl^sten deutschen Bnndesstaate 
eine staatlich geordnete Standesvertretnng zu schaffen, auf welchem Fun- 
dament nun iortgebaot werden kann. Diese prenfsischen „Ärztekammern" 
beruhen auf dem allgemeinen Wahlrecht (auf je 50 Arzte ein Vertreter). 
Ihre Zahl beträgt 12, den Provinzen des Staates entsprechend; zn einem 
zentralen Verbände sind dieselben bisher nicht vereinigt. Sie besitzen 
insofern eine Disziplinargewalt (die einzige nach der jetzigen Gesetz- 
gebung zulässige), dafs sie unwürdigen Kollegen das Wahlrecht (für die 
Wahlen zur .Vrztekammer) dauernd oder anf Zeit aberkennen kBonen. 

Waren also gegenüber jener Forderung einer Vertretung des ärztlichen 
Standes dem Staate gegenüber alle Parteien einig, so gab die Stellung 
der Ärzte zur Gewerbeordnung und namentlich zn der durch letztere 
festgestellten Freigebung des Heilgewerbes, zu ematlicher Meinungsver- 
schiedenheit Veranlassung. 

Diese Freigebung des Heilgewerbes hatte wesentlich auf Be- 
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treiben der ,3erliner medizinischen Gesellschaft" in der Gewerbeordnung 
von 1869 Aufnahme gefunden. Der damals dem Reichstage von den 
Bundesregierungen vorgelegte Entwurf hatte das frühere Verhältnis, 
nach welchem die Approbation Vorbedingung der ärztlichen Praxis war, 
beibehalten, allerdings daneben auch die sehr bedenkliche Bestimmung 
eingefügt, dafs es den Landesbehörden der Einzelstaaten freistehen solle, 
zu bestimmen, in wie weit die Verrichtungen der Arzte und Apotheker 
auch von nicht geprüften Personen ausgeübt werden dürften. Dafs die 
letztere Bestimmung, welche eine Rechtsungleichheit innerhalb des Bun- 
desgebietes geschaffen haben würde, durchaus unzulässig war, wird heute 
Niemand bezweifeln. Indes ging der Eifer der Berliner medizinischen 
Gesellschaft für die Aufhebung der Pfuscherei verböte so weit, dafs die- 
selbe, falls ihr Prinzipalantrag (Aufhebung der Pfuschereiverbote für das 
ganze Bundesgebiet) keine Annahme finden würde, für die eventuelle 
Aufnahme jener fakultativen Freigebung plaidierte. Aufserdem spricht 
sich die betreffende Petition der Gesellschaft für Aufhebung der ärzt- 
lichen Taxen und energisch für die Beseitigung des Paragraph 200 des 
Strafgesetzbuches (gesetzliche Verpflichtung zur ärztlichen Httlfeleistung), 
welcher seit dem Jahre 1851 in Preufsen Geltung hatte, aus. Bei der 
Begründung dieses letzteren Verlangens wird aber ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dafs diese Zwangsverpflichtung der Arzte in 
gar keiner Beziehung zu der vorher beantragten Freigebung 
der ärztlichen Praxis stehe; das Verbot der Medizinal- 
pfuscherei sei in dem regierungsseitig erlassenen Entwurf 
der Gewerbeordnung ausdrücklich als ein solches bezeichnet, 
welches nicht zum Schutze der Arzte, sondern „im Interesse 
derSorge fürLeben und Gesundheit der Staatsangehörigen^' 
aufrecht erhalten werden solle. Schliefslich wies auch jene Peti- 
tion darauf hin, dafs eine Reform der Medizinalverfassung in den verschie- 
denen Bundesländern, insbesondere in Preufsen, ein dringendes Bedürfnis 
sei, und sprach ihr Bedauern darüber aus, dafs eine Gewerbe- und nicht 
eine Medizinalordnung dazu bestimmt sei, diese Verhältnisse der Arzte 
zu regeln. 

Es fehlte auch schon in jener Zeit in den mafsgebenden ärztlichen 
Kreisen nicht an Stimmen, welche jene Freigebung des Heilgewerbes 
für eine äufserst bedenkliche Mafsregel hielten, und es ist eine bekannte 
Thatsache, dafs auch im Vorstande der Berliner medizinischen Gesell- 
schaft sich namhafte Vertreter dieser Anschauung (Langenbeck, Aug. 
Hiuscuj befunden hatten. 

Vergeblich wies in der entscheidenden Sitzung des Norddeutschen 
Reichstags der Vertreter der Bundesregierungen, Herr Delbrück, auf das 
Gutachten der „Wissenschaftliehen Deputation für das Medizinalwesen'' 
hin, welche sich mit *.) gegen 2 Stimmen für die Bestrafung der Medizi- 
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nalpfascher ausgesprochen hatte. Mitglieder waren damals: JUkoken, 
VON HoRK, VON Lanqenbeck, Housselle, Mabtin, F'rerichs, Vihchow, 
Hoffmann, Griesinqi^r, Bardeleben nnd Skrzeczka. 

Die darauf bezüglichen Gesetze sah die genannte Depatation nicht 
als einen Schutz für den ärztlichen Stand an, sondern sprach sich für 
Beibehaltung derselben voraehiullch ans folgenden Gründen aus: 

„Mit Aufliebiing der StrHfvorechrift gegen die gewerbsroäl'aige Pfuscherei 
wird die BeBtimmung wegen Appi'obation der Ärzte sofort illnsoriscli gemacht 
werden. Es wird hiernach das Studium der roediziDiscbou Wisse nac haften 
zwar nicht nufhüren, wohl aber läge es alsdann nahe, dafs eine Anzahl 
janger Mediziner, aus Scheu vor dem Staatsexamen und den damit ver- 
knüpften Kosten, nicht säumen wUrde, mit einem ihnen genügenden Pfunde 
von Kenntnissen ausgerflstet. ohne Weiteres ihr Heil in der freien Praxis 
zu suchen. Die Folgen hiervon würden sieb nicht allein durch Beeinträch- 
tigung des Bestehens derjenigen Ärzte bemerkiich muchen, welche trotzdem 
, die Approbation zu erlangen sich verpßichtet gehalten haben, sondern auch 
eine erhebliche Gefahr für das Gemeinwohl mit sich zu filliren nicht ver- 
fehlen. 

„Vernachlässigung der wisseiischaftliclien Bildung unter den prakti- 
zierenden Ärzten, die gern mit Lockerung der Sitte im Bujide steht, und 
Preisgeben des ärztlichen Wirkens an blofae Routiniers von zweifelhaftem 
Charakter kann dem Staat nimmer Segen bringen. Es ist zwar die Sache 
des einzelnen Staatsbürgers, sich vor Schaden zu hflten nnd im Falle der 
Not nur die durch Öffentliche Garantie bewährte Hülfe zn suchen. Die staat- 
liche Überwachung des allgemeinen Gesund hei tswohles aber bedarf einer, 
nach festeu Prinzipien geordneten Medizinalverfassung, zu deren Bestehen 
das Streben nach möglichst gründlicher, wissen schafth eher Durchbildung 
aller ihr zugehörigen Organe ein unerlässliches Erfordernis ist. Wir können 
es als eine Errungenschaft der neueren Zeit bezeichnen, dafs mit den ge- 
steigerten Anforderungen, welche der Staat an die wissenschaftliche und 
technische Befähigung der Personen stellt, denen er die Erlaubnis zur ilrzt- 
Uchen Behandlung seiner Bürger ausschliefslich erteilt, das mittelalterliche 
verderbliche Treiben der Quacksalber, Marktschreier, Olitätenkrämer u. s. w. 
allmählich, wenigstens von der Stral'se, gewichen ist, Freigeben der ge- 
werbsmäfsigen Medizloalpfuscherei würde allem diesen Unwesen wieder Thor 
nnd Thür öffnen. Den Schaden aber, welcher hierdurch den Individuen, 
sowie dem allgemeinen Gesnndheitswohl zugefügt werden würde, vermögen 
gesetzliche Kegressiv-Mal'sregeln schwerlicli wieder gut zu machen. 

„Mehr aber noch als die Verhütung des Verfalls der WUrde des ärzt- 
lichen Standes mufs für den Staat die sanitätspülizeiliche Sorge für 
die Beschränkung und VerhOtang ansteckender Krankheiten und Seuchen 
ein dringend raal'sgebender Grund werden, das Strafverbot gegen die ge- 
werbsmitlsige Medizinalpfuscherei aufrecht zu halten. Ein warnendes Bei- 
spiel giebt in dieser Beziehung die Veierin&rpoiizei. Die den Viehbesilzern, 
Hirten, Schmieden und zahllosen Pfuschern freigegebene tierärztliche Praxis 
hat zur Folge, dafs die ersten Falle ansteckender Tierkraukheiten und Epi- 
zooticn entweder aus Unkenntnis oder aus böswilliger Absicht nnermittelt 
bleiben und zu spät zur Anzeige gelangen. Wenn die amtliche Konstatierung 
der Tierseuchen durch die approbierten Sachverständigen der ätaatsregicruug 
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erfolgt, haben die Krankheitsfälle häufig bereits eine Verbreitung erlangt, 
die, je heimlicher sie sich fortgebildet hat, um so schwieriger zu beschränken 
ist. Diesem Übelstande ist es zu verdanken, dafs die Lungensenche des 
Kindviehs, der Rotz der Pferde, die Räude und die Pocken der Schafe an 
vielen Stellen schon stationäre Krankheiten geworden sind, und dafs diese 
Seuchen, trotz aller Anstrengungen der Veterinärpolizei, sie zu tilgen, die 
Bedeutung einer bleibenden, an dem Wohlstande des Landes zehrenden Kala- 
mität erlangt haben. 

„Analoges Elend würde sich mit den ansteckenden Krankheiten der 
Menschen ereignen, wenn die Behandlung derselben den Medizinalpfuschem 
nicht durch ein Strafverbot entzogen sein sollte. Da dies mit Erfolg nur 
durch Untersagung der Medizinalpfuscherei gegen Belohnung in ihrem ganzen 
Umfang geschehen kann, so müssen wir uns aus diesem Grunde gegen die Auf- 
hebung der Strafvorschrift des § 1 99 erklären." >) 

Trotz dieses Votums gelangten die jetzt noch geltenden Bestimmungen 
der Gewerbeordnung zur Annahme. 

Schon in den Debatten des IL Arztetages trat eine Partei hervor, 
welche gegen die Stellung der Arzte in der Gewerbeordnung und die 
Kurierfreiheit entschieden Front machte, und auf demselben Arztetage 
ward bei der Verhandlung über die strafgesetzliche Behandlung der Kur- 
pfuscherei festgestellt, dafs das jetzige Strafgesetz die approbierten Ärzte 
in Bezug auf Kunstfehler weit ungünstiger stelle, als die Pfuscher. Am 
schärfsten kam jener Gegensatz der Anschauungen wieder zu Tage auf 
dem VIL Ärztetage bei Gelegenheit des Themas: „Die Heilkunde im 
Umherziehen" (A. Güttstadt und B. Feänkel). Da es sich zeigte, dafs 
bis zur weiteren Klärung der Frage an eine Versöhnung der auseinander- 
gehenden Richtungen nicht zu denken war, eine Abstimmung aber den 
drohenden Rifs nur erweitert haben würde, so war man von beiden Seiten 
damit einverstanden, die Entscheidung vorläufig zurtlckzastellen. 

Dieses Einverständnis fand seinen Ausgleich in dem Beschlnfs, dafs 
der Geschäftsausschufs beauftragt werde, zu untersuchen, ob und welche 
Nachteile auf das öffentliche Wohl und den ärztlichen 
Stand infolge der Gewerbeordnung von 1S69 eingetreten 
seien, und dem Arztetage hierüber Bericht zu erstatten. 

Dafs diese Untersuchung, wenn überhaupt, so doch nicht in nächster 
Zeit zu sicheren Resultaten führen könne, darüber waren wohl beide 
Parteien einig. Es galt also trotz jenes Gegensatzes eine Grundlage zn 
finden, auf der eine gemeinsame Verhandlung und Fortentwicklung mög- 
lich sei. Hierzu erwiesen sich die von dem Vorsitzenden aufgestellten, 
vom Geschäftsausschufs adoptierten sogenannten „Aphorismen" 2) auch in- 

1) Vgl. die ärztliche Gewerbefreiheit im deutschen Reiche von Dr. Alb. Gütt- 
stadt, Berlin 1880. 

2) Ärztliches Vereinsblatt lb80 S. 47. 
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sofern zweckdienlicb, als sie folgende Fragesteilung formulierten: Ob 
die gegenwärtige Majorität der deutschen Arzte eine Änderung des Be- 
stehenden ftlr wünschenswert erachtet, eventuell unter welchen Voraus- 
setznngen und Bedingungen sie zu einer solchen Änderung ihrerseits die 
Hand bieten will. 

„Die Stellung der Arzte zur Gewerbeordnung" lautete 
daher das wichtigste Thema des VIII. deutschen Aratetages. 

Nach einem umfassenden Referate von Aus gelangte daselbst eine 
Reihe von Thesen, teils einstimmig, teils mit grofser Majorität, zur An- 
nahme, welche eine deutsche Arzteordnung forderten und zugleich 
Grundlagen ftlr eine solche feststellten. Gleichzeitig ward auf Antrag 
von PLOSS-Leipzig der Geschäftsausschufs beanftragt, „den Entwurf einer 
Arzteordnung vorzulegen". 

Diesem Auftrage glaubte der Ausschufs am besten dadurch zu ent- 
sprechen, dal's er mit Rücksicht auf die grofsen Schwierigkeiten einer 
Einigung über Prinzipienfragen zunächst nur die beiden wichtigsten 
Punkte, die Standesvertretung und den Ehrenrat auf dem IX 
Arztetag (Kassel 1S81), gewissermafsen in erster Lesung, zur Verhandlang 
stellte. Namentlich war es die letztgenannte Institution, über welche 
vielfache Unklarheit und gegen welche der lauteste Widersprach sich 
geltend machte. Dal's überall dort, wo Vereine bestimmte Satzungen 
und maTsgebende Staudesordnungen aufgestellt hatten, auch eine Ver- 
letzung derselben durch eine richterliche Instanz (Ehren- oder Schieds- 
gericht) abgeurteilt werden mUfse, war ein wenig bestrittener Punkt; 
hier handelte es sich ja nur um innere Angelegenheiten der Vereine und 
um Strafen, für welche die Zugehörigkeit zu denselben entscheidend war. 
Eine ganz andere Institution aber sind Ehrenräte, welche der Staat in 
einer Arzteordnung anerkennen soll, deren Urteile vollstreckbar sein und 
welche ihre Kompetenz über alle Arzte, gleichviel ob Mitglieder ärzt- 
licher Vereine oder nicht, ausdehnen sollen. In keinem Stadium der 
Verhandlungen ist es verkannt worden, dafs hier eine der wichtigsten 
Fragen vorliege, dafs bei Bejahung derselben die Arzte zu schützen seien 
sowohl gegen Übereilte nnd unrichtige Urteile, als auch gegen eine weiter 
gehende Einmischung des Staates, als sie durch sein Aufsichtsrecht not- 
wendig bedingt ist, — aber dafs die Frage entschieden werden muCste, 
war klar. Sie ist, um dies gleich vorweg zu nehmen, in bejahendem 
Sinne entschieden worden auf drei Arztetagen, in Kassel, Nürnberg und 
Eisenach (iSSll, I8•^2, 1&84). 

Auf dem IX. Arztetage in Kassel gelangten, nachdem die Organisa- 
tion der Standesvertretung in gleichem Sinne, wie 4 Jahre vorher in 
Nürnberg erledigt war, nach einem eingehenden Referate von Waujchs 
drei Sätze zur Annahme, welche Ehrengerichte empfehlen, ihre Com- 
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petenz über alle Arzte des Bezirks, and endlich eine zweite (sog. Be- 

rufungs-) Instanz fordern. 

•• 

So trat der X. Arztetag (Nürnberg 1882) wohl vorbereitet an seine 
schwierige Aufgabe, die „Grundzüge einer dentschen Arzte - 
Ordnung '' zu beschliefsen. 

Eine ganz besondere Bedeutung erlangte dieser Arztetag noch da- 
durch, dafs die Frage der Approbationsentziehung durch eine Vorlage 
des Bundesrats an den Reichstag zu einer brennenden geworden war. 
Nach dieser Vorlage sollte die Entziehung der ärztlichen Approbation 
durch die Verwaltungsbehörden dann erfolgen können, wenn „aus Hand- 
lungen oder Unterlassungen des Inhabers der Mangel derjenigen Eigen- 
schaften, welche bei Erteilung der Approbation vorausgesetzt werden 
mufsten, klar erheIlt'^ In den Motiven zu der Vorlage fand sich der für 
eine Majorität gesetzgebender Körperschaften sehr überzeugende Grund, 
dafs der ärztliche Stand von solchen Elementen, welche die durch ihren 
Beruf gegebene Vertrauensstellung gröblich mifsbraucht hätten, nach 
Möglichkeit zu befreien sei. Da somit Gefahr im Verzuge, hatte der 
Geschäftsausschufs sich schon vor dem Ärztetage mit einer Petition an 
den Reichstag gewendet, in welcher er, gestützt auf einen Beschlüfs des 
Kasseler Arztetags, gegen eine solche einschneidende diskretionäre Be- 
fugnis von Verwaltungsbehörden entschieden protestierte, gleichzeitig aber, 
um den Motiven einigermafsen gerecht zu werden, es als selbstverständ- 
lich bezeichnete, dafs bei Verurteilungen mit Entziehung der bürgerlichen 
Ehrenrechte auch die Entziehung der Approbation erfolgen könne. Gegen 
dieses „selbstverständlich" richtete sich nun dieselbe Opposition, welche 
auch gegen staatlich anerkannte Ehrengerichte sich mit aller Schärfe 
kehrte, indem sie den Grundsatz verteidigte, dafs mit Abbüfsung einer 
Strafe das Verbrechen gesühnt sei, dafs der Bestrafte nunmehr in das 
öffentliche Leben zurückkehren dürfe und dafs man ihm nicht durch sein 
ganzes Leben Schaden zufügen solle. 

Nicht ohne Interesse ist es hierbei daran zu erinnern, dafs es keines- 
wegs immer im Sinne derjenigen gelegen hat, welche das gegenwärtig 
zu Recht bestehende Verhältnis der Arzte in der Gewerbeordnung herbei- 
zuführen bemüht waren, auch der Approbation ihren unzerstörbaren 
Charakter aufzudrücken; denn die Petition der Berliner medizinischen 
Gesellschaft im Jahre 1869 wollte in jedem anderen Falle von Verurtei- 
lung mit Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte die Approbation erloschen 
sehen, aufser wenn die Verurteilung auf Grund politischer Vergehen oder 
Verbrechen erfolgt sei. 

Ebenso wie die Ehrengerichte nach dem Vorgange von Eisenach mit 
grofser Majorität angenommen wurden, entschied sich auch der Nüm- 
berger Arztetag für den Standpunkt des Geschäftsausschufses und es 
wurde der Petition desselben zugestimmt. Von Wichtigkeit war noch 
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die AafstelliiDg der Forderung, dafs in allen Fällen von Verletzung der 
ärztlichen Berufspflichten die ärztliche Standesvertretung mindestens gut- 
achtlich gehört werden müsse. 

Der gesammte Entwurf einer Ärzteordnung gelangte sodann wesent- 
lich nach der Vorlage des Referenten HoFFMANN-Karlsruhe, dem für seine 
mühevolle und vortreflfliche Arbeit der Dank des Ärztetages votiert wurde, 
mit sehr grofser Majorität (69 : 8) zur Annahme. 

Wir lassen diesen Entwurf hier in seinem Wortlaut folgen: 

Ornndzüge einer deutschen Ärzteordnung. 

Der deutsche Ärztetag erklärt, dafs eine Abänderung der gegenwärtig 
bestehenden Einreihung der Ärzte unter die Gewerbeordnung nur dann 
den Wünschen und Ansichten der überwiegenden Mehrheit der deutschen 
Ärzte entspreche, 

a) wenn solche gleichzeitig mit der Schaffung einer deutschen Ärzte- 
ordnung in Frage kommt und eventuell in's Werk gesetzt wird; 
ferner 

b) wenn über diese für das ganze deutsche Reich giltige Ärzteordnung 
vorher die bestehenden ärztlichen Standesvertretungen, in deren 
Ermangelung die ärztlichen Standesvereine, gehört werden; und 

c) wenn dieselbe die folgenden Grundzüge zur Geltung bringt: 

A. In Bezug auf die Zulassung als Arzt (Approbation). 

I. lieber eine endgiltige Feststellung der Prüfungsordnung für Ärzte 
und über etwa später beabsichtigte Abänderungen derselben sind jedes- 
mal vorher die einzelnen ärztlichen Standesvertretungen zu hören. 

IL Die Entziehung der ärztlichen Approbation soll, abgesehen 
von dem in § 53 der Gewerbeordnung vorgesehenen Falle, nur auf 
dem Wege der Strafgesetzgebung zulässig gemacht werden. Verwal- 
tungsbehörden oder Verwaltungsgerichte sollen nicht die Befugnis er- 
halten, diese Strafe auszusprechen. Soll dieselbe in Folge schwerer 
Verletzung der ärztlichen Berufspflichten eintreten, so ist zuvor ein 
Gutachten der zuständigen ärztlichen Standesvertretung einzuholen. 

Die Anträge zu bezüglichen Veränderungen des Strafgesetz- 
buches sollen vorher den ärztlichen Standesvertretungen zur Begut- 
achtung vorgelegt werden. 

III. Bezüglich der Promotion soll bestimmt werden: 

a) Der medizinische Doctortitel darf nur nach erlangter Approba- 
tion oder honoris causa verliehen werden. 

b) Der medizinische Doctortitel von ausserdeutschen Universitäten 
darf nur mit Genehmigung der betreffenden Kegierungen geführt 
werden. 

B. In Bezug auf die Rechte und Pflichten der approbierten 

Ärzte. 

I. Von den durch die Gewerbeordnung zugesprochenen Rechten ist un- 
bedingt festzuhalten: die Freizügigkeit der Ärzte, die Frei- 
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Willigkeit der ärztlichen Hülfeleistnng und die freie 
Vereinbarung des ärztlichen Honorars. 

II. Den approbierten Ärzten soll ferner zustehen: 

das Recht zur ausschliefslichen Anstellung und Verwendung im ärst- 
liehen Dienste des Staates und der Gemeinden, zur selbständigen ärzt- 
lichen Behandlung in öffentlichen und privaten Heilanstalten 
sowie bei Krankenkassen und Krankenverbänden. 

III. Es soll ausdrücklich ausgesprochen werden: 

Die Arzte sind berechtigt, über das von den Einzelnen zu verlangende 
standesgemäfse Verhalten durch vereinbarte Standesordnnngen 
Kegeln aufzustellen. 

IV. Bezüglich der Anzeigepflicht soll bestimmt werden: 

a) die Arzte sind verpflichtet, zu prophylaktischen Zwecken im Interesse 
des Gemeinwohles von den in ihrem Berufe ihnen vorkommenden 
ansteckenden Krankheiten nach Mafsgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen den zuständigen Behörden unentgeltlich Anzeige zu 
machen. 

b) Die Ärzte können (durch ein Reichsgesetz über obligatorische Lei- 
chenschau) verpflichtet werden , in die Totenscheine der in ihrer 
Behandlung Gestorbenen die Todesursachen einzutragen, und 
zwar unentgeltlich, falls dazu keine neue Besichtigung erfordert wird. 

V. In Bezug auf öffentliche Gesundheitspflege soll bestimmt 
werden : 

Die Ärzte sind verpflichtet, auf Verlangen des Staates oder der Ge- 
meinde bei den Aufgaben der öffentlichen Gesundheitspflege mitzu- 
wirken. Soweit ihnen dadurch besonderer Aufwand an Zeit und Mtlhe 
auferlegt wird, sind sie berechtigt, dafür entsprechende Vergütung zu 
beanspruchen. 

C. In Bezug auf ärztliche Standesvertretung, die Ärzte- 
kammern und die Zentralausschüsse. 

I. Im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege und des ärztlichen 
Standes sollen in allen deutschen Staaten ärztliche — vom Staate als 
beratende Korporationen anerkannte — Standesvertretnngen 
(Ärztekammern) eingerichtet werden. 

II. Ob das aktive Wahlrecht zu diesen Ärztekammern ausschliefslich den- 
jenigen Ärzten, welche Mitglieder der ärztlichen Standesvereine sind, 
zustehen soll oder allen Ärzten des betr. Gebietes, ist in den ein- 
zelnen Staaten nach Anhörung der ärztlichen Standesvertretungen, bez. 
der ärztlichen Standcsvercino zu entscheiden, soweit dies nicht schon 
biHher geschehen ist. 

III. Ueber beabsichtigte Abänderungen in den Bestimmungen der deut- 
schen Ärzteordnung sollen vorher die einzelnen Standesvertretungen 
gehört werden. 

IV. In den Stauten mit mehreren Ärztekammern, sowie zur Vertretung der 
Ärzte bei den höchsten Keichsbehörden sind ärztliche Zentralausschtlsse. 
bezw. eine Zentralvcrtretuug der einzelnen Ärztekammern zu schaffen. 
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D, In Bezug auf die ärztticbeo Elirea- nnd ScIiiedsgerJclite. 

1. Jeder ärztliche Standeeverein suU berechtigt sein, nawürdige Mit- 
glieder ausznsclilieraen und das dabei zu beobachtende Verfahren 
durch feste Normen zu regeln. 
II. Zur Schlichtung von Streiliglteiten, eventuell Ahndung von Varatitrsen 
gegen die Standeeelire und die S tan desp Sichten soll jeder ärztliche 
Standesvereiu berechtigt sein, ein Ehren- und Schiedsgericht 
durch Wahl aus seinen Mitgliedern zu beBtellen. 

III. Gegen ErkcnntnisBe auf Ausschi iefsnng mula Berufung an eine 
zweite Instanz, die gleichfalls aus Ärzten besteht, müglich sein. 

IV. Die Art der Einrichtung der Gerichte II. Instanz bleibt dem Gut- 
dünken der ärztlichen Vereine Überlassen. 

V. Der Entscheidung dieses Ehren- und Schiedsgerichts zweiter Instanz 
unterliegen auch solche Fälle, welche den Standesvereinen nicht an- 
gehörende Ärzte betreffen. 

Diese „Grundzüge" gelten seit jener Zeit als das von uns unentwegt 
zu erstrebende Ziel, ohne daCs damit ihr Wortlaut als ein für alle Zeiten 
unanfechtbarer angesehen werden mUfete. Namentlich dürfte nach der 
Meinung des Verfassers mit Rücksicht darauf, dafs man bei Schaffung 
der staatlich anerkannten Vertretung der Arzte in Preul'sen (Ärztekammern) 
auf die Vereine gar keine Rücksicht genommen bat, der die Ehren- 
gerichte betreffende Abschnitt einer redaktionellen Änderung nach der 
Richtung unterliegen, dafs er es deutlich ausspricht, wie es die un- 
zweifelhafte Absicht des Entwurfs ist, die ehrengerichtliche Gewalt über 
alle Ärzte des Bezirks in die Hände dieser offiziell anerkannten Ver- 
tretungen zu legeu. Für die Handhabung einer solchen disziplinaren 
Gewalt würden kleine Vereine, in welchen lokale und persQnlicbe Ein- 
lasse sich geltend machen kannten, durchaus ungeeignet sein; nur einem 
durch gröfsere Wablktirper frei gewählten Ebrenrate wird die erforder- 
liche moralische und richterliche Autorität zur Seite stehen. 

Die oben erwähnte Petition, welche der Geschäftsausschufs an den 
Reichstag gerichtet hatte, ging in ihrem Schlafssatze dahin: 

„Hoher Reichstag wolle, unter Ablehnung des Artikels b der Vorlage, 
die Reichsregiernng auffordern, bei einer Revision der den ärztlichen Stand 
betreS'enden Paragraphen der Gewerbeordnung die Aufstellung einer 
deutschen Ärzteordnung mit Einfügung einer staatlich an- 
erkannten Organisation des ärztlichen Standes zu bewirken nnd 
diese Ärzleordnung, bevor dieselbe im Reichstage eingebracht wird, der 
Vertretung der deutschen Ärzte zur vorherigen gulauhtlicben Äul'aerung 
vorzulegen," 

Diesem Autrage hat der Reichstag zugestimmt; er lehnte jenen 
Artikel der Vorlage ab, entschied sich dafür, dal's die Approbation bei 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte für die Dauer dieses Verlustes ab- 
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erkannt werden könne und nahm aaf Antrag des Abgeordneten Windhorst 
(am 1. Jnni 1SS3) folgende Resolution an: 

,,Den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, Fürsorge zu treffen, dafs dem 
,,Reichstage ein Gesetzentwurf über Herstellung einer Ärzteordnung vor- 
,,gelegt werde, in welcher Organen der Berufsgenossen eine ehrengericht- 
,,liche Strafgewalt über dieselben beigelegt w^ird/' 

Dieser Resolution entsprechend richtete am 24. Dezember 18S3 der 
Reichskanzler Fürst Bismarck ein Schreiben an die Bundesregierungen, 
in welchem dieselben um eine Aufserung in dieser Frage ersucht wurden. 
Zu gesetzgeberischen Vorlagen hat indes diese Enquete keine Veran- 
lassung gegeben. 

Es fehlte natürlich seitens der Opposition sowohl in den politischen 
Körperschaften wie in den ärztlichen Vereinen und in der Presse nicht 
an Stimmen, welche gegen jede solche an freigewählte ärztliche Richter 
zu übertragende disziplinare Gewalt protestierten, und zwei neue That- 
sachen, die Badische Verordnung, welche dem ärztlichen Landesausschusse 
derartige disziplinare Befugnisse übertrug, und das sich an die erwähnte 
Resolution des Reichstags knüpfende Schreiben des Reichskanzlers an 
die Bundesregierungen, gaben dem Geschäftsausschufs Veranlassung, aas 
freier Initiative noch einmal die ganze Frage auf dem XII. Ärztetage 
zu Eisenach zur Beratung und Beschlnfsfassung zu stellen. 

Auch hier gelangten wieder die alten grundlegenden Beschltisse zur 
Annahme: eine Ärzteordnung nach dem in Nürnberg beschlossenen Ent- 
würfe ward wiederholt als der Wunsch der Vertreter des ärztlichen Standes 
anerkannt; die Entziehung der Approbation soll nicht ohne Anhörung 
der ärztlichen Standesvertretung erfolgen; eine staatliche Beaufsichtigung 
der ärztlichen Berufsthätigkeit ward einstimmig abgelehnt, dagegen mit 
grofser Mehrheit der Grundsatz angenommen, dafs eine Verletzung ärzt- 
licher Berufspflichten, soweit sie nicht mit gesetzlicher Strafe bedroht 
sei, nur durch Organe des ärztlichen Standes, welchen ehrengerichtliche 
Gewalt übertragen ist, beurteilt werden könne. 

In dieser Weise hat sich die Materie der deutschen Ärzteordnung 
auf den verschiedenen Arztetagen entwickelt, langsam und stetig, durch 
viele Jahre Gegenstand wiederholter Beratungen. 

Hatte man sich durch stillschweigende Übereinkunft nun dahin ge- 
i;ini^t, in j(»nen „GrundzUgen einer Ärzteordnung" die Frage des Kur- 
pfuHchereiverbols vorläufig nicht zur Entscheidung zu bringen, so wurde, 
namentlich veranhifst durch den Umstand, dafs einzelne der inzwischen 
htaatlich organiHicrten Krankenkassen, ohne von Seiten des Bundesrats 
und einzelner Hundesstaaten daran behindert zu werden, Nicht- Arzte zur 
Behandlung der KuKsenkranken zugelassen haben, im Jahre 1887 eine 
neu<; Agitation gegen die betreflfenden Paragraphen der Gewerbeordnung 
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(§ 2% l und $ 147, 3| von dem Beziiksvereine DresdeD ■ ätadt io Szeoe 
gesetzt und beacbäftigte den XV. deutschen Arztelag. Kurz vor diesem 
Arztetag kam dieselbe Frage auch in einer gemeinsamen Sitznng der 
Berliner medizinischen Gesellschaft und der Berliner ärztlichen Bezirks- 
vereine zur Verhandlung und Abstimmung, wobei sieh dieses Mal das 
Resultat heransstellte, dal's sich eine, wenn auch kleine Majorität gegen 
die Freigebung des Heilgewerbes erklärte, während im Jahre IsSO in 
einer Sitzung der mediziuischen Gesellschaft eich eine gleichfalls kleine 
Majorität für die Beibehaltung des durch die Gewerbeordnung von iS69 
gescbaETenen Zustande» ausgesprochen hatte. Mach langen und lebhaftes 
Debatten anf dem Äratetage gelaug es, die grofse Mehrzahl (TT : is> für 
den folgenden prinzipiellen Antrag zu gewinnen: 

„Die Wiederherstellung liea gesetzlichen Verbotes der AuBlibang der 
Heilkunde durch nicht hierzu apprubierte Personen ist Hnzustrebeu unter 
der VorauBaetzung, dafs die vom X. dänischen Äritetag (Nttruberg 18S2J 
bei Beratung der GruudzUge einer deutschen Ärzteordnung »Is fundamental 
bezeichneten Hechte der approbierten Ärzte — Freizügigkeit, Freiwilligkeit 
• der ärztlichen Hulfeleislnng , freie Vereinbarung des Honorars — unge- 
BChmltlert aufrecht erbalten bleiben;" 

während sich für den Dresdener Antrag, welcher pure und ohne jede 
Bedingung das Kurpfuschereiverbot wiederherstellen wollte, nur 34 gegen 
Gl Stimmen erklärten. Indes war durch jene Abstimmung unzweideutig 
dargethan, dafs die grofse Mehrzahl der deutschen .Vrztevereine jene 
Freigebung des Heilgewerbes für einen unhaltbaren Zustand erklärt. 

Die zunebmende Not im ärztlichen Stande sowie der vollständige 
Stillstand der Gesetzgebung trotz aller wiederholten WUnsche und Be- 
schlüsse seiner Vertretung, gaben Veranlassung, dafs gemäfs dem ihm 
gewordenen Auftrage, die zur Durchführung der Beschlüsse des -üzte- 
tagea erforderlichen Schritte zu thun, unter dem 15, März ISSä der Ge- 
scbäftsansscbufs sich durch seinen Vorsitzenden mit einer Immediateingabe 
an den Reichskanzler Ftfrsten Bisuaeck wandte, in welcher es heifst: 

., Anknüpfend an die Ke Solution des Reichstag es vom I.Juni I8S3 „den 
Herrn Reichskanzler zu ersuchen, Fflrsorfce zu trefl'en, dafs dem Reichstage 
ein Gesetzentwurf über Herstellung einer ÄrzteordouDg vorgelegt werde, in 
welcher Organen der Berufsgenossen eine ehrengerichtliche Strafgewalt Über 
dieselben beigelegt wird", haben li^w. Uurcblancbt itnler dem 24. Dez. 1SS3 
die Bundesregierungen über das üedUrfnis einer von Keichswegen zu er- 
lassenden Ärzteorduung um eine Äufserung ersucht. Die Antworten der 
Regierungen sind- uns nicht bekannt. Die Vertrelung der deutschen Ärzte 
aber hat auf dem XU. deutschen Ärztetage sich eingehend mit der Frage 
beschäftigt und gegen eine kleine Minorität mit Entschiedenheit sich dahin 
ausgesprochen, dafs sie eine solche an Organe des ärztlichen Standes zu 
übertragende, ehrengerichtliche Gewalt für nnerläfslich hult. 

Ein Widerspruch hiergegen wird zwar von solchen erhoben, welche 
auch auf anderen Gebieten des ÖQentlichen Lebens die Schranken des in- 
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dividuellen Beliebens beseitigt sehen m(khteii and welche demnach ^aach 
unseren Beruf als ein Gewerbe betrachten, in welchem keine BeschlfUse der 
Gesamtheit dem Einzelnen Hemmnisse bereiten sollen. Dafs die Mehrzahl 
der deutschen Arzte diesen Standpunkt nicht einnimmt, beweisen die wieder- 
holten stets mit grofser Majorität gefafsten Beschlüsse der Ärztetage. Es 
liegt uns ob, das Interesse des Staates an einer solchen grundlegenden Neo- 
ordnuug nachzuweisen. Wir begründen dasselbe damit: 

a) dafa ein in seiner Tüchtigkeit hochstehender, in seiner Ehrenhaftig- 
keit gefestigter ärztlicher Stand von unzweifelhafter Wichtigkeit für den Staat ist; 

b) dafs eine korporative Gliederung der deutschen Ärzte aoch dem 
Keichsgedanken zu dienen geeignet ist; 

c) dafs die gegenwärtige Lage ^^r Ausbeutung und gesundheitlichen 
Schädigung des Publikums ebenso Vorschub leistet, wie sie die Aufgaben 
der Öffentlichen Gesundheitspflege (Bekämpfung der Seuchen n. s. w.) ernst- 
lich bedroht; 

d) dals gegründete Hoffnung dafür vorhanden ist, es werde mlad^nn 
auch der übermäfsige Zudrang zum Studium der Medizin, welcher unzweifel- 
haft einen sehr grofsen Mifsstand darstellt, nachlassen und es werden die 
Elemente fern bleiben, welche sich etwa des Geschäfts wegen unserem Fache 
zuwenden möchten. 

Von einer weiteren Initiative des Reichstages als der in jener Resolu- 
tion vom 1. Juni 1SS3 enthaltenen können wir uns deshalb nichts verspre- 
chen, weil lebensfähige Gesetzentwürfe nur von der Zentralstelle ausgehen 
dürfen. Wenn wir es noch wagen, über den einzuschlagenden Weg eine 
Bitte zu äufsern, so würde dieselbe dahin gehen, dafs Ew. Durchlaucht den 
unter geneigter Berücksichtigung der beiliegenden Beschlüsse der Ärztetage 
auszuarbeitenden Entwurf , bevor derselbe an den Reichstag geht, einer 
Kommission von Sachverständigen, welche das Vertrauen der Regierungen 
wie das ihrer Kollegen besitzen, vorlegen möchten, — wie dies seiner Zeit 
auch im preu (sieben Ministerium mit dem die Ärztekammern betreffenden 
Entwurf geschehen ist." 

Auf diese Eingabe erfolgte unter dem 3. Mai 18S9 folgende Antwort: 

Dem Geschäftsausschufs des deutschen Ärztevereinsbundes erwidere ich 
auf die gefällige Eingabe vom 15. März d. J. ergebenst, dafs zur Zeit nicht 
die Absicht besteht, dem Erlafs einer umfassenden, die gesamte rechtliche 
Stellung der Ärzte regelnden Ärzteordnung näher zu treten. Hinsichtlicli 
des Erwerbes und der Entziehung der ärztlichen Approbation und der mit 
derselben verbundenen Rechte haben sich die geltenden gesetzlichen Vor- 
schriften im Allgemeinen bewährt, und in dieser Beziehung liegt zur Zeit 
keine ausreichende Veranlassung vor,^ in dem gegenwärtigen Rechtsznstande 
Ändorungen eintreten zu lassen, überdies lassen auch die wiederholten 
Beschlüsse der deutschen Ärztetage erkennen, dafs von den Beteiligten in 
den wichtigBton Punkten — Freizügigkeit der Ärzte, Freiwilligkeit der *rz^ 
liehen IlUlfüleistung, freie Vereinbarung des ärztlichen Honorars — auf die 
Aufreclitorhaltung des bestellenden Rechtes grol'ser Wert gelegt wird. 

Wns die Organisation des ärztlichen Standes anlangt, so bestehen in 
dem weitaus grölsten Teile des Reichsgebietes auf Grund landesrechtlicher 
Hestimnunigon Standesverlretungen, welchen neben der Pflege wissenschaft- 
llolier Bestrebungen und der Wahrung der Standesinteressen in gewissem 
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Umfange eiue begutachtende und beratende Teilnabme an den Geschäften 
der Medizinulverwultnng Howie zum Teil auch eine DiazipÜnargewalt Über 
die BerufggenosEen übertragen ist. Soweit diese EiorichtUDgen den berech- 
tigten Interessen des ärztlichen Standes etwa nicht in vollem Umfange ent- 
sprechen aollten, wird es zunäcüst die Aufgabe der Landesgesetzgebung sein, 
dnrch weiteren Ansbaa der fraglichen Inetitationen Abhülfe zu schaffen. Ein 
dringendes Bedürfnis, von Seiten des Kelchs zum Zwecke der Begründung 
einer ehrengerichtlichen Gewalt dem Ärztlichen Stande eine nach einheit- 
lichen Gesichtspunkten gestaltete reicliegesetzliche Organisation zu geben, 
erscheint dnrch die seitherigen Erfahrungen nicht dargethan. 

Der Reichekanzler. 
In Vertretung: v. Boetticher, 

Gegen diese Antwort wendete sich die Rede, mit welcher der Vor- 
sitzende den XVJJ. Arztetag in Braunachweig eröffnete; es heilst in der- 
selben: 

Das Schreiben des Reichskanzlers erhebt den Einwand, dafs ron den 
Beteilig:ten in den wichtigsten Punkten — Freizügigkeit, Freiwilligkeit dar 
ärztlichen HUIfcleistung, freie Vereinbarung des ärztlichen Honorars — auf 
die Aufrechterhaltung des bestehenden Rechtes grofser Wert gelegt werde. 
Daa ist unzweifelhaft richtig. In allen unseren Beschlüesen ist es fest- 
gehalten, dafs wir auf Jene Freiheiten nicht verzichten können, dafs sie 
für die gedeihliche Entwickelung unseres Standes die notwendigen Grund- 
lagen sind. Was wir aber nicht zugeben können, ist der etwa daraus zu 
ziehende Schlul's, dieselben standen zu dem Wohle der Allgemeinheit oder 
KU unseren Übrigen Forderungen in irgend einem Gegensatz. Diese For- 
derongen formulieren nur das, was die Gewerbeordnung gar nicht lösen 
kann und will; denn wie weit diese davon entfernt ist, die eigenartigen 
Verhältnisse des ärztlichen Standes regeln zu wollen, sagt ausdrücklich der 
% 6 mit den Worten: „Das gegenwärtige Gesetz findet keine Anwendung 
auf die Ausübung der Heilkunde (mit Ausnahme der betreffenden fünf 
Paragraphen)". 

Aber selbst die wenigen, durch die Gewerbeordnung uns vorbehaltenen 
Rechte werden noch verkümmert. Der § 29, welcher den approbierten 
Medizinalpersonen allein das Recht verleiht, sich als Ärzte zu bezeichnen, 
nnd ihnen die Anateilung in Staat und Gemeinde sichert, wird nicht nur 
von Kurpfuschern in jeder Weise umgangen, sondern es hat auch jene 
hiernach vüllig ausgeschlossene und uns ganz unveratändlighe Interpretation, 
nach welcher zur Behandlung und Bescheinigung von Krankheiten bei den 
Krankenkassen auch Nichtärzte zugelassen werden, hier und da die Billigung 
von Behörden gefunden. Wir dürfen wohl mit Sicherheit erwarten, dafs 
Bundesrat und Reichstag nicht zögern werden, bei der nSchalen Revision 
des Krankeukassen-Gesetzes eine solche Deutung, welche der Gesetzgeber 
sicher nicht gewollt hat, aus der Welt zu schatten. 

Wir haben nichts verlangt, was dem Staatswohl oder dem Interesse 
anderer Stände zuwiderläuft. Das Recht, in unaereu eigenen Angelegen- 
heiten so weit entscheiden zu dürfen, dafs unsere S tandesgenossen in Bezug 
anf ihr ethisches Verhalten sich dem ausgesprochenen Willen der Standes- 
vertretung zu fügen haben, dafs nicht der Einzelne willkürlich jene Schranken 
aberspringen darf, welche die Ehre des Sl.indes gebieterisch foi'derl , und 
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welche kein Strafgesetzbuch erzwingen kann, — dieses Recht liegt ebenso 
im Interesse der Gesamtheit, wie in unserem eigenen; das hat auch der 
Reichstag in seiner Resolution vom Jahre 1883 anerkannt. 

Für diese Organisation des ärztlichen Standes verweist uns das Schreiben 
des Reichskanzlers auf den Ausbau der Standesvertretung in den £inzel- 
Staaten durch die Landesgesetzgebung. 

Als jUngsthin durch die wohlwollende Fürsprache des Fürsten Bismarck 
auch für PreuCsen eine solche Standesvertretung ins Leben gerufen wnrde, 
haben wir dies froh und dankbar begrüfst, zugleich in der festen Hoffnung, 
dafs dadurch ein weiteres Fundament für eine deutsche Arzteordnung ge- 
schaffen sei. Jene Ärztekammern haben — das dürfen wir hier wohl her- 
vorheben — eifrig und wacker gearbeitet und wesentlich nicht für ihr eigenes, 
sondern für das allgemeine Interesse. Auch eine Vervollkommnung dieser 
Institutionen in den verschiedenen Bundesstaaten halten wir keineswegs für 
ausgeschlossen; aber niemals werden sie, die ohnehin gröfstenteils nur auf 
landesherrlichen Verordnungen, nicht auf Gesetz beruhen, im Stande sein, 
ohne eine Revision der Gewerbeordnung den notwendigen Einfluls auf alle 
Ärzte ihres Bezirks auszuüben. Und liegt denn wirklich eine solche im 
günstigsten Falle nur ungleich und stückweise zu erreichende Besserung 
unserer Verhältnisse im Interesse des Reiches? Das halten wir doch für 
zweifellos, dafs der Gesetzgeber, als er den Erwerb und die Entziehung 
der Approbation durch die Reichsgewerbeordnung regelte, als er in der 
Verfassung des Deutschen Reiches die Mafsregeln der Medizinalpolizei der 
Beaufsichtigung und Gesetzgebung des Reiches unterstellte, nicht daran gedacht 
haben kann, nun die Ärzte der verschiedenen Bundesstaaten mit verschie- 
denen Rechten auszustatten und so eine ganz buntscheckige Gesetzgebung 
auf dem Gebiete des Medizinalwesens herzustellen. Ich bin überzeugt, dtJä 
der deutsche Ärztetag im Interesse des Reichsgedankens, der Zusammen- 
gehörigkeit der deutschen Ärzte, und eines einheitlichen Rechtes für die- 
selben, wobei die Verwaltung des Medizinalwesens nach wie vor Sache der 
Einzelstaaten bleiben kann und soll, sich mit der Aussicht auf diese Hülfe 
durch Landesgesetze nicht für befriedigt erklären kann. 

Ist denn somit Alles, was wir seit Jahren erstrebt und beschlossen, 
nun mit einem Male hinfällig und nichtig geworden ? Sollen wir mutlos die 
Waffen strecken und uns in das Unvermeidliche fügen? Ich glaube, das 
ist nicht Ihre Meinung. Indem wir auch ferner unablässig versuchen, unseren 
Wünschen an mafsgebender Stelle Gehör zu verschaffen, werden wir mit 
doppeltem Nachdruck auf das hingewiesen, was in unserer eigenen Hand 
liegt, auf die Selbsthülfe. 

Denn so wenig wir erwarten dürfen, dafs sie allein ausreichen wird, 
so bleibt sie doch der einzige Damm, den wir selbst aufrichten und schützen 
können. Und da gewinnt denn das Thema, welches wir an die Spitze der 
Verhandlungen des diesjährigen Ärztetages gesetzt haben, die Aufstellung 
allgemein gültiger Grundsätze für eine ärztliche Standesordnung, eine ganz 
besondere Bedeutung. 

Einigen wir uns über solche Grundsätze, so steht die Frage, wie wir 
ihnen Geltung verschaffen können, so wichtig sie auch ist, doch erst in 
zweiter Linie. Wer sich alsdann leichten Herzens über solche Regeln hin- 
wegsetzen will, bauend auf die Unzerstörbarkeit seines durch die Appro- 
bation erlangten ärztlichen Titels, der stellt sich dann wenigstens offen und 
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sichtbar nulserbalb unserer Keiheti, und je enger wir diese achliefBen, am 
so nelir Gewicht und Einflufa gewinnen aie. 

Und 30 soll es ans auch nicht allzu tief bekümmern, wenn wir von 
rechts und links mannigfache Anfechtuogen zu erleiden haben; wenn von 
der einen Seite in unbewul'ster Selbstironie unsere Bestrebungen als zUnft- 
lerische denunziert werden, während auf einer anderen, auf der man sonst 
den Ma[snahmeD*deB Reichskanzlers Beifall £u spenden nicht gewohnt ist, 
diese seine absagende Antwort an uns mit Jubel und lauter Anerkennung 
begrOfat wurde. 

Mit Genugthming wollen wir aber feststellen, dals die von nns ver- 
folgten Ziele in gewissen Kreisen mehr und mehr Verständnis finden, welche 
wir für ganz besonders dazu berufen halten , bei unseren Professoren und 
klinischen Lehrern. Ganz abgesehen davon, dafs die eine Seite ihres Be- 
rufs auch sie die Leiden und Freuden des praktischen Arztes teilen läJst, 
so ist es doch auch unzweifelhaft, dafs, wer Arzte erziehen will, auch mit 
ihnen zu denken und zu fühlen gelernt haben muls. Und so war es für 
nns sehr erfrenlich, als in seiner ErÖfTnUDgarede des letzten Eongresaea fdr 
innere Medizin HeiT Profeasor v. Liedekmkistek in Bezug auf die ärztliche 
Standesfrage im Wesentlichen denselben Standpunkt betonte, den die Be- 
BchlQsae der Ärztetage kennzeichnen. Wir heÜsen eine solche Bandes- 
genossenschaft hoch willkommen. 

Ein Satz in den vorBtebeuden Ausführungen, dafg nämlich ohne eine 
Revision der Gewerbeordnung ein wirksamer Ausbau der Standes- 
Vertretung in den Einzelstaateu durch die Landesgesetzgebnng nicht m5g^ 
lieh eei, bedarf wobl der Einschränkung. 

Wie schon oben bemerkt, findet nach § 6 der Gewerbeordnung diese 
nnr in BO weit Anwendung anf die Heilkunde, als dies in den §§ 29, ItO, 
53, IsO und 144 ansgesprocben ist. Im Übrigen ist die Medizinalgesetz- 
gebnng, so weit solche mit dem Inbalt dieser Paragraphen nicht in Wider- 
sprach tritt, den Einzelstaaten vorbehalten worden. 

So zutreffend daher auch das bleibt, was über die Zweck mäfsigkeit 
und Notwendigkeit einer einheitlicben Gesetzgebung für die deatscben 
Ärzte (deutsche Arzteordnang von Reichawegen) gesagt ist, so dUrfea 
wir Angesichts der zunehmenden Notlage des ärztlichen Standes den Weg, 
auf den das Schreiben des Reichskanzlers verweist, den Ausbau der 
Landesgesetzgebnng, nicht länger aus den Augen lassen; wir müssen 
versneben, falls das Reich uns im Stieb läfst, unsern auf dem Wege der 
Verordnung geschaffenen Ärztekammern durch die Landesgesetz- 
gebnng grössere Rechte und wirksameren Einflufs auf alle Arzte zu 
sichern. 

Dafs dem Arzte als solchem ganz besondere Berufspflicbten obliegen, 
ist eine seit vielen Jahrhunderten anerkannte Thatsache. Schon der tm 
Altertum entstandene Doktoreid giebt davon Zeugnis und ist wobl als 
die älteste Standesordnnng zu betrachten. Auch die Normativbestim- 
mnogen des coUegium medicum in Hamburg (1*>I4) deuten ähnUcbeA an. 
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indem ,,8alu8 civium et medicorum'* als die Grundlagen der Ver- 
einigung hingestellt und die Mitglieder znr Eintracht ermahnt werden. 
Der älteste deutsche Standesverein in Lübeck (1S09) ging bereits im 
Jahre 1817 zur Aufstellung einer bestimmten Standesordnung über. 

Nachdem im Jahre 1873 der Münchener ärztliche Verein es über- 
nommen hatte, den Code of medical ethics, den die New- Yorker Arzte 
aufgestellt und den die American association (der nordamerikanische 
Arztevereinsbund) adoptiert hatte, zu übersetzen und für deutsche Verhält- 
nisse zu bearbeiten, ward auf dem IV. Arztetage in Düsseldorf die Frage 
gestellt, ob der Arztevereinsbund diesen oder einen ähnlichen Codex fttr 
alle Vereine gültig erklären wolle. Dies ward nicht beliebt, aber die 
Erwartung ausgesprochen, dafs sämtliche Vereine im Laufe des nächsten 
Jahres Bestimmungen treffen möchten, welche das Benehmen der Ärzte 
gegen einander, sowie dem Publikum gegenüber regeln. Inzwischen hatte 
der Karlsruher Verein nach einer für deutsche Verhältnisse angemes- 
seneren Formulierung gesucht, und diese Karlsruher Standesordnung wurde 
teils wörtlich, teils ihrem Sinne nach als mafsgebend von einer Anzahl 
anderer Vereine angenommen, so dafs sich auf dem nächsten Arztetage 
ergab, dafs 27 Vereine sich im Besitz einer Standesordnung befanden, 
während bei vielen die Sache noch in Vorbereitung war. Man beschlofs 
daher, auf demselben Wege fortzufahren und das Vorgehen in dieser 
Frage zunächst den einzelnen Vereinen anheimzugeben. Indes gab die 
Thatsache, dafs die Anzeigen von Geheimmitteln, Mineralwässern u. s. w. 
sich immer unverschämter mit den Namen angesehener Arzte und Pro- 
fessoren brüsteten, Anlafs zu einer Verhandlung auf dem IX. Arztetage, 
welche zu dem Beschlufs führte* 

„In Erwägung, dafs die Erfahrung gezeigt, wie häufig Atteste hervor- 
ragender Ärzte und Professoren über Heilquellen, Präparate u. s. w. zur 
schlimmsten Reklame mifsbraucht worden sind, 

und in der Voraussetzung, dafs nach solchen Vorkommnissen jedes 
Mitglied des ärztlichen Standes die private Bescheinigung über Wert und 
Wirkung solcher Handelsartikel unterlassen und wissenschaftlichen Mit- 
teilungen in Fachblättern das Verbot der Veröffentlichung in poli- 
tischen Zeitschriften beigefügt werde, geht der Ärztetag über den vor- 
liegenden Antrag zur Tagesordnung über." 

Als nun, wie vorhin gezeigt, die Hofifuung, zu einer deutschen Arzte- 
Ordnung und damit zu einer staatlich geordneten Disziplinargewalt gegen 
Ausschreitungen und unwürdiges Verhalten der Kollegen zu gelangen, 
immer wieder in weitere Ferne gerückt schien, war es geboten, die Mittel 
der Selbsthülfe, die freiwillige Selbstdisziplin durch Standesordnnng und 
Ehrenrat wieder in den Vordergrund des Vereinslebens zu bringen, und 
das Thema: „Grundsätze einer ärztlichen Standesordnnng^' 
beschäftigte den XVII. deutschen Arztetag. Das Ergebnis war, daCa 
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folgende NonuativbeetimmniigeD mit allen gegen drei StJmmen znr Än- 

nabne gelangten: 

„A. 1. Jede Art Öffentlicher Anpreieung, sei es eine von dem Arzt 
selbst ausgehende, sei es eine durch fremde Personen, sowie forlgesetxteB 
AalcUiidigen in öß'entlichen Blattern, ist 211 verwerfen (vergl. § 2 der Karls- 
rnher Standesordniing und Art. II § 3 S. 12 des Mllnchener Codei „Der 
Ärztliche Stand und das Publikum"). 

2. Der Mifsbrauch der Bezeichnung Spezislist zu Reklamezwecken 
iet EU verwerfen. Die Bezeichnung Klinik and Poliklinik kommt nur 
denjenigen Anstalten zu, welche dem Lehrzweck der Universitäten dienen. 

3. Es ist unstatthaft: das öffentliche Ankündigen unentgeltlicher Eriui- 
kenbebandlung, — das Unterbieten bei Abschluf» von Verträgen mit Eranken- 
und ähnlichen Kassen, — daa Anbieten von Vorteilen aller Art an dritte 
Personen, um sich hierdurch Praiia zu verschaffen. 

4. Das Verordnen und Empfehlen von Geheimmitteln, auch in Gestalt 
eigener sogenannter Magistral form ein, ist unzuläfsig. 

5. Jeder von einem Arzte ausgehende Verancb, gleichviel auf welchem 
Wege, in die Praxis eines Kollegen einzudringen, ist unehrenhaft. Nament- 
lich soll der, welcher als Vertreter oder Konsiliarius tbätig gewesen, nicht 
und keinenfalls ohne ausdrückliche Zustimmung des bisherigen Arztes die 
Behandlung ühernehmen. Der zu einer bestimmten Behandlung zugezogene 
Spezialifit darf nur diese zu Ende führen, nicht aber je in die sonstige 
ärztliche Behandlung eingreifen. (Bezüglich Vertretung und Konsilien vergl. 
die betreffenden Bcalimmungen der Karlsruher und Mttnchener ätandes- 
Ordnung.) 

6. Kein Arzt soll dem Publikum gegenüber Aufserungen thun, die 
einen Kollegen herabzusetzen geeignet sind. 

B. Für die üeltendmachnng der vorstehend kurz skizzierten Regeln sind 
Überall Ehrengerichte einzusetzen, welchen als wirksame Mafsregel gegen 
diejenigen Ärzte, die sich den geringeren Strafen etwa nicht fügen, der 
Abbruch der Standesverbindung übrig bleibt." 

In der Disknesion ward unter anderem von gegnerischer Seite (Cnyrim) 
besonders hervorgehoben, dafs es gegen die Würde des Standes sei, die 
einfachsten Forderungen des Anstandes and der Ehrenhaftigkeit zu kodi- 
fizieren, abgesehen von den teilweise zu verwerfenden Bcstimaiungen über 
Spezialistentum, Polikliniken und Gebeimmittelempfeblnngen, während von 
anderer Seite (Hadlicb) für solche Normativbestimmungen geltend gemacht 
wurde, dafs dieselben nicht nur für die zweifelhaften Elemente, welche 
der Stand immer neu in sich anfnebmen mufs, nicht nur itir das Fabliknm, 
welches nach Kenntnis solcher Normen nicht mehr so leicht unwürdige 
Zumutungen an den Arzt stellen wird, sondern auch für uns selbst von 
Wichtigkeit seien, indem sie uns stets wieder neuen Anlal's geben, unser 
Verbalten auf das sorgfältigste zu kontrollieren und selbst in scheinbar 
unwichtigen Dingen skrupulös zu sein. 

Die Statistik, welche über die einzelnen Vereine aufgenommen ist, 
ergiebt für die Gegenwart folgende Resultate. 
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ÜiS DeSltZen : j ^ ^ AnU- V.-B. »ngehSrand 2) nieht dan geUnad 

(dATOB FromCMn) (PraaCitK) 

a) eine geschriebene StandesordnangM 
(teils eigene, teils die Münchener oder 

Karlsruher lo5 (46) 33 (23) 

b) einen Ehren rat (ohne Standesordnung) . Hl (26) 23 (15) 

c) keine der beiden genannten Insti- 
tutionen 53 (21) 74 (51) 

Welchen enormen Fortschritt seit 1877 diese Zahlen beweisen, braucht 
nicht hervorgehoben zn werden. Unter den Vereinen, welche weder 
Standesordnnng noch Ehrenrat eingeführt haben, sind in erster Linie zu 
nennen diejenigen, welche lediglich wissenschaftliche Zwecke yerfolgen, 
femer von Standesvereinen solche, welche jüngeren Ursprungs sind und 
deren Vereinsleben noch wenig entwickelt ist, weiter eine ganze Reihe 
von Lokalvereinen , deren Mitglieder durch die Zugehörigkeit zu einem 
grOfseren Verbände sich der Disziplinargewalt desselben unterstellt haben. 

Somit ist die Zahl der Vereine, deren Gegnerschaft in dieser Frage 
eine prinzipielle ist, keine grofse. Aber fast alle von diesen letzteren 
haben dennoch (abgesehen von der mehr oder minder beschränkten 
Aufnahme) eine Jurisdiktion über ihre Mitglieder durch die Möglich- 
keit des Ausschlusses. Diese letztere fehlt bei jenen staatlich 
organisierten Vereinen, welche sich durch diese Organisation für Ter- 
pflichtet halten, nicht nur jeden Arzt aufzunehmen, sondern auch abge- 
sehen von den staatlioherseits vorgeschriebenen Gründen (Entziehung der 
Ehrenrechte u. s. w.) dauernd ihn als Mitglied anzuerkennen, eine Auf- 
fassung, welche immer mehr verschwindet 

Es würde der Pflicht des gewissenhaften Chronisten wenig ent- 
sprechen, wenn er sich mit der vorstehenden Darstellung, welche die 
Majoritätsbeschlüsse der Ärztetage wiedergiebt, begnügen und es nicht 
ausdrücklich hervorheben wollte, dafs sowohl innerhalb unseres Bundes 
wie namentlich aufserhalb desselben abweichende Meinungen über die 
Richtigkeit und Zweckmäfsigkeit des von uns eingeschlagenen Weges 
zum Ausdruck gekommen sind. 

Zunächst mögen denn hier die Auslassungen eines eifrigen Vertreters 
di<;M;r, wenn auch kleinen Minorität auf den Arztetagen (zugleich Mit- 
gli«;df;H unseres Geschäflsausschusses) Gnybim- Frankfurt, Platz finden, 
w<tlche ('S dem Herausgeber freundlichst hierfür zur Verfügung gestellt hat 

,^IMm Verlangen vieler Kollegen nach Ausscheidung des ärtzlichen 
MniuhM auH der (iewerbeordnung und Regelung unserer Verhältnisse durch 
t'.'iut' drjfjtHche Arzteordnung lilfst sich im wesentlichen auf zwei Beweggründe 
/,ijriJ*'.kfühn;n: man will die Ärzte schützen gegen eine, bisher durch die 
r;<-,wMb<tordnung <*rmöglic}ite, unstatthafte Konkurrenz aufserhalb und inner- 

1) l'Aiii/intichwl hind hier die Vereine, bei welchen eine Standesordnung in Vor- 
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halb des Kreises der Berufagenossen, damit zugleich eintretend für Erlial- 
tnng der Lauterkeit des Standes, und man will ferner die Beziehungen des 
Arztes zu Staat nnd Gesellschaft gesetzlich in der Art bestimmt sehen, dal's 
seiner Stellang, im Gegensatz zum privaten Gewerbebetrieb, müglichst ein 
Öffentlicher Charakter beigelegt wird. Um zunächst den letztgenannten Punkt 
anfzugreifen, so ist durch die moderne Entwickelung der öffentlichen Hygiene 
dem Arzt allerdings eine gegen früher veränderte Stellung zugewiesen worden. 
Er hat es jetzt nicht immer lediglich zu thun mit Obliegenheiten gegen solche 
Personen, die seine Hülfe für sich in Anspruch nehmen; vielmehr erwachsen 
ihm schon aus dieser seiner privaten Thätigkeit nnter Umständen Verpflich- 
tungen gegen die Gesamtheit, und darüber hinaus ist er noch berufen, fOr 
das sanitüre nnd soziale Wohl der Einzelnen, wie des Ganzen, in gemein- 
samer Arbeit mit den Berufsgenossen, zu wirken. Nun ist aber durch den 
bisherigen Gang der Dinge bereits erwiesea worden, dafs die Ärzte diesen 
erwetterten Aufgabeu der Zeit in vollkommenstem Mafse zu genügen ver- 
mögen, ohne dals sie deshalb aus dem Rahmen der Gewerbeordnung heraus- 
zutreten brauehen. Nicht nur konnte den Privatärzten eine Anzeigepflicht 
ftlr bestimmte Krankheiten und Anderes mehr auferlegt werden, sondern 
es ist auch ohne besondere Ärzteordnung die staatlich anerkannte Standes- 
vertretuug last Überall in Deutschland zu St.inde gekommen ; der Staat hat 
die Ärztekammern organisiert, mit der Aufgabe, ihm in den Fragen der 
öffentlichen Hygiene beizustehen. Da diese Kammern zugleich für Wahrung 
der ärztlichen Standesinteressen zu sorgen haben, so bedeuten sie filr uns in 
doppeltem Sinn einen wichtigen Fortschritt. Einer weiteren gesunden Ent- 
wicklung unserer Verhältnisse auf dem Boden der Gewerbeordnung steht kein 
Hindernis im Wege. — Was den erstrebten Erwerbsschutz der Ärzte nnd 
dazu gehöriges betrifll, so sind die Erwartungen, die sich in dieser Beziebang 
an eine zu schaffende Ärzteordnung knüpfen, meines Erachtens illusorischer 
Natnr. Ein Monopol der approbierten Ärzte für Behandlung von Kranken 
würde, wenn es nicht ebeuao undurchführbar, wie unberechtigt wäre, sehr 
leicht die Wiedereinführung des für uns ganz unannehmbaren Zwanges zur 
Httl feie istung mit sich bringen. Soll mich der Meinung der meisten Kollegen 
die Ärzteordnung eine Handhabe liefern gegen die Auswüchse des ärztlichen 
Konkurrenzkampfes, sowie gegen dessen schädigende Wirkung auf KoUe- 
gialit&t und Achtbarkeit des Standes, so können wir uns nicht verhehlen, 
dafs eine wirksame Hülfe gegen solche Uebel nur in Verbesserung der un- 
gUnatigen sozialen Lage gefunden werden konnte, welche leider eiuer grofsen 
Zahl von Ärzten zu teil wird. Bis zu Erreichung dieses Zieles können wir 
aber immerhin schon sehr wesentliches leisten durch die Wirkung des sich 
alterwärts steigernden Vereinslebeus, innerhalb welches erfahrungsgemäls der 
Einflufs der ehrenhaften Elemente auf diejenigen Berufsgenossen, welche 
vom rechten Wege abzuweichen geneigt sind, ein ganz überwiegender ist, 
ja durch das alle Beteiligten eine Stärkung der sozialen Antriebe, im 
Gegensatz zu den egoistischen Bestrebungen, nnd damit eine Förderung ihres 
BewulstseiuB von den ethischen Aufgaben des ärztlichen Berufs erfahren. 
Jedenfalls lassen sich Gesinnungen, die wir zu bekämpfen haben, durch 
Geaetzesparagrnphen und Straf bestimmun gen, durch disziplinare Gewalt über 
die Kollegen, nicht ändern oder verbefsern. — Wenn somit das Bedürfnis 
nach einer Ärzteordnung nicht anerkannt werden kann und Vorteile, die 
sie gewähreu sollte, nicht ersichtlich sind, so würde sie dabei doch eine 
ernste Gefahr für uns unzweifelhaft in sich schliefseu. Schon unter den 
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zur Zeit beBteheuden neuen VerhältnisBen ist die persönliche Freiheit des 
Arztes, eines der höchsten Güter unseres Standes, nicht unerheblich bedroht 
Gröfsere Bevormundung seitens der organisierten KoUegenschaft einerseits, 
Abhängigkeit von Regierungsorganen (im Beruf und selbst aufserhalb des- 
selben) andrerseits würde sich — mindestens bei der jetzt herrschenden 
Geistesrichtung — aus einer neu geschaffenen Ärzteordnung mit grober 
Wahrscheinlichkeit ergeben. Ein Bollwerk für die Unabhängigkeit des ärzt- 
lichen Standes ist und bleibt dem gegenüber seine Einreihung in die Ge- 
werbeordnung, und deshalb sollte an dieser bis auf weiteres festgehalten 
werden. Die Klage, dafs es wider die Würde unseres Standes verstofse, 
uns gesetzlich unter der Zahl der Gewerbetreibenden aufgeführt zu finden, 
bedarf meines Erachtens keiner ernstlichen Antwort; denn das Ansehen, 
das wir vor dem Publikum geniefsen , wird , wie ohne weiteres einleuchtet, 
lediglich von unserem eignen Verhalten bestimmt, und der Umstand, dafs 
unseren rechtlichen Verhältnissen ihre Regelung in der Gewerbeordnnng 
gegeben worden ist, kann dieses Ansehen weniger beeinträchtigen, als wenn 
wir der Welt zeigen, dafs wir die uns berührenden Fragen des öffentlichen 
Lebens von Gesichtspunkten eines einseitigen und irregeleiteten Standes- 
interesses aus beurteilen.'' 



Soweit Gnybim's Darlegung. 

Nach derselben bringe ich zum Abdruck die Rede Rudolf Vibghow'8 
(welcher aufserhalb unseres Verbandes und seiner Bestrebungen steht), 
gebalten bei der 25 jährigen Jubelfeier des Bestehens der Berliner medi- 
zinischen Gesellschaft: 

„Unsere Gesellschaft ist herausgewachsen aus zwei Gesellschaften, von 
denen jede eine — wenn Sie wollen — etwas einseitige Richtung hatte, 
der Gesellschaft für wissenschaftliche Medizin, welche zwanzig Jahre lang 
mit Ehren die Fahne der Wissenschaft unter uns getragen hatte, und dem 
viel jüngeren Verein Berliner Ärzte, der in erster Linie sich die Pflege 
des Genossenschaftswesens, der Kollegialität und der Tugenden des prak- 
tischen Arztes zur Aufgabe gemacht hatte. 

Gerade vor 25 Jahren überzeugte man sich in beiden Gesellschaften, 
dafs es viel nützlicher sei, statt in gesonderter Weise diese Richtungen zu 
verfolgen, sie zu vereinigen, und das, m. H.I, glaube ich, wird auch für 
die Zukunft immer das Ziel sein, welches wir verfolgen müssen. Sie wissen, 
die Medizin hat sich in den meisten Kulturländern vom Mittelalter her bis 
in die neue Zeit in divergierenden Richtungen entwickelt. Es hatten sich, 
wart zuletzt in England in schärfster Weise stehen geblieben ist, die Ver- 
treter der beiden Hauptrichtungen, die inneren Ärzte und die äuOseren 
Ärzte — die Physicians und die Surgeons — auseiuandergelöst, und wie 
tiff auch bei uns diese Trennung gewirkt hat, davon hat wohl nichts so 
h'rhr Zeugnis gegeben, als die Geschichte unserer Militärmedizin. Wir er- 
iunerij uns noch der Zeit, wo die reinen Ärzte und die chirurgisch gebil- 
iit'.Utn Ärzte gesonderten Examinibus unterworfen wurden, wo sie noch von 
iufiaudcv getrennt ihre Entwickelung machten, und Niemand wird verkennen 
konnten, welche riesigen Fortschritte allein durch den Umstand herbeigefiährt 
hind, daifi endlich offiziell bei uns diese Spaltung aufgegeben ist, dafs die 
.Staatnregierung, in weiser Erkenntnis der Entwickelung unserer Kunst und 
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Wissensdiaft, das Prinzip aufatellte, nur eiae eiDheilliclie Klasse von Ärzten 
zn eizieheu und diese so zu schulen, dars sie, imter Umstanden wenigstens, 
für alle Fälle vorbereitet seien. 

Es bat sich seit der Zeit unter uns das grofse Heer der Spezialitüteo 
entwickelt, und es wUrde vorgebücli sein, jedenfalls unfruchtbai- , diesem 
Streben entgegenzutreten, aber icb glaube docli, ea hier aussprechen zu 
BoUeD, und ich hoffe, Ihrer Aller Beifall sicher zu sein, wenn ich sage, dafs 
keine Spezialität gedeihen kann, welche sich gänzlich loslöst von dem Ge- 
samtkörper der Wissenschaft, dufs keine Spezialität fruchtbar und segens- 
reich sich eutwickelu kann, wenn sie nicht immer wieder von Neuem schöpft 
ans dem gemeinsamen Born, weun sie sich nicht verständigt mit den anderen 
Speüalitäten, wenn sie alle sich gegenseitig helfen und dadurch wenigstens, 
was sie für die Praxis vielleicht nicht immer nütig hätten , doch für das 
Wissen Jene Einheit erhalten, auf der unsere Stellung nach innen und — 
ich kanu auch wohl sagen — nach aufeeii beruht. Denn, m. H. !, es wäre 
gewil'e die thörichtete und gefähr licliste Entwickelung, wenn das Spezialitäten- 
wesen Jemals soweit kitme, dafs besondere Schulen entständen, in weluhen 
Spezialitäten erzogen würden, ohne Kenntnis dessen, was sonst die Medizin 
bietet. 

Nun, m. H.!, wenn ich zurückblicke auf das, was hinter uns Hegt, so 
darf ich wohl sagen, dafs wenige Gesellachalteu diese Aufgabe der Ver- 
einigung des WissenB, der gegenseitigen Mitteilung des Wissenswerten and 
des Anschlusses aller einzelnen Abteilungen und Zweige der Wissenschaft 
an einander mit solcher PHichttreue erfallt haben, wie diese Gesellschaft. 
Manche haben uns den Vorwurf gemacht, dafs wir dem Chirurgen und 
Ophthalmologen gerade so gut das Wort geben, wie dem inneren Kliniker 
oder dem Laryngulogen. Ja, m. H. !, das eben ist unser Stolz, unser be- 
sonderer Vorzug, das ist etwas, was ich hoöe, dafs es dieser Gesellschatl 
nie verloren gehen soll, und wenn ich irgend einen Wunsch für die kommende 
Zeit aussprechen darf, ao ist es dieser: dal's niemals dos Gefühl in der Ge- 
sellschaft aufhören möge, dafs sie sein soll eine Ke präsentantin der ganzen, 
einigen Wissenschaft. 

Ich möchte diesen Ausspruch nicht mifsverstauden sehen. Gerade so 
wenig, wie ich mich gegen die Spezialitäten ausspreche, so wenig spreche 
icb mich gegen die Spezi algesellschaften aus, aber ich sage nur: es mul's 
endlich einmal wieder ein Funkt vorhanden sein, wo sich diese vielen Einzel- 
interesscn und dieses endlose Einzelwissen sammelt, wo es ein gemeinsames 
wird, wo es verwertet wird nach allen den verschiedenen Richtungen, welche 
unsere Wissensuhaft in so reichem Mafse darbietet. 

Nun, m. H. !, diese wissenschaftliche Seite ist es auch, welche, wie 
ich glaube, in immer höherem Malse hervortritt, und deren Wichtigkeit sich 
in immer deutlicherer Weise darthut, je mehr die Stellung der Srzte auf 
Grund der neueren Gesetzgebung sich zn einer vollkommen t'reieu gestaltet. 
Die älteren von Ihnen wissen Ja, und den jllDgeren will icb besonders in 
Erinnerung bringen, dafs diese Gesellschaft ganz wesentlich mit Veranlassung, 
ja — weun tiie wollen — Schuld ist an der Art der Gesetzgebung, die 
wir gegenwärtig besitzen. Ich persönlich trage nicht das mindeste Be- 
denken, auszusprechen, dal's es mir eb ganz besonderes Vergnügen macht, 
mich au die Sitzungen der Kommission zu erinnern, in der wir uns ver- 
einigt haben zu dem allgemeinen Prinzip, dafs die Ärzte verzichten auf 
den Schutz des Staates, dafs sie verzichten auf den Schutz der Polizei, dalä 
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sie bereit sind, als freie Männer einzutreten in den Kampf des Lebens, vor- 
ausgesetzt, dafs ihnen nicht von anderer Seite neue Schlingen bereitet und 
neue Gefahren fflr ihre Selbständigkeit und Unabhängigkeit geschaffen wer- 
den. Wir haben ja vor nicht langer Zeit noch wieder debattiert Aber diese 
Dinge. Die Frage, ob wir uns der allgemeinen Strömung der Zeit nach 
korporativen Vereinigungen, nach einer Art von Innungswesen anschliefsen, 
ob wir die Polizei zu Hülfe rufen, das Gesetz in unsem Dienst stellen 
wollten, um uns andererseits zu verpflichten zu allerlei Dingen, die wir als 
Gegengabe zu bringen hätten, — diese Frage ist mit ganz überwiegender 
Majorität im Sinne der Freiheit hier entschieden worden. Nun, m. H.!, 
ich kann sagen, je mehr ich in der letzten Zeit in Deutschland heramge- 
kommen bin, um so mehr habe ich die Freude gehabt, zu sehen, dafs unser 
Vorgehen anregend wirkt auf viele unserer Kollegen draufsen, selbst an 
Plätzen, wo die äufseren Verhältnisse scheinbar der entgegengesetzten Auf- 
fassung günstig sind. Ich will z. B. nur erwähnen, dafs mitten in Baden, 
wo diese Art des Verordnungswesens die gröfste Entwickelung gewonnen 
hat, sich gegenwärtig eine energische Opposition in unserem Sinne ent- 
wickelt, und dafs mir von vielen Kollegen die lebhafteste Zustimmung zu 
unserem mannhaften Vorgehen ausgesprochen worden ist. 

Aber, m. H. !, ich war immer der Meinung und habe das schon in den 
Reformbewegungen des Jahres 1848 ausdrücklich hervorgehoben, wenn die 
Ärzte eine freie Stellung erhalten, annehmen und behaupten wollen, dann 
bedarf es allerdings einer starken Vereinigung, dann können sie nur Schuts 
finden in einer grofsen Assoziation, einer Assoziation, welche wirklich ge- 
tragen wird von der energischen Mitwirkung ihrer Mitglieder. Man hat ja 
auch bei uns neuerlich versucht, die Organisation der Ärzte in einen noch 
weiteren Rahmen zu fassen, sie auszudehnen auf ganz Deutschland , und 
man hat geglaubt, auf diesem Wege wesentlich weiter zu kommen« Ich 
sehe nicht, dafs bis jetzt auf diesem Wege viel erreicht worden ist. Ich 
denke, man erreicht viel mehr, wenn man eben in dem natürlichen Verbände 
bleibt, welchen die Ortsverhältnisse bieten, wenn man sich darin so stark 
macht, dafs man sagen kann : wir sind die Repräsentanten des ganzen vor- 
handenen Personals an Ärzten. Und je mehr wir anwachsen, m. H.!, u^ 
so mehr wird diese Gesellschaft den Anspruch erheben dürfen, dafs sie diese 
Repräsentanz, für Berlin wenigstens, darstellt. Wir verlangen ja nichts dafs 
wir als Repräsentanz Deutschlands anerkannt werden, wir wollen nicht weiter 
gehen, als unser Gebiet, aber wir wollen auch darüber hinaus unser Beispiel 
aufstellen, wollen ein leuchtendes Zeugnis geben für das, was wir vertreten, 
in unseren eigenen Handlungen. 

Ja, m. H. ! ; ich darf wohl sagen, wir sind stolz darauf, dafs wir ver- 
möge unserer Organisation, vermöge der Sorgfalt, mit der wir unsere neu 
aufzunehmenden Mitglieder ansehen, uns bewahrt haben vor der Notwendig- 
keit, überhaupt einen Code of Ethics zu machen. Den soll jeder gute 
praktische Arzt in seinem eigenen Busen tragen, und wenn er äufseriich 
darüber hinausgreift, dann soll er eben durch das Beispiel und durch den 
Zuspruch der Kollegen gehalten werden. Das ist unsere Auffassung ge- 
wesen, so haben wir die Assoziation angesehen, so sehen wir die groisen 
Vereinigungen der Ärzte an. Bei uns hat sich in der That kein Bedürfnis 
herausgestellt, noch besondere Ehrenräte aufzustellen oder irgend welche 
besonderen Schutzmafsregeln zu erfinden, um uns vor unehrenhaften Mit- 
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gliedern zu bewahren. Unser Code of Ethics ist ohne äufsere Mittel ein 
fester Codex geworden, und an uns ist es, ihn immer fester und fester zu 
machen. Dann, m. H. !; wird es auch sicher sein, dafs wir den Staat und 
das Reich nicht gebrauchen und dafs wir als freie Männer und Vertreter 
nicht blos eines Gewerbes, wie das Gesetz es bezeichnet, sondern einer 
freien Kunst, zu der wir das Gewerbe erheben, unsern Weg durchs Leben 
finden werden. 

In diesem Bestreben, eine grofse freie wissenschaftliche und auch ethische 
Korporation zu sein, in diesem Bestreben haben wir einen besonderen Anreiz 
durch den Umstand, dafs bei uns diejenigen Einrichtungen fehlen, welche 
man in manchen anderen Staaten aufgerichtet hat, um damit einen Halt zu 
geben für die Gesamtheit der Ärzte. Ich meine, es fehlt uns eine Akademie 
der Medizin. Sie fehlt uns, m. H.!, aber ich weifs nicht, ob wir ein In- 
teresse daran hätten, sie zu schaffen. Wir schaffen sie aus uns, wir reprä- 
sentieren ungefähr das, was anderswo eine Akademie repräsentiert:, ohne 
jene exclusiven Verhältnisse, ohne jene Sichtung der Persönlichkeiten, ohne 
jene oft sehr mifslichen Wahlen für die wenigen Stellen, durch welche die 
Verhandlungen in manchen dieser Akademien nicht selten zu so wenig 
tröstlichen werden.'' 



Anf wessen Seite in diesem Streite der Meinungen das Recht nnd 
die Zukunft steht, ist nicht durch uns zu beantworten. Suchen wir, jeder 
an seinem Teile, durch die That, durch unablässige Arbeit an uns selbst 
nnd an den uns gestellten Aufgaben unserer Überzeugung zum Siege zu 
Terhelfen, ohne die Achtung vor anders gearteter Denkweise jemals aufser 
Augen zu lassen! 

Nur Eines möge man uns unbestritten lassen: den Wert der That- 
Sache, dals es gelungen ist, in der Zeit der Schöpfung des deutschen 
Reiches auch die deutschen Arzte zu gemeinsamem Handeln vereinigt zu 
haben. Der deutsche Arztevereinsbund war eine der Brücken, welche 
ttber den Main geschlagen sind; durch seine Vermittelung haben sich 
auch bei uns Süden und Norden die Hände gereicht, und auf der so 
gewonnenen Grundlage wollen wir rüstig weiter bauen. 



B. SpezieUer TeH') 



L Königreich Preafsen. 

1. Provinz OftpreoDien. 
2. Provinz Wettprenisen. 

Aus der Stnrm- und Drangperiode des Jahres 184S sind ans auch 
aus den östlichen Provinzen des prenÜBischen Staates Sparen eines regen 
Vereinsleben aufbewahrt, welche sich in Versammlungen and Petitionen 
an das Ministerium in betreff der Medizinalreform äulserten (Königs- 
berg, Marienwerder). Das Stiftungsjahr des (noch bestehenden) EHbinger 
Vereins (1848) deutet darauf hin, dafs derselbe jener Bewegung seinen 
Ursprung verdankt. Bald nach jener Zeit (1S51) wurde am Sitze der 
Universität Königsberg der „Verein ffir wissenschaftliche Heil- 
kunde" unter Mitwirkung von Prof. Helmholtz ins Leben gerafeni der 
noch heute in Blüte steht und durch seine wissenschaftlichen Arbeiten 

weithin bekannt ist. 

•• •• 

Im Übrigen war und ist der Verkehr der Arzte unter einander durch 
ihre in Folge der dünneren Bevölkerung mehr isolierten Wohnsitze sehr 
erschwert, und erst der zu Gunsten einer staatlichen Vertretung der 
Arzte in Preufsen entstandenen immer mächtigeren Bewegung gelang es, 
auch dort im letzten Dezennium eine Reihe von Vereinen zu gründen, 
welche selbstverständlich mit nicht geringen Schwierigkeiten zu kämpfen 
haben. In den 1887 geschaffenen Ärztekammern sind aber jetzt Organe 
vorhanden, welche für das geringere Vereinsleben den Ärzten einen teil- 
weisen Ersatz bieten. 

3. Provinz Posen. 

Ahnlich, wie vorstehend geschildert, liegen die Verhältnisse in der 
Provinz Posen, wo sich auiserdem noch die Scheidung der Arzte nach 
der Nationalität geltend macht. 

1) Die tabellarische Übersicht der nach Ländern und Provinzen (Kreisen) ge- 
ordneten Vereine folgt am Schlüsse dieses Teils. 
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Die poloiscIieQ Arate ändeii ihren Zentralpimkt in der „medi- 
ztuischen Sektion der polDiscben Gesellschaft der 
Freunde derWiBsenschaften zn Posen", welche ISIiä organisiert ist. 

Von den deutschen Ärzten ward im Jahre IST" in der Stadt Posen 
der „Verein Posener Arzte" gegründet und durch diesen im Jahre 
1885 der „ärztliche Verein des Regierungsbezirks Posen" 
geschaffen. 

Anfserdem bestehen noch in der Provinz der „Verein der Arzte 
desBegierungsbezirkea Bromberg" und der „ärztliche Verein 
in den Kreisen Birnbaum, Bomst, Buk nnd Meseritz". 

4- ProTinz Brandenburg. 

a) Berlin. 

Getehichte der ärstlichen Vereine Berlin» (Dr. Becher). 

„Bei einer Einwohnerzahl von über I Vs Millionen hatte Berlin am 
Anfang des Jahres IS9() 1398 Arzte, 107 Zahnärzte und 12(1 privilegierte 
Apotheken. ^ Die Anzahl der Heilanstalten belief eich auf 34, die 
4635 Betten hatten. — Es kamen somit in Prozenten gerechnet auf 
lOUOO Einwohner 9,32 Ärzte, i),!»!) Apotheken und 0,23 Heilanstalten. — 

Unter der grofsen Anzahl der Berliner ärztlichen Vereinignugeu 
lassen sich drei gröfsere Gruppen unterscheiden, Vereine, die nur oder vor- 
wiegend WisaenBchaft, solche die Standesfragen und alle Fragen in ihr 
Bereich ziehen, die die öfTentliche Gesundheitspflege betrcfTen nnd solche 
Vereine, die für die Vertretung spezieller Interessen gegründet sind. — 
Zu der ersteren Gruppe gehören die medizinische Gesellschaft, der Ver- 
ein fUr innere Medizin, die Gesellschaft für GeburtahUlfe und Gynä- 
kologie, die Hufeland'sche Gesellschaft, der Verein für Natur- und Heil- 
kunde und zahlreiche andere für die speziellen Zweige der mediziniBcben 
Wissenschaften ins Leben gerufene Vereinigungen, 

Zu der zweiten Gruppe sind die ärztlichen Bezirksvereine zu rechneu, 
deren acht durch je drei Delegierte den Zentral-Ausschurs (ISTS) der ärzt- 
lichen Bezirksvereine Berlins bilden; derselbe vermittelt den Verkehr 
mit den Behörden und hat die offizielle Leitung aller Angelegenheiten 
des ärztlichen ätaudes. Jeder vou diesen acht Vereinen ist selbständig 
nir sich, hat sich jedoch den Beschlüssen des Zentral- Ansscbusses zu fhgen, 
wenn auch ein Vetorecht bis zur abermaligen Beschlufsfassung zugestan- 
den ist. — Die den Zentral -Ausschufs bildenden Vereine sind dem 
Alter nach: der Verein Eönigstadt (ISTll, Friedrich Wilhelmstadt (l'sTlj, 
Friedriehstadt (1S75), Louisenstadt (IS75), West-Verein (1S76), Ost- 
Verein (1S77), Nord-Verein (1S7S), Südwest- Verein U'''3J- 

AuFserhalb des Zentral-Ausscbasses stehen der 9. Berliner Ärzteverein 
(IS87), der die gleichen Ziele der übrigen acht ärztlichen Bezirksvereine 
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verfolgt nnd mit ihnen Mitglied des deutschen Arztevereinsbundes ist, nnd 
der ärztliche Bernfsyerein (lS87j, der tendiert, „der Ansbildang des Be- 
griffes einer spezifischen ärztlichen Standesehre entgegenzuwirken" and 
nicht Mitglied des Arztevereinsbundes ist. — 

Zu der dritten Gruppe gehören die fttr die Vertretung speiieller 
Interessen in's Leben gerufenen Vereine, die zum Teil auch Hygiene und 
Wissenschaft betreiben. Es sind dies die militärärztliche Gesellschaft (1864), 
der Verein Berliner Armenärzte (1867), der Rechtsschutzverein Berliner Arzte 
(1868), der Verein der Gewerksärzte (1874), der bahnärztliche Verein (1885), 
femer alle Vereine, die sich mit der pekuniären Sicherstellung der Arzte 
und ihrer Witwen und Waisen beschäftigen, so vor Allem die Zentral- 
hilfskasse für die Arzte Deutschlands, die Berliner ärztliche Unterstützungs- 
kasse mit der Wilhelm Augusta-Stiftung nnd der Hufeland'schen Stiftung 
zur Unterstützung notleidender Arzte und deren Witwen. 

Als Untergruppe sind hierzu zu rechnen Vereine, die vor Allem die 
Pflege der Geselligkeit und Kameradschaft betonen, der kollegiale Verein 
von praktischen Ärzten Berlins (1832) nnd der kameradschaftliche Verein 
der Sanitätsoffiziere des Land Wehrbezirks I (Berlin 1886). — Wenn wir 
einen ganz kurzen Rückblick auf die Geschichte der Berliner ärztlichen 
Vereinigungen werfen, so ergiebt sich, dafs die Hnfeland'sche Gesellschaft 
mit dem Verein für Natur- und Heilkunde die älteste ist Sie wurden 
im Jahre 1810 gegründet und vereinten zuerst die Arzte Berlins zu ge- 
meinsamer wissenschaftlicher Thätigkeit zu einer Zeit, wo die Einwohner- 
zahl wohl kaum 250 000 Seelen betrug. — Sicher bestanden auch danoials 
schon kleinere private Vereinigungen von Ärzten, die sich gesellschaftlich 
näher standen und die Kollegialität pflegten. Im Jahre 1832 entstand zuerst 
ein Verein, der die Pflege der Kollegialität namentlich betonte — der kolle- 
giale Verein von praktischen Ärzten Berlins ; Männer, wie Gasl Matek, 
MiTSCHERLiCH, RusT, BÖHM, Nagel, Klaproth uud Carl Schröder 
haben ihm angehört. Lange Zeit verging nun ehe andere Vereinigungen 
sich bildeten. Erst im Jahre 1844 wurde die jetzige Gesellschaft fttr 
Geburtshülfe und Gynäkologie zu Berlin gegründet, im Jahre 1860 der 
Verein der deutschen Irrenärzte, 1860 die Berliner medizinische Gesell- 
schaft, 1864 die Berliner militärärztliche Gesellschaft, 1867 die Berliner 
Gesellschaft für Psychiatrie und Nervenkrankheiten und der psychia- 
trische Verein in Berlin, 1872 die deutsche Gesellschaft fttr öffentliche 
Gesundheitspflege in Berlin, 1874 die Gesellschaft der Charit^- Arzte, 
1S75 die physiologische Gesellschaft zu Berlin, 187S die Berliner zahn- 
ärztliche Gesellschaft und die Balneologische Gesellschaft, 1881 der Verein 
für innere Medizin, 1885 die Gesellschaft deutscher Zahnärzte zu Berlin, 
1SS6 die freie Vereinigung der Chirurgen Berlins und die Berliner der- 
matologische Vereinigung und 1SS9 die laryngologische Gesellschaft. 

Wirft man einen Blick auf obige Daten, so sieht man, dafis mit 
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dem Anfaog der 70 er Jahre ein Bestreben arztliehe Vereine der ver- 
Bchiedensten RicbtuDgeu ins Leben zu rnfen sich zeigte, das vorher iii 
diesem UmfaDge nicht gekannt war. Als Grund davon ist die Freizügig- 
keit nnd die Thatsache festzuhalten, dafs Berlin mit 1871 Hauptstadt 
des deutschen Reiches wurde. Wie Alles, Handel nnd Industrie, Kunst 
und Gewerbe, so nahmen an dem Aufschwünge von damals auch die 
Wisse nach alten teil. Aber nicht allein der Drang nach Wissenschaft ver- 
einte die nonmehr von Jahr zu Jahr wachsende Anzahl der Arzte Berlins, 
man sah ein, dal's die Fragen des Standes ein lang vernachlässigtes Feld 
gemeioHamer Tbätigkeit gewesen waren und man einte sieh zu Vereinen, 
die noter einander einen Zentralausschnls bildeten und Mitglied des dent- 
schen Arztevereinsbundea wurden. Es kann ohne Überhebung gesagt 
werden, dafs diese Stand es vereine die Kollegialität besserten, insofern 
8ie die persönliche Bekanntschaft der Arzte vermittelten und Ehrenge- 
richte schufen, dazu bestimmt, Differenzen unter den Ärzten zu schlichten 
und befugt, Verwarnungen zu erteilen, ja den Ausschlufs unwürdiger Mit- 
glieder zu beschliel'sen. Aber auch wirtschaftlich sorgten die Ärzte ftir 
sich selbst. Im Jahre ISöS war der Kechtsschutzverein ins Leben ge- 
rufen, um den Ärzten säumigen oder böswilligen Schuldnern gegenüber 
zu ihrem Honorar zu verhelfen. Erst seit jenen Zeiten besserte sich die 
Bezahlung der Arzte; hatte das Publikum doch noch häufig die Meinung, 
dal's die Behandlung von Seiten der Arzte eigentlich ein honor sei 
tmd die Bezahlung erst in zweiter Reibe käme. Es ist gar keine Frage, 
d^s das zahlende Publikum seit Anfang der 7()er Jahre mehr den Ärzten 
gegenüber leistet als zuvor. Für notleidende Arzte und deren Witwen 
und Waisen war schon früher manches geschehen. Seit Jahren bestand 
die Hufelaad'sche Stiftung für notleidende Arzte u. s. w. , die Berliner 
ünterstUtzungäkasse mit der Wilhelm Augusta Stiftung kam hinzu, endlich 
die Zentralhilfskasse für die Arzte Deutschlands, eine Versicherungs- 
gesellficbaft u. G., die neuerdings durch die Muniäzenz des verstorbenen 
Berliner Arztes Dr. Mltller mit feOOOOÜ Mark bedacht wurde. Hinzuzu- 
fügen ist, dafs verschiedene Berliner ärztliche Vereine Sterbe- und Unter- 
sttttzungskassen fUr sich besitzen. Um Ärzten, die Anstellung suchten, 
dazu zu helfen, gründete der Zentralausschul's ISS7 ein Stelleuvermitt- 
lungsbureau, dessen Tbätigkeit immer erfolgreicher geworden ist. 

Wenn wir achliefslich noch binzufUgen, dafs die staatliche Institution 
der Ärztekammern (löSS) von den Berliner und sämtlichen preufsischen 
.\rzten mit Freude begrUI'st worden ist, wie aus der Teilnahme an der 
Wahl zu ersehen war, so können wir sagen, dal's überall in Berlin in 
allen ärztlichen Vereinen, sowohl den rein wissenschaftlichen, wie den 
übrigen frisches Leben pulsiert und dafs in denselben eine Arbeit jährlieh 
geleistet wird, die nicht allein dem ärztlichen Stande, sondern der All- 
gemeinheit zu Gute kommen wird und kommen mufs." 
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AuB der Gescliicbte der „Berliner medizinischen Gesell- 
Bcbaft"'l, welche lange Jahre hindurch auch in Standegfragen die 
fahrende Stellung in Berlin einnahm, bis sie hierin von den är/tlicben 
BezirkgTereinen abgelöst wurde, ist schon bemerkt worden, dafs dieselbe 
aas der Verschmelzung zweier Vereine hervorgegangen ist, deren ältere, die 
„Gesellschaft fUr wi&aenschaftlicbe Medizin" im Jahre 1S44 
von IS jüngeren Ärzten, von denen die Mehrzahl in Halle zu den FtHsen 
Kruküsbekq's gesessen hatte, gegründet wnrde IKöete, Wegsuheide», 
TjtAiiBE u. a.)- Während des Jahres 1848 wurden ihre wissenschaftlichen 
Verhandlungen ungestört fortgesetzt; in die Tagesfragen der Medizinal- 
reforni griff die Gesellschaft nicht ein, richtete indel's im Jahre 1S49 daB 
Gesuch an den Minister, die ans politischen Gründen erfolgte Amtsent- 
setzung ViEtuow's zurückzunehmen, „weil dieselbe nicht ihn, sondern 
seine Kollegen und die studierende Jugend treffe". VmuHow ward nach 
seiner Rückkehr aus Wlirzburg erster Vorsitzender. 

Neben diesem Veieiue bildete sieb unter Albhecht von GbSpk's 
Einflufg und Vorsitz im Jahre 1858 der „Verein Berliner Arzte" 
mit dem Zwecke: „Anfrech terhaltung und Förderung der Kollegialität, 
Wahrung der ärztlichen WUrde und Förderung wissenschaftlich prak- 
tischer Bestrebungen". Der Verein sollte ausgesprochenermafsen ein 
Mittelpunkt werden, der zu einer korporativen Einigung der Standesge- 
nossen fuhren und in dem die Wissenschaft dem ärztlichen Leben dienea 
solle; ein Ehrenrat ward gebildet. Dennoch war diesen letzteren Be- 
strebungen die damalige Zeit noch wenig gUnstig; die Wissenschaft 
dominierte auch im neuen Vereiu, und das Bestreben einer Verschmelzung 
der beiden Vereine, schon im Jahre I85VI erwacht, führte im Oktober 
ISii'i zu der GrUnduug der „Berliner medizinischen Gesell- 
schaft". Von dem Verein Berliner Arzte Übernahm sie in ihrem Statut 
die „Aufnahme -Kommission", beseitigte aber die Institution des Ehren- 
rats; VON Ghäpe ward erster Vorsitzender (Vikchow verzichtete frei- 
willigj, LASGENBEtK uud KöKTE Stellvertreter ; nach Grape's Tode Über- 
nahm Lanuenbeck das Präsidium (1871), nach dessen Wegzuge (I882J 
ViKcaow, der es noch heute fuhrt. 

in welch hervorragender Weise die Gesellschaft ihrer wissenschaft- 
lichen Aufgabe gerecht geworden ist, davon geben ihre Sitzungsberichte 
ein beredtes Zeugnis. Aber auch mit den ärztlichen Standesinteresaen 
hat dieselbe sich oft und intensiv beschäftigt, und es ist im allgemeinen 
Teile bereits hervorgehoben, dafs die Freigebung des Heilgewerbes (li69) 
wesentlich durch die von ihr ausgegangene Petition bewirkt worden ist. 
Bei der Gründung des Ärztevereinsbundes war sie durch ihren Schrift- 



1) Tt;!. BeniiH. FiüNSJiL, Geschichte der Berliaer taudizio. QeselUchaCt während 
der ersten 2 j Jahre ihn'» Ueiteheivs. Deutsche med. Wochen&cli. Berlin ISS; 



irend ^M 



Berliner Unterstützungskassen. 65 

fUhrer B. Fbänkel beteiligt (der anch in den Geschäftsaasschufs gewählt 
ward) und blieb bis znm Jahre 1880 Mitglied desselben. Später ist die 
Gesellschaft noch zweimal in erheblicher Weise mit Standesfragen befafst 
worden, einmal bei der Besprechung der ,,badischen Verordnungen'' im 
Jahre 1884, sodann in der Frage des Enrpfnschereiverbotes im Jahre 
1887, bei welcher Gelegenheit in einer mit den Berliner Bezirksvereinen 
gemeinsam abgehaltenen Versammlung sich die Majorität fUr Wiederein- 
führung desselben erklärte. 

In der am Schlufs dieser Schrift befindlichen tabellarischen Über- 
sicht sind nicht genannt (weil nicht Berliner ärztliche Vereine im engeren 
Sinne) : 

die balneologische Gesellschaft (gestiftet 1878 als balneolo- 
gische Sektion der Gesellschaft für Heilkunde), deren (220) Mit- 
glieder in Deutschland, Österreich-Ungarn, Schweiz, Belgien u. s. w. 
wohnen und welche alljährlich einmal in Berlin zusammentritt 
(Vors. Liebkeich); 
ferner (ftir Zahnärzte): 

die „Berliner zahnärztliche Gesellschaft" und 
die „Gesellschaft deutscher Zahnärzte'' in Berlin; 
und endlich: 

die „deutsche Gesellschaft für öffentliche Gesundheits- 
pflege in Berlin, deren 160 Mitglieder zum Teil auch nicht- 
ärztlichen Kreisen angehören. Sie ist gestiftet 1872 (Aug. Hirsch, 
Hobrecht) und hält alljährlich 7—8 Versammlungen. Vors. Spinola. 

Für die Unterstützung notleidender Arzte bezw. deren 
Witwen und Waisen existieren in Berlin folgende Kassen: 

1. die Hufeland'sche Stiftung zur Unterstützung notleidender Arzte 
ist 1830 gegründet, erstreckt ihre Wirksamkeit über den ganzen preufsi- 
schen Staat, unterstützt nur solche anerkannt bedürftigen Arzte, welche 
Mitglieder waren ; Minimum des jährlichen Beitrags ist 3 Mark, Maximum 
der jährlichen Unterstützung 400 Mark. 

2. Die Hufeland'sche Stiftung zur Unterstützung notleidender Arzt- 
witwen, gegründet 1836; mindester Jahresbeitrag 3 Mark; Jahresunter- 
sttttzung 135 Mark. 

3. Berliner ärztliche Unterstützungskasse (ins Leben ge- 
rufen durch Dr. Kristeller 1854) und mit ihr verbunden die auf An- 
regung Döbbelin's bei Gelegenheit der Feier der goldenen Hochzeit 
unseres Kaiserpaares gegründete 

4. Wilhelm-Augusta Stiftung. 

Beide Kassen haben zusammen ein Vermögen von 50,000 Mark, ge- 
währen ohne Rücksicht auf Mitgliedschaft Ärzten, Witwen und Waisen 
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einmalige oder laufende Unterstützungen im Höchstbetrage von 500 Mai^ 
Der geringste Jahresbeitrag eines Mitgliedes ist 6 Mark. 

5. Unterstützungsfonds des ärztl. Vereins Luisenstadt 
mit obligatorischem Beitritt aller Mitglieder, jedoch unbestimmter Bei- 
tragshöhe, und nur zu Gunsten der Mitglieder des Vereins, bezw. deren 
Hinterbliebenen. 

6. die Zentralhülfskasse für die Arzte Deutschlands ist 
in erster Linie eine Versicherungsanstalt, in welcher den Ärzten 
die Möglichkeit geboten ist, sich gegen dauernde Invalidität in der 
Art zu versichern, daTs ihnen eine nach der Höhe des Beitrags (bezw. 
dem Lebensalter zur Zeit des Beitritts) wachsende Invalidenrente 
im Höchstbetrage von 1500 Mark gewährt wird; ebenso ist die Ver- 
sicherung eines jährlichen Krankengeldes bei temporärer Invali- 
dität möglich. 

Unterstütz ungskasse ist diese Stiftung aber auch in so fem, 
als sie schon während der Karenzzeit, in welcher Ansprüche noch 
nicht vorhanden sind, Teilrenten gewähren und bedürftigen Mitgliedern 
sonstige Erleichterungen zu Teil werden lassen kann. Die Ausdehnung 
der Kasse auf die Versicherung der Witwen und Waisen ist in 
Aussicht genommen. 

Gestiftet im Jahre 1880 wesentlich durch die Bemühungen der 
Herren Rosenthal, Koch und Abarbanell hat die Zentralhülfskasse 
reiche Zuwendungen erfahren durch die Munifizenz der Herren J. J. Sachs, 
M. M. Eulenburg und Emil Mülleb; ihre Mitgliederzahl beträgt gegen- 
wärtig 272. 

b) Provinz Brandenburg exkl. Berlin. 

Von den aufserhalb Berlin's vorhandenen ärztlichen Vereinen der 
Provinz Brandenburg haben ein längeres Bestehen zu verzeichnen der 
ärztliche Verein zu Brandenburg a./H. (1846), und der Verein 
der Arzte der Niederlausitz (1861); die übrigen sind neueren Datums 
und stehen mit der Gründung und Fortentwickelung des Arztevereins- 
bundes in Beziehung. 

Eine ärztliche Unterstützungskasse für den Regierungs- 
bezirk Potsdam und Frankfurt a./0., zugleich für Unterstfltznng 
von Witwen und Waisen bestimmt, ist im Jahre 1889 gegründet und von 
der Ärztekammer (welche die Provinz Brandenburg inkl. Berlin umfafst) 
mit JOOO Mark Reservefonds ausgestattet worden. Beitrag 5 Mark. 



5. Provinz Potmnern. 

Angelefant an die Universitäten Kiel, Rostock, Greifawald und EönigB- 
berg bestand lange Jahre ein „Verein der baltischen Arzte", welcher 
sich abwechselnd in jenen Universitätsstädten versammelte nnd aufaer den 
medizinischen Professoren auch manche Arzte ans den Ostaeeprovinzen 
nmfafste. Aul'serdem gab es einen „Verein pommerscher Ärzte", 
der alljährlich in Stettin zDsammentrat. Nachdem beide Vereine wegen 
Mangel an Beteütgnng eingegangen waren, traten an ihre Stelle die 
Vereine der Reglern ngsbezirke, zuerst im Jahre ISt>4 der des Regie- 
rnngsbezirks CDslin. Neben diesem bildete sich in demselben 
Regierungsbezirk im Jahre ISTii ein ärztlicher Verein in Stülp. 
Hierdurch veranlafst organisierte sich der Regierungshezirksverein so, 
dafs er in zwei Zweigvereine, Beigard und Stolp zerfällt, deren jeder 
im Winter allmonatlich eine Sitzung abhält, während im FrUhjabr jedes 
Jahres der Regierungshezirksverein zu einer Hauptversammlung zusam- 
nientritt Um die Gemeinsamkeit zu wahren, ist ein Bezirks- Ärzte-Aus- 
schufs gewählt (auf je 10 Arzte ein Abgeordneten, welcher einen Vorstand 
ernennt, der auch als Ehrenrat fungiert. 

Der „Verein der Arzte des Regierungsbezirks Stralsund" 
bildete sich nach Vorberatung der Professoren Hinter nnd Eulenbueq 
in Greifswald, sowie der Arzte Eöuler, GstJNBeRa und von HASELBEato 
in Stralsund im Jahre ISTs j er hält alljährlich zwei Veraammlungen, ab- 
wechselnd in den beiden genannten Städten. 

Der „Verein der Arzte des Regierangsbezirks Stettin" 
ward gebildet im Oktober 1S84 nnd hält seine 2 Jahressitznngen ab- 
wechselnd in Stettin nnd einem nicht fest bestimmten Orte des Bezirks 
ab. Vor demselben bestand und besteht noch in Stettin seit 1SS3 ein 
„wisBenschaftlicher Verein", welcher sich nur ausnahmsweise mit 
Standesfragen befafst. 

Am Sitz der pommerscben Universität Greifswald blUht schon 
seit IStiS ein „medizinischer Verein", der die Förderung der wissen- 
schaftlichen Bestrebungen and des kollegialen Verkehrs zum Zwecke bat, 
sich (gegenwärtig unter Moslek's Vorsitz) einer regen Beteiligung erfreut 
und allmonatlich eine Sitzung (9 im JahreJ abhält. 

Von Unterstlltzungskassen ist als älteste zu nennen die „Wit- 
wenkasse der Ärzte und Apotheker in Nenvorpommern und 
Rügen", sie ist 1S2S gegründet und zahlt Witwenpensionen bis zu 
dOü Mark. 

Die „Runge-Stiftung in Stettin" ward 1873 auf Anregung des 
Dr. BusGE von Stettiner Ärzten ins Leben gerufen and unterstützt be- 
dürftige Ärzte und deren Hinterbliebene. 
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Der „Verein der Ärzte des Regierungsbezirks Stralsund'' 
hat seine eigene Unterstützungskasse, welche nur für notleidende Arzte 
bestimmt ist und der fast alle Mitglieder des Vereins angehören. 



6. Provinz Schlesien (Dr. M. FKEUND-Breslau). 

Dieselben idealen Kräfte, welche den deutschen Arztevereinsbnnd 
geschaffen haben, sind es auch gewesen, die in Schlesien systematisch 
gegliederte Ärzte -Vereinsorganisationen ins Leben riefen, deren Werden 
und Schaffen die folgenden Skizzen vorführen wollen. 

Die von allen in Schlesien neubegründeten Arztevereinen zu ver- 
folgenden Ziele konnten keine andern sein, als die seit dem ersten Auf- 
leben der neueren Reformbewegung stets allgemein aufgestellten und fest- 
gehaltenen; nur der Ausgangspunkt der Vereinsbestrebungen und die 
Wege zu jenen Zielen waren verschiedene. So ging der Verein der 
Arzte des oberschlesischen Industriebezirks von der Herstellung einer 
Morbiditäts- und Mortalitäts- Statistik dieses Bezirks aus, während der 
Verein der Breslauer Ärzte zuerst eine Reform des ärztlichen Honorar- 
wesens in Angriff nahm. Aber allmählich wurde das Arbeitsfeld auf 
die Wahrnehmung aller anderen ärztlichen Interessen ausgedehnt , wie 
die folgende Darstellung ergiebt. 

In Breslau selbst domizilieren zwei ärztliche Standes -Vereine, der 
ältere, der „Verein der Arzte des Regierungsbezirks Breslau", 
den ganzen Regierungsbezirk umfassend, der jüngere, „der Verein der 
Breslauer Ärzte", auf die Stadt beschiiüikt Beide schlössen sich 
bald nach ihrer Konstituierung dem deutschen Arztevereins- Bunde an 
und stehen durch gewisse gemeinsame Einrichtungen in organischer Ver- 
bindung. 

Der „Verein des Regierungsbezirks Breslau" wurde im 
Jahre 1877 gegründet. Seine erste ordentliche Versammlung Ceuid am 
8. Dezember 1877 statt Er umfafste damals 271 Mitglieder, von welchen 
13() aus Breslau, 135 von aufserhalb waren, im ganzen 58 Prozent der 
im Regierungsbezirk vorhandenen Ärzte. Von den 27 Physikern waren 
22 beigetreten, von den Universitätslehrern 25. 

Im Jahre 1879 verband sich der Verein mit den anderen schlesischen 
Ärztevereinen zum Verbände der schlesischen Ärztevereine, welcher ein 
genieinsaniüä Korrespondenzblatt herausgiebt und auch einige gemein- 
sanie Versammlungen veranstaltete, welche letztere indessen bald wieder 
auff^Cfceben wurden. Gegenwärtig beträgt die Zahl der Mitglieder 174J) 

Der Einilufö, den der Regierungs -Verein auf die Gestaltung der ge- 

II OliiKü htatistische Notizen bind von Herrn Dr. Jakobi zusammengestellt. 



Scbleäicn. 69 

gamtea ärztlichen VerbältDiese ia seiDem Wirkungsbereich aaagetlbt hat, 
ist ein grofser und segensreicher gewesen. Seine Hauptaufgaben bestan- 
den in der Entwicklung der kollegialen Beziehungen und der I*flege 
wissenschartlicher Bestrebnngen. Er schuf als Grundlage der erateren 
eine Stand eeordnnng (festgestellt in der zweiten ordentlichen General- 
vereammlnng am 11. Mai IS7S| und die mit der Währung derselben be- 
trauten Organe (Schieda- und Ehrengericbtej und sorgte auf den Ver- 
sammlangen fUr belehrende und anregende Vorträge aus allen Gebieten 
der Medizin. Im Jabre \hiO gründete der Verein eine „Kaeee zur Unter- 
sttltzung von notleidenden Ärzten und ärztlichen Hinterbliebenen inner- 
halb des Regierungsbezirks Breslan", der jedes Mitglied des Vereins bei- 
zutreten rerpflichtet war. Diese Kasse besteht bis zum heutigen Tage 
und bat all die Zeit her viel Gutes gestiftet. 

Aber über diesen lokalen Interessen wurden die grol'sen, den ganzen 
Stand betreffenden nicht rergessen. Alle die Gesamtheit der Arzte be- 
rührenden Fragen, die auf den Arztetagen zu gemeinsamer Beratung 
kamen, wie die ärztliche Prüfungsordnung, die gesetzliche Stellung der 
Ärzte, die Bestrebungen zwecks Herstellung einer allgemeinen deutschen 
.(.rzteordnuDg und staatlicher Vertretungskörper, die Bekämpfung des 
Geheimmittel- und Kurpfuscherei- Unwesens, die Bedingungen der Appro- 
bations-Entziehung, — sie alle wurden auf Grund sorgfältiger Referate 
eingebend behandelt und durchberaten, nnd auf den .Vrztetagen durch 
eigne Delegierte vertreten. Aber je grbfser das Arbeitsfeld wnrde, je 
mannigfaltiger und reicher die Aufgaben, desto mehr stellten sich Schwie- 
rigkeiten ihrer Bewältigung in einer Unzulänglichkeit der Vereins-Or- 
ganisation heraus, die lediglich in der Verbindung der auswärtigen mit 
den städtischen Kollegen ihren Grund hatte. Es war im Interesse der 
ersteren nicht angängig, mehr als zwei Versammlungen im Jahre abzu- 
halten und auch die vorbereitenden Kommissionssitzungen mul'sten aufs 
änfserste beschränkt werden. Eine Vorbereitung der einzelnen Mitglieder 
für die Beratungsgegenstände war vollends unmQglich, so dal's dieselben 
erst in den gemeinsamen Sitzungen sich Über die zn behandelnden Fragen 
informieren konnten. Auch waren Verzögerungen in der Erledigung der- 
selben unvermeidlich. Alle diese Umstände mufsten naturgemäTs das 
Interesse der Mitglieder am Vereinsleben abschwächen und den Wunsch 
einer Abhilfe nahe legen. Für die Breslauer Arzte war der sich von 
selbst ergebende Ausweg der, an eine eigene Vereinsbildung zu gehen, 
die alle jene Scbwierigketten zu beheben im Stande war. Diese Ver- 
einigung konnte sich um so leichter vollziehen, als der Boden für eine 
solche in dem ebenfalls schon im Jahre 1S7T am 3. November begrün- 
deten und einen grofsen Teil der Breslauer Arzte umfassenden Recbts- 
schutzvereiu Breslauer Arzte gegeben war. Im Jahre iSSl erweiterte 
sich denn dieser Rechtsschulzverein zum „Verein der Breslauer Ärzte". 
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Die Verbindang desselben mit dem Regieningsbezirks -Verein wnrde indes 
dauernd aufrecht erhalten und zu diesem Zwecke eine Elartellkommission 
geschaffen , aus je 2 Delegierten beider Vereine bestehend und mit der 
Aufgabe betraut, alle durch gemeinsames Handeln wirksamer zu fördern- 
den Angelegenheiten vorzubereiten. Auch der Ehrenrat wird von Mit- 
gliedern beider Vereine gebildet und die Standesordnung, die Hilfskasse 
sind beiden gemeinsam. Ihr Zusammengehen hat sich auch in der öfteren 
Wahl eines gemeinsamen Delegierten zu den Arztetagen und bei den Vor- 
bereitungen zu den ersten Eammerwahlen dokumentiert 

Da aber der Regierungsbezirks- Verein zur Hälfte sich aus Breslaaer 
Ärzten zusammensetzte, so war es natürlich, dafs bei der regen Thätig- 
keit, die im neugeschaffenen Lokalverein nunmehr Platz griff, das In- 
teresse am Regierungsbezirks- Verein und seine Mitgliederzahl abnahm. 
Allein immer bleibt ihm das Verdienst, das ärztliche Vereinsleben in 
Schlesien auf breiter Grundlage mit begründet, die kollegialen Beziehun- 
gen in seinem Wirkungsbereich erfreulich gehoben und alle ärztlichen 
Standesinteressen auch nach aufsen gefördert zu haben. Er hatte den 
Anlauf genommen, das Zentralorgan der schlesischen Arztevereine zu 
werden. Es ist nicht ausgeschlossen, dafs er dieses Ziel erreicht, wenn 
er es unternähme, neben den schon bestehenden Lokalvereinen die Grün- 
dung neuer zu veranlassen, unter diesen und mit ihnen feste Beziehungen 
zu unterhalten und sich zu einem Delegiertentage derselben umzugestalten. 

Die Begründung des Vereins der Breslauer Arzte hat sich in der 
Weise vollzogen, dafs eine am 17. Dezember 1883 tagende aufserordent- 
liche Generalversammlung des Rechtsschutzvereines Breslauer Ärzte auf 
Antrag des Dr. M. B. Fbeund die Erweiterung des Rechtsschutz Vereins zu 
einem „Verein der Breslauer Arzte'' beschlofs und eine Kommission 
wählte, die die Statuten für den neuen Verein auszuarbeiten beaufitragt 
wurde. Den ersten Anstofs zu dieser Erweiterung gab die Ansicht, den 
wirtschaftlichen Interessen der Arzte eine autoritativere und standes- 
würdigere Vertretung in einem allgemeinen Standesvereine zu geben, 
nachdem der Regierangsbezirks- Verein den Antrag des Rechtsschutzvereins 
abgelehnt, die Wahrnehmung auch der wirtschaftlichen Interessen in sein 
Programm aufzunehmen. Indes hob der Referent in der konstituie- 
renden Versammlung am 17. Dezember 1883 bald hervor, „dafs der 
Begründung eines allgemeinen Vereins der Breslauer Arzte auch noch 
andere selbständige Motive zu Grunde liegen: keine all' der Interessen, 
die uns als Stand berühren, können in der Organisation des Regierungs- 
bezirks-Vereins eine genügende Berücksichtigung erfahren, nicht die kolle- 
gialen Beziehungen, nicht die Standesangelegenheiten im engeren Sinne. 
Sie alle verlangen eingehendere Beschäftigung in ständigen Einrichtungen 
und leicht und oft mögliche Versammlungen. Aufserdem liegt uns die 
Wahrnehmung rein lokaler Angelegenheiten ob, die die auswärtigen 
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Kollegen nicht berühren. Ich möchte nur noch betouen — fuhr der 
Referent fort — daltt der neu zu begründende Verein keineawegB eio 
Konkurrenzverein des Reglerungsbezirka-Vereine werden, diesen vielmehr 
ex- und intensiv ergänzen soll. Der Regierungsbezirks- Verein selber hat 
in § I seiner Statuten die Bildung von lokalen Voreinen als eines seiner 
Ziele aufgestellt. Der neue Verein will Hand in Hand mit demselhen 
gehen."!) 

Und bezUgticb der Organisation des neuen Vereins bemerkte der 
Referent, dafs ihm eine Gliederung der Leitung in drei Abteilungen im 
Interesse einer gleicbmäfsigen Berilcksichtignng der Hauptaufgaben am 
geeignetsten erscheine: „eine Abteilung fUr Standesangelegenheiteu im 
engeren Sinne, eine zweite für die wirtschaftlichen Interessen, eine dritte 
illr die Herstellung und Pflege wissenschaftlicben Verkehrs". 

Diese Gliederung des Vorstandes in drei Abteilungen wurde denn auch 
in den von der Kommission entworfenen Statuten festgehalten, die in der 
7. ordentlichen Generalvereammlung des Rechtsschutzvereins — der letzten 
desselben — am 2S. Januar ISS4 vorgelegt und angenommen wnrden. 

In der That hat sich diese Gliederung all' die Zeit liber vortrefflich 
bewährt und zur platten Erledigung der verschiedenen Aufgaben des 
Vereines wesentlich beigetragen. Die Wahrnehmung der bisherigen Ten- 
denz des Rechtsschutzvereins wurde der wirtschaftlichen Kommission 
des Vorstandes des neuen Vereins Übertragen. 

Jede der drei Kommisaionen des Vorstandes besteht aus drei Mit- 
gliedern. Der Verein tagt Jeden Monat einmal. In jeder Versammlung 
findet anl'ser der Erledigung der laufenden geschäftlichen Angelegenheiten 
ein wissenschaftlicher Vortrag statt. 

Das Interesse der Breslauer Kollegenschaft am Vereinsleben ist von 
Jahr zu Jahr gewachsen. Die Mitgliederzahl ist auf 161 gestiegen, die 
Versammlungen sind sehr zahlreich besucht. 

Über die beiden in Oberschlesien bestehenden Arztevereine hat mir 
Herr Dr. Schlockow, früher langjähriger Schriftführer der beiden Ver- 
eine, die folgenden Angaben zugehen lassen: 

„Der ärztliche Verein des Oberschlesischen Industrie- 
Bezirks wurde im Jahre 1869 begründet. Die erste Anregung hierzo 
ging davon aus, dal's in der hygienischen Sektion der Naturforscherver- 
sammlung zu Innsbruck der Wunsch ausgesprochen worden war, eine Krank- 
heita- und Sterblich keitastatistik der einzelnen Bezirke seitens der Ärzte in 
Angriff zn nehmen. Es wurde denn anch seitens des Vereins durch mehrere 
Jahre eine recht brauchbare Statistik der Typhns- und Tuberkulosen- 
erkrankungen durchgeführt, während eine allgemeine Krankheitsstatistik 
ßehr bald aufgegeben werden muCste. Die BestrebuDgen des Vereins er- 
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weiterten sich; es wurde das reiche insbesondere chirurgische Material 
der grofsen wohl ausgestatteten Knappschaftskrankenhäuser zu wissenschaft- 
lichen Vorträgen und Demonstrationen benutzt und der öffentlichen, ins- 
besondere der gewerblichen Gesundheitspflege eine besondere Aufmerk- 
samkeit zugewendet. Die Standesinteressen wurden durch Vereinbarungen 
inbetreff der Tagesverhältnisse, regelmäfsiger halbjährlicher Liquidationen, 
Annahme der Karlsruher Standesordnung, Einsetzung eines Ehrengerichts 
gefördert, der kollegiale Verkehr durch vierteljährliche Zusammenkünfte 
mit wechselndem Versammlungsorte, welche bei dem dichten Zusammen- 
wohnen der Arzte des Bezirks zahlreich besucht waren. Auch gemein- 
same Ausflüge wurden unternommen. 

Dem deutschen Arztevereinsbunde schlols sich der Verein sogleich 
nach dem Entstehen des ersteren an und wurden auch die Arztetage 
regelmäfsig beschickt 

Nachdem der den Regierungsbezirk Oppeln umfassende Verein der 
Arzte Oberschlesiens begründet war, trat die Mehrzahl der Mitglieder dem- 
selben bei und wurde für beide Vereine ein gemeinsamer Schriftführer 
gewählt und eine gemeinsame Hülfskasse geschaffen, welche sich günstig 
entwickelt hat.*' 

Aufser den genannten Vereinen bestehen in Schlesien noch folgende : 
die ärztlichen Vereine in Frankenstein, Lauban, Landeshut, die 
der Arzte des Glatzer Gebirges, des Riesengebirges, der Lieg- 
nitzer und Lausitzer Arzte. Alle diese haben zu ihren Haupt- 
aufgaben die Pflege der kollegialen Beziehungen und der wissenschaft- 
lichen Interessen. 



7. Provinz Sachsen (Dr. HüLLMANN-Halle). 

In der Provinz Sachsen bestehen in Summa 14 ärztliche Vereine 
und zwar 2 Regierungsbezirksvereine, denen fast sämtliche in ihrem Be- 
zirk bestehenden Kreisvereine angehören; und 12 Kreis- resp. Lokal- 
vereine. Dem Vereine des Regierungsbezirks Merseburg gehören auTser- 
dem die meisten Mitglieder der Anhaltischen Kreisvereine von Dessau, 
Zerbst und Bemburg an, während auf der anderen Seite die Lokalvereine 
im Regierungsbezirk Erfurt dem Thüringer Bezirksvereine zu einem 
gröfseren Verbände eingefügt sind. Somit sind auch die überwiegende 
Mehrzahl der Ärztevereine der Provinz Sachsen und des Herzogtums An- 
halt Mitglieder des deutschen Ärztevereinsbundes. Bis auf die 3 freien 
Vereinigungen der Arzte resp. Arzte und Apotheker in Wernigerode, 



1) Nur von einem Teil dieser Vereine ist es uns gelungen, statistische Nach- 
weise zu erlangen. S. u. Red. 



DeBsan und Merseburg haben die sämtlichen Vereine eine bestimmte 
statatarische Verfassnog und Standesordnung, resp. Ebren- oder Schieds- 
gericht nnd beschäftigen sich in ihren regelmäßigen Versammlungen mit 
wissenschaftlichen und Standesfragen. Die beiden grofsen Bezirksvereine 
von Magdeburg und Merseburg-Änbalt veröffentlichen diese Verbandlangen 
darch regelmäfsig erscheinende Korreapondenzblätter , welche znm Teil 
recht schätzbare Aufsätze resp. Vorträge Über Themata ans allen Ge- 
bieteo der Medizin und Hygiene enthalten. 

Die meisten Vereine bestehen erst seit resp. nach der Gründung dee 
deutschen Arztevereingbundes und sind erst durch die Anregung desselben 
ins Leben gerufen worden. Der älteste Verein der Provinz (seit 1S30 
bestehend! ist der von Mlihlhausen in Thüringen; ihm folgt im Alter der 
etwa 1840 gegründete Verein der Arzte von Halberstadt, Quedlinburg 
und Umgegend. Ihnen folgt dann der Verein der Arzte und Apotheker 
im Regierungsbezirke Merseburg, welcher lbi42 vom damaligen Regie- 
ruDgs-Medizinalral Dr. Koch gegründet wurde. Seine Geschiebte ist in 
einem sorgfältig gesammelten Aktenmaterial erbalten und beweist, dafs 
der Verein von jeher ein sehr reges Interesse fUr alle ärztlichen Standes- 
fragen gehabt hat. Insbesondere mufs die Thätigkeit des Gründers und 
lan^ährigen Vorsitzenden des Vereins, des Regierungsrat Dr. Koch 
rühmend anerkannt werden. Koch war von vornherein unablässig bemUht, 
den Stand der Arzte nach Innen und Aussen fest zu organisieren und ihm 
eine staatlich anerkannte Stellung zu schatTen. Dafür sprechen mehrere 
sehr schätzbare Denkschriften, die an die Staatsregiernug eingegeben 
wurden, nnd unter welcheu namentlich eine aus dem Jahre 1S45 gegen die 
den Ärzten angewiesene Stellang in der Gewerbeordnung vom 17. Januar 
1S45 gerichtete „gehorsamste Vorstellung" an den damaligen Kultus- 
minister Eichhorn sieb ausgezeichnet. In dieser Denkschrift wird gründ- 
lich und schlagend nachgewiesen, dafs die Einweisung der Arzte in die 
Klasse der Gewerbtreibenden des Standes nicht würdig and auFserdem 
fi^fUhrlicb für Arzte wie Kranke sei. Alles was späterhin seitens der 
.U^tetage Über dieses Thema vorgebracht worden ist, wird in dieser 
Denkschrift klar und deutlich auseinandergesetzt und es nimmt nur Wun- 
der, dafs der Verfasser zum Schlüsse gegen die Freizügigkeit der Arzte 
plaidiert und die Zahl der Arzte für Jeden Regierungsbezirk wegen der 
UberfUllung des Standes durch die Behörde festgesetzt wissen will. 
— Der Minister versprach unterm 26, Augnst 1^43 mßglicbste BerUck- 
siohtigDDg der Petition und dabei blieb es. 

Nicht minder energisch trat der Verein im Jahre 1848 mit seinen 
Forderungen für staatlich anerkannte Organisation des Standes der .\jzte 
auf Grund des Gesetzes vom 6, April 1S46 auf. Koch war auch bei 
diesen Bemühungen die Seele der Agitation, welche teils an der ein- 
brechenden politischen Reaktion, teils an der Disharmonie der Ante 
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selbst scheiterte. Es scheint, dafs Koch von den Kollegen nicht tiberall 
genügend unterstützt wurde, weil er diesen und jenen durch etwas 
schroffes Auftreten verletzte. Aber so viel steht fest: Koch hat das 
Beste gewollt und ist für das Vereinswesen und den Stand der Arzte 
eminent thätig gewesen. 

Eines guten Rufes hinsichtlich des vortrefflichen kollegialen Ver- 
hältnisses, welches unter ihren Mitgliedern herrscht, erfreut sich die im 
Jahre 1848 gestiftete medizinische Gesellschaft zu Magdeburg. Die Auf- 
nahme-Kommission verfährt dort ziemlich streng. Geradezu berühmt sind 
die Stiftungsfeste der Gesellschaft, welche traditionell durch gute Vor- 
träge und Tischreden vor allen anderen Stiftungsfesten ausgezeichnet 
sind. Der liebenswürdige „Supinator longus'' hat nicht wenig zur Ver- 
herrlichung dieser Feste beigetragen, die, wenn sie auch scheinbar nur 
der momentanen Unterhaltung dienen, doch aufserordentlich wertvoll für 
die Schaffung und Erhaltung eines guten koUegialischen Verhältnisses 
unter den Ärzten sind. 



8. Provinz Sohlegwig-Holftein (Dr. Wallichs -Altona). 

Der Verein schleswig-holsteinischer Arzte feiert in diesem 
Jahre 1890 das Fest seines 25 jährigen Bestehens und es soll seine Ge- 
schichte aus diesem Anlafs noch ausführlicher geschrieben werden, wenn 
nur irgend Mufse dazu wird. Hier mögen die wichtigsten Vorkommnisse 
kurze Erwähnung finden. 

Den Anstofs zu seiner Gründung gab die von der Naturforscher-Ver- 
sammlung (Sektionen ftir Medizinalreform und öffentliche Gesundheits- 
pflege) angeregte Bewegung. Als am 8. Juni 1S65 in Kiel die dritte 
Versammlung baltischer Ärzte, einer hauptsächlich durch die Professoren 
der drei Universitäten Kiel, Rostock und Greifswald vorübergehend her- 
gestellten geselligen Vereinigung ohne weitere Organisation, abgehalten 
ward, luden die Professoren Bockendahl und Babtels in Kiel, die prak- 
tischen Arzte Steindorfp in Kiel und der Schreiber dieses, damals in 
Neumünster, ihre Kollegen aus der Provinz zu einer Vorbesprechung 
zwecks Bildung eines ärztlichen Vereins für die Herzogtümer Schleswig- 
Holstein ein. Der Plan fand Anklang und in einer auf den 18. Oktober 
(lesselben Jahres nach Neumünster berufenen Versammlung wurden die 
vorgelegten kurzen Statuten genehmigt, ein Vorstand von 5 Personen 
gewählt iaufser den oben genannten 4 Ärzten noch KnAus-Altona, jettt 
MtHlizinalrat in Hamburg) und namentlich die Bildung von Zweig- oder 
Lokalvereineu ins Auge gefafst. 

Auf die Zwecke und Ziele dieser Bestrebungen braucht hier nicht 
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weiter eingegangen zu werdea, da sie überall so ziemlich die gleichen 
wareo und Bind, 

Es bestanden nun allerdings schon frtther einige ärztliche Vereini- 
gungen in der ProTinz, doch waren sie spärlich nnd meist von losem 
Zusammen bang. So gab es in Altona einen ärztlichen Leeeverein und 
einen sogenannten Doktorklub lein geselliger Verein mit geringer Mit- 
gliederzahl), deren Ursprungszeit unbekannt ist, — in Kiel seit Ende 
der 50er Jahre einen allgemeinen ärztlicbeo Verein, — in Schleswig 
einen solchen seit 1S32, — in Süderdithmarsehen seit 1S47. Alle 
übrigen Vereine, wie sie unten aufgeführt sind, entstanden erst später, 
zumeist in Folge obiger Anregung. Ihre Mitglieder gehören fast aus- 
nahmslos dem Verein schleswig-holsteinischer Arzte an, — mit welchem 
Übrigens eine organische Verbindung nicht besteht. Nur dieser ist als 
■ solcher Mitglied des deutschen Arztevereinsbundes. Die Provinz ist so 
ziemlich von Lokalvereinen überzogen, hie und da gieht es noch Lücken, 
so im Nordwesten (TondernJ und im Süden (Kreis Stormarn, wo früher 
ein Verein bestand, und Lauenburg). 

Eine bestimmte Vereinigung der Arzte hat es in früherer Zeit nicht 
gegeben, — wohl aber erinnere ich mich, dafs vor fast 50 Jahren mein 
Vater, der Arzt war, an einzelnen Zusammenkünften der Ärzte aus dem 
Lande sich beteiligte. 

Die Mitgliederzahl des Vereins ist von ca. HO (von diesen lebt 
höchstens noch der dritte Teil) ziemlich stetig bis auf 310 gestiegen, 
sein Jahresumsatz in Einnahme und Ausgabe von rund lÜOO anf 5000 
Mark, von welchen letzteren zwei Drittel als Unterstützung verausgabt 
werden. Ursprünglich waren die Beiträge nnr zur Deckung der Kosten 
bestimmt. Als sich jedoch bald ein kleiner Ueberscbufs ergab, ward 
schon im Jahre 1S69 beschlossen, da(s au» diesem Unterstützungen im 
Betrage bis zn Mo Mark bewilligt werden könnten. Der Beitrag von 
6 Mark ward auf 10 Mark erhöht, und seit einigen Jahren geben die 
Mitglieder aufser diesem noch freiwillige Beiträge zn der Unterstütznngs- 
kasae (jährlich etwa ',iÜO— lOOii Mark). 

Es sind dieser Kasse auch durch Schenkungen gröfsere und kleinere 
Summen zugewandt worden; bei Gelegenheit der goldenen Hochzeit 
Kaiser Wilhelm I. und seiner Gemahlin Augusta kamen durch Zeichnung 
nahezu 2000 Mark zusammen, so dafs die ,, Kaiser- Wilhelm-Stiftung" im 
Jahr ISST ca. 2(i0iK) Mark besaTs. 

Anf Grund eines neuen sorgfältiger durchgearbeiteten Statuts sind 
dem Verein am 18. August lSä4 die Rechte einer juristischen Person 
erteilt worden. Seinen Sitz hat er in Kiel. Am 20. Augnst ist ein Vertrag 
mit der Lehensversichernngsbank für Deutschland in Gotha abgeschlossen 
worden, welcher den Versicherten und dem Verein gewisse Vorteile 
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sichert, ebenso im Jahr 1SS6 mit der EölnischeD Ud&U- Versieh ernngs- 
Gesellschaft. 

Der Verein besitzt ein eigenes Organ „Mitteilangen für den Verein 
schleswig-holsteinischer Arzte'', von welchem bis jetzt 11 Hefte, das erste 
1S66, erschienen sind. Von der Broschürenform ist man später zu der 
Aasgabe in kleineren Stücken, die nnregelmäfsig an die Mitglieder ver- 
sandt werden, übergegangen. Die in den alljährlich einmal stattfinden- 
den Generalversammlungen gehaltenen Vorträge finden aufser den Vereins- 
angelegenheiten meistens darin Platz; manche von ihnen dürfen als 
wissenschaftlich wertvolle Leistungen bezeichnet werden. Auch was die 
beiden vom Verein unternommenen Sammelforschungen, über Schwind- 
suchtsstatistik und über Pneumonie ergeben haben, findet sich in diesen 
Heften niedergelegt. 

Alle angeseheneren Arzte der Provinz haben seit 25 Jahren dem ** 
Verein angehört, und mehr oder minder ihre Thätigkeit ihm gewidmet 
Insbesondere ist zu rühmen, daüs die Professoren nnsrer Universität Kiel 
stets in den nächsten und besten Beziehungen zu ihm gestanden and 
durch Vorträge sehr wesentlich zu dem guten Verlauf der Jahresver- 
sammlungen, die abwechselnd in Kiel und irgend einer anderen Stadt 
gehalten werden, beigetragen haben. Von den noch Lebenden zu 
schweigen, ist von den Verstorbenen namentlich als der verdienstvollste 
Mitgründer und Förderer des Vereins der viel zu früh uns entrissene 
klinische Professor Cabl Babtels zu nennen, ein in jedem Betracht 
vorzüglicher Mann; zu seinem Andenken hat der Verein eine Marmor- 
büste von ihm in der Aula der Universität gestiftet; — femer der her- 
vorragende Psychiater Prof. Jessen, einst Direktor der Schleswiger Lren- 
anstalt, später in Homheim bei Kiel, der Nachfolger desselben in Schles- 
wig KürPELL, die Oberärzte am Altonaer Erankenhause von Thaden 
und Kästner. 

In der Unterstützungsleistung ist insofern eine Änderung eingetreten, 
als, wie schon erwähnt, etwa die Hälfte der Mitglieder auiser ihrem Bei- 
trag eine freiwillige Beisteuer zu der Kasse giebt, wodurch die jähr- 
lichen Bewilligungen haben erhöht werden können (jetzt ca. 4000 Mark 
im Jahr an J \ Witwen und 3 Ärzte). Die Kaiser-Wilhelm-Stiftung besitzt 
j«tzt fast 30000 Mark. 

Kh ist schon erwähnt, dafs die Lokalvereine als solche weder dem 
Arzte Vereinsbunde noch dem Provinzialverein angehören, wohl aber fast 
alle ihre Mitglieder. — Sie alle beschäftigen sich mit der Pflege der 
StandeHinteressen, die Mehrzahl auch mit wissenschaftlichen Gegenständen. 
Nur einer, der oben nicht aufgezählt ist, dient allein den letzteren, der 
filiyhioloj^ische Verein in Kiel (mit 29 Mitgliedern, 14 Sitzungen, Vor- 
Mtand: JIknskn, Bockendahl, Flemming). 



Alle sind freie Vereine, nehmen entweder ebne Beschränkung die 
sich Meldenden auf, oder <die Hälfte etwa) durch Ballotage. Das Recht 
des Ausaehlnaaea besitzen fast alle, — bei einigen ist darüber nichts 
Torgesehen. Die Karlsruher Standesordnung gilt durchweg als Norm 
ini kollegialischen Verkehr, hie und da sind besondere Bestimmungen 
oder auch gar keine. Nicht alle haben einen Ehrenrat, einige einen 
eignen, andere denjenigen des Provinzialvereins, der ftlr mehrere Vereine 
wieder als zweite Instanz gilt. 

Dem Provinzialverein gehören drei Viertel sämtlicher Arzte an, den 
Lokalvereineu vielfach sämtliche Arzte des betreffenden Bezirks. Es 
onterliegt keinerlei Zweifel, dafs diese Vereinabilduugen in hohem Grade 
dazu gedient haben, die Arzte in ihren gegenseitigen Beziehnngen, in 
ihrem Einkommen, und auch in ihrer Wissenschaft zu fördern, den Stand 
alBO KU heben. Mögen sie ihn ancb glücklich Über die Gefahren hinllber- 
leiten, welche ihn neuerdings aus verschiedenen ilfter erörterten Quellen 
in seiner Stellung bedrohen! 



9. Provinz Hajinover. 

In der alten Landeshauptstadt Hannover, welche früher auch eine 
Chimrgenacbule hatte (in deren Lokal der ärztliche Verein jetzt seinen 
Sitz bat), bildete sich schon im Jahre IS29 der ärztliche Verein zu 
Hannover (Stadt und Vorstädte umfassend), der eine reiche Wirksam- 
keit verzeichnen kann, Bibliothek und Unterstütznngskasse begrdndet und 
zu anderen Schöpfungen, wie dem niedersächsiscben .\rztever- 
einsbunde und einem Verein fUr öffentliche Gesundheits- 
pflege den Anstofa gegeben hat. Ihm folgt, ala im Alter der nächste, 
der ärztliche Kreisverein Göttingen, gestiftet 1843, für Göttingen, Mün- 
den, Northeim, Einbeck und Uslar, die Vereine in Stade und Qnaken- 
brtlck, gestiftet 1S45, der in Lüneburg (1S49), ein Verein für Ost- 
friesland (185U, aufgelöst 1860), Vorgänger des jetzigen; sämtliche Übrigen 
Vereine gehören der neueren Zeit an und erfreuen sich durchweg eines 
regen Lebens. 

Im Jahre ISTü wurde durch die rastlosen Bemühungen des Dr. Cohen- 
Hannover (eines Mitbegründers des deutsehen Arztevereinsbundes) der 
medersächsische Arztevereinsbnnd ins Leben gerufen, dem 
aufaer dem Verein der Provinz Hannover auch die von Braunschweig und 
Bremen zutraten. Eine der Hauptbestrebungen dieser Vereinsgruppe 
war dahin gerichtet, für Preufsen eine Standesordnung ins Leben zu 
rufen; in der zweiten Versammlung (1877) wurde ein dahin zielender Ent- 
wurf dem Kultusminister übersandt und von diesem als schätzbares Ma- 
terial anerkannt. Nachdem im Jahre 1SS7 die Ärztekammern geschaffen 



78 Hessen-Nassau. 

sind, und durch sie ein provinzieller Zentralpunkt entstanden ist, kann 
dieses Ziel des Niedersächsischen Arztevereinsbundes als erreicht be- 
trachtet werden. 

Seit dem Jahre 1S36 besteht in der Provinz (frtthorem Königreich) 
Hannover ein Untersttttzungsverein für notleidende Witwen 
und Waisen von Ärzten; femer hat der ärztliche Verein von 
Stade eine Kasse zum Besten hülfsbedürftiger Kollegen resp. deren 
Hinterbliebenen im Jahre 1882 begründet. 



10. Provinz Hesien-Nassan. 

Die nachfolgende Schilderung mufs selbstverständlich an die drei, 
nunmehr zu einer Provinz verbundenen Bestandteile anknüpfen. 

a) Frankfurt a. Main. 
Bericht erstattet von Dr. V. Cntrim. 

I. Arztlicher Verein in Frankfurt a. M. Gegründet 1837, resp. 1845 
(s. S. 79). 

Ordentliche Mitglieder (in Frankfurt wohnende approbierte Arzte): 138. 
Aufserordentliche Mitglieder (Ärzte aus Orten der Umgegend, Assistenz- 
ärzte von Frankf. Spitälern — letztere brauchen nicht ordentl. Mit- 
glieder zu werden, als Vergünstigung weil sie als aufserordentliche IGt- 
glieder der Beitragspflicht entgehen): 57. 

Monatlich 2 Sitzungen — abgesehen von gelegentlichen Extrasitzungen. 

Verhandelt werden: überwiegend wissenschaftliche GegenstSUide^ 
selten Standesfragen. 

Freier Verein. 

Kein Organ für Veröffentlichung der Verhandlungen (s. jedoch: 
Jahresberichte, unten S. 79). 

Aufnahme unbeschränkt. 

Ausschlufs ist möglich wegen unterbleibender Beitragszahlung. Femer 
„steht es dem Verein zu, ein Mitglied, welches die Würde und das An- 
Kehen des ärztlichen Standes geschädigt hat, auf Antrag von wenigstens 
15 Mitgliedern auszuschliefsen'^ Entscheidung durch ^/s Mehrheit einer 
aufserord entlichen Sitzung der wirklichen Mitglieder, in geheimer Ab- 
stimmung. Über Aufnahme eines Arztes, der aus einem anderen Verein 
ausgeschlossen worden, wird ebenfalls in aufserordentlicher Sitzung geheim 
abgestimmt, mit einfacher Stimmenmehrheit. Standesordnung und 
Ehrenrat nicht vorhanden. 

1) Im Jahre 1S7S hat der Verein ,,Xormen für den kollegialen Verkehr" au^se- 
htellt, die jedoch niemals die Bedeutung einer ,,Stande8ordnung" gehabt haben, nicht 
in das Statut aufgenommen und ganz obsolet geworden sind. 
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Die Vereinsmitglieder beteiligen sich an der alljährlicii mit wecb- 
selndem Ort stattfindenden „Versammlung mittelrheiniBcher 
Arzte", die I&54 durch den Verein ins Leben gerufen wurde. lS7t» half 
der Verein die „Ärztekammer des Kegiernngsbezirks Wies- 
baden" zu gründen, die inzwischen eingegangen igt. 

Zum dentschen .Vrztevereineband gehörend. 

Jetziger Vorstand: Dr, 0. Wolf, erster Vorsteher; Dr. Fhidberg, 
zweiler Vorsteher; SanitätsratDr.KLiNOELHöPFERiSebriftfHhrer; Dr.STAiiL, 
Kassierer. Aul'serdem ein ans 3 Mitgliedern bestehender Ansschnfs, der 
zur Begutachtung besonderer Vereinsangelegenheit vom Vorstand zu- 
gezogen wird. 

Herrorragende frühere Mitglieder: 

Veratorbene: W. Sömmerinq, Verf. versch. medizin. Sehrifteu, Georg 
Feesenius, bekannter Botaniker, Gust. Ad. Spiess, Verf. yersch. medizin. 
Schriften (bes. Nerrenphysiologie betr.), Hei»bich Schwabzschild, Verf. 
medizin. Schriften {bes. GeburtshUlfe) u. Übersetzer der Odyssee, Alexand. 
Friedleben, Verf. medizin. Schriften ibes. Pädiatrie, bekannte Arbeit 
Über die Thymusdrflsel, Salomo Friede. Stiebel, Verf. mediz. Schriften 
a. dichterischer Produktionen, Gustav LtiCAE, bekannter Anatom, Georg 
Vaheentrapp, bekannt durch hervorragende Leistungen in der öffent- 
lichen Hygiene, sowie auf anderen Gebieten des tiffentlichen Lebens. 

Nocb lebend: Carl MsTTEimEiMEit (zur Zeit ld Schwerin), Verf. 
mediz. Schriften. 

Besondere Bemerkungen zur Geschichte des Vereins u. Anderes: 

Der Verein ist IS37 aus der Vereinigung mehrerer privater „;Vrzt- 
licher Kränzchen" hervorgegangen, konstituierte sich als ein auch fUr 
andere Arzte zugänglicher Verein 1&45. Er giebt seit 1S57 einen „Jahres- 
bericht aber die Verwaltung des Medizinalwesens, die Krankenanstalten 
ond die öffentlichen Gesundheitsverhältnisse der Stadt Frankfurt a./M." 
unter ßnanzieller Unterstützung seitens der Stadt heraus. In diesem ist 
anch enthalten ein Jahresbericht des Vereins, Nekrologe u. b. w. Er unter- 
hält in Verbindung mit den naturwissenschaftlichen Vereinen der Stadt 
eine reichhaltige natorwissenschaftlich- ärztliche Bibliothek der Sencken- 
bergischen Stiftung nnd beteiligt sich an der Besoldung von 2 Biblio- 
thekaren. — Er zahlt einen Beitrag zur Besoldung des von vorge- 
nannter Stiftungan gestellten Dozenten der pathologischen Anatomie. — 
Er Überwacht durch eine ständige Kommission den Betrieb der Frank- 
furter Milchkuranstalt. — Er unterhält für seine Mitglieder (aber auch 
Anderen zugänglich) einen Polarisationsapparat fUr quantitative Zncker- 
bestimmungen (in einer Apotheke aufgestellt). 

Die nachstehend genannten Vereine haben Bich aus dem ärztlichen 
Verein entwickelt. 
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IL Mikroskopischer Verein, gegründet 1855. 

Jetziger Vorstand: Dr. Rennebt, Vorsitzender; E. Hibschfeld, Schrift- 
führer. (NB. Die Zahl der Mitglieder kann ich nicht angeben, da der 
die Bücher verwahrende Schriftführer verreist ist.) 

III. Arztlicher Pens ions- und Hülfsverein za Frankf. a./H. 

Zur Aafnahme berechtigt: „approbierte Arzte, und zwar, so lange 
der hiesige ärztliche Verein besteht, nur dessen Mitglieder, ordentliche 
und außerordentliche.^' 

Gegründet 1876. 

Zahl der Mitglieder 71. 

Jetziger Vorstand: die Doktoren ds Bary, Moritz Schmidt, Frid- 
BERG, 0. Wolf, Marcus. 

*. .. 

IV. „Arztlicher Rechtsschutzverein der Ärztekammer 

des Regierungsbezirks Wiesbaden.'^ 

Zum Beitritt berechtigt : Mitglieder der die (ehemalige; Ärztekammer 
des Regierungsbezirks Wiesbaden bildenden Vereine. 

Gegründet 1878. 

Zahl der Mitglieder: 76. 

Jetziger Vorstand : die Doktoren Elingelhöffer, Brüll, Blumenthal. 

Anhang. 1820 wurde eine Witwenkasse des Gollegii medioi 
gegründet, 1839 reorganisiert als: „Witwenkasse der Arzte der freien 
Stadt Frankfurt.'^ 1870 wurde, erzwungen durch die Veränderung im 
Zuzug neuer Arzte, die Aufnahme neuer Mitglieder geschlossen, und das 
Vermögen der Senckenberg'schen Stiftung übergeben, mit der Auflage, 
den an die Kasse erworbenen Rechten der Mitglieder, resp. deren Witwen, 
biB zum Aussterben derselben Genüge zu leisten. 

b) Ehemaliges Herzogtum Nassau. 

Der älteste Verein des Herzogtums ist der 1851 gestiftete „Verein 
Nassau i seh er Ärzte''; er hat sich dem Zentralorgan der rheinisch- 
wcMtfälischen Ärzte angeschlossen und hält jährlich 2 Generalversamm- 
lungen, während seine am Rhein wohnenden Mitglieder monatlich in 
Lorcli, die an der Lahn wohnenden monatlich in Limburg zusammen- 
kommen. 

Kine Sterbekasse des Vereins (Beitritt nicht obligatorisch) zahlt 
\m jedem Sterbefall 300 Mark, wofür die Beiträge von Fall zu Fall er- 

|joh<:n werden. 

Naeh ISSO bildete sich der „Verein des Maingau", welcher all- 
jährlieb 12 Versammlungen abhält, und der „ärztliche Verein zu 
WieHliaden'', für die in Wiesbaden und Umgegend wohnenden Ärzte. 
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Ebenso konstituierte sich in Homburg (1872) eine ,, medizinische 
Gesellschaft''. 

Eine Unterstützungskasse für die Arzte des Regierungs- 
bezirks Wiesbaden bez. deren Hinterbliebene ist im Jahre 1879 ge- 
gründet; sie erhebt einen Jahresbeitrag von 10 Mark und ist nur für 
Mitglieder bestimmt. 

c) Ehemaliges Kurfürstentum Hessen. 

Von den ältesten Spuren ärztlichen Vereinslebens erzählt hier ,,der 
ärztliche Verein zu Hanau*'. Zu Ende des vorigen Jahrhunderts 
hatte die „Wetterau'sche Gesellschaft für die gesamte Natur- 
kunde" auch die Ärzte der Stadt Hanau und der Umgegend in sich 
vereinigt; — und zu. Anfang dieses Jahrhunderts wurde ebendaselbst ein 
aus Ärzten, Chirurgen I. Klasse und selbständigen Apothekern bestehen- 
der medizinisch-pharmazeutischer Verein gestiftet, welcher sich 1833 neu 
organisierte. Im Jahre 1847 trat die Mehrzahl der Ärzte dem neu ge- 
gründeten „Verein der Ärzte der (kurhessischen) Provinz Hanau" 
bei, der indes nach wenigen Jahren wieder unterging. Der noch immer 
fortbestehende medizinisch -pharmazeutische Lesezirkel vereinigte sich 
1854 mit der oben genannten „Wetterau*schen Gesellschaft", als beson- 
dere Sektion der letzteren, von welcher sich dann im Jahre 1874 die 
ihr angehörenden Arzte „zu gänzlich unabhängiger, selbständiger Ver- 
folgung von ärztlichen Zwecken" abzweigte und sich ärztlicher Ver- 
ein zu Hanau nannte (der also eigentlich noch jener Wetterau'schen 
Gesellschaft zugehört, in deren Lokal er auch häufig seine Sitzungen 
abhält). 

Eine gleichfalls sehr alte Geschichte hat der „Meifsnersche ärzt- 
liche Verein" (vom Meifsner-Gebirge seinen Namen führend) mit dem 
Sitze in Eschwege, zu dessen Mitgliedern auch der bekannte Verfasser 
der „alten Burschenherrlichkeit", Höfling, gehört hat. Im Jahre 1837 
gegrtlndet, fest organisiert im Jahre 1839, 1845 von der kurhessischen 
Regierung bestätigt, hat der Verein sowohl in der Behandlung wissen- 
schaftlicher Fragen, wie für Standesinteressen reges Leben und gedeih- 
liche Wirksamkeit bis zum heutigen Tage entfaltet. 

Am Sitz der Universität Marburg ward vornehmlich auf Betreiben 
Yon Professor Roser im Jahre 1858 ein „coUegium medicum" be- 
gründet, und nachdem es eine Zeit lang eingeschlafen war, durch die 
unermüdliche Anregung desselben Mannes im Jahre 1862 als „ärzt- 
licher Verein zu Marburg" wieder ins Leben gerufen (auch an 
einigen Ärztetagen hat Roser lebhaften Anteil genommen). Die übrigen 
Vereine; Stadt Kassel (1870), Fulda (1879), Regierungsbezirk 
Kassel (1883), Mittelhessen (1884), Eichsfeld (1887) sind samt- 

Graf, Ärstliehea Yereinswesen. G 
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lieh neueren Datums, lieber die Vereine „an der Edder'' und ,,des 
Kinzigthals" habe ich, obschon dieselben dem Arztevereinsbund an- 
gehören, Auskunft nicht erhalten können. 

Eine Untersttttzungsanstaltftir unbemittelte Witwen und Waisen 
kurhessischer Zivilärzte ist im Jahre 1857 durch Dr. Habnier begründet, 
beruht auf freiwilligen Beiträgen und zahlt Unterstützungen im Betrage 
von 100 bis 300 Mark u. s.w. 



11. Provinz WestfiEaen. 

Die genauere Kenntnis der Vorgeschichte des ärztlichen Vereins- 
lebens in Westfalen würde noch manche interessante Einzelheiten bieten ; 
hier sei nur wiederholt, dafs bereits im Jahre 1842 der ältere Nasse in 
Bonn ein „Korrespondenzblatt rheinischer und westfälischer Ärzte'' (1842 
bis 1845) herausgab, aus welchem jedoch über eine festere Organisation 
der Ärzte in Westfalen nichts hervorgeht. 

Am 26. Juli 1848, angeregt durch die Reformbestrebungen in ganz 
Deutschland, traten auch die westfälischen Ärzte in Münster zusammen, 
konstituierten sich als „westfälischer ärztlicher Verein'' und 
überreichten ihre Eeformvorschläge mittels 4 Petitionen an Ministerium, 
Nationalversammlung zu Frankfurt und preuisisches Abgeordnetenhaus; 
einer Generalversammlung dieses Vereins im Jahre 1850 in Hamm, die 
stark besucht war, erinnert sich der Herausgeber beigewohnt zu haben. 

In wie fern der im Jahre 1860 gegründete „Verein der Arzte in 
Westfalen*' als eine direkte Fortsetzung des vorigen anzusehen ist, 
entzieht sich meiner Kenntnis; derselbe verlor an seiner Bedeutung, je 
mehr sich die Vereine der einzelnen Regierungsbezirke Arnsberg (1868), 
Münster (1872), Minden mit Lippe (1872) zu gröfserer Selbständig- 
keit und Wirksamkeit entfalteten. Das Band gemeinsamen provinziellen 
Zusammenhaltens war dadurch gewahrt, dafs alljährlich eine Versamm- 
lung des Provinzialvereins und je eine Versammlung der Bezirksvereine 
Htattfandon ; die Mitglieder der letzteren gehörten eo ipso zum Provinzial- 
vercin. Als die Versammlungen des letzteren immer spärlicher besucht 
wurden, löste sich der Verein im Jahre 1SS9 auf; sein Vermögen wurde 
unter die Bezirksvereine verteilt. 

Einen mehr als genügenden Ersatz bot aber daitlr das immer regere 
hüben in den zum Teil neu gebildeten Lokal- resp. Kreisvereinen, von 
denen einige schon älteren Datums sind. Der älteste Verein dieser Art, 
im Reg.- Bez. Arnsberg gelegen, ist der des Kreises Dortmund, 
welcher seit 1816 besteht, ihm folgte (1862) der Verein der Ärzte des 
Kreises Bochum, dem sich 1884 ein ärztlicher Ortsverein Bochum 



KnBchlofs, BodauQ in der Stadt Witten vor mehr als 2<i Jahrea ein Lese- 
vereiD, der sich später fest organisierte. 

In Hagen hatte sich IStil ein ärztlicher Verein, wie ee acheint, 
ohne bestimmte geographische Grenzen gebildet, der jedoch nach mehr- 
jährigem Bestehen ans Mangel an Teilnahme einschlief. 

Die Arzte der Stadt Hagen gründeten dann IS6ä den noch bestehen- 
den ärztlichen Lokalverein. Am I. Augnst 1874 ward jedoch — 
gewissennarsen als Fortsetzung jenes ersten Vereins — von 20 Ärzten 
aus den Kreisen Hagen, Altena und Iserlohn ein gröfserer Bezirks- 
verein gebildet, welcher gegenwärtig (anlaer Ärzten der genannten 
Kreise) Mitglieder aus Schwelm, Horde nnd Arnsberg in sich schliefst 
Über die UnterstlltzungakaBse dieses Vereins s. u. 

Ans den SO er Jahren stammen die Kreisvereine Gelsenkirchea 
(1884) und Altena (Isbti), so wie der Verein der Arzte des Stlder- 
landes (vulgo Sauerland) mit dem Sitz in Arnsberg (1881). 

Im Regierungsbezirk Münster finden wir neben dorn Bezirka- 
verein tS72 den „ärztlichen Verein der Stadt Münster" und den 
„Verein der .\rzte des nördlichen Westfalens" (über welchen 
letzteren ich keine Auskunft erlangen konnte). Im Regiernngsbezirk 
Minden, dessen Bezirksverein auch die Arzte von Lippe in sich schliefst, 
bildete sich im Jahre ISS'' der Bezirksverein Altenbeken (nm- 
fassend die Kreise Paderborn, Büren, Warburg, Höxter nnd das im Fürsten- 
tum Waldeck gelegene Pyrmont). Diesem Verein dtfrfte bei der sehr 
ungünstigen Figuratiou des genannten Regierungsbezirkes wobi eine Zn- 
kanft bevorstehen. Wie weit neben demselben noch frühere Lokalver- 
eine „Paderborn" und „an der Emmer" existieren, ist mir nicht 
bekannt. 

Der Fürsorge für notleidende Arzte resp. deren Hinter- 
bliebenen unterzieht sich eine (übrigens mit dem ärztlichen Vereins- 
leben nicht in Beziehung stehende) Gruppe von Ai'zten, welche sämtlich 
bei der New-Yorker Germania (Lebensversicherung) versichert sind und 
von dieser besondere Zuwendungen zn gedachtem Zwecke erhalten: an 
der Spitze dieser Gruppe befindet sich Lrhmann öen. in Oeynhausen, 

Der ärztliche Verein des Kreises Gelsenkircben bat im 
Jftbre 1SS8 eine ärztliche Untergtützungskasse für seine Mitglieder mit 
einem Jahresbeitrag von H Mark gegründet. Endlich hat der Verein 
der Arzte zu Hagen (die Kreise Hagen, Altena, Iserlohn n. b.w.) im 
Jahre 18s7 durch ein Abkommen mit der Lebensveraicbernngsgesellschaft 
Nordstern für diejenigen seiner Mitglieder, welche dort Unfall- oder Lebens- 
versicherungsverträge abgeschlossen haben, sich gewisse Vorteile erwirkt, 
welche schon zur Ansammlung eines Fonds von circa 2oii0 Mark geitihrt 
haben, der zur Unterstützung b Ulfsbedürftiger Mitglieder führen soll. 
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Ebenso hat derselbe Verein im Jahre 1SS8 eine Unterstlitzungskasse 
für hülfsbedtirftige Mitglieder resp. deren Witwen und Waisen mit jähr- 
lichen Beiträgen und obligatorischem Beitritt geschaffen, welche n. A. so- 
fort nach dem Tode eines Mitgliedes den Hinterbliebenen 300 Mark zahlt. 

Für die Arzte des Fürstentums Lippe besteht seit den 40er 
Jahren ein von dem verstorbenen Geh. Hofrat Dr. Pidekit begründeter 
Verein ohne feste Statuten, dessen Mitglied jeder im Fürstentum woh- 
nende Arzt ist oder sein kann; die Zusammenkünfte finden in unregel- 
mäßiger Wiederkehr statt. 



12. Bheinprovinz. 

Die ersten Anfänge ärztlichen Vereinslebens in der Rheinprovinz 
lehnten sich naturgemäls an die im Jahre 1818 neu geschaffene Friedrich- 
Wilhelms-Universität zu Bonn, woselbst sich bald nach deren Gründung 
die „Niederrheinische Gesellschaft für Natur- und Heil- 
kunde '^ konstituierte. Doch erlosch dieselbe schon im Jahre 1824 und 
ruhte bis zu ihrer Reorganisation im Jahre 1839. Sie teilt sich in eine 
naturwissenschaftliche und eine medizinische Sektion, welche 
gesondert jede 8 Sitzungen im Jahr und aulserdem 3 vereinigte allge- 
meine Sitzungen halten. Ihr haben selbstverständlich alle bedeutenden 
Fachmänner angehört; ich nenne nur die Namen Philipp von Walther, 
Habless, Nasse, Helmholtz, Budge, Wutzeb, Kh.ian, Max Schultze, 
Rindfleisch, Busch, Kühle, — abgesehen von den noch heute wirken- 
den Lehrern der Hochschule. 

Hieran schlielst sich die Gründung von ärztlichen Lesevereinen 
in Köln (1833), Aachen (1841), Bonn (1843), von denen nur der erste 
den durch seinen Namen angedeuteten Charakter bewahrt hat, während 
die beiden letztgenannten sich allmählich zu „Standesvereinen'^ mit regel- 
mäfsigen Sitzungen und Verhandlungen entwickelt haben. Doch beweist 
die schon oben (S. 5) erwähnte, von einem „AusschuTs des ärztlichen 
Vereins zu Köln^' im Jahre 1842 herausgegebene Schrift, daJs jener 
Verein zu einer Zeit, wo nur noch geringeres Interesse und Verständnis 
für Standesfragen vorhanden war, eine fahrende Stellung eingenommen hat 

Aus dem Bonner Lese -Verein ging im Jahre 1846 hervor der „Verein 
rheinpreufsischer Arzte", welcher unter Redaktion von Dr. Ungar 
die „Rheinische Monatsschrift fUr praktische Arzte" herausgab, sich je- 
doch im Jahre 1^50 auflöste. 

Den ersten Schritt zu einer Vereinigung der Arzte eines ganzen Bezirks 
bezeichnet die am 2. Mai 1S44 zu Düsseldorf erfolgte Gründung des 
„Vereins der Arzte des Regierungsbezirks Düsseldorf", 
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unter dem Vorsitz Ton PAuENSTECHEE-Elberl'eld mit dem im Statut au8- 
gesprocbeueD dreifachen Zweck: 

1. Belebung und Förderung des wiesenechaftlicheD und pralitiscfaen 
Strebens; 

2. Anregung und Ausbildung der kollegialen VerhältuiBse ; 

3. Hebung und Veredelung des Standes in seinen bürgerlichen and 
staatlichen Beziehungen. 

Im Jahre 1S47 finden wir den Verein mit der „Reform der Medizinal- 
verfassung Preufsens" beschäftigt; ein Ausschnfs, bestehend aus den 

Doktoren EeNSTS, WOLFSANO MüLLEB, PAOENaTECHEE, A. L. KlCHTBB, 

ScHLEOTENDAL, behandelt in einer kleinen Sebril't (Düsseldorf, Baddeus, 
1847) die einschlägigen Fragen. 

Nächst Pagenstechek sen. verdankt der Verein in den ersten De- 
zennien seines Bestehens einen wesentlichen Teil seiner Blüte den Be- 
Etrebnngen der Kollegen Fkitz Schneider- Crefeld (t 1S6S) und Carl. 
Pagenstechek- Elberfeld (f 1S65). Er ist heute nächst der Berliner 
medizinischen GeseUsehaft der an Mitgliederzahl stärkste ärztliche Verein 
Deutschlands. 

Nach der allgemeinen Stagnation der äoer Jahre folgte im Jahre 
1861 der Regierungshezirksverein Köln, sodann 1863 Coblenz; 
1S64 Aachen (wo ein besonderes Verdienst dem verstorbenen Kollegen 
KöNiGSFELD- Düren gebührt); 1866 Trier; so dafs nunmehr die Arzte 
aller 5 Regierungsbezirke in diesen Vereinen ihren Mittelpunkt finden 
kennen. 

Schon im Jahre 1865 vereinigten eich die vier Bezirksvereine zur 
Gründung eines Zentralorgans, welches alljährlich zweimal Tor den 
Vereinssitzuogen zusammentritt und durch die Vorsitzenden resp. deren 
Vertreter gebildet wird; hierzu traten später Nassau (Verein Nassauischer 
.Vrzte), Trier, Arnsberg, Münster, Minden-Lippe, so dafs für 
alle diese Vereine ein gemeinsames Vorgehen und ein Austausch ge- 
schaffen ist, welcher durch ein jährlich zweimal erscheinendes Korre- 
spondenzblatt nnter Redaktion des seit der BegrUndnng thätigen Sekretärs 
l^o-Bonn vermittelt wird. 

Neben diesen grofsen ärztlichen Vereinigungen bildeten sich allmählich, 
dem Bedürfnis öfteren Zusammenseins und regeren Verkehrs entsprechend, 
in fast allen gröfseren Städten und einzelnen Bezirken Lokalvereine, so 
im Regierungsbezirk Düsseldorf in den Städten Düsseldorf, 
Barmen, Elberfeld,Crefeld, Essen, Duisburg, im Kreise Glad- 
bach, im Bergischen und Nieder-Bergischen Land; im Regie- 
rangsbezirk Köln neben den bestehenden Vereinen der „allgemeine 
ärztliche Verein zu Köln" mit besonderer Belebnng durch die 
wissenschaftlichen Leistungen der Krankenhaasärzte, sowie neben deu 
drei Bonner Vereinen (medizinische Sektion des Vereins für 
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Natur- und Heilkunde, psychiatrischer Verein der Rhein- 
provinz und Bonner ärztlicher Verein) ein Verein in Ens- 
kirchen-Rheinbach; im Regierungsbezirk Aachen aufser den 
beiden Aachener Vereinen ein solcher in Düren; im Regierungsbe- 
zirkCoblenz ein zivilärztlicher und ein militärärztlicher Verein in der 
Stadt Coblenz, sowie Vereine in Andernach und „an der Nahe", 
welch letzterem auch die Arzte des Fürstentums Birke nfeld, jener 
oldenburgischen Enklave, angehören; im Regierungsbezirk Trier 
ein „Eifelverein". Die Medizinalbeamten des Regierungs- 
bezirks Düsseldorf versammeln sich zweimal jährlich zu Konferenzen 
in Düsseldorf. 

Lediglich geselligen Zwecken gewidmet und doch von nicht zu unter- 
schätzendem Einfluls auf die Kollegialität ist die durch ihre humorvollen 
Stiftungsfeste bekannte „Dunkle Stunde" in Köln, welche einen groüsen 
Teil der Kölner Arzte in sich vereinigt. 

Die öffentliche Gesundheitspflege mu&te in eiüer so volk- 
reichen Provinz, in welcher eine Menge grofser Handelsplätze und In- 
dustriezentren gelegen sind, die Aufmerksamkeit und Thatkraft der Arzte 
in hohem MaTse in Anspruch nehmen; doch brach sich gar bald die 
Erkenntnis Bahn, dab auf diesem Gebiete ohne die thätige Mitwirkung 
der übrigen berufenen Faktoren, namentlich der Kommunalbeamten und 
der Techniker nichts Vollkommenes zu leisten sei, und so bot die Cholera- 
Konferenz in Weimar (1867), zu welcher seitens ihrer Städte die Dok- 
toren SANDBB-Barmen, Lent-KöIu und GnAF-Elberfeld entsendet waren, 
den äulseren Anlab zunächst zu Konferenzen zwischen Bürgermeistern, 
Technikern und Ärzten und alsdann im Jahre 1869 zur Gründung des 
„Niederrheinischen Vereins für öffentliche Gesundheits- 
pflege", dessen Wirksamkeit hier zwar nicht näher erörtert werden 
soll, der aber namentlich durch die rastlose Arbeit seines ständigen 
Sekretärs Lent und durch die Mitarbeit von Männern wie Fbitz Sander, 
FiNKELNBURG, Pelman, Wolffberg u. s. w. Grolses geleistet und zu 
ähnlichen Schöpfungen in Deutschland, namentlich auch zu der des auf 
gleichem Prinzip beruhenden „Deutschen Vereins für öffentliche Gesund- 
heitspflege" den Anlafs geboten hat. Der Niederrheinische Verein für 
öffentliche Gesundheitspflege zählt gegenwärtig neben 1803 einzelnen 
Personen 84 Städte und 31 Landgemeinden zu seinen Mitgliedern. 

Die älteste Unterstützungskasse für ärztliche Witwen und Waisen in 
der Rheinprovinz ist die durch den Bonner ärztlichen Verein im Jahre 
1849 ins Leben gerufene NASSE-Stiftung, welche nach dem Tode von 
Professor Buscu durch neue finanzielle Zuwendungen zum Andenken des 
Verstorbenen 1884 zu einer Nasse- und BuscH-Stiftung erweitert 
wurde. 
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Eine Unterstütznngskasse für notleidende Arzte und 
deren Hinterbliebene im Regierungsbezirk Düsseldorf be- 
gründete der dortige Bezirksverein im Jahre 1S66; der Beitritt ist für 
alle Mitglieder obligatorisch, der Jahresbeitrag 10 Mark. Untersttttzongen 
werden im Jahresbetrage von 100—300 Mark nur an Bedürftige gezahlt; 
das Vermögen der Kasse beträgt gegenwärtig 35000 Mark. Auf gleicher 
Grundlage haben in den letzten Jahren auch die übrigen Bezirksvereine 
in Köln, Aachen, Coblenz und Trier solche Kassen begründet. 

Im Regierungsbezirk Trier besteht aufserdem die (rechnungsmäfsig 
arbeitende) Witwen- und Waisenkasse der Ärzte des Saar- 
brücker Knappschafts-Vereins seit 1879; Beitritt freiwillig, Bei- 
trag 90 Mark für verheiratete, 60 Mark für unverheiratete Mitglieder, 
Eintrittsgeld 30 Mark; Leistungen: nach 3 jähriger Mitgliedschafk erhält 
die Witwe des Verstorbenen 200 Mark, nach 6jähriger 300 Mark, nach 
9 jähriger 400 Mark Jahresrente. Vereinsvermögen 30000 Mark. Vor- 
sitzender Dr. KüNSCHERT. 

Die Hohenzollern'schen Lande (politisch zum Königreich 
Preufsen gehörend) entbehren den uns gewordenen Mitteilungen zufolge 
gänzlich einer ärztlichen Vereinsbildung; die Ärztekammer der Rhein- 
provinz ist gleichzeitig das Organ für die dortigen Arzte, deren Gesamt- 
zahl sich auf 25 beläuft. 



II. Königreich Bayern. 

Den nachweislichen Anfang eines ärztlichen Vereinslebens in Bayern 
bezeichnen die schon früher erwähnten Gesellschaften, die societas 
physico-medica in Erlangen (1S08), sodann in Würzburg (1828) 
die „philosophisch-medizinische^' spätere „physikalisch-medi- 
zinische Gesellschaft.^' Ein ärztlicher Lokalverein Nürn- 
berg (1830) bildete die Grundlage des noch jetzt bestehenden (1852); 
in derselben Zeit folgte die Gründung des noch heute in voller Blüte be- 
findlichen „ärztlichen Vereins der Stadt München'' der, 1833 
gegründet, am 27. Oktober 18S3 sein fünfzigjähriges Stiftungsfest begehen 
durfte. Auch dieser Verein hatte indes ') schon seinen Vorläufer in einem 
bald nach Übersiedelung der Ludwig-Maximilians-Üniversität von Landshut 
nach München gestifteten „naturhistorisch-ärztlichen Verein", 
in welchem Oken, Döllinger, Buchner, Grossi, Martius thätig waren. 
Aus freien ärztlichen Vereinigungen (1S31), an denen besonders von Walther 



1) Festrede von Professor Franz Seitz. München, Finsterlin 1S$3. 



88 

regen Anteil nahm, entitaad dum der Verein, der heute nach 57 jihrigem 
Bestehen 251 Mitglieder lählL Bei der Jabelfeier kblen nur noch 2 Stifter, 
Ludwig Bopp imd Casl tos Graf. 

Ans derselben Zeit stammt der 1S34 gegriiidete „Öttinger Irzt- 
liehe Verein^ in Mittelfeinken, anf welchen NSmberg ind Erlangen 
belebend hatten einwirken kOnnen, nd 1S39 entstand unter Dapfdtg's 
oiganisatorischer Leitung der ^Verein pfälzischer Ärzte^, dessen 
Jubelfest (1SS9) und Festschrift wir schon oben erwihnten, in welch 
letzterer eine Anzahl ron Vareinsmitgliedem, sämtlich praktische Arzte, 
durch wissenschaftliche Abhandlungen dem Verein und sich selbst ein 
rflhmliches Denkmal gesetzt haL 

Ans den 40er Jahren finden wir noch die Vereine „in Nieder- 
bayern'', Passau riS47}, Wflrzburg (184S} und aus den 50er Jahren 
den >,Verein der Arzte der Oberpfalz.*^ 

In welcher Weise sich die äiztlichen Vereine und die Arzte Bayerns 
an der Sturm- und Drangperiode des Jahres 1S4S beteiligten, ist bereits 
im Eingange dieser Schrift geschildert worden. Eis bildeten sich damals 
in ganz Bayern Bezirks- und Gaurereine, Ton denen die Mehrzahl jedoch 
¥rieder in der Periode des Stillstandes zu Grunde ging. Erst im Jahre 
1869 begegnen wir wieder einer grOCseren Bewegung, welche yon dem 
Verein für Niederbayem unter Zustinmiung des Vereins fttr Unterfiranken 
ausgehend) in einer am 12. August zu Pluttling abgehaltenen Greneral- 
Versammlung den BeschluÜB fabte, flberall im Königreich die alten Ver- 
eine wieder in's Leben zu rufen, bez. neue zu gründen, und eine Ver- 
bindung derselben anzubahnen. 

Zum Teil als Frucht dieser Bewegung erfolgte dann nach dem 
Vorgange von Baden, Sachsen und Braunschweig die neue Organisation 
fttr das Medizinalwesen im Königreich Bayern, in welcher den ärztlichen 
Bezirksyereinen das Wahlrecht zu den S Ärztekammern der Kreise ver- 
liehen wurde. 

Über diese Organisation, an welche sich mit wenigen Ausnahmen 
das ganze Vereinsleben in Bayern anlehnt, sovrie über das Dntersttttzungs- 
kassenwesen schreibt Kollege BRAUSER-Begensburg, wie folgt: 

Im Königreiche Bayern besteben zur Zeit 60 ärztliche Bezirksver- 
eine, welche auf Grund der A. Verordnung vom 10. August 1871, die 
Bildung von Ärztekammern und von ärztlichen Bezirksvereinen betr., staat- 
lich organisiert wurden. 

Vor dieser staatlichen Organisation im Jahre 1871 bestanden in den 
meisten Regierungsbezirken sogen. Kreisvereine, welche teils geblieben 
sind, und neben der neuen Organisation als gröfsere Gruppen fortbestehen, 
teils aufgehoben wurden. In letzterem Falle empfanden die Bezirks- 
vereine sehr bald wieder das Bedürfnis, sich mindestens jährlich einmal 
zu den sogen. Kreisversammlungen zu vereinigen. Auch mehrere der 
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jetzigen Bezirksvereine bestanden ale Vereine schon vor 1&71 und scblossen 
sieb der staatlichen Organisation an. Die Abgrenzung der einzelnen Ver- 
eine ist willkürlich; es vereinigten sich die zunächst einem grüfgeren 
Zentram gelegenen Kollegen zu einem Bezirksverein, dessen Name einen, 
zwei, sogar drei der Hauptorte des Bezirkes in sieb vereinigt, z. B. 
Aichach - Friedberg- Schrobeubauaen. Das Grilndungsjahr i»t 'in der 
Tabelle) bei den meisten angegeben und datieren einzelne bis in die 
dreiTsiger und vierziger Jahre znrUck, die Mehrzahl wurde nach Erlafs 
der k. Verordnung vom Jahre 1871 gegründet. 

Die Mitgliederzahl ist bei allen Vereinen angegeben nnd beläuft sich 
in Summa auf 1572, was bei einer Anzahl von 1<>95 bayrischen Ärzten 
llant SchematismuB des Jahres ISsDi eine Beteiligung von SO Prozent 
ergiebt. 

Die Zahl der Versammlungen ist sehr versebieden, in Städten natürlich 
giSfser, auf dem Lande geringer. 

Als Gegenstände der Verbandlungen sind rygelmäf'srg sowohl wiasen- 
Bchaftlicbe Fragen als Standesfragen angegeben. 

Viele Vereine veröffentlichen ihre Sitzungsberichte in der MUnebener 
medizin.Wocbenschrift, mancbe iu eigenen gedruckten oder autograpbierten 
Protokollen, einzelne garniebt. 

Die Aufnahme ist bei den staatlich organisierten Bezirksvereinen, 
und das sind alle 6ii, nnbescbränkt , indem § 11 jener Verordnung nur 
diejenigen .Vrzte bezeichnet, welche vom Eintritt ausgeschlossen werden 
können, und zwar wegen Verlust der bürgerlichen Ebre, wegen zeitweise 
nntersagter Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte, wegen Konkurs, 
während § 12 bestimmt, dal's der Eintritt vorbehaltlich der Bestimmungen 
in § 11 keinem geprüften Arzte versagt werden kann. 

Über die Möglichkeit des Ausschlusses enthält obige Verordnung 
keine Bestimmung, es haben sich jedoch die einzelnen Vereine in ihren 
selbet geschaffenen Salzungen Bestimmungen aufgestellt, nach welchen 
der Ansachlnfs erfolgen kann. 

Die meisten Vereine besitzen eine Standesordnnng, ein Schiede- oder 
Ehrengericht, dessen Kompetenz jedoch nicht über die Vereinsmitglieder 
binansgebt. 

Zum deutscheu Arztevereinabund gehören alle Gl) Bezirksvereiue. 

Anfser diesen Bezirksvereinen sind noch zu verzeichnen 

1. der ärztliche Lokalverein München, 

2. der ärztliche Lokalverein Nürnberg, 

3. die medizinische Gesellschaft und Poliklinik in Nürnberg, 

4. die physikalisch medizinische Gesellschaft in Würzbnrg, 

5. die SocietuB pbysicomedica in Erlangen, 

welche teilweise, wie Nr. -I und 6, auch Nichtärzte zu Mitgliedern haben, 
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deren ärztliche Mitglieder aber jedenfalls auch Mitglieder der Standes- 
vereine sind. 

Der Pensionsverein für Witwen und Waisen bayrischer 
Ärzte wurde 1851 von einem zur Beratung von Standesangelegenheiten 
zusammengetretenen Kongresse bayrischer Arzte gegründet und gelangte 
1852 zur definitiven Konstituierung. Aufs erordentliches Mitglied kann 
jeder unverheiratete Arzt werden, welcher ein Eintrittskapital von 43 Mark 
und einen Jahresbeitrag von 10 Mark 40 Pf. leistet. Das geleistete Ein- 
trittskapital des aufserordentlichen Mitgliedes wird bei seiner Verheiratung, 
also beim Übertritt unter die ordentlichen Mitglieder von der weiteren 
Einzahlung in Abzug gebracht Ordentliches Mitglied wird jeder ver- 
heiratete bayrische Arzt, welcher ein dem Alter der Ehegatten angepafstes 
Eintrittskapital bezahlt und eben solche Jahresbeiträge entrichtet, deren 
Höhe sich nach dem Altersverhältnis zwischen Mann und Frau richtet. 
Stirbt der Mann im ersten Jahre der Mitgliedschaft, so wird der ein- 
gezahlte Betrag zurückerstattet; stirbt derselbe vor 4 Jahren der Mit- 
gliedschaft, so erhält die Witwe die Hälfte der Witwenpension, ebenso 
die Kinder. Die ganze, nach vierjähriger Mitgliedschaft zahlbare Pension 
beträgt für die Witwe 200 Mark pro Jahr und einen nach der finan- 
ziellen Lage des Vereines wechselnden Dividendenzuschlag, welcher 
gegenwärtig 20 Prozent beträgt. Jedes Kind erhält ein Fünftel der Witwen- 
pension und der Dividende, sodafs eine Witwe mit 5 Kindern zur Zeit 
480 Mark Pension bezieht. Doppelwaisen erhalten drei Zehntel der 
Witwenpension. 

Der Jahresbeitrag des Mitgliedes richtet sich gleichfalls nach den 
Altersverhältnissen der Ehegatten und schwankt zwischen 14 und 132 Mark. 
Es sind hierüber, wie über die Eintrittsgelder genaue Skalen berechnet 
worden. 

Der Verein erhält einen von den Kammern jährlich zu bewilligenden 
Staatszuschufs von 3430 Mark, und hat sich schon einer grofsen Anzahl 
teilweise sehr reicher Schenkungen und Vermächtnisse zu erfreuen. Das 
Vermögen des Pensionsfonds beträgt nach dem letzten Jahresberichte 

832,000 M. 3 Pf. 
das des Stockfonds 294,342 „ 96 „ 

sohin im Ganzen 1,126,342 M. 99 Pf. 

Dem Vereine gehören gegenwärtig an 496 ordentliche und 14 aufser- 
ordentliche Mitglieder. Letztere sind so wenige geworden, weil der früher, 
bis zur Freigabe der Praxis bestandene Zwang zum Eintritt in den Verein 
für jeden bayrischen Arzt, mit jener Freigabe aufgehört hat. 

Nach dem letzten Jahresberichte hatte der Verein für 240 Witwen, 
182 Waisen und 16 Doppelwaisen zu sorgen, was eine Pensionslast von 
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in Summa: 51143 Mark 33 Pf. verursachte, wozu noch die aus dem 
Stockfonds zu entrichtenden schwankenden Dividendenbeträge kommen, 
welche im selben Jahre 10236 Mark 67 Pf. betrugen. 

Die Verwaltung des Vereines geschieht durch einen in München 
sitzenden Verwaltungsrat, welcher von der alle 6 Jahre stattfindenden 
Generalversammlung gewählt wird. Diese wird aus Delegierten der 
8 Regierungsbezirke gebildet, welche aus freier Wahl sämtlicher Ver- 
einsmitglieder hervorgehen. In jedem Regierungsbezirk ist ein Ausschufs 
von den Vereinsmitglied em niedergesetzt, Vorsitzender, Sekretär und 
Kassierer, welcher die Vereinsgeschäfte speziell das Einkassieren der Mit- 
gliederbeiträge und die Auszahlung der Witwen- und Waisenpensionen 
besorgt und quartaliter mit dem Hauptkassierer in München abzurechnen hat. 

2. Der Verein zur Unterstützung invalider htilfsbedürf- 
tiger Arzte in Bayern wurde im Jahre 1865 von Nürnberger Ärzten 
ins Leben gerufen. Auch dieser Verein erhält einen Staatszuschufs von 
3430 Mark. 

Die meisten ärztlichen Bezirksvereine Bayerns haben den Beitritt 
zu diesem Vereine für ihre Mitglieder obligatorisch gemacht. Deshalb 
und wegen des eminent wichtigen Zweckes haben sich bis jetzt von 
1965 bayrischen Ärzten 1459 oder 74 Prozent als Mitglieder beteiligt. 

Jedes Mitglied zahlt einen Jahresbeitrag von 5 Mark, doch werden 
auch höhere Beiträge geleistet. 

Die Unterstützung der hülfsbedürftigen Kollegen geschieht auf An- 
trag von Kollegen unter behördlicher Aufserung über die Vermögens- 
verhältnisse, werden aber so diskret behandelt, dafs die Namen der 
Unterstützten niemals zur Kenntnis der Kollegen im Allgemeinen kommen. 
Die Unterstützungen betragen 50 — 100 Mark pro Mpnat, und es wurden 
im Jahre 18SS 10446 Mark ausbezahlt. 

Das Stammvermögen betrug Ende 1888: 33991 Mark 43 Pf., der 
Reservefond 10500 Mark. Die Verwaltung besorgen Nürnberger und 
Fflrther Arzte, die Kassageschäfte 8 Kreiskassierer. 

3. Der Sterbekassaverein der Arzte Bayerns; früher „Bay- 
reuther Reliktenunterstützungsverein" genannt, wurde 1864 von einem 
in Bayreuth zusammengetretenen Komit6 gegründet und hat den Haupt- 
zweck, im Momente des Todesfalles den Hinterbliebenen eine rasche 
einmalige Hülfe zu leisten. Der Verein erhebt deshalb 10 Mark Jahres- 
beitrag und 5 Mark Eintrittsgeld und zahlt an die Relikten 200 Mark 
Sterbegeld. Durch einen in den letzten Jahren gewonnenen raschen 
Aufschwung wurde der Verein in die Möglichkeit versetzt, zu dieser 
feststehenden Summe noch einen Zuschlag zu gewähren, welcher sich 
nach der Zahl der Mitgliedschaftsjahre richtet und gegenwärtig in 
maximo 30 Mark beträgt. 
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Dieser Vereiu erhält keinen Staatszuscbtilg. Er zählte Ende ISSd: 
516 Mitglieder und besitzt ein Stammveroiögen von 16179 Mark 27 Pf. 
und einen Stockfonda von 3967 Mark 12 Pf. 

Durch eine neue OrganiBation ist die früher von Bajo-enth aus- 
geführte Verwaltung an einen ZentralauBsehufs in München übergegangeD, 
welchem S Kreiskassierer zur Seite stehen. 



III. Königreich Sachsen. 

Vor allen andern deutseben Staaten hätte das Königreich Sachsen 
es verdient, eine eingehende Schilderung der Entwickeluug seines Ver- 
eiuBlebens zu erfahren; hier war es ja, wo unter dem Beietand Gleich- 
gesinnter H. E. RiCHTEK als Vorkämpfer fUr Medizinalreform wirkte und 
den Grundstein zum deutschen Arztevereinabund legte; aber der jftbe 
Tod unseree treuen, tüchtigen Kollegen Neubeiit- Leipzig, welcher jene 
Arbeit übernommen hatte, bat dies vereitelt, und so kann es sich our 
um eine kurze Skizze bandeln. 

Im Jahre 1S17 hatte König Friedrich August die berühmtesten &rst- 
lichen Professoren der aufgehobenen Univeraität Wittenberg nach Dres- 
den berufen, um mit ihrer HUife und derjenigen einheimischer Ärzte 
eine chirurgisch- medizinische Akademie zu gründen. Die Lehrer dieser 
Akademie stifteten bald (ISIS) die noch heute bestehende „Gesell- 
schaft für Natur- und Heilkunde", welche ihre Verhandlungen 
in eigener Zeitschrift veröffentlicht. Dieser Verein ist nicht nur fUr die 
Wissenschaft, sondern auch für das Znsammenhalten nnd das Standes- 
bewufstaein der Arzte von dauerndem Wert gewesen. Auch in den 
anderen Teilen des Königreiches regte sich schon früh der Vereinssinn 
unter den Ärzten. Die Anfänge eines Vereins in Chemnitz (1828) 
führten zu einer eigentlichen Eonstituierang desselben im Jahre 1B43; in 
Leipzig bildete sich (lß'29) neben der „medizinischen Gesell- 
schaft' (welche sich nur mit wissenschaftlichen Fragen befaist) ein 
„ärztlicher Verein (1S14); ferner der „Verein der Ärzte am 
rechten Eibufer (1S45), gegründet tUr Angelegenheiten des ärztlieliea 
Standes und der Wissenschaft; der „Voigtländiscbe Verein fUr 
Natur- und üeilknnde/ eigentlich auch schon älteren Urspronga, 
aber Oktober 1S46 neu organisiert u. A. Vor allem aber war es der 
„zur Förderung der Kollegialität nnd Würde des ärztlichen StandeB* 
gegründete „ärztliche Verein zn Dresden", welcher in einer be- 
sonderen Broschüre (1845) fttr eine ^Reform der Medizinalverfassni 
Sachsens' eintrat 



So faod die Reform bewegiiug des Jahres iS4S in Sachsen einen 
wohl vorbereiteten Boden (wie dies ecbou im allgemeinen Teile geschil- 
dert ist), nnd zwei Urztliche Kongresse in den Jahren 1S4S und IS49, 
an deren Zustandekommen die Vereine Dresden, Leipzig, Bautzen, Zittau 
den wesentlichsten Anteil hatten, berieten den „Entwurf zu einer Medi- 
zinalordnung" und die Einbringung desselben bei den Ministerien. In Leipzig 
ward ein „Medizinisches Reformblatt flir Sachsen" gegründet, dessen 
Mitredaktenr Professor A. WiNTEit-Leipzig noch heute sein regstes 
Interesse für die von ihm vertretene Sache bekundet. Diese Bestre- 
bungen halten denn aber auch, nachdem die Zeit der Reaktion vorüber, 
einen Erfolg zu verzeichnen, der Sachsen in die zweite Reihe der 
Staaten bringt, welche eine ärztliche Vertretung geschaffen haben 
(Baden war voraugegangen). Am 12. April lSö5 erschien eine Ver- 
ordnung Über die Bildung eines LandesmedizinalkoUegiums, nebst Re- 
gulativ, die Bildung ärztlicher und pharmazeutischer Kreisvereine be- 
treffend. 

Es liegt aufserhalb des Rahmens dieser Skizze, eine genaue Dar- 
stellung der durub jene Verordnung geschaffenen Verhältnisse zu geben; 
nar soweit dieselben von malsgebendem Einflufs auf die Gestaltung des 
ärztlicbeu Vereinslebens sein mutsten, sei hier Folgendes hervorgehoben. 

Durch die ministerielle Verordnung vom 12, April 1865 wurde die 
Einrichtung des Landes-Medizinalkol legi ums und der vier Kreisvereine 
Bautzen, Dresden, Leipzig, Zwickau festgestellt. Innerhalb 
dieser Kreisvereine bildeten sich frei die Zweigvereine, dereu Be- 
zirke in der Hauptsache denen der jetzigen Bezirksvereine entsprachen. 

Durch Verordnung vom 29. Mai IS72 wurde jenes erste Regulativ, 
Boweit es die Bildung der Kreisvereine betraf, aufgehoben, und an 
deren Stelle die jetzigen Bezirks vereine gesetzt (in der Mehrzahl wan- 
delten sich die Zweigvereine direkt in Bezirksvereine um). Die 
Eretavereine blieben lediglich als Wahlkiirperschaften bestehen (zur Wahl 
der anfserordentlicben Mitglieder des Landes-Mediziualkollegiums) und 
zwar wählen Bautzen 1, Dresden und Leipzig je 2, Zwickau 'S Mitglieder. 
Aofserdem besteht in jedem der A Regierungsbezirke ein Kreisvereins- 
ausBcbufs, der sich aus den Abgeordneten der Bezirksvereine zu- 
sammensetzt, sieb meistens nur einmal des Jahres (vor der Plenarver- 
«unmlung des Landes-MedizinalkoUegiumsJ vergammelt und die Gegen- 
Btände der Tagesordnung dieser Versammlung, oder auch andere, mehrere 
oder alle Bezirksvereiue des Kreises angebende Fragen berät und über 
sie bescbliefst. 

Die Kreis vereinsauBscbUese bestehen für Bautzen aus 6 Abgeordneten, 
Dresden 11, Leipzig lU, Zwickau 11; aufserdem gehören denselben aber 
auch die auCserordentlicben Mitglieder des Landes-Medisinalkolle- 
{poms in jedem Kreise an (der erste Abgeordnete als Vorsitzender). Au 
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dieser Organisation ist seit 1872 nichts geändert worden. Diese ärzt- 
lichen Bezirksvereine sind von gröfstem Einflufs auf die Entwicklung des 
Vereinslebens gewesen; jeder approbierte, in dem betreffenden Bezirke 
wohnhafte Arzt kann ihnen beitreten, ohne sich einer Wahl unterwerfen 
zu müssen. Dieselben haben nicht nur die Aufgabe, die in den Ereis- 
vereinsausschüssen auf Anregung des Landes- Medizinalkollegiums , bez. 
auf eigenen Beschlufs zur Beratung gelangenden Angelegenheiten behufs 
der Instruktion ihrer Delegierten zu erörtern, sondern können auch selb- 
ständig Anträge an die betreffenden Unterbehörden bringen, sowie auf 
Veranlafsung der letzteren sachverständige Gutachten abgeben, eine Be- 
rechtigung, welche für die Stellung des ärztlichen Standes im Gemeinde- 
leben, namentlich hinsichtlich der öffentlichen Gesundheitspflege von sehr 
beträchtlicher Wichtigkeit ist Als ein Beweis für die Regsamkeit des 
Vereinslebens unter den Ärzten ist femer die Bildung von ärztlichen 
Rechtsschutz vereinen zu betrachten, welche als Körpersohafken das Recht 
ihrer Mitglieder säumigen Zahlern gegenüber mit besserem Erfolge durch- 
zusetzen vermögen, als es der Einzelne kann. Der im Jahre 1878 zu 
Leipzig begründete derartige, einer lebhaften Teilnahme sich erfreuende 
Verein hat die Bezahlung von über 75 Prozent der dem Aktor zur Ein- 
ziehung übergegebenen Forderungen erzielt und ist sogar im Stande, aus 
den Ueberschüssen hilfsbedürftigen Hinterlassenen seiner Mitglieder eine 
Unterstützung zu gewähren. 

Als rechnungsmäfsige Versicherungsanstalt existiert die 
Witwen-, Waisen- und Invalidenkasse der Ärzte, Wund- 
ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker des Königreichs 
Sachsen und der benachbarten Herzogtümer und Fürsten- 
tümer, femer als Stiftung für Hülfsbedürftige die RADius-Stiftung 
in Leipzig, 1872 von Professor Radius und seinen Schülern gegründet, 
und endlich befindet sich im Entstehen eine Sterbekasse für die Mit- 
glieder des Ereisvereins Leipzig, aus welcher bei einem Sterbe- 
falle die Augehörigen sofort 5 — 600 Mark ausgezahlt erhalten sollen; 
die Beiträge werden von Fall zu Fall erhoben (2 Mark pro Mitglied). 

Der ärztliche Verein zu Leipzig (nicht der Kreisverein) ge- 
währt aus den Ueberschüssen seiner Einnahmen jedes Jahr eine ansehn- 
liche Unterstützung an hülfsbedürftige Kollegen, resp. deren Hinter- 
bliebene, vorwiegend durch Überweisung des Geldes an die oben ge- 
nannte „Witwenkasse". 
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IV. Königreich Württemberg. 

(Prof. Dr. A. SiGEL-Stuttgart.) 
I. Der ,,Württembergi8che ärztliche Yevem^.^) 

m 

Gründung: 6. Oktober 1831 in Cannstatt. 

Veranlassung: der Wunsch mehrerer Arzte , sich ttber die Seuchen 
aus Osten u. s. w. zu besprechen. 

Anwesend: 15 — 20 Kollegen. 

Beschlufs: eine ,yärztliche Gesellschaft" (Württembergische ärzt- 
liche Gesellschaft") zu gründen mit dem Zweck: 

1 . zu gegenseitiger Mitteilung über Gegenstände aus dem Gebiet der 
gesamten Heilkunde und deren Hülfswissenschaften ; i 

2. zur Erleichterung der persönlichen Bekanntschaft unter den Mit- 
gliedern des Vereins. 

Organ des neuen Vereins: 

1. „Korrespondenzblatt", für kleinere Aufsätze. 

2. „Mitteilungen", für gröfsere literarische Erzeugnisse. 
Statuten der „württembergischen ärztlichen Gesellschaft": Wer 

die Versammlungen, welche zweimal jährlich stattfanden, besuchte, war 
Mitglied und verpflichtete sich, das Korrespondenzblatt vom Buchhändler 
zu beziehen. 

Ein Entwurf definitiver Statuten wurde 1835 in einer Versammlung 
zu Calw angenommen und die Gesellschaft erhielt den Namen: „Württem- 
bergischer ärztlicher Verein". 

Die Zwecke des Vereins blieben dieselben, wie in der ersten Ver- 
sammlung beschlossen, und es sind bei der letzten Revision der Statuten 
im Jahre 1875 als solche festgestellt: „Periodische Zusammenkünfte und 
Herausgabe einer wissenschaftlichen Zeitschrift". 

Vereinsmitglieder waren nicht blofs Arzte, sondern auch Natur- 
forscher, Apotheker, Wundärzte I. Abteilung und Tierärzte. Mit der Zeit 
sind aber letztere alle ausgetreten, so dafs zuletzt (1881) nur noch Arzte 
Mitglieder waren. 

Im Jahre 1835 betrug die Zahl der Mitglieder 411, im Jahre 
1881: 302. 

Die Aufnahme erfolgte mittelst Abstimmung durch den Ausschufs, 
seit 1875 durch den Schriftführer in Verbindung mit dem Vorstand und 
nur im Zweifelsfall hatte der Ausschufs zu entscheiden. 



1) Nach einer „Geschichte des Vereins^' im Württemberg. Korrespondenzbl&tt 
Yon Dr. Salzmakn. 
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Unwürdige Mitglieder konnten durch einhelligen Beschlufs des Ans- 
Schusses ausgeschlossen werden. Diese Bestimmung kam jedoch niemals 
direkt in Anwendung, nur die Wiederaufoahme eines ausgetretenen Mit- 
gliedes wurde in einem Fall wiederholt verweigert. 

Mit der Annahme der definitiven Statuten im Jahre 1835 wurde 
auch der erste Ausschufs gewählt; Vorstand war bis zum Jahre 1843 
Leibmedikus von Ludwig. 

Die Zahl der Ausschufsmitglieder war eine wechselnde. 

Li der ersten Zeit waren die höchsten Medizinalbeamten in den Aus- 
schuts gewählt, in den letzten Wahlperioden ist das Medizinalkollegium 
nicht mehr im Ausschuls vertreten und die Arzte der Residenz bilden 
sogar die Minorität. 

Die Vereinskasse war seit 1852 einem besoldeten Rechnungs- 
verständigen tibergeben. Die Einnahmen bestanden aus den Jahresbei- 
trägen der Mitglieder (anfangs 5 fl. 30 kr., seit 1875: 10 Mark), sowie 
den Zinsen des angelegten Kapitals, die Ausgaben hauptsächlich aus der 
Herausgabe des Korrespondenzblattes. 

Bei seiner Auflösung hatte der Verein ein Vermögen von circa 
3000 Mark. 

Versammlungen wurden anfangs regelmäOsig zwei, später nur 
eine im Jahre gehalten. Auf denselben kamen wissenschaftliche Fragen 
zur Besprechung, sowie Standesangelegenheiten, letztere mit der Zeit 
immer häufiger. 

Leistungen des Vereins: 

7. Das Korrespondensblatt, 

Die oben erwähnten „Mitteilungen^^ wurden bald mit dem Korrespon- 
denzblatt verschmolzen. 

Das „medizinische Korrespondenzblatt des wtlrttem- 
bergischen ärztlichen Vereins'^ erscheint ohne Unterbrechung, seit 
der Verein besteht. Als Redakteur desselben hat sich besonders der 
t Professor Köstlin verdient gemacht. 

Das Blatt wurde auch nach Auflösung des Vereins als Organ des 
wttrrttembergischen ärztlichen Landesvereins, des Landesausschusses und 
der Bezirksvereine fortgeführt 

Der Inhalt desselben teilte sich zwischen wissenschaftlichen Bei- 
trägen, besonders einer reichen Kasuistik, Beschreibung von Epidemien 
u. dgl. und Besprechung von Standesangelegenheiten, sowie allen Tages- 
fragen, welche die ärztliche Wissenschaft oder den ärztlichen Stand 
irgendwie berührten. 
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IL Erforschung der medizmischen Topographie Württembergs. 

Die medizinische Topographie Wtlrttembergs sollte von Anfang an 
eine Hauptaufgabe des Vereins bilden, welche teilweise durch die einem 
besonderen Komit6 übertragene Erforschung der Mineralquellen und Bäder 
erfüllt wurde. 

Diese „Badeberichte'' erschienen von 1837 bis 1846 in 66 Nummern 
des Eorrespondenzblattes und wurden auch anderweitig (Schmidt'sche 
Jahrbücher) verbreitet. 

HL Preisavfgaben, 

Der Versuch, durch Preisaufgaben das wissenschaftliche Interesse 
unter den Mitgliedern zu heben, fahrte wie es scheint, nur zu unvollkom- 
menen Besultaten, insofern nur zwei solcher Fragen (Rttckenmarkskrank- 
heiten und Wechselfieber) beantwortet wurden, und seit dem Jahre 1845 
wurden keine Preisaufgaben mehr gegeben. 

IV, Sammlung pathologisch-anatomischer Präparate, 

Eine Sanmilung pathologisch -anatomischer Präparate, aus der Ein- 
sendung interessanter Befunde seitens der Vereinsmitglieder entstanden, 
war im Katharinenhospital in Stuttgart aufgestellt, geriet aber mit der 
Zeit in Vergessenheit. 

F. Standesinteressen. 

Während in der allerersten Zeit des Bestehens des Vereins eine 
gewisse Ängstlichkeit bestand in Bezug auf das Hereinziehen von Standes- 
angelegenheiten in die Kreise der Vereinsbestrebungen, zeigte sich sehr, 
bald die Notwendigkeit einer Art von Standesvertretung. So wurde in 
einer im Jahre 1848 — übrigens ohne Benutzung der Organe des Vereins 
— abgehaltenen, zahlreich besuchten Versammlung ein Komit6 von 16 
Vertrauensmännern gewählt, mit der Aufgabe, Reform vorschläge im 
Medizinalwesen zu machen. Doch hatten diese innerhalb 2 Jahren 
aufgestellten Vorschläge keinen unmittelbaren Erfolg, fanden aber 2 Jahre 
später durch die deutsche Gesetzgebung ihre Erledigung (z. B. Pharma- 
kopoe, Grammgewicht, Aufhebung des Chirurgenstandes, Freizügigkeit, 
Standesvertretung). 

Eine weitere sehr energische — übrigens wiederum mit Um- 
gehung des ärztlichen Vereinsausschusses zustandegebrachte — Kund- 
gebung der wtirttembergischen Arzte fand im Jahre 186S 
statt. Sie war veranlafst durch die Absicht des Ministers von Gessler, 
die Kompetenz der „niederen'' Wundärzte auf Behandlung 
leichterer (!) innerlicher Krankheiten aufdemWeg derVer- 
ordnung auszudehnen. Das Resultat jener Kundgebung war ein 

Grsf, Ärztliches Yereinswesen. 7 
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von ^/9 der württembergischen Arzte unterzeichneter energischer Protest 
gegen die Absichten des Ministers, welcher übrigens nicht nachgeben 
wollte, vielmehr entschieden für die Sache der Wundärzte und gegen die 
Arzte Partei nahm. 

Da wurde im Jahre 1869 im norddeutschen Bund die neue Ge- 
werbeordnung mit Freigebung der ärztlichen Praxis ein- 
geführt und Württemberg konnte nicht zurückbleiben. 

,,Die Stellung, die dem ärztlichen Stand nach der neuen Gewerbe- 
ordnung zugewiesen war, verlangte Selbsthülfe, Schaffung einer Standes- 
vertretung." 

Die definitive Organisation wurde vorbereitet durch eine im Jahre 
1869 von den Ärzten des Landes gewählte „Neunerkommission^', 
welche nunmehr zur Beratung über die Einführung der Gewerbeordnung 

— soweit sie die Arzte betraf — - vom Ministerium beigezogen wurde, 
und am 8. April 1872 erfolgte die Verfügung betr. den Einflufs 
der deutschen Gewerbeordnung auf das Medizinalwesen 
Württembergs. Darin war mit den Medikastergesetzen auch der 
Stand der Wundärzte aufgehoben, also im Wesentlichen „die Wünsche 
der Arzte befriedigt." 

Bis die Neunerkommission als dauernde Vertretung des ärztlichen 
Standes offiziell anerkannt wurde, vergingen noch mehrere Jahre und 
erst am 30. Dezember 1875 erschien die Verfügung betr. die ärzt- 
lichen Vereine und den Landesausschufs. 

Damit war eine staatlich anerkannte Organisation des 
ärztlichen Standes geschaffen: 8 ärztliche Bezirksvereine 
zu dem württembergischen ärztlichen Landesverein ver- 
bunden und durch den ärztlichen Landesausschufs (9 Dele- 
gierte) repräsentiert. 

Schon vor, der Entstehung dieser Organisation hatte sich der württem- 
bergische ärztliche Verein an den deutschen Arztevereinsbund an- 
geschlossen und war 1873 auf dem ersten Arztetag in Wiesbaden ver- 
treten. Er war mit 311 Mitgliedern damals der stärkste Verein in 
jenem Bunde. 

Seit dem Jahre IböO hatte der Verein eine ärztliche Unter- 
Htützungskasse — von dem f Obermedizinalrat Dr. v. Cless begründet. 
DicHflbe stand unter der Kontrolle des Ausschusses, ist geleitet von 
einer ad hoc erwählten Kommission; die Ärzte Württembergs geben all- 
jährlich freiwillige Beiträge, alle bedürftigen württembergischen Ärzte, so 
wie deren Witwen und Waisen können Unterstützung finden und es hatte 
dieM<j Kasse im Jahre 1881 — beim 50jährigen Jubiläum des Vereins 

— zu verfügen über ein Kapitalvermögen von 38 000 Mark, eine Laiblin- 
Htiftuiig von 37 000 Mark, eine Frisonistiftung von 100 000 Mark und ein 
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Hans mit Garten, das sog. Frisoniannm, in welchem Witwen von Ärzten 
Wohnnng erhalten können. 

Beinahe 6 Jahre bestand der wttrttembergische ärztliche Verein noch 
fort unter dem als ärztliche Standesvertretung anerkannten wtlrttem- 
bergischen ärztlichen Landesverein. Im Jahre 1882 erfolgte die Ver- 
schmelzung der beiden Vereine, wobei der neue Verein das Ver- 
mögen des älteren, die Oberaufsicht über die Untersttttzungskasse und 
das Eorrespondenzblatt übernahm. 

2. Der „Württembergische ärztliche Landesverein''. 

Dieser Verein begann im Jahre 1876 seine Thätigkeit mit der Kon- 
stituierung der S Bezirksvereine und des Landesausschusses. 

Es wurden Statuten und Geschäftsordnungen festgestellt und 7 Vereine 
traten dem deutschen Arztevereinsbunde bei. 

Als Vorsitzende des Landesausschusses fungierten: 

1876—1879: Köchlin, 1S80 — 1882: Sigel, 1883—1885: Sigel, 
1886—1888: E. Gussmann, 1889—1891: Staudel. 

Die Mitgliederzahl des Vereins betrug am 31. Dezember 1889: 458. 

Leistungen des Vereins. 

Mit dem Inslebentreten dieser Standesvertretung kam ein frischer, 
lebendiger Zug in das ärztliche Vereinsleben und wenn auch in einzelnen 
Vereinen die rege Thätigkeit bald etwas nachliefs oder wenigstens nicht 
immer in der wünschenswerten Weise konsequent fortgesetzt wurde, so 
blieb doch überall ein Stamm von rührigen Standesgenossen, welche durch- 
weg den ärztlichen Fragen — sowohl in wissenschaftlichen als Standes- 
angelegenheiten — ein andauerndes hohes Interesse schenkten. 

Aus dem Stoff, welcher dem Verein und insbesondere dem Landes- 
ausschufs zur Behandlung und Erledigung vorlag, mögen im Folgenden 
die wichtigsten Punkte hervorgehoben werden. Dabei ist zu bemerken, 
dafs es nicht überall im Lande gelungen ist, den Schwerpunkt der ärzt- 
lichen Vereinsthätigkeit in die Bezirksvereine zu verlegen. 

L Medizmalwesen. 

1. Erforschung der Ursachen des Typhus; Ausarbeitung eines Unter- 
suchungsplanes. 

Diese Statistik führte zu keinem Resultat; nach einem Jahre schon 
wurde die Arbeit von allen Vereinen wieder aufgegeben, nur der Be- 
zirksverein Ulm setzte die Statistik noch mehrere Jahre fort. 

2. Statistik der Morbidität für das Reichsgesundheitsamt. 

3. Obligatorische Fleischbeschau. 

7* 
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4. UnterdrückuDg bez. Regelung des Handels mit Oeheimmitteln. 

5. Revision der Pharmakopoe. 

b. Abänderungen in der Organisation der MedizinalbehOrden. 

7. Arztliche Prüfungsordnung. 

8. Frage der Zulassung der Abiturienten der Realgjrmnasien (Real- 
schulen I. Ordnung) zum medizinischen Studium: 

Diese Frage wurde von den sämtlichen Bezirksvereinen und dem 
Landesausschufs einstimmig verneint (1S79). 

9. Prophylaxis gegen die Infektionskrankheiten. 

10. Errichtung einer 4. Landesirrenanstalt. 

11. Neue Regelung des Apothekenwesens. 

12. Neuregelung des Impfwesens (obligatorische Einführung der 
Impfung mit Tierlymphe für öffentliche Impfungen). 

13. Polizeiliche Mafsregeln gegen die Menschenpocken (veränderte 
Desinfektionsordnung). 

14. Mafsregeln zur Sicherung der Desinfektion, beziehungsweise 
Sicherstellung derselben bei Geburten, seitens der Ärzte, Wundärzte 
und Hebammen. Vom Landesausschufs bekämpft; später vom Ministerium 
fallen gelassen. 

//. Standesangelegenheiten. 

15. Konstituierivig der 8 Bezirksvereine und des Landesausschusses 
(1S7G). 

1 ö. Verschmelzung des wttrttembergischen ärztlichen Vereins mit dem 
neuen staatlich anerkannten württembergischen Landesverein (1882). 

17. Pfuschereiwesen — Befugnistlberschreitungen der homOopathi- 
Hchen Ärzte und Wundärzte III. Klasse. 

IS. Reichsgesetz, die Krankenversicherung der Arbeiter betreflfend. 

Abgesehen von einzelnen, durch lokale Verhältnisse bedingten Ab- 
weichungen schlössen sich die wttrttembergischen Vereine den Beschlüssen 
Am Arztetages in dieser Frage an: leider mit geringem Erfolg, denn es 
kam Hciteus der Regierung, ohne vorher die ärztliche Vertretung zu 
hOreii, zu dem Ministerialerlafs 1SS6, welcher die Anstellung von Kassen- 
Hrzteii mit Aversalsumme forderte, nämlich: 

19. Ministerialerlafs betr. die Krankenkassen. 

Dii*. Vereine und der Landesausschufs beharrten auf ihrer Ansicht; 
duH MiiÜHt(»riuiu erwiderte aber ablehnend. 

20. Deutsche Arzteordnung. 

Der Krhifs einer solchen wurde vom Landesausschufs mit 6 gegen 
2 Htiiiiinru gutgeheifseu. 

21. Heitritt des IJezirksvereins III Tübingen zum deutschen Arzte- 
vrrriuMbuml (l'^87). 
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22. Antrag des Landesausschnsses auf Abänderung des Stätats der 
ärztlichen Vereine, dabin gebend, dafs die Vereine das Recbt bekommen, 
unwürdige Mitglieder ausscbliefsen zu dürfen. 

Die Regierung stimmte zu, aber unter der Bedingung, dafs diese 
Bestimmung keine Anwendung auf beamtete und Militärärzte baben dürfe. 

Von diesen Angelegenheiten wurden die Punkte 3. 4. 5. 6. 11. 12. 
und 13. in gemeinschaftlichen Sitzungen des K. Medizinal- 
kollegiums mit dem Landesausschufs beraten, bez. erledigt. 
Zu der Beratung der Punkte 14., 17., 19. und 22. im Landesausschufs 
wurden seitens der Regierung Mitglieder des E. Medizinalkollegiums 
delegiert 

Der Verein besitzt eine kleine, aber aus wertvollen, besonders statisti- 
schen Werken bestehende Bibliothek, welche durch Aufstellung in 
den Bibliothekräumen des Stuttgarter ärztlichen Vereins den Mitgliedern 
des Landesvereins zur Benutzung verfügbar ist. 

Das Vermögen des Vereins beträgt circa 4000 Mark, die jähr- 
lichen Einnahmen und Ausgaben bewegen sich zwischen 4000 und 
5000 Mark. 

Verträge mit Lebensversicherungsgesellschaften: 

Zu Gunsten der ärztlichen Unterstützungskasse hat der Verein im 
Jahre 1SS2/83 einen Vertrag mit der Gotha er Lebensversicherungsbank 
und mit der Karlsruher Versorgungsanstalt unter sehr günstigen Be- 
dingungen abgeschlossen. Dadurch wurde in den 7 Jahren 1883—1889 
der Unterstützungskasse im Ganzen eine Summe von 3937 Mark 60 Pf. 
— also beinahe 4000 Mark — zugewendet. 

Arztliche Unterstützungskasse: 

Kapitalvermögen: 73746 M. 11 Pf. 

Laiblinstiftung : 34 807 „ 38 „ 

Frisonistiftung: 106 322 „ 88 „ 

Ludwigstiftung: 40806 „ 37 „ 

in Summa: 255682 M. 74 Pf. 

Aufserdem besitzt die Kasse, gleichfalls von Dr. Frisoni gestiftet, 
das „Frisonianum^^, ein Haus mit Garten, angeschlagen zu 178000 Mark. 
In demselben erhalten 4 — 5 Witwen von Ärzten unentgeltlich Wohnung 
und ist auTserdem das Lesezimmer und die Bibliothek des Stuttgarter 
ärztlichen Vereins untergebracht. 

Die Einnahmen der Kasse werden aufser den Zinsen aus den Kapi- 
talien durch freiwillige Beiträge der Arzte des Landes aufgebracht; die 
letzte solche Sammlung (1889) ergab eine Summe von 2903 Mark 60 Pf. 

Aus der Unterstützungskasse und den genannten 3 Stiftungen wurden 
im Jahre 18S9 an Gaben ausgeteilt 7 780 Mark und zwar unter 5 Ärzte, 
35 Witwen und 34 Waisen. 
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y. Grofsherzogtum Baden. 

Entwiokelimg und Oestaltnng des ärztliohen Vereinslebens in Baden. 

(Dr. A. HoFFMANN-Karlsruhe.) 

In den Landstrichen, welche sich zn Ende des vorigen nnd zu An- 
fang dieses Jahrhunderts um die kleine Markgrafschaft Baden - Durlach 
in ziemlich rascher Folge zu dem langgestreckten Gebiete des heutigen 
Groljsherzogtums Baden herumgelegt haben , richtet sich auch für den 
Stand der Ärzte das Verständnis für gemeinsame Ziele und das Streben 
nach Vereinigung zur Erreichung derselben einigerma&en nach der je- 
weiligen politischen Strömung im Leben dieses jungen Staates. Das 
reiche konstitutionelle Leben in den Dreifsiger Jahren bereitete den 
Boden für neue Gedanken, die Reaktion in der Mitte der Vierziger 
Jahre führte zum festeren gegenseitigen Anschluijs und das Sturmjahr 
1848 zur energischen Aussprache der Forderungen des Standes. Das 
unglückselige, für Baden und besonders für einen grofsen Teil der ba- 
dischen Arzte verhängnisvolle Jahr 1849 mit der notwendig folgenden 
Reaktion hinterließ eine Zeit der Lähmung und des Stillstandes, welche 
sich auch in der Thätigkeit der ärztlichen Vereine sehr bemerkbar 
machte. 

Diese erwachte erst wieder, als in Baden religiöse Konflikte den 
Anstoß zum entschiedenen Bruch mit der Reaktion und durch die 
berühmte Proklamation des Grolisherzogs vom 7. April 1860 ^) zu 
neuem Leben im Staate geflihrt hatte. Das. Versprechen derselben , in 
allen Gebieten des Staatslebens den Grundsatz der Selbstregierung durch- 
führen zu wollen, wurde für den ärztlichen Stand wenige Jahre darauf 
durch Einführung des ärztlichen Ausschusses eingelöst Dieser neuen 
Standesvertretung fiel nun naturgemäüs die Aufgabe zu, sich durch Be- 
lebung der Vereinsbildung und Vereinsthätigkeit eine Stütze zu schaffen. 
Die Kriegsjahre 1866 und 1870/71 wirkten jedoch störend ein und erst 
die Gründung des neuen deutschen Reiches brachte neues Leben und 
mit ihm den Gedanken, auch auf diesem Gebiete über die Grenzen des 
Landes hinaus eine nationale Vereinigung des ärztlichen Standes zu er- 
streben. So fand denn auch die Gründung des deutschen Arztevereins- 
bundes im Jahre 1873 im Lande Baden einen wohlvorbereiteten Boden 
und freudige Aufnahme. Die Rückwirkung der gröfseren Ziele auf das 

1 ) „In einem ernsten Augenblicke , der viele Gemüter mit banger Sorge erfOllt, 
ergreife ich mein schönstes Vorrecht und richte aus der Tiefe des Herzens Friedens« 
Worte an mein teures Volk/' Diese Anfangsworte zeigen den ganzen Mann , der dieselben 
abweichend von dem konstitutionellen Gebrauch selbst verfafste. Ex ungue leonem. 
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eigene Vereinsleben blieb nicht ans und nun erreichte dieses bald die 
jetzige blähende Gestaltung. 

So teilt sich denn auch die Geschichte der badischea Vereine nn- 
scbwer ein in drei durch die Einfübrung des ärztlichen Ausschusses 
and die Gründung des deutschen Arztevereinsbundes geschiedene Zeit- 
rSnme. 



I, Oeachichte der badischen Vereine bis zur Einfährnn^ des ärztliohen 
AnsBChuBses (Ärztekammer) im Jahre 1864. 

Der nachweisbar älteste badische ärztliche Verein ist die „Gesell- 
schaft der Arzte zu Donanescbingen", gegründet 1S29 (I.Juli) durch 
den Fürstlich FUrstenbergischen Leibarzt Dr. Wilhelm Rehmans aus den 
Überresten eines schon im Jahre 1731 gestifteten „gremiura cbirnrgicum", 
welches das meist aus ausgedienten Feldscbeerern bestehende FUrsten- 
bergische Sanitätspersonal zum Zwecke seiner Weiterbildung yereinigt 
hatte. Die Hauptstadt des alten Geschlechtes der im Jahre 1S06 me- 
diatisierten Fürsten von Fürstenberg bot auch dem neueu Vereine manche 
Vorteile durch Sammlungen und Stiftungen. So blieb er denn auch 
nahezu unverändert bestehen. 

Der nächstgegrUudete war der „Badische Staatsärztliche Verein" 
von den Bezirksärzteu Schneider, SchCrmatee und Hergt gegründet 
Er bezeichnete selbst als seine ausscblierslicbe Aufgabe die Förderung der 
Staataarzneikünde und kann darum bei der Entwickelung des weiteren 
ärztlichen Vereinslebeus nicht in Betracht kommen. Es sei darum ge- 
stattet, schon hier vorgreifend zu berichten, dafs derselbe etwa im Jahre 
187(1 mit der von ihm Ji erausgegebenen Zeitschrift einging und erst 1S7S 
ohne letztere von Siegmund Schneider, dem Sohne des Obengenannten 
nnd Stephani wieder hergestellt wurde. 

Erst um die Mitte des 4. Jahrzehntes machte sich unter den badi- 
schen Ärzten unter dem Einäusse der politischen Zeitströmung wieder 
das Bedürfnis gemeinsamen Wirkens geltend und gleich so mächtig, 
dals es dem ersten unter diesen vorzugsweise den Slandesintereaaen die- 
nenden Vereinen, dem 1S44 in erster Iteihe von Robert Volz gegrün- 
deten „Durlacher ärztlichen Bezirksverein", gelaug, schon am Ü. Jnni des 
gleichen Jahres einen „Arztlichen Verein des Grofsberzogtums 
Baden" zu stiften. Die ersten Anfänge des letzteren sind nicht mebr genau 
festzustellen, weil das Organ desselben, die „Mitteilungen des Badischen 
ärztlichen Vereins" (welche jetzt noch unter dem Titel „ärztliche Mit- 
teilungen aus Baden" bestehen), erst im Jahre 1347 zu erscheinen be- 
gann. Sicher ist nur, dafs er schon drei Jahre nach seiner Gründung 
ans 10 Einzelvereineu zusammengesetzt war, welche nach den vier IS3'2 
gebildeten Kreisen des Landes gruppiert, aber teilweise nach der alten 



i 



104 fiaden. 

Einteilimg in 10 Kreise, teilweise noch nach der uralten Oaueinteilong 
benannt waren. 

Diese 10 Einzelvereine waren geographisch etwa von Nord nach 
Stld geordnet folgende: 

Verein des Main- und Tanberkreises , Eraichgaaer Bezirksverein 
(1845, 19. Juni), Durlacher Bezirksverein (1844), Oosgauer Be- 
zirksverein (bestand 1846), Bezirksverein im unteren Breisgau, Frei- 
burger Bezirksverein, Bezirksverein im oberen Breisgau, Bezirks- 
verein im Wiesen- und Rheinthal, Bezirksverein am (Boden-) See 
und endlich unter Wahrung ihrer Selbständigkeit die 

Gesellschaft der Ärzte (und Wundärzte) zu Donaueschingen. 
(Der ärztliche Verein im Linzgau, gegründet 1840, war nicht aus- 
drücklich beigetreten.) 

Die Oruppierung nach den vier Kreisen mit „Kreisgeschäftsführem*^ 
bestand fast nur auf dem Papier, da eine „Kreisversammlung" nur je 
einmal im Mittelrheinkreise und im Oberrheinkreise abgehalten wurde 
(23. Oktober 1847 in Durlach und 20. Juli 1848 in Badenweiler). Auch 
der „Landesverein'^ bestand eigentlich im vollsten Sinne des Wortes 
nur aus Papier, da er auüser seinen gedruckten „Mitteilungen" keinerlei 
Zentralorgan, weder einen Vorstand noch eine Generalversammlung, vor- 
gesehen hatte. 

Dagegen waren fast alle Einzelvereine, zu welchen 1847 (21. Nov.) 
ein Pfalzgauer Verein, 1851 (6. August) ein Ortenauer und im gleichen 
Jahre (28. August) ein Guttach-Kinzigthaler Verein, endlich etwa 1854 (?) 
ein Klettgauer Verein hinzukam, unter Leitung ihrer „Geschäftsführer^^ 
recht thätig. 

Es würde zu weit führen, die Geschichte ihres Wirkens im Ein- 
zelnen darzustellen, es sei nur das Wichtigste darunter, soweit es sich 
auf Standesinteressen und insbesondere Standesorganisation bezog, 
kurz berührt 

Auijser der Gründung einer ärztlichen Witwenkasse (welche am 
14. Februar 1848 ins Leben trat) bezogen sich die Verhandlungen haupt- 
sächlich auf die Verpflichtung der Ärzte zur unentgeltlichen Behandlung 
der Armen an ihrem Wohnort und die damit zusammenhängende Er- 
strebung einer Armentaxe, womit einerseits die Revision der Taxe über- 
haupt, andererseits die Abschaflfang der berüchtigten „Bürgerverträge*' 
(Verträge mit den zahlungsfähigen Gemeindebürgern) zusammenhing* 
Femer wurde verhandelt über die Krankenpflege durch geistliche Orden^ 
über die Einführung von Ehrengerichten und endlich über die Stellung 
der Arzte zum Staate. 

Diese letztgenannte Erörterung bot in ihren Anfängen so charakte- 
ristische Erscheinungen, dafs hier wohl Einiges daraus hervorgehoben 
werden darf. 
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Als im Jahre 1S47 anf Vorschlag des ubereu Breisgauverems an 
die damalige „SanitätskommUeion" die Bitte gerichtet wurde, es möge 
dem Vereine vergönnt werden, die Ansichten und Wünsche seiner 
Mitglieder in betreff der künftigen Medlzinalordoung Einem hohen Mi- 
nisterio durch Vermittlung jener Stelle vorlegen zu dürfen, erfolgte 
der Bescheid, zu erwidern, dai's dem fraglichen Geenche nicht 
entsprochen werden könne. 

Im Jahre 1i4S lantet freilich der Ton der Aeufsernng der Vereine 
und ihres Organes etwas weniger guhmir», obscbon dabei gesagt wird: 
„Der Verein braucht keine neue Richtung einzuseh lagen; er hatte auch 
Tor dem 24. Februar (I'^-IS) die Zeit begriffen." In einer Denkschrift 
vom lü. September ISIS heifst es: „Weder die ärztliche Kunst, noch 
der ärztliche Stand sind Rubra für eine Kanzteithätigkeit; wir wünschen 
Befreiung beider aus der Bevormundung und Beaufsichtigung der Re- 
gierungen, Aufhebung der einseitigen Zumutungen und Belastungen, Be- 
teiligung der Arzte an der Ordnung und Verwaltung ihrer Verbältniese." 

Dafs es dabei nicht an Selbsterkenntnis fehlte, beweist der Satz, 
mit welchem Robert Volz einen Artikel Über „ärztliche Milahräuche" 
einleitete, der da sagt: „Wenn es dem ärztlichen Stande Ernst ist mit 
seinen Verbeaaerungeu, so mufs er bei sieh selbst anfangen." 

Dafs diese Bestrebungen in der Sturm- und Drangzeit von 1S4S zu 
keinem dauernden Ergebnis führten, ist erklärlich und dafs sie noch aas- 
sichtsloser sich gestalteten, nachdem die Revolution vom Mai 1SI9 auch 
einen grol'sen Teil der badischen Arzte mit sich gerissen und schlielslich 
ans der Heimat vertrieben oder gar ins Zuchthaus geführt hatte, ist so 
einleuchtend, dafs es überaus erstaunlich erscheint, wie der Durlacher 
Verein mit Robekt Volz an der Spitze schon am vorletzten Tage dieses 
bösen Jahres es wagen konnte, von Neuem die Wünsche des Standes 
dem Ministerium des Innern vorzutragen. 

Das damalige Ministerium von Marschall erwiderte darauf schon am 
22. Januar IS5U, dai's die Sanitätskommissiou beauftragt sei, eine neue 
Medi^iinalorduung zu entwerfen, und dafs nach Vorlage dieses Entwurfes 
eine besondere Kommission, zu welcher Vertreter der ärztlichen 
Vereine beigezogen werden sollten, zu dessen Prüfung berufen werden solle. 

Das lautete nun freilich ganz anders, als jene oben angeführte Ant- 
wort von 1S47. Aber — besser wurde es darum doL'h noch lange nicht. 
Die Sanitäts-Kommission wurde nie mit ihrem Entwürfe fertig und die 
Vertreter der Vereine darum auch niemals berufen. 

So blieb es denn auch in den Vereinen in den nächsten Jahren 
ziemlich still, besonders nachdem im Dezember ISül der verdienstvolle 
Führer der Reform bestrebungen Rodert Volz zum Mitgliede der Sani- 
läts- Kommission ernannt worden war, eine Stellung, welche ihm mannig- 
fache Rücksichten auferlegte, ihn aber weder hinderte, diesen Bestre- 
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bon^n an mafsgebender Stelle Geneigtheit zu erwirken, noch abhielt, 
durch seine Zeitschrift auch im Kreise der Arzte dem Gedanken Bahn 
in schaffen, dalis der beklagten ,,l8olierang der Arzte" ,,am sichersten 
abinhelfen sei durch einen Standesverband, durch korporative Einrich- 
tBDgen, welchen der Staat eine gewisse Stellung und Rechte gäbe gegen 
bestimmte Verpflichtungen und Gegenleistungen." 

Die Vereine waren inzwischen fast ganz still geworden. Aufser 
wissenschaftlichen Mitteilungen und Diskussionen verhandelten sie von 
Stalldesangelegenheiten fast nur noch über die Armenbehandlung, die 
Armentaxe und die Medizinaltaxe überhaupt. Die ^nzliche Aufhebung 
der letzteren wurde sogar von „einer Anzahl von Ärzten Heidelbergs" 
im Jahre 1S58 schon beantragt, während die Vereine im Eraichgau und 
in Donaneschingen sich gegen die Aufhebung, aber flir eine sogenannte 
gleitende Taxe d. h. eine solche mit Maximal- und Minimalsätzen aus- 
sprach. 

Im gleichen Jahre (1. Dezember) bildete sich, während der firflher 
so rührige Durlacher Verein eine fast zweijährige Panse gemacht hatte, 
in Karlsruhe ein zwangloser Verein zu wissenschaftlichen Vorträgen und 
kollegialem Verkehr (aus welchem später die Gesellschaft der Karlsruher 
Ärxte hervorging). 

Das erste Zeichen einer beginnenden Neuordnung im Medizinalwesen 
unter dem Ministerium Lamet war eine (unter dem 22. Mai 1862 er- 
busene) neue Taxe für die Arzte und „anderen Sanitätsdiener'\ 
welche — und das war der Fortschritt — nur in Ermangelung eines 
Übereinkommens der Beteiligten Geltung haben sollte und für jeden ein- 
zelnen Ansatz ein maximum und ein minimum festsetzte. 

Damit war aber doch die Medizinalreform ins Rollen gekommen, 
cnd als der neubelebte Durlacher Verein auf Grund des neuen Badi- 
schen Gewerbegesetzes die Bildung einer „ärztlichen Genossenaebmft^ 
in Angriff nehmen wollte, erhielt er in geheimnisvoller Weise den Rat, 
dami: noch zu warten, weil eine Arbeit vorbereitet werde, welche eine 
weitere Entwicklung der bestehenden ärztlichen Vereine beabsichtige und 
welche die bereits beantragte Bildung von Ehrengerichten als integriren- 
den Bestandteil enthalte. Übrigens wurde alsbald auch betont, dals, da 
das Badische Gewerbegesetz die Arzte ausschliefe, darauf auch keine 
orzanisatorisohe Einrichtung gegründet werden könne. Als die dazu 
niedergesetzte Kommission dennoch später einen Entwurf ausgearbeitet 
hatte, so wurde derselbe zwar in den Mitteilungen (lS63.t zum Abdmek 
gebracht, gelangte aber nicht auf die Tagesordnung der Herbstsitzmig 
des Vereins, weil die Sache ,,nicht den gehoflften und gewünschten An- 
klang gefunden" habe. 

Das war auch erklärlieh, denn inzwischen hatte Robebt Volz im 
Mai 1S63 in seiner Zeitschrift einen Aufsatz über „die Stellung der Ante 
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im Staate^' veröffentlicht, der nahezu amtlich klang, betonte, dafs der 
Grundgedanke der ärztlichen Bestrebungen mit den Grundsätzen über- 
einstimme, nach welchen der Staat in seiner innersten Entwicklung (nach 
dem landesherrlichen Manifest vom 7. April 1860) geleitet werde, und 
dabei in Aussicht stellte, dafs auch dem ärztlichen Stande ein Organ 
verliehen werden würde, welches der Regierung es erleichtere, auch 
„den Beirat von anderen als nur von Staatsärzten in Anspruch zu nehmen, 
und welches den Ärzten ihre Geschicke selbst in die Hand gebe'^ 

Das war die deutliche Ankündigung des Kommenden. Immerhin 
liefs dasselbe noch über ein Jahr auf sich warten. 

Da aber erschien mit einem Schlage die Umwandlung der bisherigen 
„Sanitäts-Eommission^^ in einen „Obermedizinalrat'' (landesherrliche Ver- 
ordnung vom 30. September 1864) und die Bildung von gewählten 
Ausschüssen der Arzte, der Tierärzte und der Apotheker mit der 
Bestimmung, dafs der Obermedizinalrat „in allen seiner Behandlung 
unterstehenden Angelegenheiten, in welchen das Interesse des gesamten 
Standes der Ärzte u. s. w. berührt erscheint, den gewählten Ausschufs 
des betreffenden Standes „zur Beratung beizuziehen oder gut- 
achtlich zu vernehmen^' habe. 

Disziplinarvergehen sollten. von der betreffenden Abteilung dieser 
Behörde unter (nach vorher bestimmter Reihenfolge erfolgender) Beiziehung 
von gleichvielen Mitgliedern des zuständigen Ausschufses erfolgen. 

Die schon am 7. Oktober 1864 nachfolgende Ministerial Verordnung 
bestimmte, dafs der Ausschufs der Ärzte aus 7 von allen Standes- 
genossen schriftlich zu wählenden Mitgliedern bestehen solle, welche 
4 Jahre lang dieses „Ehrenamt^' zu bekleiden und unter sich einen Ob- 
mann zu wählen hätten. 

Das wichtigste Zugeständnis dieser Verordnung war, dafs jeder Aus- 
schufs das Interesse seiner Berufsklasse als deren Vertreter bei den 
bezüglichen Staatsbehörden auch selbständig durch Vor- 
stellungen und Anträge geltend machen könne. 

Damit hatten die ärztlichen Vereine des Landes ihr nächstes Ziel 
erreicht. Wie weit sie selbst dazu beigetragen, wie weit das Verliehene 
das Werk einzelner Männer gewesen ist, läfst sich nicht feststellen. 
Jedenfalls gebührt Robert Volz ein tief dankbares Andenken und der 
Badischen Regierung der Ruhm, auch darin allen anderen deutschen 
Staaten vorangegangen zu sein. 



n. Getchichte der badisoheo Vereine tos der Einfiibrnng des 
AnaschuBBes (1864) bis zur Stiftung dea dantactien Ärzteverelnsbuiides ilSTS). 

Am 1. Januar des Jabres 1S65 trat der ärztliche Äusschnfg ins Leben, 
nachdem sich über 72 Prozent der Ärzte an seiner Wahl beteiligt hatten.') 
Die weitere Geschichte dieser ersten deutschen Ärztekammer gehört, 
genau genommen, nur insoweit hierher, als dieselbe auf die Vereine Ein- 
flnls ausübte oder von denselben beeinflufst wnrde. 

Die notwendigen Reibungen, welche zwischen einem neu geschaffenen 
in geschäftlichen Formen nicht geübten Kollegium und einer an ein ziem- 
lich nnbeschränktes Regieren gewöhnten Behörde (— mufste doch im 
Jabre 1S65 erst bekannt gemacht werden, dafs „znm Heiraten der Arzte 
keine dienstpolizeiliche Erlaubnis mehr nötig" sei — ) entstanden, 
filhrten den Obermedizinalrat zur Erklärung, dafa es nicht in seiner Ab- 
flicht liegen könne, die Wirksamkeit eines Inatitutes zu beeinträchligen, 
das er selbst und aus eigenem Antriebe in Antrag gebracht habe. Dem 
Ausschüsse aber brachten diese Reibungen das Bewnfstsein, dafs er eines 
festen Rtickbaltes bedtlrfe, und darum auf einen möglichst alle Standea- 
genossen umfassenden Verein hinwirken mlisse, aber — das hielt er 
doch fest— nicht auf dem Wege der Oktroyierung wie anderwärts, sondem 
„ans nnserer eigenen Mitte, durch nnser eigenes Schaffen". 
Er ging auch sogleich ans Werk, musste aber alsbald die damals unnötig 
schwer empfundene, unangenehme Erfahrung machen, dafs die von ihm 
gewünschte Beschränkung der Wahlfähigkeit und Wählbarkeit auf die 
Vereinsmitglieder von selten des Ministeriums des Innern verweigert 
wnrde. Die Vereine aber, welche in den ersten Jahren nach Errichtung 
des Ausschusses sich sehr still gehalten hatten, wohl in dem Gedanken, 
dafs alle Standesfragen nnu Sache desselben seien, Hessen sich etwas 
schwer erwecken. Doch hatten sich zu Ende der ersten Wahlperiode 
des Ausschusses so ziemlich alle die alten frUher aufgezählten Vereine 
wieder aufgethan; den nach den II Kreisen gegliederten Landesverein 
aber mnsste der erste AusBchufs seinem Nachfolger überlassen mit dem 
Tröste, „der Weg ist geebnet, mit Freudigkeit haben wir an seiner Ebuang 
gearbeitet". 

Der Aussehufs der zweiten Wahlperiode {lSti9 — lb72j^), von 65 Pro- 
zent der Wahlberechtigten gewählt, hatte das Glück, auf diesem BodM' 



1) Die 7 erBt«n Hitglieder waren: Alt, äAüci^uMtB, Ledeblb, SckkeüM^'^ 
ScBwsiKiuSD, Takoiti nnd Wackbr (Obniftnn); an B.iTTi.Btn(ER'B Stelle trat 18flC-'| 

ECSEL. 

2) Seine MilgUeder waren ; Alt, Hoffmans. Kböll, Kusel. Mopfbt, ScBmtmzi^ 1 
'Wagner lObmannf, Scbweikiubü tOr den verstorbenen Alt, and Lsderlb für den u 
Strar&burg weggezogenen Eböll. 
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weiter bauen zn können nnd eine Reibe von Vereinen neu oder wieder 
entstehen za eeben, bo den Odenwaldgan -Verein (1Sü9), den Pfalz^au- 
Verein (1869(, den Bezirke-Verein Pforzbeim (186ä), den Ooagau -Verein 
(iS69), den Markgräfler Verein (l&6<i| nnd den Kreisverein WaldsUut 
(letzterer gcbon 1S66 bescblosBen). Damit war der allgemeine Landeg- 
verein, dessen papierenes Schicksal nnn einmal nicht zn ändern ist, nicbt 
geschaCTen, aber doeb nur wenige LUcken in der Vereinsbildung übrig 
geblieben, so in der Gegend von Wertbeim, von Heidelberg (wo Übrigens 
der natnrbistorisch-medizinische Verein schon seit 1S54 bestand) und von 
Konstanz (an welcbes Gebiet der Linzgan -Verein und die Gesellschaft 
der Arzte zu DonaneBcbingen nahe heranreichte). Auch gelang es un- 
schwer, die Vereine — allerdings mehr oder weniger eingehend — zur 
Beratang derjenigen Fragen zu bewegen , welche auch den Ausscbufg 
beschäftigten. Es kam weniger oder gar nicht dazu bei den Epidemie- 
Verordnungen und bei den Anfragen über eine nene Pharmakopoe und 
ein neues Medizinalgewicht, ziemlich umfassend aber bei der Besprechung 
der nnentgeltlichen Armenbehandlung, der staatlichen Verpflichtung znr 
BUfeleistong und bei der Frage Über Revision oder Aufhebung der Taxe. 
Die Freigebung der Prasis trat erst an uns heran, als die Gewerbe- 
ordnung des Norddeutschen Bandes sich unseren Grenzen nahte (das 
badische Gewerbegesetz hatte, wie schon gesagt, ausdrücklich die Ärzte 
ausgeschlossen). Sie fand zwei sich schroff entgegenstehende Anscbau- 
nngen vor. Einmütig aber waren alle in dem peinlichen Gefühle, welches 
die wenigen sogenannten Disziplinar fälle erregten, zumal als gar 
eine AnzabI derselben durch ein unseliges Mifsverständnis znr nament- 
lichen Veröffentlichung kamen. Dieselben — überhaupt etwa nur sieben 
— betrafen zwar nur Unterlassung der Anzeige von Pockenfällen, Lieenz- 
flberschreitnng von Wundärzten und unrichtige Zeugnisse und veran- 
lassten nur Verweise oder geringe Geldstrafen. Da man sich aber Bagte, 
dafs das Urteil der Standesgenossen (und das waren ja doch auch mit 
Ausnahme des Vorsitzenden die Mitglieder des Obermediziualrates} immer- 
hin milder ausfallen werde, als das der Gerichte, so beschränkte man 
sich auf den Antrag der Zulassung mündlicher Verteidigung. — 
Das Verlangen, die ärztlichen Angelegenheiten möchten künftig statt auf 
dem Verordnungswege durch ein Medizinalgesetz, eine Ärzleord- 
nung, geregelt werden, kam nur vereinzelt zum Ausdruck. 

So standen die Dinge um die Mitte des Jahres 187t>. Anders wie 
Bein kurzer Vorgänger von I&fit) bewirkte der grofse Krieg einen voll- 
ständigen Stillstand auch in den Bestrebungen des Standes der Arzte, dessen 
jüngere Mitglieder in grofser Zahl sich dem Dienste des Heeres gewidmet 
haRen. 

Vereine und Ausschnfs machten Pause bis auf ruhigere Zeiten. 
Selbst die unter dem 12. Oktober ls71 erfolgte Aufhebung des Ober- 
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medizinalrates und die Zuteilung seiner Geschäfte an das Ministerium 
des Innern mit Zuzug von Medizinalreferenten, machte nur durch die 
Bestimmung Eindruck, dafsttber Disziplinarvergehen durch eine Kom- 
mission entschieden werden solle, welche jeweils d. h. in jedem einzelnen 
Falle vom Ministerium aus zwei Medizinalreferenten und drei Aus- 
schufsmitgliedem (also nicht mehr wie frtlher gleich vielen) zu bilden sei. 
Ganz anders wirkte die durch Reichsgesetz vom 10. ITovember 1871 er- 
folgte Einftlhrung der Gewerbeordnung auch in Baden, deren 
Vollzug neben der Beeidigung der Ärzte und der Bestrafung der Hilfe- 
verweigerung noch manches Bestehende beseitigte, nur nicht, nach der 
schon im Januar 1872 ergangenen Bekanntgebung der Regierung, die 
übrigen Pflichten der Arzte. 

Diese ganz neue Lage gab dem ärztlichen Ausschusse nach ein- 
gehender Beratung den Anlafs, den Vereinen das Zeichen zur Wieder- 
eröffnung ihrer Thätigkeit zu geben durch die Ansprache vom 15. April 
1872, aus welcher leider der Raum nur wenige Sätze mitzuteilen gestattet. 
„Sicherlich gilt es jetzt, sich die nächsten und künftigen Wirkungen dieser 
neuen Einrichtungen durch eingehende Erwägung und Besprechung klar 
zu machen und sodann den veränderten Verhältnissen gegenüber Stellung 
zu nehmen. Möchten darum die Vereine in erster Reihe sich damit be- 
schäftigen. — Sie werden dann bald zu der übereinstimmenden Ansicht 
kommen, dafs zur wirksamen Verteidigung dieser neuen Stellung ein 
engeres Anschliefsen der Standesgenossen unumgänglich notwendig ist, 
und dafs solches zunächst durch gröfsere Ausbreitung und festere ge- 
schlossenere Organisation der Vereine ermöglicht wird." 

„Diese Andeutungen werden es hinreichend begründen, dafs der 

Ausschufs gerade diesen Gegenstand (die Taxe) den Vereinen als nächste 
Tagesordnung empfiehlt, um alsdann seinerseits die erforderlichen Schritte 
thun zu können, damit auch diese Standesangelegenheit — wohl nahezu 
die letzte, welche im Verordnungswege zu erledigen sein 
wird — geregelt werde." 

„Wir erwarten zuversichtlich, dafs aus der eigenen Initiative der 
Vereine noch weitere neue Aufgaben für uns und unsere Nachfolger her- 
vorgehen werden, deren Ziel das Gedeihen des ärztlichen Standes sein 
soll, eines Standes, welchem die neueste Zeit die gewohnte Stütze des 
Staates genommen hat, welcher aber darum auch um so mehr berufen 
ist, aus eigener vereinter Kraft zu erstarken." 

Die in dieser Ansprache angeregte freiwillige Bildung von 7 Wahl- 
kreisen, die Stellungnahme in der Taxfrage und die Ausbreitung der 
Vereinsbildung fanden allseitig willig Aufnahme, aber die Ergebnisse in 
dieser Richtung fallen erst in die nächste Wahlperiode des ärztlichen 
Ausschusses und die nächste Periode unserer Geschichte. 
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Dem abtretenden Ausschüsse blieb nur noch die Aufgabe, in seiner 
letzten Willensäursernng den Vereinen die nationale Sache zn em- 
pfehlen, welche, durch das rastlose Streben Hekmänn Ebeühahd Richter's 
schon seit Jahren in Angriff genommen, seit der Gründung des Reiches 
ein festes Ziel sich gestellt hatte, die Grtlndung des deutschen Ärzte- 
vereinsbnndes. 

Der für die Jahre 1S73— 1S76 von Gl Prozent der Ärzte gewählte 
Ausschufs ') durfte die von seinem Vorgänger gelegte Saat ernten. Es 
bildeten sich im Jahre 1873 alsbald 3 neue Krei&vereine, indem der alte 
{1&46?) Verein des Main- und Tanberkreises und der nicht lange vorher 
(li-ßy) gegründete Od eowaldgan- Verein zu einem „Kreisverein Mosbach" 
sich verschmolzen, ferner der bisherige Pfalzgauverein (gegründet 1847, 
erneuert litsy) sich mit den Heidelberger Ärzten (naturbistorisch ärzt- 
licher Verein, gegründet 1S56) und dem ehemaligen Kraicbgauverein 
(1S45) zu dem Doppelkreisverein Mannheim-Heidelberg (mit den fast nur 
nominellen Zweigvoreinen Mannheim, Heidelberg und Eppingen-Sinsheim) 
znsammenthat , und endlich ans dem alten Durlacher 0^45) und dem 
neuen il8(J9l Pforzheiraer Verein der Kreisverein Karlsruhe gebildet wurde. 

Die Aufforderung zum Eintritt in den deutschen Ärztevereinsbund 
fand ebenso bereitwillige Aufnahme und, als der I. deutsche Ärztetag 
am 17. September 1873 in Wiesbaden zusammentrat, da waren von den 
1 1 badiscben Standesvereinen 8 vertreten und von den 3 fehlenden hatte 
schon lange vorher einer seinen Beitritt erklärt. 



m. Oeachichte der badischen Vereine seit der Stiftung des deutschen 
Arztevereinsbundes 1873. 

Die Gescbicbte der Ärztetage gehört der allgemeinen deutschen Vei^ 
einsgeschichte an und die der badischen Vereine mit ihren von nun an 
ebenen Bahnen so sehr der Neuzeit, dafa dieselbe nur noch kurzer An- 
dentungen bedarf, wobei es sich empfiehlt, um Wiederholungen zu ver- 
meiden, die streng historische Reihenfolge verlassend, die Geschichte der 
einzelnen bezüglichen Angelegenheiten in flüchtigen Zügen zu gehen. 

Dem ärztlichen Ausschusse gebührt dabei als zwar nicht 
nominellem aber thatsächlichem Vereinsvorstande der Anfang. 

Derselbe batseine vierjährigen Wahlperioden in regelmäfsigem Gange 
bis zur gegenwärtigen siebenten ohne Störungen durchgemacht, während 
der Ausschul's der Apotheker einmal eine gemeinsame Niederlegung der 



1) Die Wahl ergab die Nunen: EacusACBSB, Hopfiukm tObmann), Rosbhfbu>, 
ROEBWOOQ, ScBNBisBB, Stbpbaki , Wagkkb und Boduin, da der letztere anf seinem 
Verzicht bebarrte, Mauz, sputer für den erkrankten Kosswooo wieder Schwbikhaeii. 
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Mandate erlebte. In den Personen seiner Mitglieder traten dabei nur 
diejenigen Änderungen ein, welche Tod oder andauernde Krankheit oder 
auch Verzicht ans persönlichen Gründen veranlafste iind aafserdem die- 
jenige, welche die vergröberte Zahl erforderte. 

Die Vei^nderong in der Zahl der Mitglieder war die Folge einer 
Änderung der Wahlordnung. Zu wiederholten Malen hatte der Ausschufs 
die Wahl nach Wahlkreisen beantragt, aber stets auch die Be- 
schränkung der Wahlberechtigung auf die Yereinsmitglieder gleichzeitig 
gewünscht und deshalb regelmäfsig einen ablehnenden Bescheid erhalten, 
wobei auch einmal (1879) unter dem Motto: audiatur et altera pars in 
den ärztlichen Mitteilungen eine lebhafte Fehde zwischen der Redaktion 
und Stephani entstanden war. Als dann aber im Jahre 1880 der erstere 
Antrag ohne den letzteren wiederholt wurde, fand er (28. Oktober) Ge- 
nehmigung und es wurden infolgedessen acht Wahlkreise gebildet, wobei 
Ton den 1 1 politischen Kreisen des Landes 6 kleinere zu 3 Wahlkreisen 
zusammengelegt wurden, während 5 gröfsere jeder für sich ein Mitglied 
und einen Ersatzmann zu wählen hatten. (Die Wahl der letzteren wurde 
später auf den Fall des Bedarfes beschränkt) — Damit war denn nun 
der Ausschufs, wie bisher thatsächlich , auch nahezu rechtlich der Vor- 
stand der Vereine geworden und die Beschränkung der Wahlberechti- 
gung, geschweige denn die der Wählbarkeit auf Vereinsmitglieder hatte 
sich als vollständig überflüssig erwiesen. 

Inzwischen hatte sich auch die Vereinsorganisation mehr ver- 
vollständigt, teils durch Gründung neuer Vereine, so des ärztlichen Kreis- 
vereins Konstanz (1879) und des Bezirksvereins Rastatt (1878), teils 
durch Vereinigung zweier Kreisvereine zu einem dem Wahlkreise ent- 
sprechenden Verbände, wie die der Vereine der Kreise Lörrach (1875) und 
Waldshut (ISOG) zu einem Kreisverein Lörrach-Waldshut (im Jahre 1880). 
Als ein Rückgang mag es bezeichnet werden, dafs der aus dem 
iilton Kraichgauverein hervorgegangene sogenannte Zweigverein Eppingen- 
Siusheim (etwa 1875) sich auflöste, wobei jedoch fast alle Mitglieder in 
dem grofseu Doppelkreisverein Mannheim-Heidelberg verblieben. Auch 
in den) politischen Kreise Baden kann es als eine Art Rückgang angesehen 
worden, dafs aus den Resten des alten Oosgauvereins im Jahre 1878 
clor oben erwähnte Bezirks verein Rastatt hervorging, während sich ein 
iihcosonderter Stadtverein als „Verein der Ärzte der Stadt Baden" bildete 
uml als solcher dem Arztevereinsbunde beitrat. Die anderen vier be- 
ll Kür IS7T - so wurden gewählt: Eschbacher, Hoffmann (Obmann), Merz, 
H«»siMi-Mn, St'iiNKiuKK, ScHNVKiKHAiin, Stei'hani (füT den kranken Rosenfkld später 
SiiiMinr). KUr is^l— s4: KscHUArHER, Hoffmaxn (Obmann), Kelleb, Knauff, Merz, 
S« iiNKii'KU, Si'KnuNi, Wi>i.F (für den verstorbenen Stephani später Lindmann). Für 
l^s.i SS: OuKssi.Ku (für den vonRichtenden Hoffma>ni, Eschbacheb, Keller, Knaüff, 
l.iNi'MVNN, Mkh/., SniNKiPKR (Obmann». Wolf. Für lsS9--92: genau die Nämlichen. 
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sonderen Stadtrereine des Laude» stehen in Standesangelegenheiten frei- 
willig unter den entsprechenden Kreisvereinen, nämlich die GeaelUchafC 
der Mannheimer Arzte Igegr. \SGi) nod die medizinische Sektion des 
ärztlich naturhietoriscben Vereins in Heidelberg Igegr. ISÖÖJ nnter dem 
Kreisverein Mannheim- Heidelberg, femer die Gesellschaft der Karlsruher 
Arzte (gegr. 1S75) und der ärztliche Verein Pforzheim (gegr. 1S69) unter 
dem Kreisverein Karlsruhe, während der Verein Freiburger Arzte (neu 
gegründet 1S72) mehr einen Bezirksverein bildet und mit den Vereinen 
des oberen und unteren Breisgan gewiBeermaTgeu als Kreisverein Frei- 
barg, wenigstens in Wahlangelegenheiten, zusammengeht. 

So hat sieh denn nun ein beule noch bestehendes Netz von ärzt- 
lichen Vereinen Über das ganze Land Baden gelegt und zwar so ziemlich 
genau nach der Verwaltungseinteilung, woraus zu entnehmen ist, dafs 
die vielgescb mähte Bildung von It Kreisen denn doch so ziemlieh die 
in innerem Zusammenhang stehenden Gegenden herausgefunden bat. Und 
80 ordnen eich denn die gegenwärtig bestehenden badiscben Vereine in 
nachstehender Weise in diese Kreise ein: 
Kreis Mosbach: ärztlicher Kreisverein Mosbach. 

Kreise Mannheim u. Heidelberg: ärztlicher Kreisverein Mannheim-Heidel- 
berg mit der Gesellschaft der Mannheimer Arzte und der medi- 
zinischen Sektion des ärztlich - uaturwissenschaftlichen Vereins 
Heidelberg. 
Kreis Karlsruhe: ärztl. Kreisverein Karlsruhe mit der Gesellschaft der 

Karlsruher Arzte und dem ärztiichen Verein Pforzheim. 
Kreis Baden: ärztlicher Bezirksveretn Rastatt und Verein der Arzte der 

Stadt Baden. 
Kreis Offenburg: Ortenauer ärztl. Verein. 
Kreis Freiburg: ärztl. Verein im unteren Breisgau, Verein der Frei- 

bnrger Arzte und ärztl. Verein im oberen Breisgau. 
Kreis Lörrach und Waldshut; ärztl. Kreisverein Lörrach- Waldshut. 
Kreis Villingen: Gesellschaft der Arzte zu Donaueschingeu. 
Kreis Konstanz: ärztlicher Kreisverein Konstanz und ärztl. Verein im 
Linzgau. 
Selbstverständlich ist nach der ganzen geschichtlichen Entwicklung, 
dal's sämtliche badische Vereine ganz frei gebildet sind und dars darum 
auch keine staatliche Beschränkung hinsichtlich der Aufnahme und des 
etwaigen AusschlusEeB stattfindet. Nahezu alle haben ihren Eb renrat 
(auch Ehrengericht, Schiedsgericht oder Aufsichtsral genannt) und die 
meisten haben den ärztlichen Landesausschnfs ausdrücklich als Ehren- 
gericht zweiter Instanz anerkannt. Als Grundlage fUr die Beurteilung 
dahin gehöriger Fälle haben fast alle die Karlsruher Standesordnung 
oder davon uur in Einzelheiten abweichende eigene Vorschriften an- 
genommen. Dafs erslere, d, h. die fUr den Kreisverein Karlsruhe von 



114 Baden. 

Felix Picot nach dem New- Yorker Code of medical ethics bearbeitete 
nnd 1876 dem IV. Arztetage in Dflsseidorf vorgelegte Standesordnnng 
auch anüserhalb des badischen Landes weite Verbreitung gefanden hat, 
dürfte bekannt sein, nnd dafs die Beschltlsse des letzten Ärztetages in 
Brannschweig wohl zu einer neuen Durchsicht derselben fuhren werden, 
ist sehr wahrscheinlich. 

Im Anschluls an die Besprechung dieser ansschlieÜBlichen Vereins- 
gerichtsbarkeit dürfte auch für eine ganz kurze Geschichte der viel- 
besprochenen badischen ärztlichen Disziplinarkammer der rich- 
tige Ort sein. 

Die früher jeweils ad hoc zu ernennende Disziplinarkommission, 
von welcher schon früher die Bede war, hat seit dem Jahre 1873 glück- 
licher Weise recht wenig zu thun gehabt und, so viel bekannt, in den 
letzten Fällen nur auf Verweise erkannt. Als nun aber im Jahre 1879 
(8. Juni) eine Anfrage des Herrn Reichskanzlers die Möglichkeit der 
Entziehung der Approbation in Angriff nahm und auch die badische 
Ärztekammer darüber amtlich Mitteilung erhielt, glaubte der badische 
Ausschufs, getreu dem Beschlufs des Arztetages, dahin wirken zu sollen, 
dafs bei dem einschlagenden Verfahren eine vorherige Anhörung der 
Standesvertretung gesichert werde. Die Grofsherzogliche Regierung ge- 
währte nicht nur dieses Gesuch, sondern kam darin so weit entgegen, 
dafs statt der Anhörung des Ausschusses demselben durch die landesherr- 
liche Verordnung vom 6. Dezember 1883 das Amt des RichterkoUegiums 
selbst übertragen wurde. Wenn nun dabei die Geschäftsleitung einem 
rechtsgelehrten Vorsitzenden anvertraut ward, so fand auch darin bei 
uns Niemand ein Bedenken ; wufste man doch, dafs die acht als Richter 
beisitzenden Ausschufsmitglieder jeder Zeit sich ihr freies Urteil bewahren 
würden. Von den badischen Vereinen, welche diese Neuschöpfung zur 
Beratung brachten, wurde übereinstimmend, vorher und auch nach der 
dadurch entstandenen ziemlich heftigen Polemik in weiteren Kreisen, nur 
dankende Anerkennung ausgesprochen. Dafs dabei in § 1 der Verordnung 
gesagt war, die Disziplinarkammer könne aufser der Zurücknahme der 
ärztlichen Approbation auch gegen Ärzte, „welche die Pflichten ihres Be-, 
rufes verletzen oder durch ihr Verhalten der Achtung, die ihr Beruf er- 
fordert, sich unwürdig zeigen" „auf Erinnerung, Verweis, Geldstrafe bis 
zu 200 Mark, Entziehung des Wahlrechtes bei den Ausschufswahlen'^ 
erkennen, das war wohl hauptsächlich der Anlafs, weswegen man aus- 
wärts einen gelinden Schauder über diese gefährliche Kammer zu em- 
pfinden vermeinte, wobei man aber wieder vergafs, dafe es sich um ein 
Urteil durch Standesgenossen handelte. Bei dem weiteren übrigens 
weniger betonten Bedenken, dafs nach § 3 der Rekurs an das Ministerium 
des Innern gehe statt an ein Gericht, liefs man aufiser Acht, dafs nur 
bei jenem wiederum die Anhörung von Standesgenossen gesichert sei. 




TereinigMcUchte seit äer GrOndong des Ä.rEtoTer«iDsbunileB. 



115 



Es bat auch der seitherige Verlaaf gezeigt, dals jede Sorge Über- 
flüssig war. Die badiscbe firztliche DiBzipIinarkammer hat seit ibrer 
EtricbtuDg Ende 1SS3, also jetzt seit 7 Jahren nur zwei Fälle abzuurteilen 
gehabt, den ersten schon im Jahre 1S84, den zweiten erst wieder im 
Jabre 1S89. In beiden Fällen handelte es sich um Arzte, welche wegen 
Sittlichkeitsverbrechen zu Zuchthaus und Ehrverlust verurteilt worden 
waren und welchen dann von der Disziplinarkammer die Approbation 
auf die Dauer des Ehrverlustes entzogen wurde. (Der eine der Verbrecher 
war Übrigens kein Badener.) 

Somit ist dieses, wie Graf in der ErüffDungBrede des XII. Arztetages 
sagte, „eräte Experiment eines staatlich eingesetzten ärztlichen Ehren- 
gerichtes" nicht nngllnstig ausgefallen und die badischeu Arzte hatten 
Recht, als sieb, wie ibr Vertreter Eschbacheb am gleichen Tage sagte, 
„nicht eine wesentlich dissentierende Stimme innerhalb des Kreises 
derselben erhob, die doch ihre Ansicht offen und ohne Rücksicht aus- 
zusprechen gewohnt sind". 

Die Berufs pflichten aber, welche bei diesem Anlasse zur Sprache 
kamen, hatten immerhin den Vereinen und namentlich dem ärztlichen 
Ausschnfs manchen Kummer bereitet. Der letztere hatte, als es sich nach 
Einführung der Gewerbeordnung herausstellte, dafs deren § 144 doch 
noch allerlei Forderungen an die Arzte gelten lasse, eine Zusammen- 
stellung des noch Fortbestehenden beantragt und die Regierung hatte, 
ohne ihn noch einmal, wie er voraussetzte, zu hören, die entsprechende 
Bekanntmachung — zutallig gerade während des ersten Arztetages im 
Jahre 1873 — erlassen Die damals erhobene Beschwerde kam übrigens 
zum friedlichen Äustrag; doch blieb es, soweit das Armengesetz nicht 
eingriff, bei dem Inhalte dieser Bekanntmachung, bis gerade die Ein- 
fabrnng der Kammer mit dem, wie Gbap sagte, „wenig glücklich ge- 
wählten Namen" eine neue Znsammenstellung nötig machte, welche 
dieses Mal dem Ausschusse und durch diesen den Vereinen vorgelegt 
worden war. Diese Verordnung vom 11. Dezember 1SS3 enthielt dann 
nur noch 7 Be'rnfspllicbten, von denen 1 und 2 die An- und Abmeldung 
zur PrasiB vorschreibt, 3 und 6 die Anzeigepflicbt bei Epidemieen und die 
Mitwirkung bei der öffentlichen Gesundbeitspilege (letztere gegen Ver- 
gütung) auferlegt, 4 und 5 die gerichtliche Anzeige schwerer Verbrechen 
nnd die Führung des gerichtlichen Tagebaches (ebenfalls gegen Gebühr) 
verlangt, und endlich 7 das Selbstdispensieren ohne besondere Erlaubnis 
verbietet. 

Eine weitere Anforderung an die Arzte, welche nur mittelbar auf 
obigen sechsten Satz sich stützt, die Führung von HebammentagebUchern 
in Geburtsfallen, welche der Arzt ohne Zuziehung einer Hebamme be- 
sorgt, rief einmal — im Winter 18&5 auf ISS6 — ein Zerwürfnis zwischen 
dem Ministerium und einem grofaen Vereine hervor, welches in Folge der 
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gelbstlosea BemUbuQgeu der Mediziaalreferenten und der vermittelodeD 
Thätigkeit des Ausschusses nach GcBtattung eines besonderen einfacheren 
Formutars f'Ur diesen Zweck zum allseitig befriedigenden Aastrag kam. 

Von anderen Verhaudlungsgegenständen dürfte nur noch die ärzt- 
liche Taxe etwas auafllhrlicher zu erwähnen sein, Über deren Anf- 
bebung schon auf dem IV. Arztetage in Dflsseldorf von Hofkmann be- 
richtet wurde. Der AusschuTs hatte, um es kurz zu wiederholen, im 
Jahre 1873 auf eine Itevision der Taxe vom Jahre 1862 angetragen nnd 
hatte auch gemeinsam mit den Mediziuatrefereuten einen solchen abge- 
änderten Entwurf aasgearbeitet, als fast ganz anerwartet der damalige 
Minister des Innern iJollt) selbst die in manchen Vereinen schon zur 
Sprache gekommene gänzliche Aufhebung der Taxe befUrwortete und 
so die entsprechende Landesherrliche Verordnung vom l'J. Dezember 1873 
zu Stande kam. Es möge genügen, hier zu berichten, dafs die nunmehr 
lOjäbrige Erfahrung bewiesen hat, dals der damals so klllin erscheinende 
Gedanke der richtige war. Wir können heute noch sagen, wie Hoff- 
MANN im Jahre 1S76 in Düsseldorf: „Somit also, meine Herren, darf ich 
Sie aus voller Überzeugung versichern: die Taxlosigkeit ist ein 
ganz erträglicher Zustand." 

Die übrigen Gegenstände der Verhandlungen der badischen 
Vereine und des badischen Ausschusses boten kaum etwas für Baden Eigen- 
tümliches, wie die oben besprochenen dar. Sie sollen daher, des Raumes 
wegen, nur einfach genannt werden. Es sind: die Vernehmung der Arzte 
als Sachverständige oder als Zeugen, die hnmanistiecbe Vorbildung der 
Mediziner, die Aufsicht Über die Pflegekinder, die Apothekenordnting 
(gemeinsam mit dem Ausschufs der Apotheker beraten), das Verhalten 
gegen die Honiüopathen und gegen die Kurpfuscher, und endlich das 
Verhältnis der .Arzte zu den Krankenkassen, ein Gegenstand, welcher 
noch lauge auf der Tagesordnung stehen wird, und wozu in allemeuester 
Zeit ein sehr beherzigenswertes Referat E^CHBACHBit's an den AusschuTs 
(Ärztl. Mitteilungen aus Raden. Iböii. No. 3i erstattet wurde. Die hier- 
her gehörige Stellung der ttahnärzte scheint bei uns eine allseitig be- 
friedigende vorläufige Abmachung gefunden zu haben. 

Über die gemeinnlltzigen Schbpfuugen unserer ärztlichen 
Vereine sei noch kurz erwähnt, dala die im Jahre 1847 gegründete, 
streng auf Rechnung gegründete „Witwenkasse badiscber Arzte" in- 
Bofern ihren Zweck verfeblte,' als etwa nur ein Fünftel dieser beitraten, 
während die im Jahre 1S71I von sämtlichen Vereinen gegründete „Uater- 
BtUtznngsknsse für hilfsbedürftige badische Ärzte" durch den obliga- 
torischen Beitritt aller Vereinsmilglii-der sehr bald einen recht günstigen 
Stand erreichte und durch die im Jahre IS84 hinzugekommene „Felix- 
Picol-Stiftuug" auch die ergänzende Fürsorge für hilfsbedürftige 
"Witwen und Waisen ihrem Wirkungskreise hinzufügen konnte. Einer be^ 
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sonderen Grllndnog des Freiburger Vereins, dea seit IS7S jährlich wieder- 
kehrenden „Oberrheinischen Arztetagea", soll auch noch hier 
wenigstens gedacht werden. 

Das anerkannte Organ des Vereins nnd dea Ausschusses, die „ärzt- 
lichen Mitteilungen aus Baden", jetzt im 41. Jahrgange stehend, 
wnrde nach dem Tode seines Gründers Robert Volz im Jahre 1882 
vorübergehend von dem Kollegen Feanz Neumasn und von 1SS4 an 
von Obermedizinalrat Aenspebgeb geleitet nnd hat sich seit ISS!) 
wesentlich vergrörserL 

Wenn nun dieser in der Neujahrshetrachlnng seines Blattes für das 
Jahr 1SS8 treffend sagte: „die Interessen dea ärztlichen Standes als solchen 
sind mehr und mehr den Grenzen der kleineren Länder entwachsen nnd 
gemeinsame des deutscheu Vaterlandes geworden", so mag darin eine 
Entschuldigang dafür liegen, daCs unter den in dieser Geschichte der 
Badisvfaen Vereine erwähnten Verbandlungsgegenständen die dentscho 
Arzteordnung fehlt, Ist dieselbe doch dadurch, dal's badische Kol- 
legen sioh in dem Streben nach einer solchen eifrig beteiligten, keine 
besondere badiscbe Sache geworden. Immerhin aber wäre es nicht un- 
denkbar, dafs sie es noch wUrde, weil nach dem abschlägigen Bescheide 
des Herrn Reichskanzlers vom 3. Mai 1SS9 die»e Angelegenheit der 
Landesgesetzgebung zugewiesen wurde. Bei der zuvorkommenden Ge- 
sinnung der bei uns maTsgebenden Personen wäre es nicht ganz hoff- 
nungslos, den Versuch zu wagen, unsere Regierung zum eigenen Vor- 
gehen zu bewegen, entweder durch einen Initiativantrag beim Bundesrate 
oder sogar durch eigene gesetzgeberische Thätigkeit, soweit es die Grenzen 
der Gewerbeordnung mit ihren sich widersprechenden Paragraphen ge- 
statten. Damit würde der alte Ruhm des Landes Baden in 
mutigem Vorangehen wieder neu bewährt. 






VI. Grorsherzogtam Hessen. 

Im Grofsherzogtum Hessen bildete sich am Sitz der Landes- 
universität Giel'sen im Jahre 1833 die „Oberhessische Gesellschaft 
für Natur- nnd Heilkunde", welche, bis lbi& meist aus Ärzten 
bestehend, auch der Heilkunde ihre vorwiegende Thätigkeit zuwandte. 
Damals (IS46J wurde der Beschlufs gefafst, den Naturwissenschaften ein 
weiteres Feld der Besprechung einzuräumen, und als Folge davon zogen 
die Arzte sich mehr zurück. „Es bildeten sich" — wie es in dem Be- 
richte heifel ~ „nach und nach verschiedene rein medizinische Vereine, 
welche vielfach die Arzte unserer älteren Gesellschaft entzogen. Doch 
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ist es eigentümlich, dalis alle diese medizinischen Vereine nur verhältnis- 
mälsig kurz bestehen konnten, dann eingingen, um einer neuen Gesell- 
schaft Platz zu machen/' 

Der erste dieser — längst wieder eingegangenen — medizinischen 
Vereine scheint der „Verein oberhessischer Arzte" gewesen zu 
sein, welcher mit dem gegenwärtigen „Arztlichen Verein der Pro- 
vinz Oberhessen" (gestiftet 1873) in keiner Beziehung steht. 

Von besonderem Interesse ist die Geschichte des „Vereins hes- 
sischer Arzte" (Dr. EiGENBRODT-Darmstadt): 

„Bereits vor der förmlichen Konstituierung des Vereins und der 
Genehmigung seiner Statuten durch die Regierung am 30. September 1844 
hatte in Darmstadt seit 1S33 ein ärztlicher Lesezirkel bestanden, an 
welchen sich alsbald regelmäfsige Versammlungen mit Besprechungen 
wissenschaftlicher Fragen anschlössen. Im Jahre 1841 wurden wöchent- 
liche Versammlungen gehalten ; es bestand ein wissenschaftlicher „Abend- 
verein", der einen ersten und zweiten Vorsteher hatte. Aus einem 
gedruckt vorliegenden Rundschreiben an die Kollegen vom Sommer 1844 
geht hervor, dafs bereits seit langer Zeit ein ärztlicher Verein in Dann- 
stadt bestanden hat, aber erst zu dieser Zeit in den Zusammenkünften 
dieses Vereins Statuten beraten wurden „für den demnächst neu zu kon- 
stituierenden „Verein hessischer Arzte". Bei Feststellung der 
Statuten entbrannte ein heftiger Meinungsstreit wegen der Errichtung 
eines „Ehrengerichtes". In dem Statuten-Entwurf waren genaue Einzel- 
bestimmungen hierüber enthalten; dies stiefs jedoch auf solchen Wider- 
spruch, dafs Dr. Stegmeter, um ein „drohendes Schisma" zu vermeiden, 
den Antrag stellte, dafs der Verein unter Beobachtung derselben Formen, 
welche bei der Aufnahme stattfinden, d. h. durch Ballotage berechtigt 
sei, ein Mitglied auszuschliefsen. Ein diesem Antrag entsprechender 
Paragraph wurde in die „Einrichtungen und Gesetze" vom Jahre 1844 
aufgenommen. Am Ende des ersten Vereinsjahres (1844/45) des „neu 
konstituierten" Vereins hatte derselbe 57 Mitglieder, hierbei auch eine 
Anzahl auswärtiger aus den drei Provinzen des Grofsherzogtums. Die 
Sitzungen, welche monatlich gehalten wurden, waren durchschnittlich 
von 18 Mitgliedern besucht. Die Geschichte der ersten vierzig 
Jahre des Vereins, welche ich nach den Vereins- Akten verfalst habe, 
ist in dem Jahresbericht vom Jahr 1884 enthalten. In den wissenschaft- 
lichen Sitzungen wurde eine Reihe von Vorträgen gehalten, von welchen 
ein Teil veröflFentlicht wurde. Einzelne dieser Arbeiten sind epoche- 
machend in der Wissenschaft geworden, so Justus von Liebig's Vor- 
trag über die tierische Wärme und Gustav Simonis Arbeiten tlber die 
Operation der Blasenscheidenfistei. Zu erwähnen sind aufserdem die Vor- 
träge von Gustav Simon über Uranoplastik, über sein neues Operations- 
verfahren bei der Exstirpation voluminöser Uteruspolypen u. s. w., von 
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Alfred Hegar Über Piacentar-Reteotion, Über Abortiveier, über Hydror- 
rhoea gravidarum a. s. w., von Dr. Adolf Weber über TbräueDscblaucli- 
Striktnren und über seine Methode zur Heilang derselben, Über seine 
PrUfungsmetbode der Farbenempßndung u. 8. w., von Dr. Pfeiffer 
über die Sterblicbkeitsstatistik im Groreberzogtum HeBsen a. s. w., von 
Dr. Jäger über die differentielle Diagnose der Ovarientumoren u, 8. w. 

In Bezug auf StandeBaagelegenbeiteu bat der Verein zwei 
Denkschriften veröffentlicht, ISIJÜ Über die neue Organisation der Ober- 
medizinaldirektion und 1S62 Über die Medizinalordnang für das Grofg- 
herzogtum Hessen vom "25. Jnni I8ti2. Der Verein hat 1857 in Gemein- 
schaft mit dem Urztlichen Verein in Frankfurt a. M. die Versamm- 
langen mittelrheinischer Arzte ins Leben gerufen, welche seit 
dieser Zeit von den ärztlichen Vereinen in Darmstadt, Frankfurt, Mainz, 
Heidelberg, Mannheim, Wiesbaden, Worms n. s. w. jährlich veranstaltet 
werden. 

Eine lange Wirksamkeit hat auch der „Verein RheinbeHsischer 
Ärzte" hinter sich. Gestiftet 1S38 erfolgte seine definitive Konstituie- 
mng am 10. November 1S44. Ans dieser ersten Zeit ist Folgendes be- 
merkenswert : 

Im November 18-15 schlugen die beiden Geschäftafllhrer des Vereins, 
die Dr. Dr. Simon und Kaisrr dem „Verein hessischer Ärzte" gemeineebaft- 
liche alle zwei bis drei Jahre abzuhaltende Generalversammlungen vor 
nnd „hofften dadurch den Anfang zu einer Verbindung aller 
ähnlichen Vereine im deutschen Vaterlande zn machen, wie 
sie bereits in Rbeinbayern und Baden, in Sachsen und Württemberg be- 
stehen und sicher Itberall erstehen werden. So würde der ärztliche 
Stand sich selbst schützend erheben im BewuTstsein, dafs der, welcher 
das Baeh der Natur studiert, um den Menschen zu erkennen, nie herab- 
sinke zum Handwerker. Wenn wir uns verbrüdern, den praktischen 
Berufsbetrieb so zu regeln, dafs wir stets in dem Kollegen nus selbst 
achten, wenn die Besseren weit und breit selbst geschaffene Pflichten 
sich auferlegen, und den, der unehrenhaft handelt, ans ihrer Vereinigung 
ausstofsen, wenn auch äufsere Zeichen dieses Zusammenstehen dem 
deutschen Volke verkUnden, dann wird die Zahl der Besseren immer 
gröfser werden." Die von dem Schriftführer des „Vereins hessischer 
Arzte" entworfene Antwort auf dieses Schreiben war auf den Vorschlag 
einer gemeinschaftlichen Generalversammlung, um auf derselben gemein- 
Bchaftliche Desiderien und Interessen zu besprechen, eingegangen. Wie 
sich ans den Akten ergiebt, wurden aber die betreffenden Worte von 
dem damaligen Vorsitzenden des „Vereins hessischer Ärzte" gestrichen 
und durch den Vorschlag ersetzt: bestimmte wissenschaftliebe Aufgaben 
in beiden Vereinen zugleich zn bearbeiten. Vor eine Versammlung des 
„Vereins hessischer Arzte" scheint der Vorschlag nicht gebracht worden 
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zu sein; er würde bei vielen Mitgliedern des Vereins eine begeisterte 
Zastimmnng gefanden haben. 

Das Jahr 1876 brachte die durch die Denkschriften des Vereins 
(s. 0.) vorbereitete, den Wtlnschen der Arzte durchaus entsprechende 
Organisation des Medizinalwesens , durch welche auch den (neu zu bil- 
denden) ärztlichen Kreisvereinen das Wahlrecht zu einer Vertretung bei 
der Landes-Medizinalbehörde (dem ärztlichen Zentralausschufs) gegeben 
wurde. Die Folge war die Bildung ärztlicher Vereine in allen Ereisen, 
wo solche noch nicht bestanden oder die Einfügung der bestehenden in 
diese staatliche Organisation, welche das Wesen und die Selbstbestim- 
mung der einzelnen Vereine durchaus unberührt liefs.'' 

Unterstützungskassen für notleidende Ärzte und deren Hinter- 
bliebene sind im Grofsherzogtum zwei vorhanden , die erste des ,yVer- 
eins rheinhessischer Arzte'' seit 1875 mit einem Jahresbeitrag 
von 5 bis 25 Mark; der Beitritt ist nicht obligatorisch, die Höhe der 
Unterstützung ist nicht bestimmt, jedoch auf Mitglieder beschränkt; femer 
die Unterstützungskasse des „Vereins hessischer Ärzte'' mit dem 
Sitz in Darmstadt, welche durch Vergütungen auf Lebens- Versicherungs- 
policen Zuwendungen findet und ihre Hülfe auch Nicht-Mitgliedern ge- 
währt; auch bei ihr ist keine Verpflichtung zum Beitritt für alle Mitglieder 
vorhanden. 



YIL Grofsherzogtümer Meeklenbarg-Schwerin and 

Mecklenburg-Strelltz. 

Ärztliches Vereinswesen in den beiden Grofsherzogtümern 

Mecklenburg. (Dr. Lesenbebg- Rostock.) 

Die erste Anregung zur Entwickelung der ärztlichen Vereinsbildung in 
den beiden Grofsherzogtümern Mecklenburg ist von Rostock ausgegangen. 
Hier war anfUnglich ein 1859 gegründeter medizinischer Leseverein mit 
LcHezimnier das die Ärzte einigende Band. An ihn schloss sich im Jahre 
1 SC) 1 auf Anregung der Mitglieder der medizinischen Fakultät an der Uni- 
verHität die Bildung der „Medizinischen Gesellschaft in Rostock'^ 
Nel)('n dieser, welche fast ausschliefslich wissenschaftliche Zwecke ver- 
folKto, entstand in einem der folgenden Jahre ein zunächst nur eine 
Anziihl näher stehender Kollegen umfassender geselliger Verein, welcher 
nach und nach andere Kollegen zu sich heranzog. Die Zusammenkünfte 
fand(ui /.wauglos und abwechselnd bei den einzelnen Mitgliedern statt, 
wol)tM dann mancherlei die Praxis und das Standesinteresse betreffende 
Kragt^u i\XY Besprechung kamen. Durch die stetig wachsende Ansbrei- 



usil Mecklenburg-Strelitx. 



tnng des ärztlicheu VereinswesenB in Deutacbland angeregt, gestaltet); sich 
dieser gesellige Vereio zn dem noch Jetzt in voller Blüte beBtehenden 
KoBtocker Ärztevereine aus, welcher IS76 gegrllodet wurde und 
ia welcfaem das BedUrl'nIg der praktischen Arzte nach eingehender Be- 
bandlnng der Standesfragen Befriedigung fand. Dadurch, dal's sich die 
Mitglieder der medizinischen Fakultät zu Rostock in entgegenkommendster 
Weise dem Verein anschlössen und durch Vorträge fUr die wissenscbaft- 
liühe Anregung im Vereine sorgten, gewann dieser seine jetzige Be- 
deatang, sodafs er aulser fast allen Ärzten Rostock's noch 12 auswärtige 
Arzte als Mitglieder besitzt Nachdem weiter dnrch Stiftung einer 
„Natnrforschenden Gesellsehaft" hierselbst, welche aueb andere 
als ärztliche Berafskreise in sich aufnahm, den bisherigen aufserbalb 
der eigentlich ärztlieben liegenden Bestrebungen der Medizinischen Ge- 
sellschaft gleicbfatls Genüge geschehen war, löste sich diese auf. In- 
folge Anregung von Kostock aus erfolgte nunmehr sehr bald, noch im 
Jahre 1870, die Bildung des Ostmecklenburgtschen, West- 
mecklenburgischen, Slidostmßcklenburgigchen Ärztevereinea 
(welchem letzteren auch die Mecklenburg- Strelitzer Ärzte angehören), 
des ärztlichen Bezirkgvereines Ribnitz-Bartli und des GUstrower 
arztlichen Bezirksvereines. In Verbindung mit den drei 
erstgenannten Vereinen wurde dann der wichtigste Schritt zur Förde- 
rang des ärztlichen Vereiiislebens in Mecklenburg gethan mit der am 
25. Mai 1S77 erfolgenden Bildung des Allgemeinen Mecklen- 
burgischen Arztevereines als des Zentralorganes sämtlicher 
Mecklenburgischen Arztevereine. Ibm gehört auch eine Anzahl Arzte an 
(znr Zeit 'M), welche, sei es aus Mangel an Neigung, sei ea wegen zu 
grofser Entfernung, sich keinem Bezirksvereine angeschlossen haben. Die 
Bedeutung dieses Vereines lllr den ärztlichen Stand in Mecklenburg wurde 
erheblich gesteigert durch den in seiner Jahresversammlung am fi. Juni 
1870 nahezu einstimmig gefafsten Beschlufe einer Ver|)flichtung seiner 
Hitglieder, dorn Hulfsvereine fUr Mecklenburgische Medizinalpersonen, 
welcher infolge dessen auch auf die Arzte von Mecklenburg-Strelitz aus- 
gedehnt wurde, mit einem auf 10 Mark erhöhten Jahresbeiträge bei- 
zutreten. 

Durch das Inslebentreten des Allgemeinen Mecklenborgiseben Arzte- 
vereines hörte alsbald der Überflüssig gewordene Ostmecklenbur- 
gische Verein zu besteben auf. Nach etwa jährigem Bestände löste 
sich der Bezirksverein Kibnitz-Bartb auf, vornehmlich weil er zu 
wenig Mitglieder halte. Innerhalb des Westmecklenburgischen Arzte- 
vereines entstanden Differenzen durch die von einer Anzahl seiner Mit- 
glieder angeregte Frage der Bildung eines ärztlichen Rechtsschutzver- 
eines. Nach Ablehnung ihres Antrages trat die Mehrzahl jener Mitglieder 
aus und gründete am 2. Juni l^Sl den Verein Schweriner Arzte. 
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Diese Spaltung wurde dem Westmecklenburgiscbeo Arztevereine ver- 
hängnisvoll, weil nicht wenige der in ihm verbliebenen Mitglieder aulser- 
halb Schwerin's wohnten und deshalb die Vereinsversammlungen nur an- 
regelmäfsig und in geringer Zahl besuchten. Er sah sich infolge dessen 
genötigt, sechs Jahre später, im Jahre 1887, sich aufzulösen, was dann 
im folgenden Jahre, am 14. Juni 1888, die Entstehung des Stld- 
mecklenburgischen Ärztevereines zur Folge hatte. Mit der im 
Oktober 1888 zustande gekommenen Stiftung des ärztlichen Bezirks- 
Vereines Wismar hat sich jetzt das Vereinsnetz über ganz Mecklenburg 
ausgebreitet. Sämtliche Vereine gehören dem Allgemeinen Mecklen- 
burgischen Arztevereine an, welcher zur Zeit (am 1. Januar 1890)205 
Mitglieder zählt und Mitglied des deutschen Ärztevereinsbundes ist. Die 
rege Beteiligung der Mecklenburgischen Arzte an dem Vereinsleben labt 
erkennen, dafs sie durch dasselbe sich befriedigt und gefördert ftthlen. 



Yin. Tharingen. 

(Dr. ScHUCHARDT- Gotha.) 
1. Der allgemeine ärztliche Verein von Thüringen. 

Nachdem schon früher mehrfach sich das Streben geltend gemacht hatte, 
die Arzte Thüringens zu einem gröfseren Vereine zusammen zu bringen, 
wurde im Sommer 1867 dieser Gedanke von Professor Carl Gerhabdt 
in Jena und Med.-Rat Ludwig Pfeiffer in Weimar wieder aufgenommen. 
Sie setzten sich mit dem Reg.- und Med.-Rat Bernh. Schughardt in 
Gotha, Reg.- und Med.- Rat Wittcke in Erfurt u. A. in Verbindung und 
durch Aufforderung derselben trat am 30. November 1867 zu Erfurt in 
Anwesenheit von 30 Ärzten Thüringens die konstituierende Generalver- 
sammlung zusammen. In dem in derselben angenommenen Statut y^setzt 
sich der Verein", wie der § 1 ausspricht, „vorerst und hauptsächlich 
Erforschung und Verwertung der epidemischen und endemischen Erank- 
heitsverhältnisse Thüringens zum Zweck, schliefst aber alle anderen, die 
wissenschaftlichen oder sozialen Interessen des ärztlichen Standes be- 
rührenden Fragen von den Verhandlungen nicht aus." Der Vorstand, 
aus 5 Mitgliedern bestehend, welche jedes Jahr gewählt werden, wurde 
das erste Mal aus Gerhardt als erstem Vorsitzenden, Schughardt und 
Wittcke als dessen Stellvertreter, Pfeiffer als Sekretär und Axmann 
als Kassierer gebildet. Gerhardt führte den Vorsitz bis zu seinem Ab- 
gang nach Würzburg (1873) fort, alsdann trat Schuchardt als erster 
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Vorsitzeader ein bis znm Jahre I8äs, ia vrelcbem derselbe auf Grund 
der durch Beschlnfa des Vereins im Jahre ISSfi veränderten Zu- 
sammensetzniig des Vorstandes, wonach 9 Mitglieder denselben bilden, 
TOD denen jedes Jahr 3 der Reihe näch austreten, welche für das nächste 
Jahr nicht wieder gewählt werden können, aus dem Vorstände ausschied 
und Professor H. Kuhnt zu Jena als erster Vorsitzender eintrat 

Die Zahl der Mitglieder stieg rasch, bis sie die Zahl 2B0 erreichte. 
Seit längerer Zelt schwankt dieselbe zwischen 2711 und 280, was etwa 
der Hälfte der in Thüringen thätigen Arzte entspricht. 

Es finden jährlich 2 General Versammlungen statt, von denen die 
eine in der zweiten Hälfte des Mai in Erfurt, die andere gegen Ende 
August als Wanderversammlung in irgend einer audereu Stadt Thüringens 
abgehalten wird. Als Organ des Vereins diente zunächst die in Darm- 
Btadt erscheinende: „Zeitschrift fUr Epidemiologie und öffentliche Gesund- 
heitspflege. Organ des allgemeinen ärztlichen Vereins flir Thüringen, 
aowie der ärztlichen Vereine des Mittelrheins. Herausgegeben von Dr. H. 
Pfbiffeb, HoBpitalarzt in Dariustadt und Dr. B. Schochaedt, Regier- 
imgg- und Medizinalrat in Gotha", welche in 3 Jahrgängen zu je 12 
Heften mit literarischen Beilagen vom 15. Oktober 186S bis 15. September 
1871 fortgeführt wurde und die Fortsetzung des von Dr. H. Pfeiffer 
vom 15. Oktober I86ti bis 15. September 1868 redigierten Corregpon- 
denzblattes für die mittelrheinischen Arzte bildete. 

Von Mai 1872 an begründete der Verein unter der Redaktion des Ver- 
einasekretärs Med.-Rat Dr. Ludwig Pfeü'fer in Weimar ein eigenes Ver- 
einaorgan, die „Korrespondenz- Blätter des Allgemeinen ärztlichen Vereins 
von Thüringen", welches in Weimar in 12 Heften jährlich erscheint. Vom 
Jahre 1887 an wird die Redaktion von Professor H. Kuhst in Jena und 
Geb. Med.-Rat Pfeifpek in Weimar gebildet. 

An der Begründung und Weiterbildung des Arzte-Vereina- 
Bundes fUr Deutschland nahm der Thtlringer Verein einen wesent- 
lichen Anteil, und an der konstituierenden Versammlung desselben, den 
14. Angust 1S72 zu Leipzig, beteiligten sich als Abgeordnete Dr. Pfeifpee 
und Dr. Schuchabdt. Der erstere wurde daselbst in deu Geschäfts- 
anaschufs desselben gewählt und ist bis heute ein sehr eifriges und 
förderndes Mitglied desselben. Von ihm rührt der erste Entwurf zar 
Organisation des Vereinswesens in Deutschland her, welcher Entwarf 
8. Z. in Wiesbaden angenommen wurde. 

Der Thüringer Verein hat im Laufe seines Bestehens in seinem Be- 
reiche eine Anzahl von Einrichtungen und Instituten geschaffen, 
welche die Zwecke desselben zu fördern geeignet erschienen. 

Das epidemiologische Institut wurde 1868 auf Anregung 
Gerhahdt's begründet und durch die unermüdliche Thätigkeit des Ver- 
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einssekretärs Pfeiffek, welchem sich später der jetzige Vereiossekretär 
Dr. LüBBEN io Waltershausen zagesellte, unter Beihilfe einer grofsen Zahl 
von Vereinsmitgiiedern weiter ausgebildet und bis jetzt fortgesetzt Welche 
ausgedehnten Arbeiten dasselbe geliefert hat, ist aus jedem Jahrgange 
der Zeitschrift und der Korrespondenz- Blätter zu ersehen. 

Das Institut des Vereins für animale Lymphe wurde von 
Dr. Pfeiffer in Weimar begründet und fortgeführt. Es ist dasselbe jetzt 
nicht mehr Vereinsinstitut, sondern Staatsinstitut für Weimar und ver- 
sorgt aufserdem viele Länder, besonders Mitteldeutschlands, mit animaler 
Lymphe. Es ist eins der umfangreichsten und best geleitetsten Institute. 

Unter dem 23. Mai 1S7S hat der Thüringer Verein mit der Leben s- 
Versicherungsbank für Deutschland in Gotha einen Ver- 
trag abgeschlossen, nach welchem der Verein in Ansehung derjenigen 
Lebensversicherungen, welche auf das Leben von Vereinsmitgiiedern ab- 
geschlossen werden, eine Reihe von Vorteilen gewährt. Dies gab die 
Anregung zu einer grofsen Anzahl weiterer solcher Verträge seitens 
anderer ärztlichen Vereine Deutschlands. 

Im Anschlufs an diesen Vertrag wurde in der Generalversanunlong 
den 29. August 1878 die Errichtung einer Spar- und Unterstützungs- 
kasse, welche ihren Sitz in Gotha hat, beschlossen. Der Zweck der- 
selben besteht nach dem § 1 des revidierten Statuts, auf welches hin 
der Kasse durch Dekret des Herzogl. Staatsministeriums zu Gotha vom 
31. Juli 1879 die Rechte der juristischen Persönlichkeit verliehen worden 
sind, „1. in der Darbietung von Gelegenheit zu sicherer und vorteilhafter 
Anlage jährlicher Ersparnisse, insbesondere für solche Vereinsmitglieder, 
welche für die materielle Zukunft ihrer Angehörigen nicht, oder nicht in 
genügender Weise auf dem Wege der sogenannten Lebensversicherung 
sorgen können; 2. in der Unterstützung von Vereinsmitgliedern, welche 
unverschuldet in Not geraten sind, und von notleidenden Hinterbliebenen 
gewesener Vereinsmitglieder; 3. in der Darbietung von Gelegenheit zur 
Aufnahme von Vorschüssen für die Vereinsmitglieder.'' Einen Teil der 
Kasse bildet die Kaiser- Wilhelm-Stiftung, ein aus den Beitiiigen 
der Mitglieder des Vereins ans Anlafs der am 11. Juni 1879 stattge- 
fundenen Feier der goldenen Hochzeit des deutschen Kaiserpaares ge- 
bildeter eiserner Fonds, dessen Zinsen in die Kasse fliefsen. Der Ver- 
mögensbestand der Kasse war Ende des Jahres 1888: 27 352 Mark 15 Pf., 
der eiserne Fond« der Kaiser -Wilhelm-Stiftung betrug 5693 Mark. 

Mit der Kölnischen Unfall -Versicherungs - Aktien- Ge- 
sellschaft ist unter dem 25. Juli 18S6 ein Vertrag abgeschlossen, nach 
welchem von den bei ihr versicherten Vereinsmitgliedern 5 Prozent der 
gezahlten Prämien an obige Kasse des Thüringer Vereins alljährlich ab- 
gewährt werden. Diese Summe betrug für das Jahr 1889 68 Mark 39 Pf. 
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Aus Veranlassung eines besoaderen Streitfallea wnrde auf der Wander- 
verBammlung zu Rudolstadt, den 29. August 1S78, beschlossen, ein 
Ehrengericht von 5 Mitgliedern und S Ergäuzungs-Mitgliedem auf je 
3 Jahre zu wählen. In der Wanderversammlung zu Nordhaueen, am 
30, August 1SS3, wurden fUr die Tbätigkeit dieses Ehrengerichts und 
der an dasselbe sich anschliefsenden Standesgerichte der einzelnen Lokal- 
vereine Thüringens „Bestimninngen über die Einsetzung und 
die Tbätigkeit ärztlicher Standesgerichte in Thüringen" 
beschlossen. (Dieselben sind in verschiedenen JahrgUngen des Böruer- 
Bcben Reichs- Medizinal-Kalenders abgedruckt.) Das Ehrengericht des 
Thüringer Vereins iat bis jetzt nur in einem Falle (dem, welcher 1878 
die Veranlassung zur Einsetzung desselben gab) thätig gewesen. 

An den wissenschaftlichen Veröffentlichungen in dem Vereinsorgane 
haben sich vor Allem die Lehrer der Universität Jena, sodann die Ver- 
einasekretäre Pfeiffer und LCbben und der langjährige erste Vorsitzende 
ScBucuARDT beteiligt. In den letzten Jahren ist die Beteiligung der 
praktischen Arzte an den Korrespondenzblättern eine geringere geworden 
nnd ist durch Vermittelung des jetzigen Vorsitzenden, des Herrn Prof. 
KüHNT, ein Ersatz durch Heranziehen der an der Universität Jena vor- 
handenen Kräfte geschaffen worden. 



2. Der ärztliche Verein des Herzogtums Ootha. 

In Gotha bildete sich am 25. Juni 1S44 ein Verein von Ärzten, 
welchem sich bald sämtliche Arzte des Herzogtums Gotha anschlössen, 
zur gemeinsamen Verfolgung wissenscbafllicber Zwecke. Unter dem 
6. Juni 1S45 wurde dem Verein von der Herz. Landesregierung die Ge- 
nefamigung auf Grund der eingereichten, 28 Paragraphen umfassenden 
Statuten erteilt. Die Statuten sind im Laufe der Zeit wiederholt umge- 
arbeitet worden. Bei der Begründung war der Direktor des Vereins 
der Obermediziualrat Dr. Johann Auqust Friedrich Kerst zu Gotha 
(geboren 17. Juli 1790, gestorben I.Juni 1S4&), der Sekretär Dr. Horst 
Cabl Juliuh AiiüL'ST DiETEicu Fhohmann Bretsciineider. Nach 
dem Tode des ersteren trat der letztere als Vorsitzender bis zu seinem 
Tode (1859) ein. Von da an führte der Medizinalrat Dr. Aiiqcst 
Madelung (geboren 17. August 18i)5, gestorben 4. Dezember 1888] den 
Vorsitz. Von 1870 bis 1S85 warGeh. Regierungs- und Ober-Medizinalral 
Dr. Bernhard SciiutHARDT Vorsitzender. Von 1885 bis jetzt führt 
Sanitätsrat Dr. Johann Luwig Wilhelm Thomas den Vorsitz. 

Der Verein zählt gegenwärtig 34 Mitglieder von den 50 Ärzten des 
Herzogtums Gotha, 
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Über die Gründang des Vereins und die zwei ersten Jahre des Be- 
stehens desselben hat Bretschneideb in Schmidt's Jahrbflehern der ge- 
samten Medizin, 1847, Band 56, S. 279 Mitteilungen gemacht. Sonstige 
Mitteilungen erfolgten in den beiden Organen des allgemeinen ärztlichen 
Vereins von Thüringen. 

Aufser diesen beiden Vereinen ist noch für die Arzte der Stadt 
Weimar im Jahre 1889 ein Lokalverein gegründet worden. 

Im Herzogtum Sachsen-Altenburg besteht schon seit dem 
Jahre 1869 ein „Verein der Arzte des Ostkreises Altenbnrg", 
dessen langjähriger Vorsitzender Rothe bereits bei der Gründung des 
Ärztevereinsbundes in Leipzig (1872) mitwirkte. 



IX. Grofsherzogtnm Oldenbnrg. 

Der „ärztliche Verein zu Eutin'', welcher das ehemalige 
Fürstentum Lübeck und dessen nächste Umgegend umfaüste, ist be- 
reits am 17. August 1845 gestiftet worden und hat durch seinen Vor- 
sitzenden (der auch gegenwärtig dieses Amt bekleidet) Dr. Hellwag- 
Schwabtau an der Gründung des Ärztevereinsbundes und vielen Ärzte- 
tagen thätigen Anteil genommen. 

Im ehemaligen Herzogtum Oldenburg ist zu dem seit 1853 be- 

• ■ 

stehenden Unterstützungsverein für notleidende Arzte im 

•• •• 

Jahre 1874 der dem Arztevereinsbunde beigetretene „Arzteverein im 
Herzogtum Oldenburg" getreten. 

Die Ärzte des Fürstentums Birkenfeld (welches ganz von 
Rheinpreufsen umschlossen wird) gehören zu dem „Verein an der 
Nahe." (s. Kheinprovinz.) 



X. Herzogtum Brannschweig. 

Braunschweig war der dritte deutsche Staat, dem (1865) eine (aller- 
dings ganz eigen geartete) staatlich organisierte ärztliche Standesvertretong 
zu Teil wurde (Baden und Sachsen gingen kurz vorher). Das Wesen 
derselben beruht darin, dafs eine Kammer für Arzte und Apotheker 
geschaflFen wurde, welcher alle Mitglieder dieser Stände zugehören und 
für welche sie auch bei Strafe ihr Wahlrecht ausüben müssen; dieser 
Kammer stehen ausgedehnte disziplinare Befugnisse zu, welche auch durch 
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die Gewerbeordnung von 1869 nicht hinfällig geworden sind. Dem ent- 
sprechend hat sich auch das Vereinswesen in der Hauptstadt gestaltet 
Während früher in der Stadt Braunschweig ein ärztlicher Klub, der 
nur geselligen Zwecken diente, und ein ärztlicher Verein, der wissen- 
schaftliche Ziele verfolgte, bestanden, vereinigten sich nach der Einführung 
der neuen Medizinalordnung (1866) diese beiden, nahmen aber (jener 
Znsammensetzung der „Kammer'' entsprechend) auTser Ärzten auch Apo- 
theker und Zahnärzte auf. 

So zählt denn heute der „ärztliche Verein des Kreises Braun- 
schweig'' (welcher übrigens ein sehr reges Leben führt, wissenschaft- 
liche Vorträge veranstaltet, Gutachten für den Magistrat abgiebt, allmonat- 
lich 2 offizielle Sitzungen, daneben aber noch kollegiale Zusammenkünfte 
hält) unter seinen 88 Mitgliedern nur 79 Ärzte, mit welcher Zahl er dem 
deutschen Ärztevereinsbunde angehört. 

Der verstorbene Mitbegründer des letzteren, Friedrich Reck, war 
ein hervorragendes Mitglied des Vereins. Aufser diesem letzteren sind 
noch im Herzogtum vorhanden die Kreisvereine Helmstedt (1868) 
und Wolfenbüttel (1882), sowie der Kreisverein Holzminden- 
Gandersheim (1875), der auch die Arzte des preuTsischen Kreises 
Höxter (Provinz Westfalen) zu seinen Mitgliedern zählt. 

Schon seit mehr als 50 Jahren ist durch Dr. Lachmann ein Verein 
zur Unterstützung hülfsbedürftiger Medizinalpersonen im 
Herzogtum Braunschweig (auch für Witwen und Waisen) begründet 
und entfaltet seine segensreiche Wirksamkeit. 



XL Hansestädte. 

1. Freie und Hansestadt Hamburg. 
(Dr. Oehrens.) 

Die Gründung eines colleginm medicum im Jahre 1644 ist durch 
ein Original der Statuten bewiesen. Die Überschrift der lateinischen 
Statuten enthält die Jahreszahl der Stiftung und lautet 

QVoD feLlX faVstVMqVe sIt nobis et saLVtare 

aegrotantIbVs 
Nomina Doctorum, qui has leges subscriptione sua approbarunt: 
JOH. Ebelingk D. et Praeses huius collegii ut et Phjsicus Reip. patriae 
Ordinarius 

1) Veröffentlicht durch Dr. Scurader. Aufserdem MitteUungen aus der älteren 
Medizinalgeschichte Hamburgs von Phys. Dr. Gbrnet, Hamburg 1869. 
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JoACfflMus JüNGius Med. D., Andbeas Cassius D., Johannes Jüboens, 
Christophokus Friedericüs Willichiüs D., Paulus Makquartus 
Slegel D., Johannes Placcius D., Petrus Mastorpius D., Gonradus 
Walteerus D., Johannes Albertus Huswedel D., Gilianus Gartz D. 

Es folgen andere Namen von späteren Mitgliedern. Obige 12 sind 
die Stifter und Mitglieder aas dem Jahre 1644. 

Die ersten drei „leges" heifsen: 

I. Fundamentum coUegii medici nostri esto salus civiam et medicorum. 
IL Idipsam ut feliciter eonfirmetar ac conservetar , nnosqaisqae coUe- 

garum qnantam in se erit, coneordiae stadeto. 
III. Omnia j qaae eollegio vel in emolnmentum vel in inerementam ce- 

dere videbantnr, enilibet carae eordiqae snnto. 

Nur Doctores rite promoti konnten Mitglieder werden. 

Die leges warden 1671 revidiert and 1701 umgearbeitet, auch wurde 
diesmal der Name in ,,societas medica" verändert Während des Be- 
stehens von 1644 — 1722 wurden 100 Mitglieder aufgenommen. 

1644 Beitrag ein ungarischer Gulden. 

1671 Revision der Statuten. Beitrag 2 Dukaten. 

1678 Antrag bei Kaiser Leopold L, das collegium zu bestätigen und 
ihm das Recht zu verleihen, die Doktorwürde zu erteilen (abschlägig 
beschieden). 

1701 Revision der Statuten. Name: societas medica. Beitrag 6 Mark. 

1722 Aufnahme des letzten Mitgliedes. 

Das Kollegium hat Gutachten für Private und Behörden djer Stadt 
abgegeben. Versuche von Dr. Gieseke und Genossen im Jahre 1779 — 81 
ein neues Kollegium zu errichten, scheiterten durch den Widerspruch 
der Physici und eine Schrift von Dr. Reimarus. 

Der jetzige ärztliche Verein in Hamburg erstreckt sich über das 
ganze hamburgische Gebiet, hält alle 14 Tage eine Versammlung, in der 
nur Wissenschaft getrieben wird, alljährlich 2 Generalversammlungen, 
welche lediglich für Vereins- resp. Standesangelegenheiten bestimmt sind. 
Die bedeutenden wissenschaftlichen Leistungen des Vereins sind bekannt: 
sie finden ihre Stütze durch die grofsartigen Krankenanstalten und deren Arzte. 

Der Verein wurde am 2. Januar 1816 gestiftet. Seit 1847 hat er 
— auf Anregung von Dr. de Chaufepie — eine Hülfskasse für not- 
leidende Ärzte und deren Witwen und Waisen begründet. 

Alle 2 Jahre wird im Vereinslokal von den Ärzten Hamburgs ein 
Wahlaufsatz von Dreien gebildet, aus welchen der Senat Einen ins Me- 
dizinaikollegium wählt. Dieses hat drei solche ärztliche Mitglieder. 

Aufserdem giebt es eine geburtshülf liehe Gesellschaft, deren Mit- 
glieder dem Vereine angehören müssen. 



2. Ttm« und Hansestadt Bremen. 
(Dr. Thokspecken.) 

„Der ärztliche Verein in Bremen, welcher sich über das ganze Gebiet 
des Staates Bremen erstreckt, ist schon 1832 gegründet und zählt 71 Mit- 
glieder, von welchen 61 in der Stadt Bremen ihren Wohnsitz haben. 

In den ersten Dezennien seines Bestehens wurde die Entwickelung 
des Vereins einigermaCsen durch die Bestimuinng gehemmt, welche jedes 
Mitglied in regelmäfsigem Tnrnus zu einem wissenschaftlichen Vortrage 
verpflichtete. Nachdem diese Bestimmung, sowie das frttber Übliche 
Probejahr aufgehoben war, schlössen sich in der neueren Zeit ungefähr 
alle Ärzte, welche sich in Bremen niederlielBen, dem Vereine an. Auch 
ohne eine geschriebene Standesordnung ist es früher dem Vereine ge- 
langen, die Kollegialität hoch zu halten, von jeher besafs er als Macht- 
mittel die Möglichkeit der AnsschliefsuDg ans dem Verein. Als in neuerer 
Zeit sich mehr fremde Elemente den einheimischen biuzngesellten nnd 
das Probejahr ausfiel, stellte sich mehr das Bedürfnis nach einer geschrie- 
benen Stande so rdnnng und einem Ehrenrat ein und bat sich die Existenz 
dieses letzteren unter dem Namen des Vertranensansschnsses bewährt. 
Bestrebungen gegenüber, beim Staat Schutz gegen die Quacksalber za 
suchen, verhielt sich der Verein bereits 1S44 ablehnend und ist er diesen 
Anacbanungen im Allgemeinen treu geblieben. Die Einreihung der Ärzte 
in die Gewerbeordnung empfand der Verein nicht als eine Herabsetzung 
des ärztlichen Standes. Nur schwer entschlofs er sich, zu seinen beiden 
Aufgaben, der Pflege der Wissenschaft und Kollegialität als dritte den 
Schutz der materiellen Lage seiner Mitglieder hinzuzuftigen. Dem Kranken- 
kassengesetz gegenüber konnte er sich aber der Verpflichtung nicht ent- 
ziehen, durch Einsetzung einer Kommission für das Kraukenkassenwesen 
neben der Pflege der Kollegialität der Krankenkassenärzte auch deren 
materielles Inleresse zu nnterstUtzen." 

In Bremen bestehen 2 Kassen: I. eine Stiftung des ärztlichen 
Vereins zur Unterstützung bremischer Ärzte nnd deren 
Witwen und Waisen 1S44 von Dr. Barkhausen begründet, mit obli- 
gatorischem Beitritt und 2. eine (reehnungsmätsig begründete) Witwen- 
und Waisenkasse des Vereins, iSS5 durch Dr. LoosE angeregt, 
welche erst nach IS95 Auszahlungen machen wird. 

Über eiuen „ärztlichen Verein in Bremerhafen" sind der 
Redaktion nähere Notizen nicht geworden. 
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S. Freie und Hansestadt Lübeck. 
(Dr. Mabet.) 

In dem Staate Lübeck besteht nur der am 23. Oktober 1809 ge- 
stiftete Verein der Arzte in Lübeck , jetzt ärztlicher Verein in Lübeck 
genannt Derselbe erstreckt sich auf das lübeckische Staatsgebiet, doch 
gehören ihm die Ärzte von Travemünde und dem Landgebiet nnr selten 
an. Die Mitgliederzahl beträgt 32, and zwar sind sämtliche Ärzte der 
Stadt mit zwei Ausnahmen Mitglieder des Vereins. 

Regalatiymäfsig soll jeden Monat eine Versammlung abgehalten 
werden, während der Monate Juni bis September werden sie jedoch 
wegen schwachen Besuchs gewohnheitsgemäfe nur berufen, wenn wichtige 
Beratungsgegenstände vorliegen. 

Gegenstände der Verhandlungen sind wissenschaftliche und Standes- 
fragen. Der Verein hat seit seiner Stiftung den «Zweck gegenseitiger 
Belehrung und Förderung der Kollegialität oder, wie es in den Statuten 
des a. V. von 1880, § l heifst: 

„unter seinen Mitgliedern ein gemeinsame wissenschaftliche Thä- 
tigkeit zu fördern, ein freundschaftliches kollegialisches Verhältnis 
zu erhalten, sowie die Interessen des ärztlichen Standes wahrzu- 
nehmen und nach Auiisen zu vertreten. 

An die Versammlungen schliefst sich in den Monaten Oktober bis 
Mai eine gesellige Vereinigung der Mitglieder an. 

Der Verein ist einer staatlichen Organisation nicht eingefügt, wurde 
aber doch bezüglich besonders wichtiger, den ärztlichen Stand betref- 
fender Angelegenheiten von dem Senate befragt und hat auch seiner- 
seits Wünsche und Anregen diesem höchsten Staatskörper entgegen ge- 
bracht. 

So lange infolge partikularistischer Einrichtungen fast nur Lübecker 
als Ärzte sich hier niederlassen konnten, stand der Eintritt in den Ver- 
ein jedem hier zur Praxis zugelassen/^n Arzte frei, wenn er sich durch 
Unterschrift der Gesetze des Vereins denselben zu unterwerfen bereit 
war; seitdem aber § 29 der Reichs-Gewerbe-Ordnung die Niederlassung 
fremder Arzte hierselbst erwarten liefs, wurde im Dezember 1869 die 
Abstimmung über die zur Aufnahme sich meldenden eingeführt und zwar 
entscheidet bei der Abstimmung die Mehrheit sämtlicher Mitglieder des 
Vereins. Der Verein kann Ehrenmitglieder ernennen. 

Mit der Feststellung einer Standesordnung im Jahre 1817 
besteht das Recht des Ausschlusses unwürdiger Mitglieder aus dem 
Vereine. 
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Die ersten Gesetze waren streng. Sie verboten die Bewerbung um 
ärztliche Stellen, heimliches Kurieren, wo ein Andrer Hausarzt ist, selb- 
ständiges Eingreifen des konsultierten Arztes, sowie des Chirurgen mit 
iuneren Mitteln, des Geburtshelfers während des Wochenbetts, end- 
lich auch die Aanafame der Hausarztstelle in der betreffenden Familie 
vor Ablauf eines Jahres nach beendigter Kur. Dieselbe Beschränkung 
galt auch für den Vertreter eines verreisten oder erkrankten Arztes. 
Die Arzte verpäicbteten sich nämlich, iiire Praxis nicht einem bestimmten 
Kollegen zn Übertragen, sondern dem Patienten die Wahl zu lassen, 
und sich gegenseitig bei Reisen von beschränkter Dauer, in Krankheits- 
filllen während der Daner derselben, und in Fällen der Invalidität bis 
zum Tode, für Rechnung des verbinderten Kollegen zn vertreten, auch 
während des Sterbejahrs die Praxis des verstorbenen Kollegen fUr Rech- 
nung der Witwe und Kinder derselben zu besorgen. In dem Gesetze 
von 1823 wurde noch eine wichtige Bestimmung hinzugefügt, nämlich 
die Verpflichtung der Mitglieder, über das Heilverfahren ihrer Kollegen 
jedes Tadels Nicbtärzten gegenüber sich zn enthalten. Diese Grund- 
sätze ärztlicher Moral und kollegialer Beihlllfe bestehen noch heute mit 
einigen zeitgemäTsen Abänderungen. Es besorgen nämlich die Zurück- 
gebliebenen auch die Praxis des im Kriege oder wegen militärischer 
Dienstleistung abwesenden Kollegen fUr denselben; das Verbot der Über- 
nahme der Hausarztstelle vor Ablauf eines Jahres in den oben auge- 
fflhrten Fällen wurde aufgehoben und einigemal wurde die Praxis in 
der Familie vererbt. Das Bedürfnis, wegen des Annoncen- oder Reklame- 
wesens, des Spezialistentums und der poliklinischen Behandlung beson- 
dere ßestimmuDgen zu treffen, hat sieb bisher nicht geltend gemacht. 

Im Falle von Mirshelligkeiten zwischen zwei Ärzten oder Über- 
tretung der Gesetze tritt ein aus dem Präses und zwei, von den Par- 
teien erwählten Mitgliedern, bestehendes Ehrengericht zusammen, zur 
Untersuchung des Falls und ev. Schiedsspruch; gelingt es diesem nicht 
zn einem befriedigenden Resultate zn kommen, so bringt es die Ange- 
legenheit vor den gesamten Verein. Der Verein, welcher mit Zustim- 
mung von mindestens drei Vierteilen der Gesamtheit alter Mitglieder 
die Exklusion aussprechen kann, ist die höchste ehrengerichtliche Instanz. 

Er gehört keiner gröi'seren Vereinsgruppe an, ist aber 1874 dem 
Arztevereinsbunde beigetreten. 

Bis zum Jahre 1845 wurden die Gesetze des Vereins geheim ge- 
balten, und es waren selbst diejenigen, welche aus dem Vereine aus- 
geschieden oder nach Kenntnisnahme der Gesetze demselben nicht bei- 
getreten waren, zur Geheimhaltung verpflichtet. Seit 1859 sind die 
Statuten von dem hohen Senate genehmigt und dem ärztlichen Vereine 
die Rechte einer juristischen Person zuerkannt. 
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Der ärztliche Verein besitzt eine Fachbibliothek, welche 1S19 von 
ihm erworben und seitdem yermehrt, ca. 20 000 Bände nmfiiJst nnd einen 
mit derselben yerbnndenen Lesezirkel. 

Die im Jahre 1859 von Mitgliedern des Vereins als Institut des- 
selben gegrttndete Witwenkasse wird, nachdem im Laufe der Jahre das 
Kapital die Hohe yon 20000 Mark erreicht hat, Ende nächsten Jahres 
zum ersten Mal eine Auszahlung an die Witwen und Waisen derjenigen 
Ärzte, welche bis zu ihrem Tode Mitglieder der Witwenkasse gewesen 
sind, machen. Verteilt werden drei Vierteile der jährlichen Beiträge aller 
Mitglieder des Vereins (je 15 Mark) und der Zinsen des Kapitals. Die 
Höhe der Unterstützung richtet sich nach dem Stande der Kasse und 
der Zahl der Berechtigten ; die einzelnen Quoten, deren Beträge unter sich 
gleich sein mttssen, dürfen ein Vierteil der jährlichen VerteUungssumme 
nicht Obersteigen. 



Bei dem naturgemäfsen Interesse, welches die Geschichte des älte- 
sten rein ärztlichen Vereins in Deutschland, der seit seiner Grflndung 
ununterbrochen bestanden hat, mit sich bringt, sei es gestattet, aus einem 
Festbericht des Dr. Eschekbürg Aber die 75jährige Jubelfeier des Ver- 
eins (1SS4) noch Folgendes nachzutragen: 

„Der ärztliche Verein ist eine der ältesten derartigen Verbindungen. 
Er genieÜBt eines ehrenyollen Rufes in der Fremde, was noch in jüngster 
Zeit auf einem deutschen Arztetage in erfreulicher Weise zum Ausdruck 
gelangt ist, nicht minder hat er einen guten Namen in unserer Stadt 
selbst, für deren sanitiüres Wohl er in den yerflossenen 75 Jahren £r- 
spriefsliches geleistet hat 

Die Zeiten, welche seiner Gründung yoraufgingen , waren für den 
hiesigen ärztlichen Stand trauriger Art Das Ansehen des letzteren war 
durch yielfache in die Öffentlichkeit getragene Streitigkeiten erschüttert 
und seine materielle Stellung nichts weniger als beneidenswert. 

So erklärt es sich, wenn der im Jahre 1767 yerstorbene Physikos 
V. Melus, ein gelehrter und beschäftigter Arzt, welcher nach eignen Auf- 
zeichnungen im Verlaufe einer 47jährigen Praxis eine durchschnittliche 
Jahreseinnahme von nur 1000 Sh. erzielte, häufig die Aufserung gethan 
haben soll: Wenn er 10 Söhne hätte, so wolle er lieber, dats sie sämt- 
lich ein Handwerk erlernten, als da£s einer yon ihnen praktischer Arzt 
iu Lübeck würde. 

Der äufsere Aulai's, welcher die Ärzte in eine nähere Verbindung 
zu einander brachte, war die Einführung der Knhpockenimpfung hier- 
selbst im Jahre ISot». Öftere ZusammenkfLnfte, welche lu diesem Zwecke, 
wie später zur Erörterung anderer hygienischer Fragen auf der Rats- 



äes Lübecker Ärztlichen Tercina. 



133 



apotbeke stattfanden, waren die ersten Anfänge, einen Stand zu organi- 
sieren, welcher bei dem fast völligen Mangel einer staatlichen Unter- 
sttttznng darauf angewiesen war, durch Einigkeit sich seibat zu helfen. 

Im Jahre IS04 beschlol's man, bei diesen Zusammenklinften, welche 
nur den Charakter freundschaftlicher Besprechungen hatten, Ubrtgens aber 
TOQ den Behörden trotz ihres gemeinnützigen Charakters nicht begün- 
stigt wurden, weil man in der Vereinigung der Arzte einen „Staat im 
Staate" erblickte, Protokoll zu fuhren, welches anfangs Dr. med. Bbehmer, 
vom 11. Novbr, l&iKi bis zum Ende des Jahres iS33 Dr. med. Geohq 
Heinhich Behn besorgte. 

Auch die bewegte Zeit der Erstürmung Lübecks im Jahre 1S0I3, 
während welcher in den Tagen vom 11. bis 2S, November die hiesigen 
Arzte nicht weniger als 19 Ual zu gemeinsamen Beratungen und Beschlufs- 
uabmen zusammentraten, vermochte zu einer festen Einigung derselben 
nicht zu führen. Erst im Jahre 1809 gelang es den Bemühungen des 
Pbysikns Dr. Tkendelenbukq und besonders denen des erwähnten Dr. 
Behn, welcher als der eigentliche Stifter des ärztlichen Vereins anzu- 
sehen ist, die damaligen Arzte: aufser den genannten die Dres. med. 
Danzmann, Ackermann, Schetelw, Jacob8bn, Curtius, Berge, Left- 
HOFF, Cabstens, KOster Und MoLi'EE zu einem fest organisierten Ver- 
ein zu verbinden. 

Am 23. Oktober feierten sie auf der Schafferei den Anfang ihrer 
Zusammenkünfte, welche fortan allmonatlich anfangs Donnerstag, später 
am Freitag stattfanden. Begünstigt durch die verhältnismäfBig geringe 
Anzahl der Teilnehmer, entwickelte sich auf der Grundlage zweckmäfsig 
abgefafster Statuten schnell ein reiches, fruchtbringendes Vereinsleben. 

In diesen Statuten wird die Geschäftsordnung filr die Sitzungen des 
Vereins, die Stellung der Arzte zu den Behörden, die Verpflichtung der- 
selben zu gegenseitiger Vertretung bei Reisen und Krankheiten, sowie 
das Verfahren bei Konsultationen geregelt. 

Namentlich gehen dieselben darauf aus, ein kollegiales Verhältnis 
unter den Mitgliedern des Vereins zu fördern, „Um jede Eifersucht 
im voraus zu verbannen," soll der Vorsitzende alljährlich durch's Looa 
erwählt, wenn ein Hochedter Rat die Einsetzung einer ärztlichen Kom- 
mission wünscht, sollen hierzu stets die ältesten Mitglieder des Vereins 
delegiert werden. Untersagt wird, „um eine öffentliche Stellung suppli- 
citer einzukommen," vielmehr soll der Einzelne sich dieselbe antragen 
lassen. 

Im Uebrigen unterscheiden sich diese Statuten von den jetzt gül- 
tigen nur in unwesentlichen Punkten. 

Während des 75jähngen Zeitraums ihrer Geltung hat sich als ihre 
schönste Frucht gezeigt, dafs durch sie der Konkurrenz unter den Ärzten 
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eine ehrenhafte Form gegeben worden ist. Thatsächlich haben Dis- 
harmonien nnter den Mitgliedern des Vereins stets rasch ihre Erledigung 
gefunden nnd Zwistigkeiten nnr selten die Einigkeit derselben gestört. 

Besonders fruchtbringend ist die Thätigkeit des Vereins fttr unser 
Gemeinwesen durch seine Beteiligung bei fast allen wichtigeren sani- 
tären Einrichtungen und MaCsregeln gewesen, welche seit seinem Be- 
stehen ins Leben getreten sind. 

Schon im Jahre 1814, als es galt, die vertriebenen Hamburger, 
welche hier zahlreich erkrankten, zu Terpflegen und das Umsichgreifen 
von Typhus und Ruhr zu verhüten, ferner im Jahre 1832 im Kampfe 
gegen die Cholera und die bisher übliche Leichenbestattung innerhalb 
der Stadt entfaltete der Verein eine erfolgreiche Thätigkeit. In frischer 
Erinnerung sind noch die vereinten Bemühungen der Ärzte um die Ver- 
wundeten des Krieges 1870/71. Mochte es sich handeln um Wasserver- 
sorgung oder Kanalisation, um Neubauten von Schul- und Kranken- 
häusern, um medizinalstatistische Arbeiten, in allen Fällen ist es der 
ärztliche Verein gewesen, welcher durch Kommissionen oder einzelne 
Mitglieder, oft in zeitraubender, mühevoller Arbeit, nicht nur das Ma- 
terial zur Beurteilung der einschlägigen hygienischen Fragen gesammelt, 
sondern auch häufig das ausschlaggebende Wort gesprochen hat.'' 



XII. Beichslande Elsafs-Lothringen. 

In Elsafs bestand seit französischer Zeit die sociötö de mödecins du 
bas-Bhin, welche altdeutsche Arzte nicht aufnahm und in neuerer Zeit 
aus politischen Gründen aufgelöst wurde. An Stelle derselben hat sich 
in diesem Jahr (8. März 1890) der Verein der Ärzte des Unterelsa fs 
mit dem Domizil Strafsburg gebildet, welcher sowohl elsässische wie 
altdeutsche Ärzte zu seinen Mitgliedern zählt und nur wissenschaftliche 
Fragen behandelt. 

Vor Gründung dieses neuen Vereins war die Gemeinsamkeit zwischen 
beiden ärztlichen Gruppen durch den 1875 gegründeten ärztlich- 
hygienischen Verein von Elsafs-Lothringen vermittelt, welcher 
zur Zeit 175 Mitglieder umfafst, neben den wissenschaftlichen und hygieni- 
Rchen Fragen auch Standesfragen behandelt und Mitglied des deutschen 
Arztevereinsbundes ist. 

Anfser diesen Vereinen besteht in Strafsburg noch der (nicht auf 
Ärzte beschränkte) naturwissenschaftlich-medizinische Verein, 
der 1874 gegründet, nur wissenschaftliche Gegenstände seiner Verhand- 
lungen hat. 
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In LothriDgen war es eine Zeit lang gelangen (1873), einen Verein 
der lothringischen Ärzte zu gründen; auch in neuerer Zeit sind 
Schritte in dieser Richtung geschehen, welche den Erfolg der Wieder- 
belebung gehabt haben. 

Aufserdem existiert dort nur (abgesehen yon dem oben genannten 
medizinisch -hygienischen Verein für Elsafs- Lothringen) der Metz er 
Arzte verein, dessen Mitgliederzahl (17) darauf hinweist, dafs wesent- 
lich nur Arzte der Stadt Metz ihm angehören. 

Es ist klar, mit welchen Schwierigkeiten das ärztliche Vereinsleben 
in den Reichslanden zu kämpfen hat und doppelt erfreulich, wie dasselbe 
sich immer mehr Bahn bricht. 



Nachtrag. 



Die Ergebnisse des (während des Drnckes dieser Schrift in München 
abgehaltenen) 18. deutschen Arztetages (108 Delegierte mit circa 9200 
Stimmen) sind im wesentlichen folgende. 

Bei Beratung der ärztlichen Prüfungsordnung wurde allseitig 
anerkannt^ dafs eine Reorganisation des medizinischen Unter- 
richts als die wichtigste Vorbedingung dessen zu bezeichnen sei, was 
durch eine Revision der Prüfungsordnung für das Wissen und Können 
des Arztes angestrebt wird. Diese Frage soll demnach mit dem schon 
jetzt vorliegenden Material einer Kommission überwiesen werden, durch 
welche sie dann zur Behandlung auf dem nächstjährigen Arztetage vor- 
bereitet werden soll. Beschlossen wurde, dafs eine solche Organisations- 
änderung sich im wesentlichen auf bessere praktische Vorbildung der 
künftigen Arzte beziehen solle. Die wichtigsten Änderungen, welche von 
einer neuen Prüfungsordnung erwartet wurden, waren folgende: dafis die 
medizinische Vorprüfung (bisheriges tentamen physicum) namentlich in Be- 
ziehung auf Anatomie und Physiologie eine gründlichere sein, dann aber 
auch nir diese Fächer im wesentlichen eine abschliefsende Bedeutung 
haben solle ; ferner dals das Examen kein bloilses Fakultäts-Examen sein 
dürfe, sondern dafs auch praktische Arzte als Examinanten fungieren 
sollen ; endlich dafs die einzelnen Abschnitte der Prüfang in ihrer Dauer 
zu kürzen und nicht mehr durch längere Fristen von einander zu 
trennen seien, so dafs das Examen seinen einheitlichen Charakter wieder 
erlangen könne und das „Einpauken'^ auf die einzelnen Fächer nicht 
wie bisher die Regel bilde. 

Referenten waren: Wallichs- Altena, Prof. von ZiEMSSEN-München, 
HARTMANN-Berlin, HENRici-Leipzig. 

Die Paragraphen des bürgerlichen Gesetzbuches, welche sieb 
auf Geisteskranke bezw. auf die Entmündigung, Pflegschaft 
und Geschäftsunfähigkeit beziehen, wurden durch Prof. Grashet- 
München einer eingehenden Erörterung unterzogen und es gelangten die 
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Anträge des BefereDten znr Annahme, während die äufserst wichtige 
Frage: ziyilrechtliche Folgen der Trunkenheit and der 
Trunksucht als noch nicht spruchreif zurückgestellt werden mufste. 

Eine eingehende und lebhafte Debatte entspann sich über das 
,,Rrankenkassengesetz'' und es wurden nach dem Referate von 
BuscH-Crefeld folgende Thesen angenommen: 

I. Der Ärztetag betont von Nenem die grofsen Gefahren, welche 
die Krankenkassen - Gesetzgebung, namentlich durch ihre bevor- 
stehende Ausdehnung auf die Familienversicherung in sich birgt, falls nicht 
ein befriedigendes Einvernehmen zwischen den Kassenvorständen und der 
Vertretung der Ärzte zu Stande kommt. 

Er verkennt nicht, dafs auf letzterem Wege an manchen Orten ein 
beiderseits zufriedenstellendes Verhältnis entstanden ist, während anderswo 
die bisherige Entwicklung der Krankenkassen -Gesetzgebung vielfach zu 
einer sehr erheblichen moralischen wie materiellen Schädigung des ärzt- 
lichen Standes geführt hat. 

II. Das unumgänglich notwendige Mittel zur Abwehr dieser Gefahren 
ist die Übertrag[ung der Disziplinargewalt an die staatlich anerkannten 
Vertretungen (Ärztekammern u. a.), mag dieses Recht denselben nun allge- 
mein auf dem Wege der Reichsgesetzgebnng oder seitens der Einzelstaaten 
durch die Landesgesetze verliehen werden. 

III. Ein weiteres Mittel zur Besserung des Verhältnisses ist die offizielle 
Vertretung der Ärzte bei den Kassenverwaltungen mit Stimmberechtignng 
der Ärzte in den ärztlichen und hygienischen Fragen. (Antrag Weiss- 
Mflnchen.) 

IV. So lange ein generelles Kurpfuschereiverbot nicht ausgesprochen 
(Abänderung des § 29 der Gewerbeordnung), ist die Einfügung der Bestim- 
mung in das Krankenkassen-Gesetz, dafs Kurpfuscher nicht znr Behandlung 
der Kassenkranken zuzulassen sind, unsere dringende und selbstverständ- 
liche Forderung. 

Hierbei stellte sich heraus, dafs gegen die Nr. 11 (Disziplinargewalt) 
von 95 Abstimmenden sich 5 erklärten, während gegen die Eingangs- 
worte der Nr. IV (generelles Kurpfuscherei verbot) von 95 Delegierten 
7 stimmten, dafs also seit 1882 resp. 1887 die Majorität in diesen Fragen 
eine noch viel gröfsere geworden ist. 



Tabellarische Übersicht 



der Arztevereine. 



AbkOrEongen: * — i cum dentachen Ärzterereiniband gebfirend, «. — Be- 
■chifElgting mJt wJBHentchaftUchen Fruea, st. » Beich&ftigiuig mit StADdufragen, 
B. p— BtUotwe, Ä.K. — Aofnahme - Kommission , U. » nnbeschr&nkte Aufnahme, 
H. — MOeUcbkeit de« Ansschlaaies, St. — Standesordnang, K. St. — Karlsniher Standes- 
Ordnung, £. — Ehrenrat. 



L Königreich Preufsen. 

1 Provini Oitpreufiiaii (2). 



Sc 


N«me und 
dci Vereina, 


■1 

1 






Or^n fUr 
dio VerQffent- 
liohangen 


ijl 


1 


3 


*1| 

m 


dfsVoiatandei 


2« 


Verein (ttr wissensobsftL 
Heilkunde in KOnlgiborE 

ÄraUiclierVfrein zu Tilsit 


ISöt 
I8S7 


150 


w. «t. 


Berl.klini.obe 


26 
26 


A.K. 
B. 


M. 
M. 


— 


Dohm, 
Voigt 



2. Provint Weatpr«n&an (5). 



Ärztl. TcreiD za Danzig 

Äiztl. Verein der Ereise 
MarienburgJ)irechau, Pi 

Stargaid, Stuhm 
iratl. Verein in Elbing 
(Stadt u. Landkreit u.Cni- 
gebung) 



D. I 
ü. I 



139 



S. 



Posen (5). 



& 



3* 

4 

5* 



Name und 

Aofldehnnngtbezirk 

des Vereins. 



HÄnte -Verein des Reg.- 
Bez. Posen 



Ärzte -Verein des Eeg.- 
Bes. Bromberg 

Verein Posener Ärzte 

Mediz. Seetion d. poln. Ge- 
sellsohaft der Freunde der 
Wissenschaften z. Posen 

ÄtsÜ. Verein der Kreise 
Bimbaom, Bomst, Bnk 
nnd Meseritz 



s 



OQ 



1885 

7/1. 

1885 
1877 

1865 
18/12. 



.pH 



II 





a 




26 



45 



28 



140-1«) 



16 



w. st. 



w. st. 



w. st. 



w. st. 



w. st. 



Organ fOr 
die Veröffent- 
lichungen 







i^n 






Eigenes Organ 



4 

9 

10-12 



I 





ü. 

u. 
ü. 

B. 



i 



TS 

«gl 

5 2-3 

O 



Name 



des Vorstandes 



M. 



M. 



Rehfeld, Hen- 
rici(t), Lands- 
berger 

Jacoby 

Rehfeld, Hen- 
rioi (t)) Lands- 
berger 

Wicherkiewicz 



4. Provmz Brandenburg (43). 
a) Berlin (31). 



!• 


Hufelandsohe Gesellsch.*) 


1810 


90 


w.st. 


Berliner klin. 
Wochenschr. 


12 


A.K. 


M. 


£. 


Liebreich, 
Brock 


2 


Gesellschaft für Natur- 
nnd Heilkunde 


1810 


70 


w. 


— 


12 


B. 


— 


— 


R. Ilartmann 


3 


Kollegialer Verein von 
praktisch. Ärzten Berlins 


1832 
14/3. 


65 


w. st. 




wtektt. 
1 


B. 


M. 


E. 


Volmer 


4 


Berliner medizinische Ge- 
sellschaft 


1861 


772 


w.st. 


Berliner klin. 
Wochenschr. 


30—36 


A.K. 


M. 




Virchow, von 

Bergmann, 
Henoch, Sieg- 
mund 


5 


Berliner militärärztliche 
Gesellschaft 


1864 
10/9. 


132 


w.st. 


MilitärärztL 
Zeitschrift 


9 


ü. 


1 

i 
"" 1 ~ 


Ehrenpräsid. : 
von Coler, Vor- 
stand: Mehl- 






















hausen, Gras- 












1 
1 








nick, Krocker 


6 


Psychiatrischer Verein in 
Berlin f. d. Irrenärzte der 
Provinz Brandenburg u. 
d. benachbart Provinzen 


1867 
15/3. 


139 


w. st. 


Allg. Zeitschr. 
far Psychiatrie 


1 
3 

moiiat.2 


A.K. 


— 




Mendel, Zinn, 
Laehr, Gutt- 
stadt, Mocli 


7 


Gesellschaft der Chant^- 
Ärzte 


1874 
Jan. 


115 


w. 


Berliner klin. 
Wochenschr. 


m.AvsiL 
d. rroM. 
UniTers. 


A.K. 


— 


— 


Mehlhausen, 
Henoch 


8 


Verein für innere Medizin 
zu Berlin 


1881 
Febr. 


130 


w. 


Deutsche med. 
Wochenschr. 


Ferien 

•tws 
23 


A.K. 


— 


1 


Leyden,Fränt- 

zel, Gerhardt, 

Ohrtmann 



1) Hat seit 1833 Korporationsrechte. Im Jahre 1869 verschmolzen mit der Gesellschaft für Heilkunde. 



£ 


Name und 

AnidcbniiiiEibeKirk 
dei Veraini 


1 






Organ für 

dioVerUfffOf- 

licliungcn 


i|| 


1 

1 
< 


1 


li 


Nan 
des Von 


9 F 


leieVercintgDiigd. Chi- 
rurgen BerÜnB 


Juut 


- 


.. 




10 


D. 


- 


- 


BlTd*l«lH 

nu.T.Bu 

Onrll. J, 
tinel, I 

Hth&iTai 


10 P 


hjriologi^ohfi GcscUwh. 
EU Berlin') 


1876 


122 


,. 


Eigene „Ver- 
handlangeD" 


■tn 

18 


A.K. 


M. 


- 


dn Boii 


11 l 

t 


eiliaer Gosetlichaft für 

»yobiatrie und Nerven- 

krankliciten 


1867 


106 


,. 


Berliner klin. 
Woohen«hr. 
□nd Arohiv für 
Psychiatrie 


8 


A.K. 


- 


- 


Mendt 


12 i 


Vereinigung 


1886 
NBTbr, 


30 


,. 


Deutsche med 
Wocbenschr. 
nndArohiTfur 

und Sypbilifl 


8 


A,K. 


- 


- 


Lewin. 
ner.RcM 

Saalf 


13 ^ 


entm! - Ansiflliuts der 
jztlioh. Beiirks-Yeieine 


1878 


~ 


W.lt. 


Korrespwn- 
deublatt der 

Ärztekammer 


4 


A.K. 


M. 


E. 


E. ange 


14* 


Kollegial er aratlinhci 

Verein der Königstndl 

in Berlin») 


1871 

12/12 


115 


■t. 


a. d. ÄrxteTer 
daaielbe 


18 


A.K. 


M. 


E. 


Maren. 


15* 


Verain der FriedrioU- 
Wilbclm Bttdt") 


1874 


72 


w.aL 


duielbe 


12 


A.K. 


M. 


E. 


BAbmei 
Ühtofl 


16* 


Verein der Ante der 


1&75 
luur 


lOS 


w.st. 


dasselbe 


6 


A.E. 


U. 


E. 


ß. Ragt 
Schmi 


IT- 


i ÄntUebcr Verein der 


1875 


103 


st. 


dasielbe 


10 


A.K. 


M. 


E. 


Schoneb 
Odebi 


IS' 


a Arzt«- Verein T.ffeit- 
3 Berlin 


1876 
25/2. 


82 


w.st. 


dasselbe 


fl— 10 


A.K. 


M. 


E. 


Liebrri« 
FabU 


!!)• 


Äntlicher Verein in 
Oit- Berlin 


1877 
10/11 


40 


It. 


dauelbe 


12 


A.K. 


M. 


B. 


Rintel, 
HruM 


20- 


.irttlicher Verein in 
Nord-BeHin 


1878 

14/2. 


50 


Bt. 


diseelbe 


12 


A.K. 


U. 


E. 


Seiborg, 
AMhc 


21' 


Ärztlicher Verein in 
Süd -Wcit-Berlin 


1879 
DMbi 


95 


Bt. 


dawelbe 


le 


A.K. 


M. 


E. 


C. Kim 

Golts 


22* 


ffcnnter Berl, Arite-Vcr 


1867 
15/1 


68 


Bt. 


dwaclbc 


10 


B. 


M. 


E. 


Bardele 
Tiich 



n Entitanden am der Fusion einet Üteren phyiiolog. Vereins d 

2) Bis 1877 ^resentlich gesellige Zwecke. 

3) Ein Dritt«] der Mitglieder sind aludemiwhe Lehrer. 



i. Vereins f. klin, WiEsensohaften. 





Hams und 


1 


J 


Hl 


Organ fOr 
die Veröffent- 


i!l 


1 


1 


lil 


Name 




ilei Tereing 


1 




t.^ 


lichungen 


Nt, 3 


1 




do.Vorstwide. 


s 






=?-= 


•o 




•1 






o 




Antliober BomfcVertin 


1887 




















Berlin 


15/10. 


11 


lt. 


— 


9 





H. 


— 


Loewo 


34 


KwnenidBehaftl. Ter. det 


1886 
1,19. 










b«ch 










SuitiiUorBEiere <1. Land- 
Wflhr-Büiirts I Berlin 


100 


w.st. 


- 


lU 




h "■ 


E. 


Wasserfubr 


■2ö 


Verein der Berliner Ge- 












b"eJ 


»iV 








weiks-Änte, umfarst Ber- 


iSTl 


130 


rt. 




4 


A.i 


M. 


St. E. 


Beebut 




lin und Naohbarorte 


















56 


VL.reiEd,BorliQwArmec- 


18B7 


, 


W.Ht. 




2—4 


.™i,r 


«" - 


_ 


Solger 


V 


itiUiclier Nord-Klub 


1S88 


4ü 


vr.it. 


- 


9 


In 
B 


iL 


- 


Aleiander, Ka- 
lisehet 


^ 


ttechtssehutzvereLD Uer- 
Uncr AtzU) 


1868 


412 


st. 




1 


ü 


- 


_ 




» 


Verein d. Bahn- U. Bihn- 
tasicnärate lu Berlin 


1885 
9/1. 


41 


nr. st. 


:irzÜ.Vereim- 
blatt 


4 


A.I 


t. M. 


E. 


Brabmcr 


M 


GeselUcbaft fm Guburla- 




165 




Zeitscbtift tUr 




B 


M. 




übhaasen, 




balfe und GfnUkalogie ' 


1844 


daniDlar 


w. 


Gcburlahüfeu 


~ 


~ 


Martin 








Wil^ 




Gynäkologie 












3! 




1889 


TU 


w. 


Deutsehe med 
Wochenschr. 


IQ 


At 


i. M. 


_ 


B. Frünkel 




' 


.nn-Srt 














b) PrOTi 


az B 


andenburg ezkl. B 


erl 


n (12). 




!• 


Terein d. Ant« d. Reg.- 


1882 






.irztI.Vereius- 










Wiebecke, 




Bei. Frankfurt a/Ü. 


7/5. 


117 


W. St. 


blatt 




B 


IL 


St.E. 


Straaoh 


2» 


Ät«e-Verein d. Rog.-Bez. 


tSS4 






EorrespoD- 










Liebert, 

Ipicher 




FoUdam 


25/5. 


150 


St. 


deotbUtt der 


1 


B 


M. 


E. 


3» 


Ärzta-Verein tu Frank- 


ISSl 






-irstekammer 












furt a/0. 


1911. 


36 


w.st. 




24 


h 


M. 


E. 


Uüpel 


4« 


Verein d.Äwte d, Nioder- 








Arztl. Vereins- 














anutE, Damiiil: Catlbua 


isei 


36 




blatt und Kor 


2 


B 


M. 


St. 


Lierseh, Friek 


5« 


Vorein d. irrte d. Kreise» 






















Oberbamim 


1877 


22 


st. 




2-3 


D 






Mejerwisoh, 


6» 


Verein d. irrte d. Kmees 


1876 






Korrespon- 










Elun 




Niederbarnim 


2Ü/5. 


38 


w.st. 




6 


B 


M. 


E. 


Mendel, 


7* 


Verein d. inte d. KreiieB 


1875 






:irztekammer 










Hadlich (tl 




Kuppin 


22/5. 


16 


W. It. 




4 


B 


M. 


St. 


Wiedemann, 


8* 


iratlieherVereiDEuBrau- 


1846 
















H«llwig 




denburg it/H. 


2/10. 


22 


w.st. 


D. Mcdii.-Zts 


12 


B 


M. 


E. 


Kuppel 


9 


Medii. Verein zu Cottbus 


1888 


26 




U. Korreapon 
deniblattder 


1—2 


B 


M. 


— 


Lierseh 


10 


Verein oatpriegnitz. Ärztt 


ISM4 




















Kreis Oätiiriegailz 


21/9. 


11 






2 


B 


M. 


— 


l'äprer 


I 


Verein d. Ärlle ci. Kreises 








Korrespon- 


naicrt. 












Zauch-Belzig 


ISB5 


14 


rt. 


deniblatt der 


1 


ü 


M. 


St. 


Gleitsmann, 


2 


\rate-Vareii> des Kreises 


1889 
















Stuler 




Templin 


15/12. 


9 


W St. 




4—8 


B 


M. 


St. 


Dzietiinskj- 




1) AuB d. Vereinigung 


l,^h 


urtahuli 


IGesel 


«batt"u.d.„G 


-eseUsobJ 


iftt.( 


jnätolog 


e" 1871 





b. Provüu Pommern (5). 
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Name uod 


T 


1 


ob 


Organ ftlr 
dieVeröffenl- 


3 1 1 


1 

i 


^ 


1| 


Nun« 


de» Tereinji 
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liolinngcn 




-3 




l|| 


dcsVontu 








a 


-= 




■3 






a 




1' 


Verein der Änt« del Reg.- 
Bez. Stttlin 


IBS4 
11/10 


140 


W. lt. 


Eig. Beriobl.^ 


2 


Ü. 


M. 


St. E. 


Steffen I 

fianerhei 


s» 


Verein der Xale des Reg. 


ise4 


"S" 




ÄTztl- Verein» 

blatt 










Belgird 
Starke (I 




B«.ClWin,be.teb«ndBiiii 


ii/i. 


Sttlv 


w-»t. 


,12 


B. 


M. 


St.E. 


berg), 2o 




Zweigter. Belgard n. Stülp 




30 












Stolp : Bun 






















Wetnieb 


3« 


Vurein der Ante dei Reg- 
Bez. StntliDDd 


1878 
1/6. 


71 


W. It. 


SorrMpon- 
de(iib1.d.Ter 


2 


D. 


U. 


3i 


t.Hiidb 


A* 


WiiMn.cbi»ftl. Verein der 
liite StettiOB 


1883 

27/10 


SB 


W. lt. 


- 


8 


B. 


M. 


- 


Sobleiob, 
Freund 


S 


GreilBwaldur med. Verein 


1863 
3/9. 


42 


w. 


Deutwbe med 

WoobEnichr. 


9 


D. 


- 


- 


Uwler, m 


6. Provins SoUeiien (9). 








1« 


Verein der i«te de» Eeg.- 
Bez. BresUn 


1877 


...» 


,..t. 


Korrespon- 
danibLd.Verb 
d. Mblenacbeii 


2-4 


A.K. 


H. 


St.E. 


Frit«* 


2« 


Verein der irate „Sohle- 






















■ieiu nnd der Laasitt". 


1846 


122 


W.lt. 


danelbe 


1 


D. 


M- 




KraUH 




Domiil: Usgaitt. 




















3- 


Verein der Aule Ober- 

«chleüenB 


1876 


112 


W.Bt. 


datielbe 


2 


B. 


U. 


St.E. 


Wagner, 
Sehnöder 


4« 


Verein d. Breelaaer irate 


1S83 


161 


1T.lt. 


dasselbe 


9 


B- 


M. 


StE. 


Körner 


5» 


Verein der Ante de« ober- 


1868 


75 


TT.Bt. 


dauelbe 


4—6 


B. 


M. 


StE, 


SimnU 


6» 


Ärztlicher KreisTerein in 
Lanban, ErEii Lsuban n. 


1876 


17 


w.rt. 




6 


U. 


M. 




NOldeahem 

Ledtr 




Greiffonberg 


















T 


iratl. KreUxerein Lin- 
deshut i/SeU.. 


1884 
1879 
22/1. 


7 


w.lt. 


- 


12 


0. 


- 


- 


EOhler 


8* 


Verein Liegnitier inte 


28 


w.rt. 


~ 


10 


D. 


H. 


St.£. 


Stadthagn 


9« 


Verein der Ärite tob 

Sebweidoitz 


1889 


17 


'•■'■ 


- 


52 


«■ 


M. 


St.£. 


Anton. Edk! 


7. Pronni Saohien inkL Anhalt 


(17). 






•' 


Verein der Ärite dee Reg. - 
Bei. Magdeburg 


1874 


203 


..... 


Verhaodlung. 
de» Vereins 


2 


A.K. 


H. 


K.St.E. 


Bette -M.gi 

burg,NUia»> 

Sobulr, Fi» 

Haake 


2* 


Verein der ÄKte de. Eeg.- 








Korrespon- 
denibl d. Ver. 










Hallmann, 






1842 


165 


W.Bt. 


2 


B. 


M. 


St.E. 


Mayer, E« 




iogtum Anbalt 


















Seeligmnll 
MeUner, 
Bucbob 



isdehnuDgtbcziilc 


1 


1 


Hl 


Organ fUr 
diaVeraffent- 


iil 


1 


.9 

1 


ll 


Name 


äti VereinB 


1 


1 


tS" 


liohUDgen 


N^l 


-1 








W 












o 




liuiulie Gmllscball 
^a Magdeburg 


134« 


7B 


w.sl. 


~ 


- 


A.K. 


M, 


K,St.E. 


Bette, gendler, 

Scholz, Back, 

Sobocider 


liniache Geaellachofl 


isee 


25 


W.8t. 


- 


12 


B. 


M. 


- 


Finte, Müller 


(. Geaellach. d. Äalc 


oUos 
1B40 




















30 








B. 


M. 




Nebelang in 


, Blantenburg und 










Halbentsdt 






















nAltmürfcerijiteiii 
ial aad der Altmark 


ISS4 
30/10 


37 


w.at 


- 


4 


B. 


M. 


K.St.E. 


Hucke. Huth, 
Schnitzer 


LÄitteinSahwedcl 


IBSO 


11 


at. 




12 


D. 




K.StE. 


Huenknopf 


VereiDig.d.ArKtad 
i,obaft Wernigerüiie 


188b 




*. 


- 


1 mal 




- 




- 


1. Inte I. HaUe a/S 


I9tiu 


84 


w. 


- 


U T.|, 


B. 


M 


E. 


Edtenbaoh, 
Oberst 


,B der AitU- u. Äpu- 
ter zu Merseburg 


«Ina 

isea 


unbtal 


w. st. 


- 


>11> 

Woelisii 


0. 


- 


- 


der jeweilige 
Kreisphrsikua, 
z. Z. Peukert 


n d. Ante d. KrcisM 
Bcnfelsz.WeirsenfetB 


188- 
29/ U 


14 


W.Bt. 


- 


4 


B. 


M. 


~ 


Sohcöder 


. VerEia su Erfurt 


1878 
23/1. 


41 


w.st. 


- 


8 


B. 


M, 


K. 


Brehme, Wei- 
gelt. Loth 




188a 
9/12- 


13 


W. 8t, 


- 


12 


B. 


M. 


E. 


». BlOdau, 
Galdhorn, 


















ünger 


rver. zuMühlbaueen 
in TtiUtiagen 


183D 


11 


«.Bt, 


- 


12 


D. 


- 


K.St.E. 


Heuber. 
8ch!oä( 


. Kreisytrtia Zerbs' 


tssi 


13 


ir.st. 




4 


B. 


M. 


E. 


SchnUrp«!, 


.obm^nndGomnierr 


2/4. 




ItubiWsch 


i-erein des Kreiäe» 
Bernburg 


1875 


18 


w.st. 


_ 


6 


B. 


M. 


_ 


Wesobe 


















der jeweilige 


Kerein Dessau 


188'i 


20 


8t, 




12 


Ü. 


~ 


E. 


1. Z. Biohter 



8. FroTini BoUaiwig-Holitdn (18) 



scher Ärzte 
laer Brztl. Verein 

. Verein f. d. Kreii 

Pinnebcrg 
er Urzllicher Verein 
ihurget ttritl. Verein 
richatädt. Ilrztl. Vec, 



1865 


310 


w.rt. 


1869 


31 


w, at: 


186« 


28 


w. rt. 


1875 


10 


W.lt. 


1884 


16 


W.Bt. 


1B85 


7 


w.at. 



Eigene. Organ 


1 


0. 


H. 


K.St.E. 


- 


10 


B. 


u. 


£.St.£. 


- 


28 


B. 


M. 


K£t.E. 


- 


4 


B. 


M. 


E. 


- 


12 


B. 


M. 


_ 


- 


4 


D. 


M. 


- 



Namo and 

Itzeboer Itntüobcr Teeein 
. Eielei är«lioher Verein 



?. Verein in Kiel 



in prakt. Ärtte fUr 
irderdilhmsrecbeu 
I NorduBt- utileswig -holst, 
OTEtlicli. Vtrein (Uudcn- 
leboD, ^Apeuiade a. i 
t Vecein prakt. Ante lUr 
Oit-HoUtein (Kreü Ol- 
denburg a. s. «■} 
Verein pcakt. Ärzte lUi 
'ireia EendsbniK 
i Sflblowigerllrztl. Verein') 



Organ für 

die Verüffenl 

liclinngen 



1 


1 


S 


K.St. 


12 


V. 


M. 


4 


B. 


M. 


St.E. 


12 
14 
3 


B. 


M. 


St.E. 


B. 


M. 


_ 


2 


D. 


- 


- 


4 


U. 


M. 


- 


. 


D. 


M. 


- 


2-3 


ü. 


M. 


£.StE. 


4 


ü. 


M. 


- 


2 


ü. 


M. 


- 


2 


0. 


M. 


- 



des VorstAni 



Streit, Kioot 
Bargnm.Wel 

Bockendib 
Flemining 
Muller, 
Barluh 



Hamen, Wi 
Cold, Beue 



9. Provinz HannoTer (21). 



1S76 


480 


w.,t. 


162y 
10/2. 


91) 


w.at. 


ISS'J 


fiO 


w. at. 


It-SK 


Sti 


...^ 


1877 
37/11). 


27 





Niedentlcb. A\ 

bnnd, omf. Urztl. Ver. d. 

Proy. Ilannover, d. Her- 

zagtums Brannschweig u. 

der Stadt Bremen 

;• Ärztl.Vec. zuHannover f. 

d. Arzte d.SULdteHannove 

upd Linden 

; JVrztl. Bez.-Verb. d. Kee, 

Bez. Lüneburg, Dumizi! 

abwecüs. UaibuTK, LUne. 

bnrg, Celle, Olzen 



I) Wcaeatlicb durcU d. bekannten Psychiater Prof. Dr. Jesse.s- gestiftet u. in Blute erbalten. 



eig. Jabesber. 


1 


D. 


- 


- 


- 


16 


k.K. 


M. 


St. 


eventueU Jlrzt. 
Veteinsblatt 


2 


U. 


M. 


- 


- 


2 


B. 


H. 


St.E, 


- 


2 


B. 


- 


E. 



z 


Xaraa und 

Auadehnungsbairk 

des Vetein« 


1 


T 

1 


«1 

^1 


Organ fUr 
dieVcröffent- 


iJl 

1 


J 


< 


ip 


Käme 
desVurslandaa 




Jitzt.Yciemz.Hüdesheim 
Anll.Ereiaver.GuttmgeD 


187Ö 

n/10. 

1843 


46 
33 


W.8l. 




12 
2 


D. 


M. 
M. 


lt.St.E 

3t. E. 


Krüger, 
Tannen 

LangBnbook, 
Drojien 


8* 


Äntl.VcT.z. Hameln i/W. 


28/1. 


23 


W.lt. 


- 


6 


B. 


M. 


St.E. 


älasts, Knopf 


9 


Antl-Tereiu Celle f. Stadt 
und Kreii CeUe 


1860 
8/3. 


11 


«.»t. 


Calier Zeitung 


4-6 


B. 


M. 


- 


MareiLrd, 
Sohreoken- 
berger 

UarmuD 
Sehirmeyet, 

Droap 


11« 


imtl. Tcreio Lüneburg 

ÄnM.Terdnz.OsnnbrUok 
Stadt und Heg-Iipzirk 


1849 

18-6 
21/5. 


13 
24 


*. Bt. 
W. Bt. 


~ 


12 


E. 


M. 

M. 


_ 


12* 


ÄnÜ. Lcaerercio ipilter; 
Änt].VeT.Quack<iDbrUrk 


1B45 
iU/ll. 


25 


w. st. 


- 


1 


0. 


H. 


- 


<le Kujter, 


13- 


AnÜ. Verein der Grafioh. 
Hojtt und Diepholz 


1878 

e/9. 


12 


«, at 


- 


2 

Winter: 


B. 


M. 


I£.8t.E. 


Fontbeim 


l** 


ÄrrtUoberVereiniaUer 


1S76 
5/12. 


10 


..... 


- 


■ll( 

14 Tag. 


D. 


- 


- 


Uoffounn 


IS 


äixtL Versin lu Emden 


_ 


9 


w. at. 


_ 


12 


B, 


U. 


_ 


Tergast 


16* 


Äntl. Verein in Verden 


ISS4 


12 


Bt, 


_ Imlndert. 


D. 


u. 


St. 


MattbU^Oaker 


18» 


ÄmH. Verein Nienbnrg- 

Btolzenau 
liail. Verein lu Stade 


14/12 
1845 

19/9. 


lü 
29 


n. at. 
at. 


XrtUiobe» 1 , 

Vereiniblatt ' 

- 3 


B. 
B. 


M. 

M. 


E. 

K.St.E 


IHobl 
Bohde 


21» 


Arftl.Vcreini. Rotenburg 
AntLVereinft. d. Unter- 
elbesuCadenbergB. Aus- 

dingon».T.;Neuhiina,Ol- 
tBrndwf,Brcmetvördez.T 
-iKtliob. Ver. Uleokede- 
DnnneobciK-Hitiaokcr 


18T9 
4/4. 

1881 


9 

n 

9 


w.st. 
»t. 

*. «t. 


- 


3 
3-4 

6—7 


B. 

ü. 

B. 


M. 
H. 

- 


8t.E. 

_ 


Rohw, Pftind 
V<|d, 

Brandea 



10. Frovinz Hauen-VBawa (13). 



linü. Verein in Frank- '^' 
fürt ii;M. 1845 

Äntl. Verein d. Mainguuä 

feitflsDcimii.(nater- g^^^ 
niaingeg. ,haupla.Laadkr. in 
Frankfurt, Wiesbudun, »w 
Ubertaunuskreis. KreiBp-'»'^ 

□Oobat uad Usingen) i 
jVnte-Teiein des Kog.-I 
Bet.Goasel.UomizilMar- 1883 

borg, Reg.-Be(. Casacl 



lahreaberiobte 



"leMnden ei 

Bcbeiuends 

kaao Betiehte 



2 


ü. 


M. 


- 


12 

jlhiUsl, 


ü. 


M. 


3t. E. 


1 
jihrligta 


A.K. 


M. 


St.E. 



0,WoIf,Fried- 



Orandhonune, 
Beinhauer, 
Bender 



£ 


Name und 
de> VereiOB 


t 


ü 




Organ ftlr 

dioVerÖtlcnt- 

lichungen 


1 


■ 


l 




4' 


Teretn nutaoiwhet Äntr 
Heg.-Bw. Wieibaden 


1B5I 
21/5. 


94 


..... 


Korreroon- 
denibl. d. äwt 
Veteio«Rh«in- 
laiidau.We>tr 


2 

JlhiUgh 


ü. 


M. 


IGdW, 
St. E. 1 de Bmi 
1 -^^^ 


5* 


MlttelhewiMh. AnteTer 
litbrfl 


1884 
1-/6. 


16 


w.at. 


- 


6 
JUilUt 


B. 


- 


p 1 Spmngen 


6* 


Coxeler AfiIl- -Verein 


1810 


53 


«r.at. 


- 


8-fl 
jlkrllsli 


B. 


M. 


1 v.Wild. 
St £. irita. m 

Hadli 


7» 


iiWlich. Verein lu Wies- 
baden (Wiesbaden und 
nliobale Umgebung) 


1869 
7/7. 


B4 


w.at 


- 


12 
jährlich 


B. 


M. 


St.E. 


Kuhü«. 

Welimi 


8- 


Äntl. Verein in Marburg 
(Marburg und Oniffcbnng 


I85B 


46 


w.iL 


BerL kliniaoht 


9 
jthrllal. 


B. 


H. 


8t. E. 




B- 


Hananerilr«l,VCT. Hanau 


1874 


18 


w.at 


- 


12 


ü. 


M. 


K,St.E. 


Sübar 


10' 


Media, Gesellschaft. Do- 
froheren Amtes llomhur^ 


1872 


13 


«r.st 


— 24 

1 


B. 


~ 


- 


Hoebcr, 
mal. Kl 


11« 


ÄrzÜ.Vcr.d.KrrieerDld. 
Gerd'cld und llQnfeld 


1879 


19 


w.at. 


VereinabUtl * 


U. 


H. 


StE. 


Schneide 
Ba>be,G 


12 


Ärtle-Ver.d. Eichrfelde. 

Domiril Ltini-Mde 


1887 
3,11. 


19 


w.al. 


- 1 12 


B. 


U. 


St.E- 


Kopptn. 
Lom 


13* 


Douii. Eicbwege, auber- 
lenbur^, Melsungen 


1839 
30,9. 


13 


»t. 


- 


... 


B. 


H. 


St. E- 


1 leinen« 



IL Frovliu WMt&len inkL Schanmbni«, Lippe. W«ldeek (17). 

I I L, 



Verein d. Äcrte in Wcsl- 

fU«D').Duiuit. weohBoIncL 

Auadehn.: WealGUen u 

Lipps-Detmutd 



Verein d.Antc des Reg. 
Bei. MQnater 



Vcr. d. Ante d. Reg.-Bei. 

MiiideDu.FUisttnl.Ltppi' 
Vtrcin d. Äcitt d. Suder- 
Innd lArnfberK-Sautrlandj .J 
■ i,uhi. XebtnihaliT) 



iKorresp.-Bl.d.l 

ärztl. VereiDE 

' i.Bheinlandn. 

I Westfalen . 



1872 102 i 



,.«t. 



1872 98 I w. St. I 

; i 

:(2— 351 w. Bt. 



.Is... 


Monbacl 
1 Sahaberg 
iauin. F 
' Niedi 


. t St. E. 


i Hamelbe 


. : St.E. 


Petri, F 

1 Sauer«. 


. St. E. 


. von ScLl 



) Aufgelöst tSSy, unifarstc die drei folgenden Vereine, 



i 


Nam« and 


i 


3 


ll 


Org.n far 


E 


i 


^ 


, =-' 




ÄmdehnuDgabetirk 


1 


■| 


die VeiOffenl- 


?fi 


■3 


s 


J tt 1 '''""'^ 




dei Vereioa 


■3 


1 




lichuagen 


^11 


1 


< 


III IdeaVontande. 






s 


-'^3 










S 




»c«in d. Ä»le im Kreise 

DoTtmniid 


1846 


35 


,,.. 


- 


12 


B, 


M. 


Mursbsah, 
Gerate! n 




Vet. d. Arzte U. Kicb. AI 


18^6 
lS/7. 


24 


W.dt. 


- 


2 


ü. 


M. 


Terilüth, 
St. E Knuert, 




iriü. Verein del Kreise. 

GfUenkirohcD. Domiiil 

GEUentirchen 


211/2 


37 


w.st. 


- 


12 


0. 


M. 


***■ *■ mann, Bonnin 




irilTer i.KrtireBoobmn 


1862 


78 


■m .t 


~ 


12 


D. 


H. 


St. £ Schmidt, 




Domizil Bochum 


n/7 














, NitdBB 


10 


lau. B«.-Verein Alten- 
















1 




beokeniKrcisePnderbom. 


188S 


Bü 








D. 


M. 


StE 1 «'»'»•'. W^a. 




BOiEn, Waiburg, Hüitcr, 


24/11 












Klnge 




Pjrmünt) 
















1 KlMtetmtuiD, 




Äiitl. Ortsvercb Bochnn 


1854 
7/1. 


22 






12 


ü. 


M. 


St.£. Nied«D,Har«r. 






iii.Irf..'r»r- 












kuip 


1} 


Ärztl.VereinStftdtWittEn 


r.B.hr 












1 




LokfliTtrcin 


tu i« 


lt. 




3-7 


D. 


U. 


E. SohkBtt 








Sohrifi. 1-; 














lll 


Verein d. Ante »u Hagi^n 
Schwelm, Altena. I>er 
lohn, üitrde, Arniberg 


1S74 
l/S 


70 


V. at. 


" 


4 


D. 


M 


St.£ {Sohabwg 


u 


ÄntL Lokal verein nageD 
Stadtkreis Kagea 


1S65 


U 


■t. 




12 


D. 


M. 


St. E Sohnberg- 


li 


ArttL Verein der SUdl 
Mnniter 


1872 


39 


w. «t. 


- 


12 


D, 


H. 


- 1 Hölker 


K- 










Wenn nötig, 








Clemen 




Kreie Rinteln u.Funitent. 


','r 


31 


W. St. 


durah besand 


4 


ü. 


M. 


«■«■■^^ ,Z..i.) 










gedr. Sehrift 








17 


änü. Verein d. yursten- 
tums Lippo 


184(1- 
50 


|ad>r Ant 


- 


unbeitimnt 


- 


D, 


- 


Kirchner, 
- 1 Petri 



12. SheinproTiiu (29). 



Verein d. Irzte d. Reg.- 
Bez. Duweldorf 


1844 

2/5. 


Verein d. Ärzte i. Eeg ■ 
Bez. Küln 


1801 
9/lü. 


Verein d. Arzte d. Reg,- 
BeE. Coblenz 


1SÖ3 

5;ii. 



Korreep.-Bl.d. 

rhein. u. weatf 
Vereine 


2 


D. 


U- 


KStK 


d&Eselbe 


2 


D. 


M. 


E. 


dasselbe 


2 


ü. 


H. 


St.E. 


dssaelbe 


2 


"■ 


M. 


'■ 


dauelbe 


2 


A.K. 


M, 


E. 



Ruelen. Baum, 
CQ[>ellmaiiD 
Thnniscb. 

Meihaer. 

Roller 



Auidchnangabeiiik 
d« Vereins 



i intLLcaeveiGinzaKDlD I 



ZirilonU, Yer. in Coblent 






diETeritffent- 
liobangeD 



12 


D. 


12 


D. 


■1 


Ü. 


18 


0; 


«lU«. 


B. 


12 


B. 



t " £ Name 

Dg de« VorttsndM 



Platten, HmhA, 
Kellst, Mar- 
chand, Ooha 
Bbeinatadter, 
Bzsnluuih, 
Leichten atern, 
< ADeibach,B3M 



Weakunp 
Frb.v.Htuen- 
baah, Uannr 



Ant. Lakalver. Andernoclt 
Andernach n. Umgebang 
' Araie-VotaiDii,d.NahL _. 
Umgcb. iaal. BirJcenfelc) 
.tut. Eifel-Voi^ein (Kreise 
FrQm, Bitbarg, DOreo, 

Sahleiden, Wittlich 
Vm ein d.Ä mte DiUseldorfB 
imiiil Düsseldorf 
-Verein 2lt Bannun 
Langenfeld 
Sratl. Verein in Elberfeld 



Siederberg. Arztc-Ver. f.d. 
Kr. BtillDgen, Mettnumn, 
DOiieidorf (Land). Kein 
festes Di)mizil 



!2/ll}. " I ' 
IS6S I 25 



1S60 



- 


■n* 

11 Tf, 


- 


2 


Lokalbluter 




- 


S 


- 


12 


- 


12 


- 


6 


- 


6 


- 


10 


Vereinsblatt 


12 



OroDling, 
Klos, Sohleg- 



.Uben, Horian 



£ 


Name und 

Ausdehnungsbelirk 
des Vtreiaa 


1 


1 

i 


IS" 


UrBan fllr 
die Tcrctffenl- 


ä 

1 


J 


■< 


ill 

"1^ 


desVorEbndet 


35 


Crefelder Ärttc-Verein (f. 
Stadt Cr«fcld) 


1878 

lono 


30 


,.,.. 


- 


12 


B. 


H. 


K,8t.E 


ScKnader 


36 


VeiäTS d Ante d. Ktehfs 
Gladbach 


1830 
26/13 


30 


n.St. 


- 


4 


U. 


U. 


E. I ForsbeHk 


27 


KoDfew, d. Mcdüiinalbe- 
Kmt. d.R^.-Bflz.DtlsBeld 


1870 

30/4. 


40 


,. 


ZeitMhrift für 
UedU.-BeiimU 


2 


D. 


- 


! Weih, 
Zimmormiinn 


38 


Niederrhein, GeselUehafi 

nicNalur-UDdHmUundF 

(madüin. Sektion) 


IS 18, 


71) 


„ 


Big. Berichte 


8 


B. 


- 


- Köiter, Lw 


39 


P«johiatf. Ver. d. Rhein- 
proTini. Domizil Bonn 


I8ß7 
Ö/7. 


64 


w. 


Allg.Zdtaoll.f 
TtjahiBirie 


2 


B. 


- 


- 


PelDun^Hertt, 
Feretti 



II. EOnlgreleh Bayern (65). 

A. Der staatlichen OrganUatiou eingeftlgte Vereine. 
I. Ober-Bayern. 



1* liit.Bmrluver. MUDebSD 
* BctirfciT. Aichscb-Frled- 

beiK-SahrabenhBUBen '| 
Domiiil Aiehaoh 



1.-B.-T. Erding 
&.-B.-T. Freuing-MooB- 

burg 
Unt.-Bei.-T. Ingobtadt- 

Pfoffenhafen ■) 
iMt..Bei.-Tet. Mühldorf- 

N«aiitting 

&nt.-Bei.-V. TrauDitein- 

Reichenhall') 

DomiiU Beiobeahall 

i.-B.-T. Wa«»arbarg 

intl.-Bei.-V. Weilbeim- 

Landsberg. Domiiil 



Weilheim •) 



1872 


28ü 


W. Bt. 


1860 


16 


W.lt. 


„ 


3fi 


w.«. 


1872 
9/3. 


8 


■t 


1873 
3/12 


8 


W.Bt. 


1871 


16 


W.tt 


1872 


13 


Weit. 


1872 


28 


..... j 


1867 


12 




1871 


27 


W.Bt. 



diMelbe 

dieselb« 



dieaelb« 

dieselbe 







Grtber in 

Aiehaeh 


, 


_ 


Muhlbaner 


. 


St. 


Limmer 


. 


&t.£. 


Brug 


. 1 B. 


Vanselovr 


1 E. 


Weif» 


■ 1 E. 


Bapp 


: E. 


Qloiiner 




£. 


FeUeret 



1) Gehörte fiüher znm Verein IngolsUdi 

2) Der alte Verein Ingolstadt wu 1849 gegiundet. 

3) BeBteht Behon seit 1848 'or der Einfügung in die staatUahe Organisatioa 

4) Verein Landaberg bertand seit 18ä9. 



n. Siedei-Bayeln. 



Ansdebnungtbezirk 
des Vereins 



3- I sf b ~ I lishungen 



ileaVotBta; 



11« .\.-B,-Y. ViUbiburg ' I&73 \ 

l2*i.B.-T. Landun-Dingol-, -_., 

Sag. Sita: DiogoibLg , , 

13* \.-B.-Y. AbenibL-rg 



Ä .-B -Y. Beggeo dotf , amf 
Deggrndorf.Regen, Vi ecb- 

tacb, Uengenberg 
X.-B.-V. StruDbing 



.-B.-V. Rottentiurg 
.-B-V. Pfarrkirchen 
A.-B.-V. Pssuu. Beziiks- 
imt, : Puuu. Wegicheid, 
Fr« jnng.Vilihof en.Gries- 
b»ch, Grafenau') 



diwclbe 
dieselbe 



I Seiter 

Höglauer 
. LinnDifei 

i 

fiAiueber 
; Schmatz« 
Uemnum 
Msyr 



20* Äirt.-B.-V. Frankeuthal. 
Ueiirkiimter: Franken-' 
thal, Ludwigibafen, 
Spejer, Neustadt') 

Jl"il,-B.-V. LaDdau 

22*A.-B.-V. Kaiaerslsutern, , 
nmfatit Landgeriebtibei. , 
I KaiaentnnteTD 

S3* Ärat-B.-V. ZueibtOeken, 
^umrarit Landf-pricbtsbez- . 
! Zweibcuoken 



iV A.-B.-V. Ambere'l 

25* i.- B.-V. d. östl. ObtrpMi' 



Sch<r: 



Klorr 



dasselbe 
dauelbe 



IT. Obur-P&U. 



2 I B. 



I "■ 



H. 1 St. E. ' ZaUei 
M. i St. E. Pauli 
— SC. E. Ohandun 



M. ; E. AndrHM 
M. I St. E. SobOppeil 



I) IlervorstHangen aus d. ..Verein f U t diu Arzte in S iiderbajtri 
21 Die 4 Vereine bildeten und bilden in ihrer (icaamtheit den „Vereii 

1S39, Wi'leber ciu eigeueä Elirengericht und die MUt-Iielikeit des AumcUIubsib 
3) Die 5 Vereine lind barvargegaugen au' deui nuch eiisticrenden , ii 

„KreisTcrein der Uberpfalz, der alljubrliub eine Sitzung liült und eein 

ohener med. Wocbcnsebrift TirUlTentlicbt. 



151 






Name uud 

Ausdehn ungsbezirk 

des Vereins 



h 


•^ 


1 


■3 


oa 


»^ «o 


TS 


istan 
rhan 
gen 


a 


0> 


r ^ f: 


1 


1. 




■4^ 


• »^ 


ü « 


CO 


5s? 


^-o 



Organ für 
die Veröffent- 
lichungen 



S 

«^ £ bo 
« © p 



S 

-S 
a 





26* 

28* 



Ä.-B.-V. f. Regensburg n 
(Jmg. Dom. Regensburg 

Ä.-B.-V. Weiden, umf. 
Landgericht Weiden 

Ä.-B.-V. f. d. wcstl. Ober- 
pfalz, umf Boz.Beilngries, 
Neumärkt, Parsberg 



1872 



1881 
20/12. 



29* 



irztl. Bez.-Vcr. Bamberg 



30* Ä.-B.-Ver. Bayreuth, umf. 

Bayreuth, Berneck,Culm- 

bach, Hollfeld, Pegnitz, 

Pottenstein , Thurnau, 

; Weidenbg., Waischenfeld 

31* Ä.-B.-V. Hof 

32* Ä.-B.-V. Kronach,Bezirks- 
ämter Eronach , Stadt- 
steinach, Teuschnitz 

33* Ä.-Bez.-Ver. Lichtenfels- 
Staffelstein 



1871 
18/10. 



1871 
1872 



34* Ä.-B.-V. Ansbach, Stadt 
und Umgegend *) 

35* Ä.-B.-V. Eichstädt 
36* Ä.-B.-V. Erlangen 



37* 
38* 



39* 
10* 



II 



Ä.-B.-V. Fürth 

Ä.-B.-V. f. d. nordw. Mit- 

tclfrankcn. Bczirksämtci 

Neustadt, Scheinfeld, 

Uffenlieim z. T. 

Ä.-B.-V. Nürnberg 

Ä.-B.-V. Rothenburg a/T 
Amtsg.Rothenburg,Schil- 
lingsfürst, üffonhcimz.T, 

Ä.-B.-V. für Südfranken, 

umf. Mittclfranken sUdl. 

von Nürnberg*) 



1872 
26;3. 

1885 
Desbr. 

1858 



1872 
Sept. 

1871 
1872 

186G 
11/7. 



35 ' w. st. 



— , 20 , w. st. 



1871 42 



31 



22 
11 



-- , 9 



24 

7 

36 
21 

19 

90 
10 

38 



MUnch. mediz. 
Wochensch. u. 
ärzt. Vereinsb. 

:Münch. mediz. 
Wochensohr. 



5—6 



3-4 



14 w. st. 



U. 



B. 



ü. 



V. Ober-Franken 

iMUnch. mediz. 



w. st. 



w. 8t. 



Wochensohr. 



w. st. 
w. st. 

w. st. 



12 



12 
4 

6—8 



VL Mittel-Franken. 



w. st. 
w. st. 

w. st. 

w. st. 

w. st. 

st. 
w. st. 

w. st. 



MUnch. mediz. 
Wochenschr. 



Münch. mediz. 
Wochenschr. 

dieselbe 



Münch. mediz. 
Wochenschr. 



Jahresberichte 
in der Münch. 
m. Wissensch. 



12 

2 

8—9 
iwaagl. 

6 

4—5 
3-4 

12 



ü. 

ü. 

U. 
ü. 

B. 

ü. 
ü. 

ü. 



.2 

3 







TS tC P 
fi C Q 



Name 
des Vorstandes 






M. 



St. £. Hofmann 



M. St. £. i Reinhard 



M. 



St. E. 



Herrmann 



ü. 


M. 


E. 


u. 




E. 


L.K. 


M. 


E. 


ü. 


M. 


E 

1 

1 


U. 


M. 


St. E. 



Pttrkhauer 
Sieger 

Tuppert 
Vogel 

unbes., bisher 
|Dr. Sonntag f 



M. 

M. 

M. 
M. 

M. 

M. 
M. 

M. 



E. 

St. E. 

St. E 
E. 

St. E. 

St.E. 

St. 

St. E. 



Burkhardt 

Schramm 

Frommel 
Mayer 

Bub 

Beckh 
Kachn 



Lochner- 
( Schwabach) 



1) Diti ärztlichen Vereine Mittelfrankcns halten alljährlich in Nürnberg (oder Erlangen) den mittel- 
'ränkischen Ärztetag. 

2) Der jetzige Verein Süd franken wurde früher repräsentiert durch den 1834 gegründeten ,, Öttin- 
fcr ärztl. Verein**. Zu diesem trat 1866 auf Anregung von Dörflek (f 1886) der „Lokal-Verein 
Ur das Altmühlthal u. Umgegend; D. blieb Vorsitzender bis zu seinem Tode. 



Vn. Unter-Fnukes. 



£ 


Kumc und 

AusdebnuDgsberirk 

de« Verein» 


I 




3^ 


Orgsn für 

die Te^ö^^«^^ 
iiohuQeen 


iJl 


1 


1 

< 


i ° 1 1 N.me 

9 5 E 

3 Sg desVorrtandc 


4~ 




1872 


7 


W..I. 


- 


4 


0. 


M. 


1 
|8t,E. 


Hamme.: 


43- 


S.-B.-T. Ehern-HttCsfort 


1873 


10 




tt. 


- 


s 


B. 


M. 


St. 


Bidd 


44. 


i..B.-V. GemüQden (Ge- 
munden-Lohrl 


ises 


18 




«t. 


~ 


4 


B. 


M. 


'■ 


RottenhBuier 


«• 


i.-B.-Ver. Gtrolzhofen- 
Volkach 


" 


12 




lt. 


- 


6-8 


0. 


- 




Schmitt 


4B' 


Ä.-B.-V. Kiuingon 


1871 


14 




st 


_ 


3-4 


Ü. 


_ 


_ 


Dieti 


«• 


i.-B.-V. Kitiingen 


1S6S 
30/S- 


12 




Bt. 


_ 


4 


ü. 


M. 


!st.E. 


Bnun 


4S« 


X.-B.-Vcr. KflniE»hofeD. 


1665 


7 




It 


„Bote Tou 
Onibfeld" 


4 


D. 


M. 


1 E- 


Hohn 


4'P' 


i.-B..T. Nenstadt a/8. 


— 


12 




«t. 


_ 


e 


ü. 


H. 


1 E- 


Beck 


5D» 


i.-BM.-Vcr, Obernburg- 
MilUnberg 


1871 


11 




■L 


zuv.d.Mnnah. 
m.WochoDiob. 


6-7 


B. 


H. 


St.E. 


Blamm 


61' 


i.-B..V. Ochienfort 


1877 
20/10 


6 




lt. 


dUielbe 


4-6 


U. 


H. 


■ SUE. 


G«j 


"• 


A.-B..V. Sohwainfurt 


IS65 


21 




lt. 


(»CDn Dölig) 

diwdba 


12 


u. 


H. 


3t E. 


Brugloolier 


tr 


i..B.-V. WOnburg 


15/11 
1S4S 


68 




.1. 


- 


4 


u. 


Ji. 


E 


Stengel 



Tin. Sohwaban. 



4*i.-B.-V. NutdidhirabeD, 
iBMirkiUmt. DonaairUrth, 
I Nürdlingen 

»•A.-B.-V. UUlinften, Be- 
zirkMmt DilliDK^D nnd 'JJj 
I ätudt WvrtingcD 1 ^'' 

li'!Ä.-ll.-V. N.>aulm-GüM-' 18* 



üi'jX.-ll.-V. Mi'nimingoD ' i 
hh*,k.-ll.-V. Allh'Uu, DuDiiKil 



• A.-ll-Y.l,iDdau(]icz.Lin- lB7i 

iIhu, Wcilir, überKtuurtn) (i/7. 



22 


W. lt. 


12 


W.lt. 


- 


W.lt, 


26 


w.lt. 


38 


w.lt. 


15 


w.lt 


« 


1 

w.lt j 



£. I GattennuD 

i 

E. Pluisobnunn 

E. ( Fenuemer 
E. lUuHer 
£. I Ott 



153 



B. Freie Vereine. 



2 

3 

4 
5 



Name und 

AttsdebnuDgabefirk 

des Vereins 



u 

'S 

a 



'S 

5? 



es ^ a 

Sog 



Soeietas pbyuco-medica 
in Erlangen 

PhjsikaL-mediz. Gesell- 
schaft zu WUrzburg 

Irztlich. Verein in Stadt 
München 

Ärztl. Lokal ver. zu Nürn- 
berg >) 

Med. GeseOschaft n. Poli- 
klinik d. Ärzte Nürnbergs 



Organ ftlr 
die Veröffent- 
lichungen 



1808 


180 


w. 


(1828) 
1849 


112 

einh. 

67 

AOCW. 


w. 


1833 


251 


w. 


1852 


64 


w. 


1878 


16 


w. 



Eig. Berichte 



Big. Berichte 

Münch. mediz. 
Woohensohr. 

dieselbe 



dieselbe 



'S 2 g- 
« « c 

u 



8—9 

15—18 
10 
24 
20 



a 





B. 

B. 
B. 
B. 
B. 



o 

S 


< 



fl S £ 

es ^ 

N 

O 



Name 
des Vorstandes 



— — Hecht 



— 


1 


M. 


St.E. 


M. 


E. 


M. 


— 



— Prof. Penzoldt 



Uellermann 
G. Merkel 
Schubert 



IIL Königreich Sacliseii (26). 

A. Der staatlichen Organisation eingefügte Vereine. 
L Ärztlicher Kreisverein Eeg.-Bez. Bautzen. 



1* 
2* 

3* 
4* 



ÄizÜ. Bez. -Verein Zittau 
Ä.-B.-V. Löbau 
&.-B.-V. Bautzen 

i.-B.-V. Kamenz») 



1872 
29/5. 



1872 
16/9. 

1865 
11/9. 



26—29 
21 
28 

13 



w. st. 
w. st. 
w. st. 

w. st. 



Sachs, ärztl. 
Korresp.-Blatt 

dasselbe 
dasselbe 

dasselbe 



4—6 


ü. 




E. 


4 


ü. 




— 


12 


ü. 


M. 


— 


6 


ü. 


M. 


St. 



n. Arztlicher Kreiiverein Beg.-Bez. Dresden. 



5* 



Ä.-B.-V. Dresden-Land 



6* Ä.-B.-V. Pirna 



7' 
8* 
9* 

10* 



Ä.-B.-V. Dippoldiswalde 

Ä.-B.-V. Freiberg 

Ä.-B.-V.Meifsen-Grofsen- 
hain 

Ä.-B.-V. Dresden-Stadt 3) 



1872 

1880 
14/6.' 
1874, 
11/12.1 



44 


w. si 


Sachs, ärztl. 
Korresp.-Blatt 


37 


w. st. 

! 

1 


dasselbe 


19 


1 

w. st. 


dasselbe 


21 


w. st. 


dasselbe 



32 w. st. dasselbe 



1865 162 w.st. dasselbe 



Hirt-Zittau, 
Schneider 

Michael, 
Grofse 

Höpner 
Spann, Richter 



5-6 


ü. 


M. 


StE. 


6 


ü. 


M. 


St.£. 


4 


ü. 


M. 


St. E. 


? 


? 


? 


• 


? 


? 


? 


? 


12 


U. 


M. 


St.E. 



Seitmann, 
Eahleib 

Ludwig, 
v.Sendykowiki 

Erler, Pollaok 

Weiokert, 
PhUipp 

Schräg, Zieger 

Otterloh, 
flecker 



1) flervorgegangen aus einem kleineren 1830 gegründeten Verein. 

2) Schon vor der Einftlgung in die staatl. Organisation existierten regelmäfsige Versammlungen der 
Kollegen der Bezirke Kamenz und Polsnitz. 

3) Der Verein tagt in seinem eigenen, ihm Ton Prof. H. E. Richtek Termachten Hause. 



nL AntUohw KrofTar^ Sep.-B«. Leipng. 



£ 


Kmoo und 
detTeteiu 


S 


5 


1 


Organ fllr 
die Verötfeat- 


1 


1 
1 

«1 


1 


"1"; 


n* 


i-B.-V. Leipzig-Land 




45 


»t. 


aritL SUclu. 
KorrMp.-Blatt 


2-3 


D. 


M. 


St.E, 


Siegel, GOti 


11' 


i.-B.-V. Bona 


1881 
l/ll. 


20 


lt. 


daiselbe 


T 


0. 


U. 


31. E 


Brode 


13- 


l.-l).-T. Gtimm. 


1872 

1872 


22 
23 


it, 

w..t. 


dutelbe 
duaelbe 


4 
2-4 


D. 
D, 


u. 

M. 


8t. E. 


Kindt 
Becker 


is* 


*-B,-V. Dübeln 


IStJS 


28 


w.it. 


duselbe 


6-6 


Ü. 


M. 


8t B. 


äehiUDann 


le* 


i-B.-V. Hodilita 


1873 


15 


w.at. 


dMwlbe 


3—4 


ü. 


M. 




Leonhard 


17* 


A.-H.-T. Leipxig-Stadl 


186a 


158 


W. Bt. 


dnuolbG 


iinUii 


D. 


M. 


StB. 


aenrici, 

Heinhard 



IV. Intlioher KreiiT«r«ia des ReK.-Ba. Zviokso. 



■.-V, ChemniU 
i.-lt.-T. Flöh« 
n--B.-V. Marienberg 
\.-H.-V. Annaberg 

Vnt.-BEi.-Ver. Zwickai 

Glaunhan 
Vogtland. llrztl.Bez.-Ve 



1872 
2Ö/5. 


75 


w.«t. 


1873 


17 


ir..t. 


1872 


12 


w. st. 


- 


19 


W.Bt. 


1872 

10/10 


69 


«.Bt. 


1874 


41 


W.Bl. 



Sache, ätzü. 
Korreep.-B1atl 


10—12 


D. 


U. 


deeeelbe 


2-3 


Ü. 


M. 


dasselbe 


4-5 


0. 


M. 


dasselbe 


6 


D. 


— 


dauelbe 


4 


D. 


- 


diLuelbe 


4 


0. 


M. 



' Piakart 

V. Hocke 
I 
Stiebler 

' Hankel 
I Buichboek 



;in zu Leipzig 
1 Hauou 



Fre ie Vere ine. 



JahrDab.d.Oes. 
für Natur- und 
I Heilkonde 



25-30 


B. 


H. 




20—24 


B, 


H. 


- 


5. 


B. 


- 


- 


" 


D. 


M. 


- 



BenDoSchmidt 

A. Winter, 

Berger 
Dillner 



t 18li0, bcätand ein Verein der Ärzte aus den Städten Oiohati, MOgeln, Dablen, Warben 



IV. Königreich Württemberg (i2). 

A. Der staatlichen OrganiBation eiugeftlgt. 



^ 


N»me und 

AnsdehnuLgsbezirk 

des Vereins 


i 


1 


11 1 


Organ lUr 
die VerUffent- 


^i|i 
-^=1 

■s 


5 


! 




Name 




Wnrtt. aral. B.-V. 1 umf. 
















1 






Stadtdii*k,-lle» Slattgarl 

Cimnttatt , EäsUngen 
Leooberg, I.udtrigBborg 
Stnltgort, Waiblingen 


1876 
n;3. 


l&O 


«, st. 


Mod-KorreiT- 

BlaU d. »UrtL 
üri.LBadosyer 


3-4 


ü. 


~ 


- 


SteDdel 


V 


WOrt.arit-B.-V.IlHea- 
bconn '1 


1876 


40-45 


w, «l. 


dauelbc 


4 


B. 


- 


— iBflU 


3» 


W, awt. B.-T. in TUbin- 
















' 




geu, Domizil Tob ingea 


IfiTfi 


64 


w. «t. 


daitelbe 


2 


n. 




1 - Vierordt 




Herrenberg, Nagold, 
Neuenburg, Tübingen 


















4* 


W.ttril.H.-V.lVlloltwtil 


1B76 


35 


W. Bt. 


dauelbe 


4 


ü. 


M. 


St.E. Wolf 


&♦ 


W. arzt. 11.-V. V Aalen') 


1876 


27 


1F. tt. 


dasatJbs 


3-4 


c. 


— 


- Werfer 


6- 


W.tt.B.-V.VICraUflhfiin 


I8T6 


37 


-.St, 


daraelbe 


3 


c. 


_ 


St. E. Durr 


7' 


W. li. n.-V. VII Ulm 


1871) 


es 


W.i^t. 


dauelbo 


3-1 


0. 


— 


— Prüm 


8* 


W.B. B.-V, VIII RiiTeno- 


iseä 


43 


W. Bt, 




e 


n. 


M. 


8t. E. ' Ehrl* 

























1 Stnttgat 



r ttrit, Verein ') 



2 'iiitl Verein in Ulm 
'(Cttlner ümt. Lcse-Vei 

I8S2 aufgelüBt) 

3 Ploohinger ttritl. Vci 

4 Mediz.-naturviBB. Verein 

in Tubingen 



IS74 30 
1847 10— 18 



B. Freie Vereine. 

|Med.Korresp,-| 
00 w.et. Ulattd. -Urtl. lU— 11 

an Landcsver, 
30 w. aL ! dauelbo ! 12 



I H. ^ — i DUckling 

, ~ — . Haberle 

i LctiterTot«t.- 

~ ~ Müller 



8-10| U. 



V. Grofeherzogtam Baden (i6). 



Musbucb 1873 1 

■Heidelberg 
Naturhint.-mediz Verein, 1856 
' Heidelberg i'24.'10.l 



' 1873 



u Heide] berji; 



UTage! 



1) Uesttlit swt 1852; fmlieres Mitglied: Ron. vom Maveu, 

2) Vorher (!S74| exiaticrte ein beide Vereine |5 and 6) umfauender freier „Verein des JutkreiioB". 

3) 18Gä gegründet ala freier Verein der Äwtc der Oberttmter Leutiiiob und Wangen; 1873 erweitert 
Verein der Ante Obenchwabeoe ''. 

4| lleriorgegangeD au» einem Olteten „mediziniaohen Verein". 





Name aad 

Aupdebnungibeeiik 


-3 

1 


■ 


Ig. 

11^ 


Organ für 

die VerUffent- 


ifl 


1 
i 


- 


IJI 


Name 




dea Vereins 


c 


s 


5| 


liohnngen 


'^>S 


S 




ßä 


deiVoritandw 


4* 


Arzt. Krtiii. Kiirliruht m 


















llorlfli:ii,Ett]ingen,Pfon- 


1873 
5/7. 


66 


«t 


iUxU. Mitteil.| , 


D. 


_ 


K.8t,E. 


OreUer, 


; heil», Bmohsd, Bretten 






aas Baden ■ 








MuUpt 


& JGe<ell«ibBft[LEul*nilipr 


1875 






wishtl 










1 :yj,j^ 


10/11. 


54 


"■"*■ 


dieaelben i ^^ 


aj:. 


M 


— 


Sohrickel 


Ö'iirztl-VereininPforEhein, 


1869 
7/12. 


18 


..,t. 


Lokalblatt 
Pfonih.BMb.) 


iiBbeet 


B. 




K.St,E. 


Geteler 


^• 


iratl. Viroin in Rastatt 


1878 
23/11 


14 


w..t. 




8 


B. 


U. 


K.SI.E. 


Schenk, 
Krieechc 


8- 


TereindetArtte der Stadt 


1859 


25 


W.it. 


Jntl. HitteU 
mr Baden 


9 


B. 


M. 


B:,St.E 


Schindler ' 


8* 


Oiteiuuer &nÜ. Ver. amf 






















Amtibz. Ettcnhiim,I^hr 


1851 


60 




dteselbcD 


4 


B. 


H. 


StE. 


Bmn<Ä. 




Offenburg. Wol&ch, Tri- 


e/8- 




















bcrg, K«U, Aohern. Bühl 




















lO* 


Irrt-Unter-Ürfisjan-Ver 


f&r 
















Heraan, 








■• rt. 


diuelben 


3-4 


D. 


M. 


K.StE 




Waldkirch und Bteiiach 


lii6U 
















Borger 


11* 


Vwein t-folborger Ärale 
Itezirke NeoiUdt. Brei- 


1872 


17 


w. et 


dieselben 


12 


U. 


M. 


K.St.E 


Emminghan., 
Looherer 




Mch und -Fteibnrs 


















12' 


liztl. Ober-BreJBgnn-Vet, 

Amter; SUafon-MuU- 

I.eim.Lc>rTBPli 


1869 

2/11. 


" 


W. Bt. 


dieselben 


3-4 


B. 


M. 


K.St.E 


Fiioher 
{MoUhrim) 


13* 


A.-K.-T. Lörrach- Wttld»- 
tnt, Domiril LBiraeh 


1880 


HlmnkW 
10™3 


w.st. 


dicHlbcn 


2—3 


D. 


M. 


K.St.E 


Eeller, MoUer 


u- 


G™lll.d.irltes.Donau- 






















gm.DonnaMchiDgen.En- 


1829 
1/7. 


- 


w.»t 


dieMlben 


1 


B. 


U. 


K.8tE 


Meint, Becker 




;en. Ncuttsdt. Bonndorf 




















15* 


X.-K.-T. Konswoi 


1879 


38 


W.Bt. 


diewlhen 


2 


ü. 


M. 


EjBt.E 


Honacll,Mader 


le- 


Linigauer ätitl. Verein 
Domizil Überlingen, vmt 


1840 


13 


et. — 


1 


r. 


H 




HolihMor, 




.Vmtibeiirk Cl>erlintrcn 


















Hnller 



YI. Grof^berzogtam Hessen (20). 

L FroTÜu Ststkenbnrgr. 
A. Der staatlichen OrgaDieation eingefügt. 



I 



Jahmberichte 19 



I« i.-K.-V. Dieburg-Erbaoh| , 
Domizil «bnecbeelDd an 
beiden Orten I 



£ 


Name und 
äea Vereins 




1 


1 


Organ fUc 

lue Verüffcnl- 

licbungen 


1 


1 

< 


■3 
1 




Name 
deaVoraUndei 


3' 


\.-K.-V. Gr.-Gerau'J 


1889 
■i8/l. 


ID 


w.st. 


Publikationen 
im Ereiiblatt 


1-2 


B. 


U. 


E. 


PfanuDiUllBr, 
MUnob, Scbad 


*• 


EteiBTerein Heppenheim- 


1878 
23/5, 


26 


ff, st. 


- 


2 


C. 


~ 


- 


Lehr 


5* 


i -K.-V. Offonbach 


1877 


J4 


W.lt. 


lahiesberiohte 


4 


ü. 


M. 


St.E. 


Mogk. Kühler, 
Koch 



Freier Verein. 



« intUob-Terem der Stadt 1^42 
Offenbaoh a/M. "T^ i 



7* itiH. Ver. d. Prov. über- 1873 
hstaen, Domizil Oietaen 12/5. 



n. ProTiiu Ober-Heuan. 
A. ProTiDzialTerein. 

IKorrwp.-BLd.l i 

»t, Xretev. d,ProT. 2 

Oberhetsen | 



B. Der Btaatliohen Organisation eingefügte Vereine. 



EreisTercin Alifeld 
irztLEreitver.Bodi 
Ärztl. Kreisverein Gieben 
irztl. KreisTer, Sohotten 

Wetterauer liritl. Verein 
zugl. ttrati, Ver, d. KreiacB 
Friedberg, Dom , Friedbrg, 
^t.fireiiver. Lauterbaoh 



1876 


8 


«,», 


1877 


9 


w.st. 


1878 


22 


«r.st. 


1878 
18/5. 


12 


,,st. 


18S8 
30/5. 


28 


W.Bt. 


1877 


7 


W..L 1 



_ 


2 


ö. 


_ 


— 


Komsp,-Bl. 
d. oberh. Ärat« 


4 


D. 


U. 


E. 


dasselbe 


1 


ü. 


H. 


E. 


Kotreap.-BI,d. 
iriteT.d,ProT, 
Ob«rhc[sea 


1 


0. 


M. 


- 


dasselbe 


10-12 


B. 


H. 


■St. E. 


dasselbe 


1—2 


.. 


- 


- 



— Folieniaa 
Brettel, 
Kullmatin 
KShler, Ploch 

Oresobet 



C. Freier Verein. 



14 Hed-GesellscLiuGietseii 1879 33 



m. FroTinx Rheinheuen. 
A. Provinzialverein. 

82 ff. St. _ 2 



1) Bis 1889 mit Ki 



Darnutadt im „Verein heriiieher knU" verbundcD 



158 



B. Der staatlichen Organisation eingefttgt. 



u 



H&me und 

Aasdebnungfibezirk 

des Vereins 



1 ^ 


S 

d 


'^'i 



•ST» 


e 


ß s « 

d 08 M 


& 


» 


^ ^ V 


tj 


eo h bl 


S 


o 


a 0) p 





5 




-*■» 


• »^ 


o^ 


CO 


s 



Organ fUr 

die Veröffent- 

liobungen 




Name 
des Vorstandes 



16 ' Alzeyer arztl/Kreisverein ^g-- 
Kreis Alzey r^'^ 



17 

18 
19 



Ärztl. Kreisverein Bingen 1877 



Ärztl. Kreisverein Mainz 1884 46 



Ärztl. Kreisverein Worms 



1876 



20 



Mainzer mediz. Gesellscb. 



1886 



14 



13 



28 



w. st. 

w. st. 

w. st. 
w. st. 



Jahresbericbte 



naohB»- 



C. Freier Verein. 



40 



w. 



12 



B. 



B. 



A.K. 



dftrf nis 
4 U. 



B. 



M. 



M. 

M. 



M. 



E. 



Klein, 
Dietricb, 
Erbaob 

von Hesse, 
Heinriob, 
Ebertsheim 

Hefs 

Salzer, Gold- 
beok, Baiser 



Kimberger, 
Betz, Koob 



VII. Grofsherzogtfimer Mecklenburg - Schwerin und 

Mecklenburg - Strelltz ( i o). 



1* 

2 
3 

4 

5 

6 



Allg. mecklenbg.Ärztever. 
Rostocker Ärzte -Verein 



1870 
17/12 

(Medizin. Gesellschaft zu ^5^4 
Rostock) *^"^«*^f 



1877 
25/5. 
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47 



Verein Schweriner Ärzte 

Sudw. meoklenb. Ärztcver. 
Domizil abw. Ludwigslust 
und Hagenow i 



1881 
2/6. 

1888 
17/7. 



(Westlicher mecklenburg 'j^^^ j 
Ärzteverein*)) I ig^7 



7 |Südost-mc' eklen bg. Ärzte 



1876 



8 

9 
10 



18TG 



ver.,umf.Mecklcnb.-Strtl. 
u. Städte Penzlin, Waren. 
Malchow u. Stavcnhugtn 

(Ärzte-Boz.-Vcr. ^^i^'^itz-'j^^JJ^J 
Barth, Domizil Kibnitzji \^^2 

GUstrower iirztl. Verein , 18 <6 

'll/ll. 



Ärztl. Bezirksver. Wismar 



1888 



22 



19 



zuletzt 
30 



35 

10 

29 
25 



w. st. 

W. 8t. 

w. 
w. st. 

w. st 

W. St. 

w. st. 

w. st. 

w, st. 
w. st. 



Korresp.-Bl. d 

allg.mecklenb. 

Ärztevereins 

dasselbe 



Korresp.-Bl.d. 

allg.mecklenb. 

Ärztevereins 

dasselbe 



dasselbe 



dasselbe 



dasselbe 



12 

WIhr.d. 
ak. Sem. 

2 mal 
moiutl. 



12 



6 



Korresp.-Bl. d 

allg.mecklenb 

Ärztevereins 



2 

4 
4 



U. 



U. 



ü. 
B. 
ü. 

u. 
ü. 

! U. 

I 

I U. 



M. 



M. 



M. 



M. 



M. 
M. 



St. E. Peters, Scheel 



St. E. : Lesenberg, 
Robert 



— — Thierfelder 



£. 



St. 



St.E. 



— E. 



M. — 



Berwald, 
Fischer 

Lilienfeld, 
Karsten 



Götz, 
Roggenbau 



Q. „ I Waldüw, 
^^' ^- ' Walter 

St. E. , ^°^^P' , 
Rennecke 



1) Frühere Mitglieder: Flb.mming, Mettkniieimer. 



Vm. Thflrlngen (4). 





Nune und ' '. , 


? 

S 


l|n 


Organ fllr 




B 


£ 


4! 


Namo 


^ 


äei Verein. i 


B' 


dioVerOffent- 


f 


1 

-1 


t 


I|l 


deiVonUuidM 




Allgemeiner WxtLYetoinl 1867 
Ton TbUringen '30/11. 

Iritl-TBrein de.Hen»g-' I8M 
tnmi Ootba i 26/8 


270- 
2S0 

31 


W. St. 
W.lt. 


l.Z.il»br,(-Epi- 
d<mlol. x. üffont.! „ 
OmndhalUpg. ' 3 

•llg.tnt.VaiDig* 
»B Th&ilu(«ii ' 
Korresp.-Blstt' , „ 
rOr ThOringe»! ^~'' 


u. 

X.E. 


u. 

M. 


StE. 
E. 


Eahnt 

Sohwm, 
StBrdog 


S 


irrt. Verein Weimar j'^^^^J 


9 ' w. «t. 


duselbe | 18 


B. 


M. 


- 


Zdoemann- 
I*nga 


4* 


Verein d.lrzled.OatlirBis . „ 
Altenbnrg.SitzAitenbnts '"'^ 


■29 


w,.t. 


- 




B. 


M. 


- 


Rothe, 

KruBOhwili 



IX. erobherzogtam Oldenburg (3). 



Verein znc Untentutzang 
notleidender Arzte des. 
Herzogtums Oldenlrarg 
Atztl. Ver, zu Eutin nmf. 
FnratentuDi Lnbeok und' 
nächste CmgegeDd 



1845 14 *t. 



KOniger, 
Tbeobald, 
Roinpf 



X. Herzogtum BraunBchwelg (4). 



I'lirztt. Vertm dts Kreiaea 

HrauDMliweig 
4* Äratl.Terei uHoIzminden- 

j UOiter-Gaaderslicim 
3* Ätztl. ErciiTerein Hclm- 

I atcdl 

4* ürztlicber Verein Er«is 
WolfenbUttel 



1875 
13/12. 
1668 



2 

■uutl. 


D. ! 


3 


»•. 


4 


B. 


12 


B. 



iritl. Verein in Hunbarg 
Arzll. Verein in Bremen 
llritl. Verein in LnbeolL 



XI. Hansestädte m. 



Deutsche med 
Wuchenachr. 


2S 


Ä.K. 


M. 


E. 


_ 


18-20 


B. 


M. 


St.E. 


- 


12 
rB»p.8 


B. 


M. 


St.E. 



Schülfer 
Scborer 



} 



160 



Xn. Beichslande Elsate-Lothringen (5). 



u 



Name und 

Amdehnungsbezirk 

des Vereins 



J3 


es 


^'2 


es 


N 


ö S ^ 


J 




e5 aS C 


fl 


« 


(3 a> 




3» 


V »4 


■*» 


•^- 




CO 


s 



Organ ftlr 
die Veröffent- 
lichungen 



s 

M 

O 







I 

OS 



«2 

i 


< 



p »^ 



Name 
des Vontandei 



1* ÄntL-bjgienisch. Verein 
T. Elsafs-Lothring., Dom. 
im Winter: Strafsburg 

2 'NatorwissensclL-medizin. 

Verein zu Strafsburg 

3 Verein der Ärzte d. Unter- 
'Elsats, Domiz. Strafsburg 

4* Lothriogischer Arztever. 

I 
5*IMetzer ärztl. Verein 



1874 
8/8. 



1874 



177 



100 



|Arch.f.öff.Ge- 
w. st. jsundheitspfl. i. 
Elsafs-Lothr. 



w. 



1890 

8/3. 


98 


w. 


1873 


30 


w. st. 


1878 
Dez. 


17 


W. 8t. 



2 

wöeh. 

1 
m.Aoan. 
V. April, 
AngVBt, 
Bpt.Oet. 



ntehBe- 
dflrfnis 







• 


u. 


M. 


£. 


A.K. 


M. 


— 


B. 


M. 


— 


ü. 


— 




B. 


M. 





StroU IStrmCi- 
Kri«g«rj bur^ 
BiedOTt 



— Nannyn 



— J0II7, Eöberle 

Pistorins, 

Fr. Stoltenhoff 

Asremt, 
T. Mittelstadt. 



Drock von J. B. Hirschfeld in Leipzig. 
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